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VORWORT. 


Die  vielumstrittene  Frage  über  das  Wesen  des 
modernen  Staatenbundes  und  Bundesstaates  wird  nur 
dadurch  der  Losung  näher  gebracht  werden  können, 
dass  in  Anwendung  des  bewährten  Satzes  des  Julius 
Paulus  in  Lex  1,  Dig.  50,  17:  „Regula  est  quae  rem 
quae  est  breviter  enarrat;  non  ex  regula  jus  sumatur 
sed  ex  jure  quod  est  regula  fiat"  diejenigen  Bünde, 
welche  die  moderne  Staatenpraxis  hervorgebracht  hat, 
in  ihren  Grundzügen  untersucht  werden.  Man  wird 
miteinander  vergleichen  müssen  auf  der  einen  Seite 
Bünde,  welche  Theorie  und  Praxis  als  Staatenbünde 
bezeichnen,  auf  der  andern  Seite  Bünde,  welche  als 
Bundesstaaten  gelten.  Aus  der  Vergleichung  wird 
sich  ergeben,  was  dem  Staatenbunde  und  was  dem 
Bundesstaate  eigenthümlich  ist. 

Von  dieser  Erwägung  geleitet,  habe  ich  vor  zwei 
Jahren  eine  übersichtliche  Beschreibung  des  Bundes- 
rechts der  Republik  der  Vereinigten  Niederlande,  des 
meines  Erachtens  besten,  tüchtigsten  und  erfolgreichsten 
Staatenbundes  der  Neuzeit,  veroflfentlicht.  Ich  über- 
gebe hiermit  dem  Publikum  eine  übersichtliche  Dar- 
stellung der  Praxis  der  modernen  Bünde  und  des 
Rechts  der  wichtigeren  derselben;  wobei  ich  indessen 
offen  aussprechen  muss,  dass  mir  die  eingehende  Kennt- 
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niss  der  romanischen  Bünde  fehlt,  welche  die  unent 
behrliche  Grundlage  für  ein  abschliessendes  Urthei 
über  dieselben  bilden  muss. 

Die  Bemerkung  von  Rivier,  Lehrbuch  des  Volker 
rechts,  §  10,   dass  nach  der  geschichtlichen  Entwicke 
lung   in  dem  europäisch -amerikanischen  Staatenkreis« 
„der  Staatenbund    sich   zum  Bundesstaate  concentrirt 
auch  die  Concentration  und  Centralisation  weiterschrei- 
tet,  bis    schliesslich    der  Einheitsstaat  erreicht   wird", 
dürfte  nur  in  ihrem  ersten  Theile  richtig  sein.     Es  ist 
gar  kein  Anzeichen  vorhanden,    dass  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Mexiko,  der  Argentinische 
und  der  Canadische  Bund,  Brasilien  und  die  australi- 
schen Colonien,  welche  einen  Bundesstaat  unter   eng- 
lischer Oberhoheit  beabsichtigen,  den  üebergang  zum 
Einheitsstaate    anstreben.      Das    System    der    Bundes- 
regierung umfasst  bereits  gegenwärtig  ein  Gebiet,  wel- 
ches etwa  dreimal  so  gross  ist  wie  ganz  Europa,  und 
wird  voraussichtlich  in  naher  Zeit  einen  neuen  Erdtheil 
(Australien)  dauernd  gewinnen.    Die  Form  des  Bundes- 
staates gewährt  durch  die  Setzung  von  Einheit  in  den 
nationalen  Angelegenheiten    und  durch    die  Zulassung 
von  Mannichfaltigkeit  bei  den  localen  und  particularen 
Angelegenheiten,    welche    von    den    einzelnen    Staaten 
innerhalb    der  Schranken    der  Bundesverfassung   nach 
eigenem  Ermessen  geregelt  werden,  so  grosse  Vortheile 
für  die  Entwickelung  und  für  die  Freiheit  der  Volker, 
dass  sie  sich  voraussichtlich  über  einen  immer  grossem 
Theil  der  civilisirten  Welt  verbreiten  wird.     Die  Re- 
publik   der    Vereinigten    Niederlande    ist    der   einzige 
neuere  Staat  von  Belang,  welcher  dauernd  vom  Bunde 
zum    Einheitsstaate    übergegangen    ist ;    dagegen  sind 
grosse  und   zukunftsreiche  Einheitsstaaten    in    neuerer 
Zeit  Bundesstaaten  geworden. 
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Regierungsformen  dienen  menschlichen  Bedürfnissen; 
sie  wollen  verstanden  sein  aus  den  Verhältnissen, 
welche  sie  hervorgebracht  habep;  sie  wollen  beurtheilt 
sein  nach  der  Kückwirkung,  welche  sie  auf  die  Sicher- 
heit, Tüchtigkeit  und  Wohlfahrt  des  Volkes  üben. 
Juristische  Logik  und  Dialektik  sind  nur  Mittel  zur 
Erklärung  von  Verfassungen  und  Gesetzen;  sie  dürfen 
nicht  ausarten  in  unfruchtbare  oder  schädliche  Scho- 
lastik, welche  mit  nichtssagenden  oder  unwahren  Kate- 
gorien arbeitet;  sie  dürfen  nicht  dazu  misbraucht  wer- 
den, den  klaren  Inhalt  von  Verfassungen  und  Gesetzen 
in  sein  Gegentheil  zu  verkehren.  Die  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  welche  zweifellos 
den  Mittelpunkt  der  Untersuchungen  über  moderne 
Bünde  bilden  muss,  ist  „das  Ergebniss  eines  Geistes 
der  Freundschaft  und  solchen  wechselseitigen  Entgegen- 
kommens und  Nachgebens  (mutual  deference  and  con- 
cemon),  welches  die  Eigenthümlichkeit  unserer  politi- 
schen Lage  unentbehrlich  machte  ^^  (Schreiben  von 
George  Washington  an  den  Congress  der  Vereinigten 
Staaten  auf  einmüthigen  Beschluss  der  Philadelphia- 
Convention  vom  17.  September  1787)  sie  verträgt  nicht 
die  Anlegung  des  Richtscheites  engherziger  juristischer 
Logik,  welche  die  Bedürfnisse  des  Staatslebens  und 
die  Nothwendigkeit  zahlreicher  Compromisse  verkennt. 

Die  modernen  Bünde  zerfallen  in  drei  grosse 
Gruppen:  germanische  Bünde,  Deutschland,  Schweize- 
rische Eidgenossenschaft,  Republik  der  Vereinigten 
Niederlande ;  angelsächsische  Bünde,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  der  Canadische  und  Australische  Bund; 
romanische  Bünde,  die  Bundesrepubliken  in  Central- 
und  Südamerika.  Den  Germanen  gebührt  der  Ruhm 
der  Hervorbringung  der  modernen  Bünde,  den  Angel- 
sachsen der  Ruhm  ihrer  Ausbildung  und  Vervollkomm- 
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nung;  die  romanischen  Bünde  folgen  mit  einer  Reihe 
von  Abweichungen  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika. Bei  der  Uebersicht  über  die  Praxis  der  moder- 
nen Bünde  habe  ich  die  drei  Gruppen  auseinander- 
gehalten, bei  der  Uebersicht  über  ihr  Recht  habe  ich 
der  chronologischen  Ordnung  den  Vorzug  gegeben, 
unter  Trennung  der  staatenbündischen  und  der  bundes- 
staatlichen Verfassungen.  Die  antiken  Bünde  habe  ich 
unberücksichtigt  gelassen,  weil  der  Nachweis  nicht  er- 
bracht werden  kann,  dass  Bestimmungen  der  modernen 
Bundesverfassungen  ihnen  entnommen  sind. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nehmen  unter 
den  gegenwärtigen  Bünden  nach  ihrer  zeitbewährten  in 
Form  und  Inhalt  gleich  ausgezeichneten  Verfassung, 
nach  ihrer  politischen  und  wii*thschaftlichen  Bedeutung 
und  nach  ihrer  geographischen  Lage  die  erste  Stelle 
ein.  Jedermann  kann  schon  jetzt  den  Einfluss  der 
grossen  reichen  und  mächtigen  transatlantischen  Re- 
publik verspüren,  in  politischer,  wirthschafllicher  und 
sozialer  Beziehung.  Die  künftige  Einwirkung  der 
neuen  Welt  und  ihrer  Einrichtungen  auf  die  alte  Welt 
entzieht  sich  jeder  sichern  Berechnung. 

Durch  längern  Aufenthalt  in  Washington,  St.-Loui8, 
New-York,  dem  Haag,  Leiden,  Groningen,  Bern, 
Zürich  und  Lausanne,  durch  häufige  Anwesenheit  bei 
den  Verhandlungen  der  gesetzgebenden  Versammlungen, 
Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  und  durch  den 
Verkehr  mit  leitenden  Männern  fremder  Staaten  habe 
ich  mir  einen  Einblick  in  die  Wirksamkeit  der  Staats- 
einrichtungen, welche  ich  zu  beschreiben  habe,  zu  ver- 
schaffen gesucht.  Für  die  ausserordentlich  freundliche 
und  entgegenkommende  Forderung  meiner  Unter- 
suchungen, welche  mir  stets  zutheil  geworden  ist,  sage 
ich  herzlichsten  Dank. 
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Theoretische  Erörterungen,  Entstehung  und  Wesen 
der  Bünde,  Einwirkung  derselben  auf  die  Souveräne- 
tät,  Beziehungen  zwischen  dem  Bunde  und  seinen 
Mitgliedern,  namentlich  Nullification  und  Secession 
habe  ich  in  diesen  Untersuchungen  thunlichst  bei  Seite 
gelassen.  Spätere  Untersuchungen  werden  Einzelfrageu 
des  deutschen  Bundesrechts  behandeln,  die  Theorie  der 
Bünde  entwickeln  und  zugleich  Aulass  geben  zu  einer 
eingehendem  Auseinandersetzung  mit  der  deutschen 
und  ausländischen  Literatur  über  moderne  Blinde, 
welche  zwar  „unermesslich"  ist  (von  Holtzendorff', 
Handbuch  des  Volkerrechts,  II,  136),  aber  durchweg 
mit  unzureichendem  Material  gearbeitet  hat. 

Niemand  kann  lebhafter  von  den  Schwierigkeiten 
und  Gefahren  der  Aufgabe,  deren  Losung  ich  mir  vor- 
gesetzt habe,  durchdrungen  sein  als  ich  es  bin.  Schon 
die  Sammlung  und  Sichtung  des  zu  einer  vergleichen- 
den Darstellung  von  Staatenbund  und  Bundesstaat  er- 
forderlichen immensen  Materiales  ist  ungemein  schwierig 
und  zeitraubend.  Das  Recht  der  Bünde  früherer  Zeit, 
welche  nicht  bei  Seite  gelassen  werden  dürfen,  nament- 
lich das  Bundesrecht  der  alten  Eidgenossenschaft  und 
der  Republik  der  Vereinigten  Niederlande,  ist  äusserst 
spröde;  Untersuchungen  über  dasselbe  sind  sehr  müh- 
sam und  oft  wenig  ergiebig;  in  der  höchst  werthvoUen 
Sammlung  der  älteren  eidgenossischen  Abschiede,  in 
den  Verhandlungen  der  Generalstaaten  und  der  Staaten 
der  einzelnen  Provinzen,  namentlich  von  Holland,  ist 
ein  ungemein  reichhaltiges,  kaum  erst  angearbeitetes 
Material  für  modernes  Bundesrecht  enthalten.  Bin  ich 
auch  ernstlich  bemüht  gewesen,  die  Wahrheit  zu  sagen, 
die  ganze  Wahrheit  und  nichts  als  die  Wahrheit,  nach 
dem  Maasse  der  mir  verliehenen  Kraft  und  Einsicht, 
so  darf  ich  doch  kaum    hoffen,    Irrthümer    und   Mis- 
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Verständnisse  völlig  vermieden  zu  haben.  Aber  d 
Darstellung  von  Staatenbund  und  Bundesstaat  ixiui 
doch  endlich  in  Deutschland  aus  dem  luftigen  Gebiet 
wo  die  Gedanken  leicht  und  harmonisch  bei  einandc 
wohnen,  in  den  Raum  der  Wirklichkeit,  wo  die  Sache 
hart  sich  stossen,  gebracht  werden.  Wie  die  Natur 
Wissenschaften  durch  sorgfältige  Sammlung  der  That 
Sachen,  durch  Beobachtung  und  Vergleichung,  gros 
geworden  sind,  so  wird  die  deutsche  Staatswissenschnf 
und  namentlich  das  Staatsrecht  in  den  allgemeinei 
Lehren  den  Gebilden,  welche  die  Staatenpraxis  hervor- 
gebracht hat,  grossere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden 
haben,  um  wahrhaft  fruchtbringend  zu  werden.  Mögen 
die  Untersuchungen  freundlich  aufgenommen  und  bald 
durch  eine  bessere  und  gediegenere  Arbeit  von  einer 
kundigeren  Hand  überholt  werden! 

Marburg,  Mai  1892. 

Dr.  Westerkamp. 
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^  Die  Citate  aus  den  ConföderationsaHikeln  and  der  Unioi 
Verfassung  unter  dem  Text  sind  der  Ausgabe  von  Fashal  eo 
nommen,  welcher  (S.  47,  Anm.  1)  versichert,  dass  dem  von  ih 
gegebenen  Text  ein  Certificat  des  Staatssecretärs  James  Buchana 
vom  20.  Juli  1846  zur  Seite  stehe,  wonach  derselbe  „correct,  i 
text,  letter  andpunctuation'*  sei.  Die  kleinen  Ziffern  zur  Be 
Zeichnung  der  einzelnen  Absätze  der  einzelnen  Artikel  der  Cou 
foderationsartikel  und  der  einzelnen  Sectionen  der  Unionsver 
fassung  sind  von  mir  zur  leichtem  Auffindang  beigefügt 

s  James  Bryce  ist  als  Chancellor  of  theDachy  ofLancaster 
Mitglied  des  unter  W.  E.  Gladstone  im  August  1892  gebildeten 
englischen  Ministeriums. 


Gesetze  und  wichtigste  Literatur.  xix 

sea.  In  der  North  American  Review  (New  York  1878), 
S.  179 — 212.  —  George  Bancroft,  History  of  the  Formation 
of  the  Constitution  of  the  United  States  of  America,  2  Bde. 
(Xew-York  1882).  —  Horace  Greeley,  The  American  Con- 
flict,  2  Bde.  (Hartford  1867).  —  Sir  Henry  Sumner  Maine, 
Die  Yolksthümliche  Regierung  (Berlin  1887). 

2.  Sepublik  der  Vereinigten  Niederlande. 

Groot  Placaat-Boek,  9  Bde.  mit  Register  (enthaltend 
die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Generalstaaten  und  der 
Staaten  von  Holland  und  Seeland,  Haag  1658 — 1797).  — 
Pieter  Bor,  Begin  en  Vervolgh  der  Nederlandsche  Oorlogen, 
Beroerten  en  Borgerl^'ke  Oneenigheden,  4  Bde.,  Quartaus- 
gabe (Amsterdam  1679 — 84).  —  Commentariolus  de  Statu 
Confoederatarum  Provinciarum  Belgii,  5.  Aufl.  (Haag  1659). 

—  Simon  van  Slingelandt  (1664 — 1736),  Staatkundige  Ge- 
schriften,  4  Bde.  (Amsterdam  1784 — 85).  —  Bynkershoek, 
Quaestionum  Juris  Publici  Libri  Duo  (Leyden  1737).  — 
Tegenwoordige  Staat  der  Yereenigde  Nederlanden  (Amster- 
dam 1739  fg).  —  Pieter  Paulus,  Verklaring  der  Unie  van 
Utrecht,  4  Bde.  (Utrecht  1775 — 77).  —  Pestel,  Commentarii 
de  Republica  Batava  (Leyden  1782).  —  Kluit,  Historie  der 
Hollandsche  Staatsregering,  5  Bde.  (Amsterdam  1802 — 5).  — 
B.  Fruin,  Tuin  Jaren  uit  den  tachtigjarigen  Oorlog  1588 
— 98,  Qnartausgabe  (Leyden  1856 — 58).  —  Bassecour  Caan, 
Schets  van  den  Regeringsvorm  van  Nederland  (Haag  1866). 

—  Mr.  Groen  van  Prinsterer,  Handboek  der  Geschiedenis 
van  het  Vaderland  (Amsterdam  1876).  —  Riemsdijk,  De 
Griffie  van  Hare  Hoog  Mogenden  (Haag  1885).  —  Dr.  J. 
B.  Westerkamp,  Das  Bundesrecht  der  Republik  der  Ver- 
einigten Niederlande  (Marburg  1890). 

3.  SchweizeriBche  Eidgenossenschaft. 

Amtliche  Sammlung  der  älteren  eidgenössischen  Ab- 
schiede, 8  Bde.  (Luzem,  Bern  1839  fg.).  —  Sammlung  der 
Bundesverfassung  und  der  auf  1.  Jänner  1880  in  Kraft 
bestehenden  Cantonsverfassungen.  Amtliche  Ausgabe  (Bern 
1880).  —  J.  C.'Bluntschli,  Geschichte  des  schweizerischen 
Bundesrechts,  2.  Aufl.,  2  Bde.  (Stuttgart  1875).  —  PfaflP, 
Das  Staatsrecht   der  alten  Eidgenossenschaft  (Schaifhausen 


XX  Gesetze  und  wichtigste  Literstur. 

1870).  —  Wilhelm  Oechsli,  Orte  und  Zuge 
13.  Bde.  des  Jahrbuchs  für  schweizerische  Gesch 
1888),  S.  1—497.  —  Dr.  Carl  Hilty,  Politiscl 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  (Bern,  8< 
Derselbe,  Vorlesungen  über  die  Helvetik  (6er 
Gustav  Vogt,  Zur  Charakteristik  der  Schweizerin 
tionsacte  (Zürich  1884).  —  Berthold  van  Muyde 
sous  le  Pacte  de  1815,  2  Bde.  (Lausanne  181 
Blumer  -  Morel ,  Handbuch  des  schweizerisch« 
Staatsrechts,  Bd.  I  (3.  Aufl.,  Basel  1891);  Bd. 
Abtheilungen  (2.  Aufl.,  Basel  1880  und  1887).  — 
Das  öffentliche  Hecht  der  Schweizerischen  Eidge 
2  Tille.  (Zürich  1878).  —  Dr.  Alois  von  Orelli, 
recht  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft.  In 
sen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  (Freibur 
Adams-Cunningham,  La  Confederation  Suisse  (Bas< 
John  Martin  Vincent,  State  and  Federal  Go\ 
Switzerland  (Baltimore  1891).  —  Dr.  Joh.  Strickl 
zerisches  Verfassungsbüchlein,  2.  Aufl.  (Bern 
L.  R.  von  Salis,  Schweizerisches  Bundesrecht,  2 
1891—92). 

4.  Vereinigt  Staaten  von  Mexiko. 

Dareste,  Les  Constitutions  Modernes,  Bd. 
1883),  S.  475  —  507.  —  Berichte  über  die  ' 
Staaten  von  Mexiko  in  den  verschiedenen  Jahr^ 
Annuaire  de  Legislation  fltrangere  (Paris,  seit  j 

5.  Argentinische  Sepublik. 

Dareste,    Les    Constitutions    Modernes ^    Bd. 
1883),    S.  525 — 552.  —  Berichte   über  die  Ar^ 
Republik    in    den   verschiedenen   Jahrgängen   des 
de  Legislation  fitrangere  (Paris,  seit  1871). 

6.  Canadischer  Bund. 

Dareste,    Les    Conetitutions    Modernes,   Bd. 
1883),  S.  352—384.  —  J.  E.  C.  Munro,  The  Co 
of  Canada  (Cambridge  1889).  —  Official  Handbo 
formation,  relating  to  the  Dominion  of  Canada  (] 


Gesetze  und  wichtigste  Literatur.  xzi 

7.  Deutscher  Bnnd  nnd  Deutsches  Beich. 

Meyer-Zöpfl,  Corpus  juris  Confoederationis  Germanicae, 
3  Bde.  (Frankfurt  a.  M.  1858—69).  —  Bundes-  bezw.  Reichs- 
Gesetzblatt  (seit  1867).  —  H.  A.  Zachariae,  Deutsches 
Staats-  und  Bundesrecht,  2  Bde.,  3.  Aufl.  (Göttingen  1865—67). 

—  F.  Thudichum,  Verfassungsrecht  des  Norddeutschen  Bun- 
des und  des  Deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins  (Tübingen 
1870).  —  J.  B.  Westerkamp,  üeber  die  Reichsverfassung 
(Hannover  1873).  —  M.  Seydel,  Commentar  zur  Yerfassungs- 
urkonde  für  das  Deutsche  Reich  (Würzburg  1873).  —  R.  von 
Mohl,  Das  Deutsche  Reichsstaatsrecht  (Tübingen  1873).  — 
A.  Haenel,  Studien  zum  deutschen  Staatsrecht  (Leipzig 
1873 — 88).  —  P.  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutscheu 
Reiches,  2.  Aufl.,  2  Bde.  (Freiburg  1888—91).  —  G.  Meyer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  3.  Aufl.  (Leipzig  1801). 

—  Ph.  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  2  Bde. 
(Berlin  1880  und  1883).  —  H.  Schulze,  Lehrbuch  des 
deutschen  Staatsrechts,  2  Bde.  (Leipzig  1881  —  86).  — 
A.  Haenel,  Deutsches  Staatsrecht,  Bd.  I  (Leipzig  1892). 


BESTER  THEIL. 

Untersuclmiigeii  üter  die  Praxis  der  modernen 

Bünde. 

ERSTES  KAPITEL. 
Germanische  Bünde. 

§  1. 
Dentsche  Bfinde. 

Die  modernen  Bünde  sind  germanischen  Ursprungs. 
Das  frühere  Deutsche  Reich  zumal  seit  der  Glaubens- 
spaltung war  in  der  That  nur  eine  dauernde  Verbün- 
dung der  deutschen  Territorien  und  der  andern  Mit- 
glieder des  Reiches;  die  Reichsgewalt,  aus  dem  Reichs- 
oberhaupt und  den  Reichsständen  bestehend,  war  in 
Wirklichkeit  nur  eine  Bundesgewalt  über  denselben. 
Waren  auch  abweichend  von  der  Mehrheit  der  modernen 
Bünde  ^  die  Herrschaftsrechte  des  Reiches  nicht  gezählt, 
gebührte   ihm    vielmehr   unbeschadet   der  Rechte    der 


^  Uebereinstimmend  mit  dem  Reiche  bezüglich  der  Herr- 
jjchaftsrechte  von  den  mir  bekannten  modernen  Bünden 
nur  die  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  (§  10)  und  der 
Canadische  Bund  (§  12).  Dem  System  des  Reiches  näherte 
sich  die  Praxis  der  alten  Schweizerischen  Eidgenossenschaft 
(S  2)  und  der  Republik  der  Vereinigten  Niederlande  (§§  3,  7). 
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Reichsstande  volle  staatliche  Gewalt,  so  war 
Organisation  so  mangelhaft,  dass  es  sie 
nationalen  Angelegenheiten  beschränken  n 
auch  diese  nur  kümmerlich  erledigen  konnte 
die  localen  und  particularen  Angelegenheitei 
zelnen  Territorien  in  immer  wachsender  S< 
keit  zufielen.  Widrige  Umstände  mannichfa 
namentlich  die  Glaubensspaltung,  welche 
Reformation  war,  die  Sonderung  der  Reichi 
zwei  häufig  feindliche  Religionsparteien  m: 
corporativen  Organisationen,  die  Ausnahme 
ligionssachen  von  Mehrheitsentscheidungen 
legien  des  Reichstages,  ständische  Rechtsun 
und  Standes  Vorrechte,  Leibeigenschaft,  Eig< 
keit,  Gutsunterthänigkeit  eines  grossen  T] 
deutschen  Volkes,  Ungleichartigkeit  der  verg 
Territorien  des  Reiches,  Nichtübereinstimn 
Stimmvertheilung  im  Reichstage  mit  den  n 
Machtverhältnissen,  Mangel  an  Gefügigkeit  c 
gegenüber  der  Gesammtheit,  das  Fehlen  eine 
kräftigen  Executive  des  Reiches,  die  Nichts 
des  deutschen  Volkes  in  dem  Reichstage,  hi 
gesunde  Entwickelung  des  Reiches  gehindert, 
zu  einem  unbehülflichen  und  schwerfällige: 
korper  gemacht  und  häufige  Interventionen  au 
Staaten  (namentlich  von  Frankreich  und  Sch\ 
deutsche  Angelegenheiten  herbeigeführt.  D 
war  in  den  letzten  Jahrhunderten  seines  Besta 
ein  Schatten  der  früheren  Grosse  und  Tüchtig 
Zeit  hatte  alle  Grossen-  und  Machtverhältnisse 
sprünglich  bestanden  hatten,  von  Grund  aus  { 
der  Reichstag  hatte  aufgehört  einen  eigenen  V 
haben;  die  Ürtheile  der  Reichsgerichte  könnt 
mehr  vollstreckt  werden;  alles  bekundete  eine  i 
Schwäche,  dass  der  Reichsverband  niemande 
Sicherheit  gab  und  nur  ein  Mittel  der  Uneinig 


Früheres  Deutsches  Reich. 


Zwietracht  für  die  Mächtigen  war.^  Unter  den  Nach- 
wirkungen der  grossen  franzosischen  Revolution  ist 
das  altersschwache  und  gänzlich  verrottete  Reich  in- 
folge der  Secession  der  Rheinbundsstaaten  ohne  Kampf 


^  Vgl.  Note  des  französischen  Gesandten  beim  Reichs- 
tage vom  1.  August  1806  (Meyer -Zöpfl,  I,  69),  wodurch 
Frankreich  erklärte,  dass  es  die  Existenz  der  Reichsver- 
fassung  nicht  mehr  anerkenne,  wol  aber  die  volle  und  ab- 
solute Souveränetät  der  Fürsten,  welche  seine  Mitglieder 
gewesen  seien.  Kam  es  Frankreich  auch  nicht  zu,  sich  zum 
Richter  über  das  Reich  aufzuwerfen,  so  waren  doch  die 
schweren  Vorwürfe  gegen  seine  Verfassung  und  Regierung 
in  dieser  Note  wohlbegründet.  —  Fremde  einsichtige  Be- 
urtheiler,  Hamilton  und  Madison,  sagten  mit  Recht  von 
dem  Reiche  im  „Federalist"  Nr.  19  vom  8.  December  1787: 
„The  fundamental  principle  on  which  it  rests,  that  the 
empire  is  a  Community  of  sovereigns,  that  the  diet  is  a  re- 
presentation  of  sovereigns,  and  that  the  laws  are  addressed 
to  sovereigns,  renders  the  empire  a  nerveless  body,  incapable 
of  regulating  its  own  members,  insecure  against  external 
dangers,  and  agitated  with  unceasing  fermentations  in  its  own 
bowels.  —  The  history  of  Germany  is  a  history  of  wars 
between  the  emperor  and  the  princes  and  statea,  of  wars 
amoDg  the  princes  and  states  themselves,  of  the  licentious- 
ness  of  the  strong  and  the  oppression  of  the  weak,  of  foreign 
intrusions  and  intrigues,  of  requisitions  of  men  and  money 
disregarded  or  partially  complied  with,  of  attempts  to  en- 
force  them,  altogether  abortive  or  attended  with  slaughter 
and  desolation  involving  the  innocent  with  the  guilty,  of 
general  imbecility  confusion  and  misery,"  —  Hat  auch  die 
Verfassung  des  früheren  Reiches  einige  Einwirkung  auf  die 
späteren  Gestaltungen  Deutschlands  geübt,  so  ist  sie  doch 
für  die  Theorie  und  Praxis  der  modernen  Bünde  von  so 
geringer  Bedeutung,  dass  eine  zusammenhängende  Beschrei- 
bung derselben  unterbleiben  kann  (vgl.  §  35);  kein  anderes 
\olk  hat  sie  nachgebildet  oder  wird  sie  voraussichtlich  je- 
mals nachbilden.  Aus  demselben  Grunde  bedarf  es  keiner 
Darstellung  der  Bünde  innerhalb  des  früheren  deutschen 
Reiches,  so  des  Hansabundes. 

1* 
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und  Widerstand  im  August  1806   ruhmlos    z 
gebrochen.' 

Auch  die  zweite  Organisation  der  JVXeh 
deutschen  Staaten  im  Laufe  des  jetzigen  Jahr 
der  im  Juli  1806  zwischen  Frankreich  und 
sehen  Staaten  geschlossene  Rheinbund  %  dej 
andere  deutsche  Staaten  beigetreten  sind  *,  bi 
die  Theorie  noch  die  Praxis  der  modernen  Bi; 
fordert.  Der  Rheinbund,  welcher  von  1806  — 
standen  hat,  war  ein  wenig  entwickelter  Staat 
deutscher  Staaten  unter  franzosischer  Protectio 
Schutz-  und  Trutzbündniss  dieser  Staaten  unterej 
und  mit  Frankreich  bezüglich  aller  continentaleii  J 
die  einer  von  ihnen  zu  fuhren  hatte  (Rh.  B.  A.,  A 
Seine  Hauptaufgabe  war  die  gemeinsame  Kriegfii 
auf  dem  europäischen  Continent  unter  frauzösi 
Oberbefehl;  die  Contingente  und  sonstigen  M 
leistungen  der  verbündeten  Staaten  waren  in  der  li 
bundsacte  und  den  Beitrittsurkunden  zu  ders 
fixirt.^  Vorsteher  des  Rheinbundes  war  der  tri 
Kurfurst-Reichserzkanzler  unter  dem  Titel  eines  F 
Primas*^;  der  Kaiser  der  Franzosen  hatte  als  Prote 


3  Die  für  Auflösung  des  Reiches  vorzugsweise  wicht 
Actenstücke  in  Meyer-Zöpfl,  I,  68 — 79. 

*  Die  Rheinbundsacte  vom  12.  Juli  1806  ist  abgedrii 
in  Meyer-Zöpfl,  I,  79  —  84;  vgl.  über  den  Fürsten  i 
Liechtenstein  das.,  S.  79,  Anm.  2. 

^  Die    Accessionsverträge     und    Accessionsurkonden 
Meyer-Zöpfl,  I,  88 — 93.  —  Oesterreich,  Preussen,  Schw 
disch- Pommern,  Holstein,  Lauenburg  und  die  Hansastäd 
sind  dem  Rheinbunde  nicht  beigetreten. 

6  Z.  B.  Frankreich  200,000,  Bayern  30,000,  Königre/c 
Westfalen  25,000,  Königreich  Sachsen  20,000,  Württember, 
12,000,  Baden  8000  Mann.  Rh.  B.  A.,  Art.  36-38,  mu 
Accessionsurkunden. 

7  Rh.  B.  A.,  Art.  4,  10.  Die  im  §  25  des  Eeich' 
deputationshauptschlusses  vom  25.  Februar  1803  festgestellte 
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des  Rheinbundes  dessen  Nachfolger  zu  ernennen  (Rh. 
B.  A.,  Art.  12).  Die  gemeinschaftlichen  Angelegen- 
heiten sollten  auf  einem  Reichstage,  mit  dem  Sitze  in 
Frankfurt  a.  M.,  verhandelt  und  entschieden  werden; 
dieser  sollte  aus  einem  Plenum  und  zwei  CoUegien, 
dem  Königs-  und  dem  Fürsten-Collegium  bestehen,  in 
den  beiden  ersten  sollte  der  Fürst-Primas,  im  Fürsten- 
Collegium  der  Herzog  von  Nassau  den  Vorsitz  führen 
(Rh.  B.  A.,  Art.  10).  Dem  Reichstage  wurde  nament- 
lich die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  der  Rhein- 
bundsstaaten untereinander  überwiesen  (Rh.  B.  A., 
Art.  9).  Durch  ein  Grundstatut,  welches  niemals  zu 
Stande  gekommen  ist,  sollten  die  Zeit  seines  Zusammen- 
trittes, die  Art  seiner  Berufung,  die  Gegenstände  seiner 
Berathung,  die  Weise  Beschlüsse  zu  fassen  und  zu 
vollziehen,  bestimmt  werden  (Rh.  B.  A.,  Art.  11).  Der 
Rheinbund  war  in  Wirklichkeit  die  vertragsmässige 
Unterwerfung  deutscher  Staaten  unter  franzosische 
Herrschaft;  die  Begebenheiten  der  Rheinbundszeit 
sind  eines  der  dunkelsten  Kapitel  der  deutschen  Ge- 
schichte. 

Die  dritte  Organisation  der  deutschen  Staaten  im 
Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts,  der  frühere  Deutsche 
Bund,  welcher  durch  Ausführung  der  Deutschen 
Bundesacte  vom  8.  Juni  1815  entstanden  und  erst  1866 
untergegangen  ist,  zeigt  einen  erheblichen  Fortschritt 
gegenüber  den  früheren  deutschen  Bundes  Verhältnissen. 
Denn  einmal  umfasste  er  abweichend  von  dem  Rhein- 
bunde sämmtliche  deutsche  Staaten  und  sodann  war 
er  frei  von  auswärtiger  Botmässigkeit.  Das  dauernde 
höchst  segensreiche  Ergebniss  der  Befreiungskriege  war 
die  endgültige  Erlösung  Deutschlands  von  auswärtiger 


Ausstattung  des  Kurfürsten -Reichserzkanzlers  wurde  durch 
Rh.  B.  A.,  Art.  22  um  die  Stadt  und  das  Gebiet  Frankfurt 
vermehrt. 
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Intervention,  Protection  und  Herrschaft ;  D 
gehorte  wieder  den  Deutschen.  Aber  für  d 
wie  für  die  Einzelnen  gilt  das  Gesetz  der  L 
allmählichen,  stufenweisen  Entwickelung';  vie 
jährige  Schäden  und  Misstände  in  einem  VoL 
sich  nicht  auf  einmal  heilen  und  beseitigen ;  ein< 
die  Jahrhunderte  gespalten  und  zerrissen  ge^y 
sich  selbst  zerfleischt  hat  und  von  auswärtig'eu 
zerfleischt  ist,  kann  nicht  auf  einmal  einen 
ragenden  Platz  unter  den  Nationen  erringe« 
Baugrund  für  die  Neugestaltung  der  deutschen  \ 
nisse  auf  dem  Wiener  Congress  (1814 — 15)  war 
schwierig  und  gefährlich,  musste  aber  doch  b 
werden,  weil  ein  mangelhafter,  immerhin  einigen  i 
nach  aussen  gewährender  und  die  deutschen  S 
leidlich  zusammenhaltender  Bund  besser  war  aJs 
vollige  Isolirung,  die  zu  einem  neuen  Rbeinh 
hätte  führen  können.  Die  Aufgabe  war:  Errici 
eines  dauerhaften  beständigen  Bundes  aus  38  deuts 
Staaten,  von  denen  die  grossten  und  wichtigsten 
mi't  einem  Theile  ihres  Gebietes  dem  Bunde  beitn 
wollten  und  sollten^,  von  denen  mehrere  mit  aus\^ 
tigen  Staaten  in  Union  standen  ^,  die  nach  Grösse,  JE 
wohnerzahl  und  Staatseinrichtungen  sehr  verschiedi 
artig  waren  ^®  und  deren  Bestrebungen  weit  auseinand- 


^  O^sterreich  und  Preussen  sind  nach  Bundesacte  Art. 
nur  für  ihre  zum  früheren  Deutschen  Reich  gehörig  gt 
wesenen  Besitzungen  Mitglieder  des  Deutschen  Bundes  ge 
wesen, 

^  Das  Königreich  Hannover  war  hei  Gründung  de.* 
Bundes  mit  England,  Holstein -Lauenhurg  mit  Dänemark 
und  Luxemburg  mit  den  Niederlanden  unirt.  B.  A.,  Ein- 
gang und  Art.  1. 

^®  Grosse  Staaten:  Oesterreich,  Preussen,  Bayern;  kleine 
Staaten:  Liechtenstein,  alle  Eeuss,  Schaumburg-Lippe,  Lippe, 
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gingen J^  Selbst  Staatsmänner  von  solcher  Treue,  Ge- 
schicklichkeit, Weisheit  und  Ueberredungskraft,  wie 
George  Washington,  James  Madison,  Alexander  Ha- 
milton und  die  anderen  Mitglieder  der  Philadelphia- 
Convention  des  Jahres  1787,  welche  die  jetzige  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  entworfen 
haben,  würden  aus  so  sprödem  und  ungefügigem  Ma- 
terial schwerlich  ein  tüchtiges,  dauerhaftes,  nationales 
Gemeinwesen  geformt  haben.  Waren  auch  die  höchst 
schwierigen  Probleme  bei  Gründung  eines  neuen  Bun- 
des jenseit  des  Atlantischen  Meeres  bereits  glücklich 
und  erfolgreich  gelost,  so  durfte  man  doch  bei  den 
deutschen  Diplomaten  des  Wiener  Congresses  weder 
Kenntniss  noch  auch  nur  Verständnissfähigkeit  für  so- 
weit abseits  liegende  Einrichtungen  erwarten;  zumal 
die  leichten  Mittel  zuverlässiger  Information  und  eigener 
Anschauung  fremder  Staatseinrichtungen,  welche  unsere 
Zeit  bietet,  damals  nur  wenig  entwickelt  waren.  Bei 
ruhiger,  unbefangener  Prüfung  und  Abwägung  der 
deutschen  Verhältnisse  nach  ruhmreicher  Beendigung 
der  Befreiungskriege,  unter  Berücksichtigung  der 
Schwierigkeiten  und  Gefahren,  welche  mit  jeder  neuen 
Staatenbildung  verknüpft  sind^^,  wird  man  anerkennen 
müssen,  dass  die  unentbehrlichen  Voraussetzungen  für 

Waldeck;  Republiken:  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  imd 
Hamburg. 

^^  Die  Bestrebungen  Oesterreichs  und  der  süddeutschen 
Staaten  einerseits  und  Preussens  und  der  norddeutschen 
Staaten  andererseits  gingen  auf  dem  Wiener  Congress  in 
auswärtigen  und  inneren  Staatsangelegenheiten  so  weit  aus- 
einander, dass  für  einige  Zeit  gar  der  Ausbruch  eines  Krieges 
zwischen  beiden  befürchtet  wurde. 

^^  Macchiavelli's  „Fürst^S  Kap.  6:  „Man  muss  bedenken, 
wie  es  nichts  Schwierigeres  im  Beginne,  nichts  Zweifelhaf- 
teres im  Erfolge,  nichts  Gefahrlicheres  im  Verlaufe  gibt, 
als  sich  an  die  Spitze  der  Gründung  einer  neuen  staat- 
lichen Ordnung  zu  stellen." 
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einen  so  tüchtigen  Bund,  wie  Deutschland  ihn  in  c 
Norddeutschen  Bunde  und  dessen  Erweiterung  2 
Deutschen  Reiche  erhalten  hat,  damals  noch  gar  n 
vorhanden  waren;  es  ist  nur  zu  erklärlich  und  na 
lieh,  dass  auch  der  frühere  Deutsche  Bund  ungeac 
aller  seiner  Vorzüge  vor  den  früheren  deutschen  E 
den  ein  recht  mangelhaftes  Gebilde  war. 

Die  vornehmsten  Mängel  des  Deutschen  Bun 
waren : 

1.  Der  alte  historische  Gegensatz  von  Oesterr 
und  Preussen,  sowie  die  Verbindung  von  deutsc 
mit  ausserdeutschem  Gebiete  sowol  bei  den  be 
deutschen  Grossmächten  als  denjenigen  deutschen  Sta£ 
die  mit  ausserdeutschen  unirt  waren.  Beide  Missti 
haben  eine  Verdichtung  des  Bundesverhältnisses 
hindert.  Der  Gegensatz  der  deutschen  Grossmä 
wurde  dadurch  nicht  gemildert,  sondern  eher  verscli 
dass  zu  gleichmässigem  Nachtheil  beider  die  Sti 
vertheilung  in  der  Bundesversammlung  mit  den  nj 
liehen  Machtverhältnissen  nicht  übereinstimmte.  L 
folgte  Preussen  in  äusseren  und  inneren  Fragen  ö 
reichischer  Leitung,  wie  das  kleinere  Schiff  dem  C 
des  grosseren  folgt,  aber  die  Unterordnung  untei 
andere  deutsche  Grossmacht,  welche  als  Präsidialn 
des  Bundes  und  durch  alte  Verbindungen  mit  den  me 
deutschen  Höfen  überwiegenden  Einfluss  in  der  Bui 
Versammlung,  dem  alleinigen  beständigen  Organ 
Bundes,  hatte,  wurde  ihm  auf  die  Länge  der  Zeii 
erträglich.  An  dem  Gegensatz  der  deutschen  G 
mächte  ist  der  Bund  1866  nach  reichlich  funfzigjäbi 
wenig  heilsamem  Bestände  gescheitert. 

2.  Die  Art  seiner  Wirksamkeit;  Aehnlich  dem  f 
ren  Reiche  war  er  eine  Regierung  über  Regieru 
seine  Beschlüsse  waren  meist,  aber  nicht  in  allen  I 
(§§  21  und  36)  an  die  Regierungen  deutscher  St 
gerichtet  und  wurden  von   diesen  ausgeführt;    er 
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nicht  in  sich  selbst  die  Mittel    seines  Bestandes   und 
seiner  gedeihlichen  Wirksamkeit,  sondern  war  bei  dem 
Mangel    eigener  Machtmittel    von    dem    guten  Willen 
seiner  Mitglieder   abhängig.     Die   bösen  verderblichen 
Folgen  des  imperium  in  imperio  in  dem  früheren  Reiche, 
der  alten  Schweiz,  der  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  unter 
den  Confoderationsartikeln  waren  bei  seiner  Gründung 
nicht  erkannt  oder  doch  nicht  berücksichtigt  (§§  4,  28). 
3.   Die  NichtVertretung  des  deutschen  Volkes.    Ob- 
wol   die   einzelnen  deutschen   Staaten   nach    und    nach 
meist    zum    constitutionellen  System  übergingen,    also 
ihrem  Volke  eine  Mitwirkung  bei  den  staatlichen  An- 
gelegenheiten gewährten,  hat  das  deutsche  Volk  nie- 
mals in  dem  Bunde  eine  Vertretung  erlangt;  die  Bundes- 
versammlung bestand  ausschliesslich  aus  bevollmächtig- 
ten Vertretern  der  Regierungen  der  einzelnen  deutschen 
Staaten.    Gesandte  vertreten  die  Rechte  und  Interessen 
ihrer  Committenten ;  weil  das  deutsche  Volk  unvertreten 
war,  wurden   seine  Rechte  und  Interessen  bei  beinahe 
jeder  Collision  mit  den   Rechten  und  Interessen  einer 
deutschen  Regierung  in  der  Bundesversammlung  hintan- 
gesetzt.    Daraus  entwickelte  sich  mit  Nothwendigkeit 
der  Gegensatz  zwischen  dem  Volke  und  Bunde;  das 
deutsche  Volk    hatte    und   konnte   kein  Vertrauen    zu 
dem  Deutschen  Bunde  haben.     „Die  Beleuchtung  der 
inneren  Lage  des  Deutschen  Bundes   muss    der  Aus- 
j^chuss    mit    dem    betrübenden    Bekenntniss    beginnen, 
dass  der  Deutsche  Bund  und  sein  Organ,  die  Bundes- 
versammlung, längst  schon  das  allgemeine  Vertrauen  in 
ihre  gedeihliche  Wirksamkeit  verloren  haben.    Ein  sol- 
ches Vertrauen  ist  aber  die  Grundbedingung  des  Fort- 
bestandes einer  jeden  politischen  Institution."^' 


^*  Aus  dem  Bericht  des  politischen  Ausschusses  der  Bundes- 
versammlung vom  8.  März  1848  (Meyer-Zöpfl,  II,  462). 
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Der  erste  ernsthafte  Anlauf  zur  Beseitigung  dieser 
Mängel  und  zu  einer  besseren  nationalen  Gestaltung 
Deutschlands  ist  aus  dem  deutschen  Volke  hervor- 
gegangen. Auf  das  allgemeine  in  zahllosen  Kund- 
gebungen manifestirte  Verlangen  des  deutschen  Volkes 
beschloss  die  Bundesversammlung  am  30.  März  1848 
die  Einberufung  von  Nationalvertretern,  „um  zwischen 
den  Regierungen  und  dem  Volke  das  deutsche  Ver- 
fassungswerk zu  Stande  zu  bringen^^.  Bei  diesem  Be- 
schlüsse war  die  Verständigung  der  deutschen  Regie- 
rungen über  den  Entwurf  einer  Bundesverfassung, 
welcher  der  Nationalversammlung  zur  Annahme  vor- 
gelegt werden  sollte^*,  vorausgesetzt;  aber  die  in  dem 
stürmischen  Frühling  1848  rath-  und  thatlosen  deut- 
schen Regierungen  vermochten  diese  Voraussetzung 
nicht  zu  erfuUen,  sie  überliessen  das  höchst  schwierige 
Verfassungswerk  thatsächlich  der  Nationalversammlung, 
welche  nach  langen  Berathungen^*  die  Verfassung  des 


^*  „Es  scheint  also  der  einzig  rathsame,  vielleicht  allein 
zulässige  Weg  der  zu  sein,  dass  der  von  der  Bundesver- 
sammlung und  ihrem  Beirathe"  (den  17  Männern  des  öflFent- 
lichen  Vertrauens,  welche  der  dieser  Eigenschaft  entbehren- 
den Bundesversammlung  und  ihren  Ausschüssen  zur  Vor- 
bereitung der  Bevision  der  Bundesverfassung  beigeordnet 
waren  —  Bundesbeschlüsse  vom  10.  und  25.  März  1848) 
„ausgehende  Entwurf  einer  neuen  Bundesverfassung  einer 
aus  allen  Bundesstaaten  gewählten  coustituirenden  Volks- 
versammlung zur  Annahme  vorgelegt  werde."  Bericht 
des  Revisionsausschusses  der  Bundesversammlung  zur  Be- 
gründung des  Beschlusses  vom  30.  März  1848  (Meyer- 
Zöpfl,  II,  468—470). 

^^  Man  mag  die  Langwierigkeit  dieser  Berathungen  be- 
klagen, aber  man  kann  daraus  billigerweise  keinen  Vor- 
wurf gegen  die  Nationalversammlung  erheben;  eine  zahlreiche 
Vertretung  eines  grossen  Volkes,  welches  zwar  recht  guten 
Willen,  aber  nur  geringe  staatliche  Schulung  und  Einsicht 
hatte,    konnte    nicht  leicht  rasch   und   sicher   aus    eigener 
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Deutschen  Reiches  vom  28.  März  1849  (sog.  Frank- 
furter Reichsverfassung)  beschlossen  und  verkündigt  hat 
Ist  auch  diese  Verfassung  niemals  in  Kraft  getreten, 
weü  sie  die  Zustimmung  der  Regierungen  der  grösseren 
deutschen  Staaten  ^^  nicht  erhalten  hat,  so  hat  sie  doch 


Initiative    höchst  verwickelte    und   schwierige   Verfassungs- 
fragen lösen. 

'*  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preussen,  welcher 
am  28.  März  1849  von  der  Nationalversammlung  zum  Kaiser 
der  Deutschen  erwählt  war,  sagte  am  3.  April  1849  der 
an  ihn  abgeordneten  Deputation,  welche  ihn  ehrfurchtsvoll 
einladen  sollte,  „die  auf  ihn  gefallene  Wahl  auf  Grundlage 
der  Verfassung  annehmen  zu  wollen",  dass  er  in  dem  Be- 
schluss  der  deutschen  Nationalversammlung  „die  Stimme 
der  Vertreter  des  deutschen  Volkes"  erkenne,  dass  „dieser 
Ruf*  ihm  „ein  Anrecht  gebe",  dass  er  aber  „ohne  das  freie 
Einverständniss  der  gekrönten  Häupter,  der  Fürsten  und 
der  freien  Städte  Deutschlands"  keine  Entschliessung  fassen 
könne  —  Verhandlungen  der  Deutschen  verfassunggebenden 
Nationalversammlung  (Frankfurt  1849),  III,  113;  gegen- 
über dem  Constituirungsprincip  der  Nationalversammlung  — 
Eingang  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches:  „Die 
deutsche  verfassunggebende  Nationalversammlung  hat  be- 
schlossen und  verkündigt  als  Reichsverfassung"  —  betonte 
er  das  Vereinbarungsprincip.  Das  Einverständniss  aller 
gekrönten  Häupter  war  unerreichbar;  haben  auch  die  meisten 
deutschen  Regierungen,  Baden  an  der  Spitze,  am  14.  April 
1849  in  gemeinsamer  Erklärung  die  Anerkennung  und  An- 
nahme der  von  der  Nationalversammlung  beschlossenen  Ver- 
fassung des  Deutschen  Reiches  ausgesprochen  (Roth  und 
Merck,  Quellensammlung,  II,  480  —  482),  ist  auch  der 
König  von  Württemberg  durch  eine  lebhafte  Volksbewegung 
am  24.  April  1849  zu  einer  gleichen  Erklärung  veranlasst 
(Klüpfel,  Geschichte  der  deutschen  Einheitsbestrebungen, 
I,  111),  so  war  doch  Oesterreich  dem  Verfassungswerke 
femdlich,  weil  es  dadurch  aus  dem  Verbände  der  deutschen 
Staaten  ausgeschlossen  wurde,  und  die  Könige  von  Bayern, 
Sachsen  und  Hannover  wollten  nicht  in  eine  so  weit  gehende 
Beschränkung   ihrer  Souveränetätsrechte  willigen,    wie    die 
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die  demnächstige  bundesstaatliche  Einigung  Deutsch- 
lands sehr  gefordert  und  vorbereitet.  Durchgreifende 
Neuerungen  und  Besserungen  haben  auf  staatlichem 
Gebiete  grossere  Schwierigkeiten  und  Gefahren  zu 
überwinden  als  bei  anderen  menschlichen  Dingen;  auch 
der  mangelhafteste  staatliche  Zustand  wird  durch  zahl- 
lose Interessen  und  Gewohnheiten  getragen;  nicht  ohne 
Grund  scheuen  die  Menschen  neue,  durch  die  Erfahrung 
nicht  erprobte  und  bewährte  staatliche  Einrichtungen. 
Die  Männer,  welche  in  treuer  hingebender  Arbeit  im 
Dienste  des  Vaterlandes  die  Frankfurter  ßeichsver- 
fassung  gemacht  haben,  gehorten  zu  den  unbewaffneten 
Propheten,  die,  wie  Macchiavelli^^  sagt,  immer  unter- 


Reichsverfassung  ihnen  zumuthete.  Die  Unionsbestrebungen 
Freussens,  nach  Ablehnung  der  Kaiserwahl,  haben  zu  der 
Verfassung  des  Deutschen  Reiches  auf  Grund  des  Bünd- 
nisses vom  26.  Mai  1849  (sog.  Union sverfassung)  geführt, 
welche  vorbehaltlich  einer  Reihe  von  Abweichungen  der 
Frankfurter  Reichs  Verfassung  nachgebildet,  aber  auch  Ent- 
wurf geblieben  ist.  Das  deutsche  Verfassungswerk  ist  in 
den  Jahren  1849  und  1850  an  dem  Gegensatz  der  beiden 
deutschen  Grossmächte,  der  Mattherzigkeit  des  Königs  von 
Preussen  und  der  Abneigung  der  Könige  der  deutschen 
Mittelstaaten  gescheitert. 

^^  „Der  Fürst",  Kap.  VI:  „Man  muss  jedoch,  will  man 
diesen  Gegenstand"  (Gründung  neuer  Staaten)  „genau  er- 
örtern, prüfen,  ob  diese  Neuerer  auf  sich  selbst  gestellt 
sind  oder  von  anderen  abhängen;  nämlich  ob  sie  um  ihr 
Werk  zu  vollenden  bitten  müssen  oder  Gewalt  anwenden 
können.  Im  ersten  Fall  sind  sie  immer  schlimm  daran  und 
werden  nichts  vollbringen;  hängen  sie  aber  nur  von  sich 
ab  und  können  sie  Gewalt  gebrauchen,  dann  laufen  sie  nur 
selten  Gefahr.  Daher  kommt  es,  dass  alle  bewaffnete 
Propheten  siegten,  unbewaffnete  erlagen."  —  Der  Fortschritt 
der  Zeit,  die  steigende  Macht  der  Einsicht  und  der  öffent- 
lichen Meinung,  haben  bewirkt,  dass  diese  Bemerkungen 
nicht  mehr  völlig  zutreffen.     Auch  unbewaffnete  Propheten 
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liegen.  Aber  ihr  Werk  ist  doch  nicht  ohne  Frucht 
geblieben,  sie  haben  einen  grossen  Theil  der  geistigen 
Arbeit  gethan,  worauf  die  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  beruht. 
Die  Frankfurter  und  die  jetzige  Reichsverfassung  stehen 
in  vielen  und  wichtigen  Fragen  auf  demselben  Boden; 
so  vorbehaltlich  einiger  Abweichungen  (namentlich 
Luxemburg  und  Liechtenstein)  bezüglich  des  Um- 
fanges  des  Bundesgebietes^^,  ferner  bezüglich  des  In- 


haben  in  der  Neuzeit  häufiger  gesiegt.  Ein  Hauptbeispiel 
ist  die  Philadelphia  -  Convention  1787.  Indessen  sind  bis 
auf  unsere  Zeit  viele  constituirende  Versammlungen  ge- 
scheitert oder  haben  doch  kein  dauerhaftes  Verfassungs- 
werk zu  begründen  vermocht. 

^*  Oesterreich  ist  durch  die  Frankfurter  Reichsverfassung 
nicht  ausdrücklich  aus  dem  Verbände  der  deutschen  Staaten 
ausgeschlossen,  sondern  nur  indirect  durch  die  Kaiserwahl 
des  Königs  von  Preussen,  dem  es  sich  selbstverständlich 
nicht  unterordnen  wollte,  und  durch  die  Bestimmung  des 
§  2,  dass  das  deutsche  Land,  welches  mit  einem  nicht- 
deutschen  Lande  dasselbe  Staatsoberhaupt  habe,  eine  „ge- 
trennte eigene  Verfassung,  Regierung  und  Verwaltung" 
haben  solle.  Vgl.  Verhandlungen  der  verfassunggebenden 
Reichsversammlung,  III,  132 — 133.  Der  Nationalversamm- 
lung aber  ist  es  nicht  zu  verargen,  dass  sie  nicht  leicht- 
hin in  das  Ausscheiden  Oesterreichs  gewilligt  hat,  wenn- 
gleich dadurch  ein  Zustand  herbeigeführt  wurde,  den  der 
Abgeordnete  Beckerath  treffend  dahin  bezeichnete:  „Das 
Warten  auf  Oesterreich  ist  das  Sterben  der  deutschen  Ein- 
heit." Klüpfel,  a.  a.  0.,  I,  88.  Sagte  doch  auch  König 
Friedrich  Wilhelm  IV.  am  27.  November  1848  dem  Präsi- 
denten der  Nationalversammlung  H.  von  Gagern :  „Wenn 
Oesterreich  ausschiede,  so  würde  Deutschland  ein  getheil- 
tea  und  gemindertes  sein,  und  ich  mag  nicht  nach  Her- 
stellung des  Kaiserthums  der  erste  Kaiser  sein,  der  eine 
verstümmelte  Krone  trüge."  Klüpfel,  a.  a.  0.,  S.  82.  — 
Auch  die  von  den  leitenden  Staatsmännern  der  National- 
versammlung angestrebte   demnächstige  Regulirung  der  Be- 
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halts  ^*  und  Umfanges  der  Reichsgewalt,  ebenfalls  vor- 
behaltlich einer  Reihe  von  Abweichungen,  namentlich 
auf  dem  Militär-  und  Finanzgebiete 2®,  dann  auch  be- 


ziehungen  des  Deutschen  Reiches  zu  Oesterreich  durch  eine 
Unionsacte,  worin  „alle  die  verwandtschaftlichen,  politischen 
und  materiellen  Bedürfnisse  befriedigt  werden  ,  welche 
Deutschland  und  Oesterreich  von  jeher  verbunden  haben 
und  in  gesteigertem  Maasse  verbinden  können^'  (Ziffer  3  des 
Programms  des  Präsidenten  des  Reichsministeriums,  H.  von 
Gagem,  vom  18.  December  1848;  Verhandlungen,  V,  296), 
erscheint  nach  der  Entwickelung  der  letzten  Jahre  nicht 
aussichtslos. 

^^  Die  Bestimmung  der  gewöhnlichen  Zuständigkeit  des 
jetzigen  Reiches  als  „Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung^' 
im  Eingang  der  Verfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich, 
Art.  4  steht  mit  den  Bestimmungen  der  Frankfurter  Reichs- 
verfassung, welche  dem  Reiche  „Oberaufsicht  und  Gesetz- 
gebung" gewähren  wollten  (§§  21  [62],  24,  28,  31,  34, 
35,  39,  41,  45—47)  in  Verbindung.     Vgl.  §  27. 

2°  Das  Reich  sollte  nach  der  Frankfurter  R.  V.  nicht 
in  demselben  Umfange  wie  nach  der  jetzigen  R.  V.  Militär- 
herrscher sein.  Die  grösseren  Staaten  sollten  zu  dem  Reiche 
auf  militärischem  Gebiete  in  ein  ähnliches  Verhältniss  treten 
wie  jetzt  für  Bayern  auf  Grund  des  Bündniss Vertrages  vom 
23.  November  1870  unter  III,  §  5  gilt;  jedoch  sollten  die 
einzelnen  Staaten  die  Kosten  ihrer  Contingente  aus  eigenen 
Mitteln  zahlen.  Für  die  kleineren  Staaten  waren  bereits 
in  der  Frankfurter  R.  V.,  §  12  Militärconventionen  in  Aus- 
sicht genommen.  Weil  die  einzelnen  Staaten  die  Militär- 
kosten (abgesehen  von  der  Seemacht,  hinsichtlich  welcher 
die  Frankfurter  [§  19]  und  die  jetzige  R.  V.  [Art.  53]  in 
der  Hauptsache  übereinstimmen)  aus  ihren  Mitteln  tragen 
sollten,  war  eine  geringere  finanzielle  Ausstattung  des 
Reiches  (Frankfurter  R.  V.,  §§  34,  43,  44,  48—51,  102,  2, 
103)  zulässig  als  die  jetzige  R.  V.  gewährt  (Art.  4,2,  33 — 
40,  69 — 73).  —  Die  Abweichung  auf  dem  Gebiete  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  dass  nämlich  dem  Reiche  mit 
einigen  Vorbehalten  für  die  Staaten  das  ausschliessliche 
Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht  zustehen  sollte 
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zöglich  des  erblichen  Reichsoberbauptes  hier  mit  der 
Abweichung,  dass  ihm  umfassendere  Herrschaftsrechte 
zustehen  sollten  als  das  jetzige  Recht  gewährt  ^^,  und 
zuletzt  bezüglich  der  Zusammensetzung  des  Volks- 
hauses,  die  als  Vorbild  für  den  jetzigen  Reichstag  ge- 
dient hat^^  Bei  anderen  Fragen  finden  sich  allerdings 
erhebliche  Abweichungen,  welche  ihren  letzten  Grund 
darin  haben,  dass  die  gegenwärtige  Reichsverfassung 
aus  der  Initiative  siegreicher  monarchischer  Regierungen, 
die  Frankfurter  dagegen  aus  der  Initiative  einer  Ver- 


(Frankfurter  R.  V.,  §§  6  — 10),  wogegen  die  jetzige  R.  V. 
den  Staaten  das  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht  in  ihren 
eigenen  Angelegenheiten  lässt ,  wird  man  kaum  tadeln 
dürfen.     Vgl.  §  13. 

'1  Dem  Kaiser  der  Deutschen  sollte  auf  legislativem  Ge- 
biete das  Recht  des  Gesetzesvorschlages,  der  Gesetzes- 
zastimmung  (didse  mit  Einschränkungen,  sog.  suspensives 
Veto,  Frankfurter  R.  V.,  §§  101,  196)  und  der  Gesetzes- 
yerkündigung ,  femer  die  Ausübung  der  Regierungsgewalt 
in  allen  Angelegenheiten  des  Reiches  nach  Maassgabe  der 
Reichsverfassung  zustehen  (Frankfurter  R.  V.,  §§  68 — 84). 
Die  Unionsverfassung,  welche  unter  Streichung  des  Kaiser- 
titels die  Würde  des  Reichsvorstandes  mit  der  Krone  Preussen 
verbinden  wollte  (§  66),  beabsichtigte  eine  Minderung  dieser 
Hechte,  indem  sie  die  gesetzgebende  Gewalt  dem  Fürsten- 
coUegium  in  Gemeinschaft  mit  dem  Reichstage  unter  den 
verfassungsmässigen  Schranken  übertrug  (§  76)  und  den 
Reichsvorstand  auf  die  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt 
und  ein  Veto  bei  verfassungändemden  Gesetzen  (§§  71  — 
75,  78—82,  194)  beschränkte. 

^*  Frankfurter  R.  V.,  §§  93 — 97.  Reichswahlgesetz  vom 
12.  April  1849,  auf  dessen  Grund  zufolge  Art.  5  des  Bünd- 
nissvertrages  vom  18.  August  1866  die  Wahlen  zum  Con- 
stitairenden  Reichstage  ausgeschrieben  sind.  Jetzige  R.  V., 
Art.  20 — 32.  Die  wichtigste  Abweichung  betriflft  die  Ver- 
gütung für  die  Dienstleistungen  der  Mitglieder,  welche  die 
Frankfurter  R.  V.  im  §  95  gewähren  wollte,  die  jetzige  im 
Art.  32  versagt. 
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formacte,  welche  den  Bundesorganismus  c 
führung  eines  Directoriums  mit  executiven  I 
aus  sechs  Mitgliedern  (je  ein  Vertreter  von  ( 
Preussen  und  Bayern,  drei  Vertreter  der  anc 
sehen  Staaten)  vervollständigen,  die  Buud< 
lung  durch  Abschaffung  des  Plenums  und  ^ 
mehrung  der  Stimmenzahl  im  engeren  Rat 
auf  21  (Oesterreich  und  Preussen  sollten  je 
men  haben)  reformiren  und  in  den  Bund 
thümliches  Element  durch  eine  Delegirtenve 
(300  Bundesabgeordnete  aus  den  Landtagei 
sehen  Staaten)  einfuhren  wollte,  ist  an  d< 
Spruch  Preussens  gescheitert,  welches  für 
Grossmächte  ein  Veto  bei  der  Kriegserklärt 
Gleichstellung  beider  Grossmächte  in  dem  ^ 
der  Leitung  der  Bundesangelegenheiten  un 
Delegirtenversammlung  eine  wahre,  aus  d 
theUigung  der  ganzen  Nation  hervorgehet 
Vertretung  begehrte.^*  Das  einzige  endgültig 
des  Frankfurter  Fürstencongresses  war  da 
Anerkenntniss,  dass  die  bestehende  Bunde 
in  ihren  Fundamenten  erschüttert  sei. 

Die  Schlichtung  des  unendlichen  frühei 
in  Deutschland  ist  bekanntlich  durch  das  i 
folgt.  Mag  auch  die  Secession  Preussens 
Deutschen  Bunde  im  Jahre  1866  mit  dei 
Bundesrecht  nicht  in  Einklang  gebracht  werde 
so  hat  sie  doch  einen  völlig  unhaltbaren 
gefährlichen  Zustand  der  deutschen  Auge 
beendet  und  die  Bahn  für  eine  nationale  Cc 


^^  Vgl.  namentlich  den  Bericht  des  preussis 
ministeriums  an  Se.  Majestät  den  König  vom  11 
1863  über  die  Frankfurter  Reformacte. 

^^  Spätere  Untersuchungen  werden  die  NuUi 
Secession  bei  den  modernen  Bünden  zum  Gegensl 
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der  deutschen  Staaten  zunächst  nordlich  von  der  Linie 
des  Main  frei  gemacht.  Die  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes,  welche  von  den  Regierungen  der 
norddeutschen  Staaten  ,,mit  dem  zu  diesem  Zwecke 
berufenen  Reichstage  vereinbart"^'',  darauf  von  den 
Landtagen  der  einzelnen  norddeutschen  Staaten  und 
den  Bürgerschaften  der  Freien  Städte  genehmigt  und 
im  Wege  der  Landesgesetzgebung  verkündet  ist,  hat 
am  1.  Juli  1867  Gesetzeskraft  erlangt  und  ist  am 
26.  Juli  1867  auch  von  Bundes  wegen  verkündet. 

Der  Norddeutsche  Bund,  die  vierte  Organisation 
deutscher  Staaten  im  Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts, 
unterscheidet  sich  namentlich  in  folgenden  Richtungen 
von  dem  früheren  Deutschen  Bunde: 

1.  die  Herrschaftsrechte  des  Bundes  sind  erheblich 
über  das  frühere  Maass  erweitert; 

2.  die  Organisation  der  Bundesgewalt  ist  durch  die 
Ausstattung  des  Präsidiums  mit  wichtigen  executiven 
Befiignissen,  durch  die  Errichtung  von  Bundesämtern 
unter  dem  Präsidium  und  durch  die  Einführung  einer 
Volksvertretung  vervollständigt; 

3.  die  Functionen  der  Bundesregierung  sind  er- 
weitert, indem  ihr  in  grosserem  Umfange  gesetzgebende 
und  vollziehende  Gewalt  zusteht; 

4.  die  Aenderung  der  Bundesverfassung  erfolgt  im 
Wege  der  Bimdesgesetzgebung,  unter  erschwerenden 
Formen,  w^ährend  früher  zu  Verfassungsänderungen  ein- 


*'  Aus  dem  Publicandum  des  Königs  von  Preussen  bei 
Verkündigung  der  Bundesverfassung  von  Bundes  wegen  vom 
26.  Juli  1867.  Abgesehen  von  einer  unerheblichen  Fassungs- 
änderung übereinstimmend  preussisches  Publicationspateut 
vom  24.  Juni  1867.  —  Der  Reichstag  hat  aus  Vertretern 
des  Volkes  der  norddeutschen  Staaten  bestanden.  Durch 
seine  Beschlüsse  ist  der  Verfassungsentwurf  der  verbündeten 
Hegierungen  in  vielen  und  wichtigen  Bestimmungen  geändert. 
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Stimmiger  Plenar-Beschluss  der  Bimdesveri 
erforderlich  war;  Garantien  für  den  Sestand 
gedeihliche  Wirksamkeit  des  Bundes,  i^elch 
fehlten,  sind  eingeführt. 

Diese  Aenderungen  und  Besserungen  war 
der  historischen  Entwickelung  Deutschlands  oh 
kleinerung  des  Bundesgebietes  unerreichbar. 
Württemberg,  Baden  und  Südhessen  sind  t 
gehend,  Oesterreich,  Luxemburg  und  Liecbi 
dauernd  aus  dem  Verbände  der  deutschen  Staat< 
geschieden.  Im  Hinblick  auf  die  ungemein  gefi 
Lage  Deutschlands  vor  der  Krisis  des  Jahres 
und  die  ungünstige  Rückwirkung,  welche  der  f\ 
Deutsche  Bund  auf  den  Verfassungszustand  der 
sehen  Staaten  und  die  Entwickelung  des  deut 
Volkes  geübt  hat,  dürfen  diese  Opfer  und  Vej 
nicht  übermässig  oder  unverhältnissmässig  gei 
werden. 

Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  ha 
zweiten  Absätze  des  Art.  79:   „Der  Eintritt  der 
deutschen  Staaten  oder  eines  derselben  in  den  B 
erfolgt   auf  den  Vorschlag  des  Bundespräsidiums 
Wege  der  Bundesgesetzgebung"  die  Erweiterung 
Bundesgebietes  vorgesehen.    Baden,  Hessen  südlich  < 
Main,  Bayern  und  Württemberg  sind  durch  die  Vi 
träge  vom  15.,  23.  und  25.  November  1870,  welche  vi 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  des  Norddeutsch ( 
Bundes  und  den  Landtagen  der  süddeutschen  Staate 
genehmigt    sind,    in    den    Norddeutschen  von   da    a 
Deutschen  Bund  eingetreten.    Die  altehrwurdigen  Na 
men  Deutsches  Keich  und  Deutscher  Kaiser  sind  au^ 
Anlass  dieser  Ausdehnung   des  Bundesgebietes  wieder 
hergestellt  und  durch  Beschlüsse  des  Bundesrathes  und 
Reichstages  in  den  Eingang  und  Art.  11  der  Verfassung 
des  Deutschen  Bundes  aufgenommen.   Eine  neue  Ke- 
daction   der  Bundesverfassung   war  zweckmässig,  um 
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den  VerfassungsbestimmuDgen,  welche  in  den  November- 
Verträgen  über  Beitritt  der  süddeutschen  Staaten,  deren 
Anlagen  und  in  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes**  zerstreut  waren,  eine  geordnete  Zusammen- 
stellung und  einen  gleichmässigen  Ausdruck  zu  geben 
und  um  die  Namen  Deutsches  Reich  und  Deutscher 
Kaiser  in  den  verschiedenen  Theilen  der  Verfassung 
gleichmässig  anzuwenden.  Bundesrath  und  Reichstag 
haben  sich  über  eine  neue  Redaction  der  Bundesver- 
fassung geeinigt,  welche  unter  dem  Namen  „Verfassungs- 
Urkunde  für  das  Deutsche  Reich"  durch  Gesetz  vom 
16.  April  1871  im  Namen  des  Deutschen  Reiches  ver- 
kündigt ist**;  zu  derselben  sind  mehrere  Zusatzgesetze 
ergangen. 


*®  Der  bayerische  Accessionsvertrag  vom  23.  November 
1870  bestimmt  unter  Ziffer  II :  „Die  Verfassung  des  Deut- 
schen Bundes  ist  die  des  bisherigen  Norddeutschen  Bundes, 
jedoch  mit  folgenden  Abänderungen." 

^^  Die  gute  Gelegenheit  einer  neuen  Redaction  der 
Bundesverfassung  ist  leider  nicht  zur  Beseitigung  einer 
grösseren  Zahl  von  Mängeln  in  der  Fassung  der  November- 
verträge und  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes 
benutzt.  Die  Redaction  der  R.  V.  steht  nicht  auf  gleicher 
Höhe  mit  ihrem  Inhalt,  sie  bleibt  weit  hinter  der  Frank- 
furter R.  V.  zurück.  Einige  Beispiele,  die  sich  leicht  ver- 
mehren liessen,  mögen  dies  anschaulich  machen.  Der 
wichtige  erste  Satz  der  R.  V.,  Art.  2:  „Innerhalb  dieses 
Bundesgebietes  übt  das  Reich  das  Recht  der  Gesetzgebung 
nach  Maassgabe  des  Inhalts  dieser  Verfassung  und  mit  der 
Wirkung  aus,  dass  die  Reichsgesetze  den  Landesgesetzen 
vorgehen"  enthält  ein  mehrdeutiges,  drei  unrichtige  und 
zwei  unnöthige  Worte.  Mehrdeutig  ist  das  Wort  „übt", 
indem  es  die  Auffassung  möglich  macht,  dass  das  Reich 
bei  Ausübung  der  Gesetzgebung  als  Mandatar  der  Einzel- 
staaten handle ;  der  richtige  klare  Ausdruck :  das  Reich 
,.hat  die  Gesetzgebung"  findet  sich  schon  im  §  62  der 
Frankfurter  R.  V.  und  ist  auch  direct  oder  indirect  in 
Specialbestimmungen   der  jetzigen  R.  V.   (Art.  35   und  52) 
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Das  neue  Deutsche  Reich   umfasst    25    Staj 
Reichsland    Elsass  -Lothringen    und     mehrere 


enthalten.     Unnchtig   sind   die   drei  ersten    Worte: 
halb  dieses  Bundesgebietes^^,  weil  andere  Bestimmuz 
R.  V.,    namentlich   Art.  4,  i,    wonach    die     Gesetz^ 
befugniss    des  Reiches   sich   auf  „die  Colonisatiou    i 
Auswanderung  nach  ausserdeutschen  Ländern"  erstrec 
Art.  4,  7,    welcher    die    „Organisation    eines    g'emei 
Schutzes   des   deutschen   Handels  im   Auslande,     der 
sehen  Schiffahrt  und  ihrer  Flagge  zur  See   und  Anoj 
gemeinsamer  consularischer  Vertretung"     der   Reichs^ 
gebung  überweist,  darüber  keinen  Zweifel  lassen,   da 
Gesetzgebungsrecht    des    Reiches    über     das     Bundes^ 
hinausgeht,      ünnöthig    sind    die   beiden   Worte;    „de 
halts",  weil  „diese  Verfassung"  und  „der  Inhalt  dieser 
fassung"  gleichbedeutend  sind.    Die  correcte  Fassung- 
daher    gewesen:    „Das   Reich    hat    das   Recht    der   Ge 
gebung    nach  Maassgabe    dieser  Verfassung    und    mit 
Wirkung,   dass   die  Reichsgesetze   den  Landesgesetzen 
gehen."  —  Der  Inhalt  der  weitläufigen,  schwerfälligen 
schwülstigen  beiden  ersten  Absätze  der  R.  V.,  Art.  3  J 
sich   in    die   Formel    zusammenfassen:    „Rechtsvorzüge 
Angehörigen  eines    deutschen  Staates  vor  den  AngeJiori^ 
anderer  deutscher  Staaten   sind   unstatthaft  und  ungültig 
die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (Art.  J 
Sect.  2)  und  die  schweizerische  Bundesverfassung  von  18 
(Art.  60)  haben  eine  viel  einfachere  Form  für  dieselbe  Sacl 
nämlich   die  Rechtswirkungen   des  gemeinsamen  Indigenat 
—  Unrichtig  ist  der  Zwischensatz  in  Art.  4,  i:  „soweit  dies 
Gegenstände   nicht   schon   durch  den  Artikel  3  dieser  Ver 
fassung  erledigt  sind";  denn  durch  Art.  3  wird  keiner  der 
selben    erledigt ,     sondern     nur    eine    Schranke   für   derei: 
Erledigung   (Verbot  der  rechtlichen  Bevorzugung  der  An- 
gehörigen eines  deutschen  Staates  vor  denen  anderer  deut- 
scher Staaten)  gesetzt.  —  Ungenau  sind  die  beiden  Schluss- 
worte  in   dem    wichtigen   zweiten  Satze  der  R.  V.,  Art.  5: 
„die  Uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Ver- 
sammlungen   ist    zu    einem   Reichsgesetze  erforderlich  und 
ausreichend";    denn   zu   einem  Reichsgesetze  ist  ausser  den 


Neues  Deutsches  Beich.  23 

gebiete  in  fremden  Erdtheilen.  Die  deutschen  Staaten 
sind  auch  jetzt  nach  Grosse,  Einwohnerzahl  und  Staats- 
einrichtungen sehr  verschieden.  Preussen  hat  eine  lei- 
tende Stellung  im  Reiche,  wegen  seiner  Grosse  und 
Einwohnerzahl  (es  umfasst  etwa  drei  Fünftel  der  Deut- 
schen) und  weil  ihm  das  Präsidium  des  Bundes  zusteht. 
Der  grosste  deutsche  Staatsmann,  der  Fürst  von 
Bismarck,  sagte  in  seiner  stolzesten  Rede,  als  er  end- 
lich in  der  Lage  war,  den  Entwurf  einer  Bundesver- 
fassung dem  constituirenden  Reichstage  vorzulegen,  am 
4.  März  1867:  „Liefern  auch  wir  den  Beweis,  dass 
Deutschland  in  einer  sechshundertjährigen  Lei- 
densgeschichte Erfahrungen  gemacht  hat,  die  es 
belierzigt;  dass  wir  —  und  alle,  die  wir  hier  sind, 
wir  haben  es  selbst  erlebt  —  die  Lehren  zu  Herzen 
genommen  haben,  die  wir  aus  den  verfehlten  Versuchen 
von  Frankfurt  und  Erfurt  ziehen  mussten.  Das  Mis- 
lingen  des  damaligen  Werkes  hat  in  Deutschland  einen 
Zustand  der  Unsicherheit,  der  Unzufriedenheit  herbei- 
geführt, der  sechzehn  Jahre  lang  gedauert  hat,  und  der 
schliesslich  durch  eine  Katastrophe  wie  die  des  vorigen 
Jahres,  nach  irgendeiner  Seite  hin,  wie  es  Gott  gefiel, 
seinen  Abschluss  finden  musste."  Vor  der  Verfassung 
des  Norddeutschen  Bundes  liegt  in  der  That  eine  sechs- 
hundertjährige Leidensgeschichte;  von  den  grossen  ge- 
sitteten Völkern  ist  es  Deutschland  zuletzt  gelungen, 
zu  einer  befriedigenden  Gestaltung  seiner  nationalen 
Angelegenheiten  zu  gelangen.     Nun  wäre  es   mehr  als 


Mehrheitsbeschlüssen  von  Bundesrath  und  Reichstag  Ueber- 
einstimmung  mit  der  R.  V.  (Art.  2,  erster  Satz)  und  Ver- 
kündigung durch  den  Kaiser  im  Reichsgesetzblatte  (Art.  17,  2) 
erforderlich.  —  Die  Kunst  der  Gesetzgebung  steht  in  Deutsch- 
land auf  keiner  hohen  Stufe,  ein  Mangel,  den  es  übrigens 
mit  anderen  Ländern  —  England,  John  Stuart  Mill,  Con- 
siderations  on  representative  Government,  Kap.  V;  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika,  §  22,  Anm.  9  —  theilt. 
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wunderbar,  wenn  diese  Leidensgeschichte  kein 
reste  und  Nachwirkungen  in  dem  geistigen 
schaftlichen,  socialen  und  politischen  Zustn: 
deutschen  Volkes  und  in  seinem  Verfassungs^^ 
sowol  in  dem  Reiche  als  auch  in  den  Staaten  uik 
Kirchengesellschaften  zurückgelassen  hätte.  Stej 
die  jetzige  Reichsverfassung  nach  ihrem  InhaJt 
über  allen  früheren  deutschen  Verfassungen,  so 
sich  doch  ebenso  wenig  wie  die  schweizerische  E 
Verfassung  von  1848  und  1874  von  manchem  i 
sehen  Ballast  frei  machen  können;  zu  so  ein 
klaren  durchgreifenden  Sätzen,  wie  sie  die  Yerf:\ 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  enthält 
Deutschland  nicht  gelangt  und  hat  es  nicht  gel^ 
können,  weil  ungünstige  Zustände  und  Begebenh 
ihm  die  freie  nur  wenig  behinderte  Entwickelung 
Angelsachsen  versagt  haben.  Die  preussischen  Gi 
thaten  der  Jahre  1866  und  1867,  die  deutschen  Gr 
thaten  der  Jahre  1870  und  1871  konnten  die  Uel 
reste  und  Nachwirkungen  der  früheren  Leidensgeschic 
für    einige  Zeit   verdecken    oder    doch   verhüllen; 

Deutschen  waren  in  besonders  hohem  Grade  der  C 

» 

fahr  ausgesetzt,  ihre  Kraft  und  Tüchtigkeit  zu  ub( 
schätzen,  sich  Ziele  zu  setzen,  welche  über  die  Leistung 
fähigkeit  des  Staates,  die  sich  nicht  nach  Gefälle 
steigern  lässt,  hinausgehen  oder  im  Hinblick  auf  dj 
Widerstandskräfte  aus  der  historischen  Entwickelung 
Deutschlands  unerreichbar  sind,  die  Splitter  in  dei 
Augen  der  Nachbarn  zu  sehen,  dagegen  den  Balker 
im  eigenen  Auge  zu  übersehen.  Mögen  hieraus  auch 
Miserfolge,  Enttäuschungen  und  Verstimmungen  her- 
vorgegangen sein  und  noch  weiter  hervorgehen^^,  so 


^®  Vgl.  die  Aeusserungen  des  hochverdienten  Führers  der 
nationalliberalen  Partei,  Dr.  R.  von  Bennigsen,  im  Eeicbs- 
tage  am  22.  Januar  1892:  „Was  wir  an  der  Kirchenpolitik 


Neues  Deutsches  Beich.  25 

bleibt  doch  wahr,  was  in  der  Thronrede  des  Deutschen 
Kaisers  bei  Eroffiiung  des  Reichstages  nach  ruhmreicher 

Preussens  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  vor  allem  ver- 
missen, ist  die  ruhige  Stetigkeit,  ohne  die  man  in  den  Ge- 
schäften mit  Rom  stets  den  kürzeren  zieht.  Eine  fahrige 
Unruhe  ist  in  so  manche  Geschäftszweige  in  Berlin  ein- 
gezogen. Wie  widerspruchsvoll  war  die  Behandlung  der 
Keichslande,  wo  man  der  Bevölkerung  bald  mit  Liebes- 
erklärungen nachlief,  bald  sie  mit  drakonischen  Maassregeln 
belästigte.  Heute  thut  man,  als  wolle  man  sie  mit  einer 
chinesischen  Mauer  gegen  Frankreich  abschliessen ,  dann 
gibt  man  den  Verkehr  wieder  frei,  den  man  gestern  ge- 
sperrt hatte.  Die  Beamten  führen  einen  amtlichen  Krieg 
gegen  französische  Aufschriften  und  bei  privaten  Festen 
halten  sie  französische  Festreden.  Wir  wollen  nicht  unter- 
suchen, ob  nicht  in  Zollfragen,  Eisenbahnpolitik  und  Schul- 
wesen auch  weniger  sprunghaft  regiert  werden  könnte;  der 
neue  Curs  erinnert  auch  da  zuweilen  etwas  an  Echtemach. 
Gegenüber  der  folgerichtigsten  und  starrsten  politischen 
Macht,  der  der  römischen  Curie,  ist  dieses  unsichere  Hin- 
nnd  Hertasten  aber  am  allerwenigsten  angebracht  und  von 
einem  Minister,  der  mit  Rom  zu  verhandeln  hat,  hörten 
wir  gern  etwas  anderes  als  dass  er  nicht  eigensinnig  sei. 
Auch  würden  wir  einen  Mann,  der  in  Keih  und  Glied  mit 
den  grossen  geschichtlich  gewordenen  Parteien  kämpft,  einem 
«Einspänner»  vorziehen.  Der  Subjectivismus,  der  Augen- 
blickseinfallen nachgibt,  ist  leider  die  Signatur  der  neuen 
Politik  geworden  und  man  erschrickt  ordentlich,  wenn  man 
die  Curve  verfolgt,  in  der  die  preussische  Eirchenpolitik  in 
den  letzten  zwanzig  Jahren  sich  hin-  und  herbewegte.  Wir 
schliessen  die  Mönchsklöster  und  lassen  sie  wieder  zu,  wir 
zwingen  die  Erzbischöfe  ins  Ausland  zu  gehen  und  lassen 
uns  den  Papst  als  Schiedsrichter  über  die  Carolinen  ge- 
fallen. Wir  bestrafen  das  Ausüben  kirchlicher  Functionen 
ohne  staatliche  Erlaubniss  mit  Gefangniss  und  stellen  dann 
wieder  unsere  staatlichen  Lehrer  unter  die  Aufsicht  des 
Herrn  Caplans.  Wir  verweisen  die  Jesuiten  des  Landes, 
sehen  aber  ruhig  zu,  wenn  ein  Pater  bei  einer  Hauptaction 
wie  der  Trierer  Wallfahrt  als  ständiger  Festordner  wirkt. 
Wir  gehen  gegen  Marienerscheinungen  mit  Gensdarmen  vor 
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Beendigung  des  Deutsch  -  Franzosischen  Krie 
21.  März  1871  mit  berechtigter  patriotischer  -Ei 
gesagt  wurde:  „Wir  haben  erreicht,  was  s< 
Zeit  unserer  Väter  für  Deutschland  er 
wurde:  die  Einheit  und  deren  organisci 
staltung,  die  Sicherheit  unserer  Grenze 
Unabhängigkeit  unserer  nationalen  Rc 
entwickelung." 

§2. 
Die  Sehwelzerisehe  Eidgenossenschaft. 

Eine  bessere  und  tüchtigere  Ausbildung  aJ 
Deutschland  hat  das  Bundesverhältniss  schon  vor  e 
hunderten  in  Gemeinwesen  gefunden,  die  ursprun« 
Mitglieder  des  Reiches  waren,  dann  aber  in  ei 
langen  Entwicklungsgänge  sich  von  ihm  erst  t 
sächlich  und  darauf  im  Westfälischen  Friedensins 
mente  auch  rechtlich  losgelöst  haben  und  so  der 
günstigen  Rückwirkung  entgangen  sind,  welche  es 
den  Zustand  seiner  Glieder  ausgeübt  hat. 

Der  Anfang  der  Schweizerischen  Eidgenossensch 
fällt  in  das  13.  Jahrhundert.  Zum  Schutze  ihrer  Fr 
heit,  um  österreichischer  Landeshoheit  zu  entgebe 
verbündeten  sich  die  kleinen   ländlichen  Gemeinwes( 


und  verfolgen  Journalisten,  die  über  den  Heiligen  ßock  sie 
von  ihrem  Standpunkte  aus  zu  äussern  wagen.  Wir  bc 
haupten  mit  aller  Energie,  auch  der  Klerus  unterstehe  dei 
Gesetzen,  aber  wir  zahlen  ihm  seine  Strafgelder  zurücJ 
und  lassen  uns  dabei  die  ihm  genehme  Art  der  Rückzahlung 
noch  vorschreiben.  Tiefer  hat  sich  im  ganzen  Jahrhundert 
noch  keine  Regierung  vor  Rom  gedemüthigt  und  nun  soll 
der  Staat,  nachdem  er  für  den  Versuch,  den  Klerus  unter 
seine  Gesetze  zu  beugen,  bitter  genug  gestraft  ist,  auch 
noch  die  Volkserziehung  und  den  Lehrerstand  der  Kirche 
unterwerfen." 
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Uri,  Schwyz  und  Unterwaiden*;  benachbarte  Städte 
und  Länder,  Luzern  (1332),  Zürich  (1351),  Glarus 
(1352),  Zug  (1352)  und  Bern  (1353)  gesellten  sich  zu 
ihnen  im  14.  Jahrhundert.  Nachdem  der  Gegensatz 
und  Widerstreit  der  Städte  und  Länder  im  Stanser 
Verkommniss  (1481)  glücklich  überwunden  war,  traten 
gegen  Ende  des  15.  und  im  Beginn  des  16.  Jahr- 
hunderts weiter  bei  Freiburg  (1481),  Solothurn  (1481), 
Basel  (1501),  Schaff  hausen  (1501)  und  Appenzell 
(1513).*  Die  Burgunder  Kriege  und  die  Mailänder 
Züge  zeigten  ein  ganz  ausserordentliches  Maass  von 
Zusammenhalt  und  Kraft.  Die  Herrschaft  der  alten 
Eidgenossenschaft  erstreckte  sich  in  verschiedenen  For- 
men, namentlich  Zugewandte,  Gemeine  Vogteien,  weit 
über  das  Gebiet  der  13  alten  Orte.  Widrige  Um- 
stände, Glaubensspaltung,  Eifersucht  und  Feindschaft 
der  Religionsparteien,  Rechtsungleichheit,  wirkten  wie 
in  Deutschland  einen  Stillstand,  ja  Rückgang  im  Bundes- 
verhältniss  und  in  der  Eütwickelung  der  einzelnen 
Glieder,  wenngleich  es  der  Schweiz  gelungen  ist,  dem 
verderblichen  dreissigjährigen  deutschen  Glaubenskriege 
fern  zu  bleiben.  Wie  in  Deutschland  franzosischer  Ein- 
fluss  sich  immer  weiter  ausbreitete,  so  gerieth  auch 
die  Schweiz  nach  und  nach  unter  französische  Ein- 
wirkung und  Botmässigkeit.  Die  Nachwirkungen  der 
grossen  franzosischen  Revolution  haben  in  beiden  Län- 
dern zum  Untergang  des  früheren   abgelebten  Bundes 


^  Der  erste  bekannte  schriftliche  Bundesbrief  ist  von 
.\nfang  August  1291. 

'  Appenzell  war  seit  1411  mit  den  sieben  alten  Orten 
verbündet,  wurde  aber  erst  1613  als  Ort  (vollberechtigtes 
Mitglied)  aufgenommen.  Oechsli,  S.  11 — 13,  15 — 17,  66, 
67.  Die  Spaltung  von  Appenzell  in  zwei  Halbcantone, 
Innerrhoden  und  Ausserrhoden,  wurde  durch  die  Glaubens- 
spaltung herbeigeführt. 
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gefuhrt.  Von  Frankreich  her  hat  die  Schweiz  d 
fassung  der  Helvetischen  Einheitsrepublik  (1798 — 
von  Frankreich  her  auch  die  Vermittelungsacte 
— 13)  erhalten;  letztere  hat  ein  neues  und  b< 
Bundesverhältniss  begründet.  Die  Besiegung  Napc 
führte  zur  Beseitigung  der  Mediationsacte  und 
Bundesvertrage  von  1815,  welcher  der  deutschen  JBti 
acte  desselben  Jahres  verwandt  ist.  Der  durcl 
neuere  Verkehrs-  und  Wirthschaftsentwickelung  (Dsi 
maschinen,  Eisenbahnen,  Telegraphen)  gebotene  U» 
gang  vom  Staatenbund  zum  Bundesstaate  gelang  iv 
Schweiz,  nach  Ueberwindung  des  Widerstandes 
katholischen  Cantone  im  Sonder bundskriege  von  1 
bereits  1848,  während  die  deutschen  Verfassui 
bestrebungen  1848 — 50  scheiterten.  Die  Schweizerin 
Bundesverfassung  von  1848  hat  eine  Einwirkung 
die  deutsche  Verfassungsentwickelung  seit  1848  get 
dagegen  ist  die  Ausgestaltung  des  Bundesstaates 
der  revidirten  schweizerischen  Bundesverfassung  v 
1874  und  den  dazu  ergangenen  Zusatzartikeln  dur 
die  deutsche  Verfassungs-  und  Rechtsentwickelung  sc 
1867  beeinflusst. 

Die  erste  und  vornehmste  Aufgabe  der  alten  Ei c 
genossenschaft  bis  1798,  des  Bundes  der  13  Ort« 
die  einander  gegenseitig  durch  Eidschwur  ^  verpflichte 
waren,  war  die  gemeinsame  Vertheidigung  gegen  alJt 


^   Die  Bünde   wurden    eidlich  beschworen,    daher   der 
Käme  Eidgenossen,   lateinisch   conspirati^  jurati,  coftjurafi, 
schon  im    Bundesbriefe  von   1291.     Der   ewige  Bund  der 
Reichsstadt  Zürich   mit   Luzern  und    den  drei  Urcantonen 
vom  1.  Mai  1351  verordnete  "Wiederholung  des  Eidschwures 
alle  zehn  Jahre,   der   ewige  Bund  der  Stadt  Bern  mit  den 
drei  Urcantonen  vom  6.  März  1353   und  das  Stanser  Ver- 
kommniss  vom  22.  December  1481  alle  fünf  Jahre,  was  in- 
dessen lange  nicht  immer  beachtet  ist.     Tgl.  Oechsli,  S.  52 
— 54,  und  Strickler,  S.  39 — 41,  namentlich  auch  über  Ver- 
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Gewalt  und  alles  Unrecht,  welches  einem  Verbündeten 
oder  seinen  Gliedern  von  aussen  her  widerfuhr*,  also 
um  es  modern  auszudrucken  der  Schutz  des  Bundes- 
gebietes. 

Da  die  thatsächlichen  Verhältnisse  bei  Gründung 
der  Eidgenossenschaft  auf  einen  langen  Kampf  mit 
üesterreicb  hinwiesen,  so  machte  die  Gemeinschaft  der 
Vertheidigung ,  die  wechselseitige  Hülfsverpflichtung, 
gemeinsames  Handeln,  gemeinsame  Anordnungen  oder 
gar  Gemeinschaft  bezüglich  mancher  anderer  Ange- 
legenheiten nothig  oder  doch  wünschenswerth ;  nament- 
lich: 

1.  Erweiterung  und  Abrundung  des  Bundesgebietes. 
Nur  bei  Ausdehnung  des  Bundes  auf  benachbarte  Städte 
und  lünder  durften  die  Eidgenossen  auf  dauernden 
Sieg  in  dem  Kampfe  gegen  das  übermächtige  Oester- 
reich  hoffen.  Die  Aufnahme  anderer  Orte  in  den  Bund 
und  die  Ausdehnung  der  Bundesherrschaft  über  Ge- 
bietstheile,  die  zur  gemeinsamen  Vertheidigung  nothig 
waren,  entsprach  dem  Bundeszweck. 

2.  Bestimmung  über  das  Schicksal  solcher  Gebiets- 
theile,  die  in  gemeinsamem  Kampfe  oder  sonst,  z.  B. 
durch  Kauf,  gewonnen  wurden.     Sie  konnten  als  Orte 


schiedenheiten  in    der  Behandlung   einzelner   Orte   bei    der 
Eidesleistung. 

*  Bundesbrief  von  1291 :  „Noverint  igitur  universi, 
quod  bomines  vallis  Uraniae,  universitasque  vallis  de  Switz, 
ac  communitas  hominum  intramontanorum  vallis  inferioris, 
maliciam  temporis  attendentes,  ut  se  et  sua  magis  defendere 
valeant,  et  in  statu  debito  melius  conservare,  fide  bona 
promiserunt,  invicem  sibi  assistere  auxilio  quolibet  ac  fa- 
vore  personis  et  rebus,  infra  valles  et  extra,  toto  posse, 
toto  nisu,  contra  omnes  et  singulos,  qui  eos  vel  alicui  de 
ipsis  aliquam  intulerint  violenciam  molestiam  aut  injuriam, 
in  personis  et  rebus  malum  quodlibet  machinando."  Aehn- 
lich  die  späteren  Bundesbriefe. 
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(Bundesglieder)  *  oder  als  Zugewandte  ^  zugelase^ 
den;  die  Herrschaft  darüber  konnte  aber  au 
denjenigen  Orten,  welche  sie  erobert  oder  so: 
Wonnen  hatten,  gemeinsam  geübt  werden  (Bundes- 
thanenland,  Gemeine  Vogteien  oder  Herrschafte 


^  So  wurde  verfahren  in  Beziehung  auf  Glariis,  \ 
1351  eiDgenommen  und  1352  als  Bundesglied,  indes£ 
nächst  mit  minderem  Rechte  und  in  sehr  untergeor 
Stellung,  zugelassen  wurde  (Bluntschli,  I,  100  fg.;  O 
S.  6 — 11),  ferner  in  Beziehung  auf  Zug,  welches  13* 
Bundesglie  dzugelassen  wurde  (Bluntschli,  I,  106  fg.  ,* 
S.  11  fg.). 

^  Zugewandte  hiessen  solche  Städte  und  Länder,  w 
durch  dauernde  Verträge  mit  den  Orten  oder  einem  I 
derselben    verbunden    waren    und    in    grösserem    oder 
ringerem  Umfange  deren  Schicksale  auch  deren  Rechts 
nung  theilten.     So   wurde   z.  B.   das  Stanser  Yerkomn 
ausdrücklich  auf  die   Zugewandten  ausgedehnt,    obwol 
an    dessen   Abschluss    nicht    theilgenommen    hatten, 
rechtliche    Lage    der   Zugewandten    wurde    durch    die 
ihnen  geschlossenen  Verträge  und  das  Herkommen  bestim 
die  Rechtsstellung  der  verschiedenen  Zugewandten  war  ni 
gleich.     Vgl.  namentlich  Oechsli,  a.  a.  0.  —  Appenzell 
hielt  zunächst  (seit  1411)   die  Stellung  eines  Zugewandl 
und  wurde  erst  1513  zu  einem  Orte  erhoben. 

^  Die  Darstellung  der  sehr  complicirten  Verhältnis 
der  Gemeinen  Vogteien  liegt  ausserhalb  des  Planes  dies 
Uebersicht.  Die  Eidgenossenschaft  zerfiel  thatsächlich  länge 
Zeit  in  eine  östliche  und  westliche  Gruppe,  Mittelpunkt  d< 
ersteren  war  Zürich,  der  letzteren  Bern.  Die  Gemeine 
Vogteien  standen  unter  der  gemeinsamen  Herrschaft  mehrere 
Orte;  so  die  Vogteien  Bellenz,  BoUenz  und  Riviera  ante 
der  Herrschaft  von  Uri,  Schwyz  und  Unterwaiden;  die  Land 
grafschaft  Thurgau  und  die  Grafschaft  Sargans  unter  dei 
Herrschaft  von  Zürich,  Luzern,  Uri,  Schwyz,  ünterwaldeu, 
Zug  und  Glarus  (östliche  Schweiz);  die  Grafschaft  Baden 
unter  der  Herrschaft  der  eben  genannten  sieben  Orte  und 
von  Bern;  Bern  und  Freiburg  (westliche  Schweiz)  hatten 
die  Herrschaft  über  Schwarzenburg,  Murten,  Orbe,  Grandson 
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3.  Regulirung  der  Befugniss  der  einzelnen  verbün- 
deten Orte  zu  sonstigen  Bündnissen.  Die  Bestimmung 
im  Bundesbriefe  der  drei  Urcantone  vom  9.  December 
1315  und  (in  bestimmterer  Formulirung)  im  Bundes- 
briefe dieser  mit  Luzern  vom  7.  December  1332,  dass 
keiner  der  Eidgenossen  sich  ohne  deren  gemeinen  Willen 
und  Wissen  mit  anderen  Eidgenossen  oder  Fremden 
Terbünden  dürfe,  war  dem  Wesen  der  Eidgenossen- 
schaft am  meisten  gemäss;  indessen  sind  Zürich  und 
Bern  nur  unter  Vorbehalt  des  eigenen  Bündnissrechts 
beigetreten,  jedoch  unter  Anerkennung  des  Vorzugs  der 
Eidgenossenschaft  vor  allen  anderen  Bünden.^ 

4.  Feststellung  des  casus  foederis^  also  der  Voraus- 
setzungen, an  welche  die  Hülfsverpflichtung  der  ver- 
bündeten Orte  geknüpft  war.     Die  gewohnliche  Form 


und  Tschertitz ;  sämmtliche  Orte  mit  Ausnahme  von  Appen- 
zell hatten  die  Herrschaft  in  den  ennetbirgischen  Vogteien 
Lugano,  Mendrisio,  Locamo  und  dem  Maienthal.  Die  Herr- 
schaft in  den  Gemeinen  Yogteien  hat  zu  vielen  Misbräuchen 
Anlass  gegeben.  Vorwort  zum  IV.  Bande,  Abtheilung  l*^ 
der  amtlichen  Sammlung  der  älteren  eidgenössischen  Ab- 
schiede, Pfaff,  S.  110—114. 

^  Bundesbriefe  vom  1.  Mai  1351  (Zürich)  und  vom 
6.  März  1353  (Bern).  — *  Zürich  und  Bern  waren  bei  Ein- 
tritt in  die  Eidgenossenschaft  hochangesehene  und  mächtige 
Freie  Reichsstädte,  Bern  besass  bereits  ein  grosses  Herr- 
schaftsgebiet, beide  wollten  auf  das  eigene  Bündnissrecht 
nicht  verzichten,  um  nicht  an  eigener  namentlich  auf  Er- 
weiterung ihres  Gebietes  und  ihrer  Herrschaft  gerichteten 
PoHtik  behindert  zu  sein.  Die  Bestimmung  über  das  Bünd- 
nissrecht im  Bundesbriefe  von  1315  und  1352  blieb  ver- 
bindlich für  die  Contrahenten.  Völlige  Rechtsgleichheit  hat 
unter  den  Orten  der  alten  Eidgenossenschaft  nicht  bestanden, 
sie  war  durch  mancherlei  Sonderrechte,  z.  B.  in  Bezug  auf 
Mahnung,  Eidesleistung  und  Bündnissrecht  durchbrochen. 
Oechsli,  S.  38  fg.,  45  fg.,  58,  59,  66,  67;  Pfaff,  S.  9— II, 
73—75,  87,  88,  100. 
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war  der  eidliche  Ausspruch  des  Hülfe  beg 
Ortes,  dass  ihm  Unrecht  geschehen  sei,  und  ai 
Grund  die  Mahnung  der  anderen  Orte  zu  f. 
Aufsehen  und  zur  Hülfeleistung  ^,  wovon  nocli 
reste  in  der  gegenwärtigen  Bundesverfassung*  e 
sind.iö 

5.  Feststellung  des  Umfanges  und  der  Kos 
Hülfeleistung.  Die  älteren  Bundesbriefe  vero 
Hülfeleistung  mit  der  ganzen  Macht  und  auf 
Kosten  des  Hülfeleistenden,  der  Berner  Bund  vo 
enthielt  Bestimmungen  über  Vertheilung  der  J 
auf  den  Hülfe  begehrenden  und  leistenden  Thei 
diesen  Bestimmungen  liegt  die  Grundlage  der  spi 
eidgenossischen  Kriegsordnung,  namentlich  im 
pacherbrief  von  1393  und  im  eidgenössischen  Defe 
nal  von  1668.  ^^ 

6.  Gemeinsame  Rechtsordnung  bezüglich  einer  gr< 


^  Die  auf  Mahnung  nach  eidlicher  Erkenntniss 
hülfsbedürftigen  Theils  begründete  Verpflichtung  zur  Bun 
hülfe  und  die  gegenseitige  Eidesleistung  der  Verbündf 
unterschied  die  eidgenössischen  Bünde  von  anderen  ^ 
bindungsformen.  Die  Mahnung  findet  sich  zuerst  im  Luzer 
Bunde  von  1332.  Im  Zürcher  Bunde  von  1351  wurde  ( 
Gebiet,  innerhalb  dessen  Hülfe  zu  leisten  war,  begrenzt  u 
die  Verbindlichkeit  zur  Hülfeleistung  bei  plötzlichem  Angr 
auch  ohne  Mahnung  festgestellt,  sowie  gemeinsame  Berathui 
bei  weitaussehenden  Unternehmungen  vorgesehen.  Der  Benn 
Bund  von  1353  verordnete  gemeinsame  Berathung  über  di 
Hülfeleistung  nach  erfolgter  Mahnung.  Glanis  erhielt  k 
Bundesbriefe  von  1352  zwar  das  Recht  der  Mahnung,  abej 
unter  Vorbehalt  des  Entscheidungsrechts  der  anderen  Ver- 
bündeten über  die  Frage,  ob  ihm  Unrecht  geschehen  sei, 
und  mit  Verbindlichkeit,  sich  dieser  Entscheidung  zu  unter- 
werfen. 

lö  Bundesverfassung  von  1815,  §  4,  von  1848  und  1874, 
Art.  15  und  16. 

11  Vgl.  Bluntschli,  I,  409—415;  Oechsli,  S.  132  fg. 
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Zahl  von  Angelegenheiten,  die  zu  Streit  im  Innern  oder 
mit  Fremden  Anlass  geben  konnten.  Daher  die  Be- 
stimmung im  Bundesbriefe  von  1291,  keinen  Richter 
anzunehmen,  der  sein  Amt  erkauft  habe  oder  nicht 
innerhalb  des  Landes  wohne  und  zu  demselben  gehöre, 
welche  im  Bunde  von  1315  dahin  erweitert  wurde, 
dass  keines  der  Länder  ohne  der  anderen  Willen  und 
Rath  sich  beherren  oder  einen  Herrn  annehmen  solle; 
daher  im  Bunde  von  1291  und  in  späteren  Bünden 
zahlreiche  Bestimmungen  zur  Erhaltung  des  Land- 
friedens, namentlich  über  Bestrafung  von  Mord,  Todt- 
schlag,  Brandstiftung,  Raub  und  Beschädigung,  ferner 
über  Pfändung,  Gerichtsstand  und  Vollstreckung  von 
Urtheilen;  daher  auch  im  Bunde  von  1315  die  Setzung 
der  Verbindlichkeit  zur  Leistung  der  hergebrachten 
Dienste  ausser  gegenüber  einem  Herrn,  der  eines  der 
Lander  mit  Gewalt  angreifen  oder  zu  unrechten  Dingen 
nöthigen  würde,  dem  solle  man  keinen  Dienst  thun, 
solange  er  mit  den  Ländern  ungerichtet  sei.  Die  ge- 
meinsame Rechtsordnung  wurde  über  den  Umfang  der 
Bundesbriefe  durch  den  Pfaffenbrief  von  1370,  den 
Sempacherbrief  von  1393  und  das  Stanser  Verkomm- 
niss  von  1481  beträchtlich  erweitert ;  hinter  diesen 
Bnndesgesetzen  stand  der  Gedanke,  dass  es  den  Eid- 
genossen zustehe,  in  gemeinsamer  Berathung  diejenigen 
Angelegenheiten  zu  ordnen  und  festzustellen,  wovon 
nach  der  Erfahrung  die  Erhaltung  von  Frieden  und 
Eintracht  und  eines  geeigneten  Verkehrs  unter  ihnen 
abhänge. 

7.  Verbot  der  Selbsthülfe  und  Erledigung  von  Strei- 
tigkeiten unter  den  Bundesgliedern.  Die  Bundesbriefe 
verordneten  in  verschiedenen  Fassungen  und  mit  einigen 
Abweichungen,  namentlich  im  Berner  Bunde  von  1353, 
dass  jeder  der  streitenden  Theile  zwei  ehrbare  Schieds- 
männer ernennen  müsse,  um  den  Streit  in  Minne  oder 
zu  Recht  zu  schlichten,   und   dass  die   Schiedsrichter, 

WtITEXKAXP.  3 
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wenn  sie  sich  gleich  theilten,  einen  geschäftsci* 
unparteiischen  Obmann  zuziehen  sollten. 

Gemeinschaft  in  Bezug  auf  so  wichtig'e  st 
Angelegenheiten  musste  früher  oder  später  z 
gemeinsamen  Organisation  führen.  Im  AnschJ 
die  Bestimmungen  einiger  Bundesbriefe  ^^,  weic 
meinsames  Tagen  und  Berathen  der  Sidgenoss 
wichtigen  Gegenstanden  vorschrieben,  hat  si< 
Tagsatzung  ^'  als  gemeinsames  Organ  zur  Seri 
und  Beschlussfassung  über  eidgenossische  Ang'e 
heiten,  namentlich  zur  Ausübung  der  Herrschaft 
die  Gemeinen  Vogteien  gebildet. 

Die  Tagsatzung  bestand  aus  Boten  (bevollinächl 
Gesandten)  der  einzelnen  Orte;  jeder  Stand  (Cai 
pflegte  in  der  späteren  Zeit  zwei  Gesandte  zu  schi< 
Litten  auch  die  Tagsatzungen  an  den  allgemeinen 
brechen  der  früheren  Gesandtencongresse,  namentiic 
langen  Verhandlungen,  die  häufig  zu  keinem  Ergeh 
führten,  so  ist  doch  manches  wichtige  und  seh  wie, 
eidgenossische  Geschäft  auf  ihnen  zu  Stande  gekomme; 
Ausser  den  Gesandten  der  Orte  wurden  namentlich 
späterer  Zeit  meist  auch  Gesandte  der  Zugewandt 
insbesondere  des  Fürstabtes  von  St. -Gallen,  der  SU 
St. -Gallen,  der  Republik  Biel,  ferner  der  Freistaat 
Wallis  und  Graubünden,  welche  Eidgenossenschafit« 
für  sich  bildeten,  längere  Zeit  auch  der  deutschen  Stad 


*^  Der  Zürcher  Bandesbrief  von  1351  stipulirte  gemeii 
sames  Tagen  und  Berathen  der  Eidgenossen  in  Einsiede! 
bei  grossen  Unternehmungen,  der  Bemer  Bundesbrief  voi 
1353  im  Kienholz  bei  Brienz  bei  allen  Mahnungen. 

"  Bluntschli,  I,  391—408;  Pfaff,  S.  33-52. 

^*  Z.  B.  das  Stanser  Verkommniss.  —  Die  Boten  hatten 
meist  nur  Vollmacht  ad  audiendum  et  referäidum,  nämlich 
die    Vorschläge    anzuhören    und    ihrer    Regierung  heimzu- 
bringen,   in   welchem   Falle    die   Beschlussfassung  auf  eine 
spätere  Tagsatzung  ausgesetzt  wurde. 
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Mülhausen  und  Rottweil,  jedoch  nur  ein  Gesandter  eines 
jeden  Zugewandten  zugelassen.  Da  die  Zugewandten 
an  den  Gemeinen  Vogteien  und  deren  Einkünften  keinen 
Theil  hatten,  so  haben  die  meisten  derselben,  nament- 
lich Wallis  und  Graubünden,  die  Tagsatzungen  nicht 
regelmässig  besucht. 

Tagsatzungen  wurden  nur  von  Zeit  zu  Zeit,  auf 
Berufung  des  einen  oder  andern  Standes  gehalten. 
Zürich  wurde  nach  und  nach  Vorort  und  erhielt  als 
solcher  die  Beftigniss  zur  Einberufung  der  Tagsatzungen, 
der  Vorbereitung  ihrer  Geschäfte  und  der  Geschäfts- 
leitung auf  denselben. 

Neben  den  eidgenössischen  Tagsatzungen  sind  häufig 
besondere  Tage  einzelner  Orte  in  Sachen,  welche  sie 
allein  angingen,  gehalten.  Die  Glaubensspaltung  ver- 
anlasste zahlreiche  Sondertagsatzungen  der  beiden  Re- 
ligionsparteien zur  Verhandlung  über  die  sie  besonders 
betreffenden  Sachen  und  zur  Verständigung  über  ge- 
meinsames Handeln.  Katholisch  waren  Luzern,  Uri, 
Schwyz,  Unterwaiden,  Zug,  Freiburg,  Solothurn,  ein 
Theil  von  Glarus,  Appenzell -Innerrhoden  und  von  den 
Zugewandten  der  Abt  von  St.-Gallen,  der  Bischof  von 
Basel,  der  grosste  Theil  von  Wallis  und  ein  Theil  von 
Graubünden,  evangelisch  dagegen  Zürich,  Bern,  Basel, 
Schaffhausen,  Appenzell -Ausserrhoden,  ein  Theil  von 
Glarus  und  von  den  Zugewandten  die  Städte  St.-Gallen, 
Mülhausen,  Biel,  ein  Theil  von  Wallis  und  von  Grau- 
bünden. Die  Katholiken  hatten  die  Mehrheit  auf  den 
eidgenossischen  Tagsatzungen,  die  Evangelischen  die 
grossere  Bevölkerungsziffer. 

Der  Ort  der  Tagsatzungen  hat  gewechselt,  bis  1715 
sind  zahlreiche  eidgenössische  Tagsatzungen  in  Baden, 
seitdem  in  Frauenfeld  gehalten.  Der  gewohnliche  Sitz 
der  katholischen  Sondertagsatzungen  war  Luzern,  der 
evangelischen  Aarau. 

Die  Zuständigkeit   der  allgemeinen  Tagsatzung  er- 
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streckte  sich  auf  alle  eidgenössische  A.iigeleg 
deren  Bereich  indessen  nicht  fest  begrenzt  -wr^ 
alte  Schweizerbund  hat  weniger  auf  festen  V" 
als  auf  wandelbarem  Gewohnheitsrecht  beruht  ^ 
S.  115).  Der  Gedanke  eines  „government  of  In 
not  of  men",  einer  Beschränkung  der  Staatsgev 
die  ihr  durch  Verfassung  und  Gesetz  überw 
Befugnisse  und  namentlich  der  Bundesgewalt  a 
ihr  verfassungsmässig  übertragenen  Angelegen 
war   der   alten  Eidgenossenschaft  fremd.  ^^      Die 


^^  David  Hume  schrieb  1742:    „Wenngleich  in  ni 
Zeit  alle  Arten  von  Regierungen  Fortschritte  gemacht  1 
so  scheint  doch  die  monarchische  Regierung  der  Vollkon 
heit  am  nächsten  gekommen  zu  sein.    Was  früher  von 
Staaten  galt,  kann  jetzt  von  civilisirten  Monarchien  g 
werden:    nämlich  dass  sie  eine  Regierung  der  Ges- 
und nicht  der  Menschen  sind.    Sie  zeigen  sich  der 
nung,  Methode  und  Stetigkeit  ganz  erstaunlich  fähig.    Ei^ 
thum  ist  in  ilmen  sicher,  Arbeit  wird  ermuntert,  die  Kü 
blühen,   und   der  Fürst  lebt  unter  seinen  Unterthanen 
ein  Vater   unter   seinen   Kindern"  (Maine,   S.  3).     Frülj 
Schriftsteller,   welche    den   Ausdruck   „government  of  h 
and  not  of  men"   gebraucht  haben,   vielleicht  John  Lot 
oder  Algernon  Sidney  —  vgl.  R.  von  Mohl,  Geschichte  u 
Literatur  der  Staatswissenschaften,  I,  231,  232,  327  —  si 
mir   nicht   zur   Hand.     Was   die    Verfassungen  anlangt, 
findet    sich   dieser  Ausdruck   meines  Wissens  zuerst  in  d 
Verfassung  des  Staates  Massachusetts  (1780),  Sect.  30:  „J 
the  government  of  this  Commonwealth  the  legislative  depari 
ment  shall  never  exercise  the  executive  and  judicial  power 
or  either  of  them;    the    executive   shall  never  exercise  th< 
legislative  and  judicial  powers  or  either  ofthem;  thejudfciai 
shall  never  exercise  the  legislative  and  executive  powers  or 
either  of  them;  fo  tlie  end  it  may  he  a  government  oflaws  and 
not  of  men.^^    Die  Deutschen,  namentlich  R.  von  Mohl,  wel- 
cher die  Verfassung  und  das  Recht  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  genau   kannte,    haben   daraus  den  Ausdruck 
„Rechtsstaat^^  gemacht. 
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Satzungen  der  alten  Eidgenossenschaft  haben  sich  mit 
den  Terschiedenartigsten  Dingen  beschäftigt,  nament- 
lich auswärtige  Angelegenheiten,  Krieg,  Frieden,  Bünd- 
nisse, Heerwesen,  Militärcapitulationen  mit  fremden 
Staaten  insbesondere  Frankreich,  Regierung  der  Ge- 
meinen Vogteien,  namentlich  Abrechnung  über  ihre 
Einkünfte  und  deren  Vertheilung  (Jahrrechnungen), 
Verniittelung  von  Streitigkeiten  unter  den  Bundes- 
gliedem,  Intervention  in  Angelegenheiten  eines  Bundes- 
gliedes, welches  so  krank  war,  dass  es  sich  selbst  nicht 
helfen  konnte  (Bluntschli,  I,  416 — 447),  manche  Gegen- 
stände des  gemeinen  Nutzens,  z.  B.  Maassregeln  zur 
Verhütung  und  Milderung  von  Theuerung,  Fischerei 
in  Flüssen  und  Gewässern,  die  mehreren  Orten  gemein- 
sam waren,  Ordnungen  gegen  Meineid,  Lästerungen, 
Unzucht,  HofFahrt,  Vorsorge  gegen  ansteckende  Krank- 
heiten ,  Ordnungen  gegen  Strassenräuber ,  Bettler, 
Strolche,  Wucher,  Reislaufen  (Werbung  für  auswärtige 
Kriegsdienste),  Sicherheit  der  öffentlichen  Strassen, 
Münzwesen,  zahlreiche  Verbote  des  Schmähens  und 
Schmützens  in  Religionssachen,  dann  auch  Angelegen- 
heiten einzelner  Personen,  sofern  sich  daran  ein  all- 
gemeines Interesse  knüpfte  (§  36,  2).  War  die  Sache 
nur  einigen  Orten  gemeinsam,  z.  B.  Gemeine  Vogteien 
im  Besitz  nur  einiger  Orte,  so  nahmen  nur  deren  Bo- 
ten an  der  Berathung  und  Beschlussfassung  theil  (vgl. 
Bluntschli,  I,  397  fg.). 

Die  Verfassungsentwickelung  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  bis  zur  Glaubensspnltung  enthält 
zahlreiche  und  wichtige  Ansätze  zur  Zulassung  von 
Mehrheitsentscheidungen    auf  der  Tagsatzung.  ^^     Der 


^*  Einige  neuere  Schriftsteller,  z.  B.  Bluntschli,  I,  402 
— 406;  Blumer,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  schweizeri- 
schen Demokratie,  I,  346,  geben  dem  Mehrheitsprincip  bei 
der  alten  Tagsatzung   wol    ein  weiteres  Anwendungsgebiet 
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Pfaffenbrief  von  1370  verstattete  Mehrung  ode 
ning  durch  Mehrheitsbeschlüsse,  unbeschadet 
stehenden  Bünde.  Ueber  die  Angelegenheiten 
meinen  Vogteien  entschied  ausser  in  Glaubei 
die  Mehrheit  der  sie  beherrschenden  Orte-  j 
Tagsatzung  wurde  1515  der  Grundsatz  angereg 
in  Sachen,  welche  die  Ehre  und  das  Wohl  d< 
genossenschaft  betreffen  und  den  Bünden  sow 
Herkommen  nicht  widersprechen,  die  Minderh 
Stände  sich  den  Beschlüssen  der  Mehrheit  zu 
ziehen  habe;  die  bald  folgende  Glaubensspaltung  J 
Annahme  und  das  Inkrafttreten  eines  solchen  t 
Satzes  gehindert.  „Mit  der  Reformation  oder 
gesagt  mit  der  Glaubensspaltung  erlitt  das  Bu 
leben  der  Eidgenossenschaft  eine  verhängnissvoIJe  \1 
hing.  Die  deutlich  erkennbare  Entwickelung  ders« 
zu  einem  wirklichen  schweizerischen  Staate  wurde 
lings  unterbrochen,  und  die  Eidgenossenschaft  xi 
in  zwei  einander  feindlich  gegenüberstehende  Bun 
Systeme.  Alle  die  diplomatischen  und  kriegerisc 
Mittel,  welche  ein  Staat  zu  seiner  Erhaltung  und  S 
kung  dem  Auslande  gegenüber  anzuwenden  pflegt,  w 
den  jetzt  von  den  Eidgenossen  gegeneinander  in  J 
wegung  gesetzt.  Die  katholischen  Orte  zumal  kann! 
sozusagen  keinen  andern  Feind  mehr  als  ihre  evang 
lischen  «Stiefbrüder».  Ihre  Politik  ging  beinahe  gaj 
darin  auf,  diesen  gegenüber  die  im  zweiten  CappeJe 
krieg  gewonnene  Machtstellung  um  jeden  Preis  zu  b( 
haupten  und  zu  verstarken.  Zürich  und  Bern,  das  wa 
der  Erbfeind,    vor  dem  man  stets  auf  der  Hut  sein 


als   die  Bandesbriefe   und   das  Bundesherkommen  gewähr- 
leisten.    Vgl.  dagegen  Simmler,   De  republica  Helvetiorum 
Libri  Duo,   Tiguri  1576,   Liber  secundus,  Pag.  1,  2,  und 
F.  Stettier,  Das  Buudesstaatsrecht  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft vor  dem  Jahre  1798,  S.  29,  76,  77. 
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wider  den  man  sich  in  steter  Waffenbereitschaft  halten 
musste,  gegen  den  man  Allianzen  im  In-  und  Ausland 
schloss,  den  man  im  Frieden  auf  Schritt  und  Tritt 
diplomatisch  bekämpfte,  um  ihm  im  Kriege  desto  leich- 
ter standhalten  zu  können.  Im  Grunde  gab  es  fortan 
zwei  getrennte  Eidgenossenschaften  mit  völlig  getrenn- 
ten Interessen,  getrennter  Politik,  getrennten  Tag- 
satzungen, die  nur  noch  kümmerlich  durch  die  recht- 
lichen Verpflichtungen  der  Bünde,  die  franzosische 
Allianz  und  die  Gemeinen  Herrschaften  zusammen- 
gehalten wurden"  (Oechsli,  S.  111 — 112). 

Die  Glaubensspaltung  hat  auch  bewirkt,  dass  der 
Bund  nicht  aus  eigener  Kraft  und  Einsicht  zu  der 
nothwendigen  Reform  der  Bundesverfassung,  nament- 
lich zur  festen  Abgrenzung  der  Zuständigkeit  des 
Bundes  einerseits  und  der  Orte  (Cantone)  andererseits, 
zur  Ausgleichung  des  Gegensatzes  der  Orte,  der  Zu- 
gewandten und  der  Gemeinen  Vogteien,  zur  Schaffung 
einer  kräftigen  executiven  Bundesgewalt  und  zur  Milde- 
rung und  Beseitigung  der  zahlreichen  Kechtsungleich- 
heiten  in  der  Schweiz  gelangen  konnte,  sondern  völlig 
verknöchert  und  erstarrt  franzosischer  Einmischung  und 
Herrschaft  verfiel. 

Die  franzosische  Intervention  brachte  der  Schweiz 
die  Verfassung  der  Helvetischen  Republik  vom 
12.  April  1798  *^,  welche  der  franzosischen  Verfassung 
von  1795  nachgebildet  ist.  Sie  begann  mit  dem  Satze: 
,,Die  Helvetische  Republik  macht  Einen  unzertheilbaren 
Staat  aus";  sie  beseitigte  die  früheren  Orte,  Zugewandten 
und  Gemeinen  Vogteien  und  schuf  daraus  22  Cantone, 
denen  jedoch  nur  die  Bedeutung  von  Verwaltungs- 
bezirken, nicht  von  Staaten  gegeben  wurde.    Hat  auch 


*"  Bluntschli,  1,  448 — 54;  Hilty,  Vorlesungen  über  die 
Helvetik,  Bern  1878.  Die  Verfassung  ist  abgedruckt  in 
Bluntschli,  II,  305—22. 
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diese  Verfassung  sehr  viel  Veraltetes  und  Abgelebtes, 
namentlich  die  früheren  ständischen  Kechtsunterschiede 
(§§  8,  19)^®  aufgehoben,  so  stand  sie  doch  mit  der 
historischen  Entwickelung  des  Landes  und  mit  den 
thatsächlich  bestehenden  Verhältnissen  nicht  in  Sin- 
klang und  hatte  daher  nur  kurzen  Bestand. 

Als  Vermittler  der  schweren  Streitigkeiten,  welche 
diese  Verfassung  hervorrief,  gab  Napoleon  ^^  am 
19.  Februar  1803  der  Schweiz  eine  neue  Cantons-  und 
Bundesverfassung,  die  sog.  Vermittelungsacte^^, 
welche    auf  dem    Boden    der   alten    historischen   Ver- 


^^  Die  einzelnen  Orte,  auch  die  demokratischen  Cantone 
mit  Landsgemeinden,  waren  voll  von  Rechtsungleichheit  an 
der  verschiedensten  Art,  denen  alle  innere  Berechtigung 
fehlte.  Es  ist  das  grosse  und  dauernde  Verdienst  der  fran- 
zösischen Einmischung  und  Herrschaft  seit  1798,  die  Rechts- 
ungleichheiten in  der  Schweiz  beseitigt,  den  grossen  Grund- 
satz der  Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetze  eingeführt  und 
dadurch  die  sehr  tüchtige  und  beachtenswerthe  Verfassungs- 
entwickelung  der  Schweiz   seit  1848  vorbereitet  zu  haben. 

^^  Es  heisst  im  Eingang  der  Vermittelungsacte :  „Bona- 
parte,  Premier  Consul   de  la  Republique,   President    de  la 

Republique  italienne Nous,  en  qualite  de  mediatenr, 

statuons    ce    qui   suit"    und   am   Schluss  derselben: 

„Nous  garantissons  la  Constitution  federale  et  celle  de  chaque 
canton,  contre  les  ennemis  de  la  tranquillit6  d'Helvetie,  quels 
qu^ls  puissent  etre,  et  nous  promettons  de  continuer  les 
relations  de  bienveillance ,  qui  depuis  plusieurs  siecles  ont 
uni  les  deux  nations." 

2ö  Bluntschli,  I,  460—78;  G.  Vogt,  Zur  Charakteristik 
der  schweizerischen  Mediationsacte  (Zürich  1884);  Blumer- 
Morel,  I,  53 — 66.  —  Napoleon  sagte  mit  Recht  den  schwei- 
zerischen Delegirten  bei  Berathung  der  Mediationsacte: 
„Eine  Regierungsform,  die  nicht  das  Resultat  einer  langen 
Reihe  von  Begebenheiten,  Unglücksfallen,  Anstrengungen 
und  Unternehmungen  eines  Volkes  ist,  kann  niemals  Wurzel 
fassen.*' 
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fassuDg  stand,  aber  deren  schwere  Mängel  in  ein- 
sichtiger und  staatsmännischer  Weise  vermied. 

In  Uebereinstimmung  mit  der  historischen  Ent- 
wickelung  des  Landes  wurde  das  Princip  der  Canto- 
ualsouveränetät  beibehalten**,  daneben  aber  bestimmt, 
dass  die  Cantone  durch  die  Bundesbeschlüsse  gebunden 
würden  und  ihre  Organe  bei  deren  Verletzung  straf- 
rechtlich verfolgt  werden  konnten.** 

Dem  Bunde  wurden  namentlich  Überträgen: 

1.  die  auswärtigen  Angelegenheiten,  Krieg,  Frieden, 
Bündnisse,  Handelsverträge,  Militärcapitulationen,  Ge- 
sandtschaften (Kap.  20,  §§  31 — 33,  35),  und  zwar 
unter  Ausschluss  der  Cantone,  denen  Bündnisse  unter- 
einander und  mit  auswärtigen  Staaten  ausdrücklich 
untersagt  (Kap.  20,  §  10)  und  Verhandlungen  mit 
auswärtigen  Staaten  nur  mit  Genehmigung  der  Tag- 
satzung gestattet  waren  (Kap.  20,  §  32); 

2.  die  Garantie  der  Verfassung,  des  Gebietes,  der 
Freiheit  und  der  Unabhängigkeit  der  einzelnen  Can- 
tone nach  aussen  und  innen  (Kap.  20,  §§  1,  34); 

3.  die  Verfügung  über  das  Bundesheer,  welches 
aus  den  ziffermässig  bestimmten  Contingenten  der  ein- 
zelnen Cantone  bestand  (Kap.  20,  §  2),  die  Ernennung 
des  Generals,  die  Anordnung  von  Sicherungsmaass- 
regeln  bei  Bedrohung  der  äusseren  oder  inneren  Sicher- 
heit der  Schweiz,  die  Einforderung  von  Matrikularbei- 
tiigen  der  Cantone  nach  einer  bestimmten  Scala  (Kap.  20, 
§§34,20,  2); 


'^  Kap.  20,  §  12:  „Les  cantons  jouissent  de  tous  les 
pouToirs  qui  n'ont  pas  ete  expressement  delegues  k  Tautorite 
tederale." 

^^  Kap.  20,  §  11-'  „Le  gouvemement  ou  le  corps  legis- 
litif  de  tout  canton  qui  viole  un  decret  de  la  di^te,  peut 
ttre  traduit  comme  rebelle  devant  un  tribunal  compose  des 
presidents  des  tribunaux  cnminels  de  tous  les  autres  cantons/* 
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4.  die  Vermittelung  und  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten der  Cantone  untereinander  (Kap.  20,  §§  36,  21); 

5.  die  Bestimmung  des  schweizerischen  Münzfusses, 
die  Aufsicht  über  Brücken,  Wege  und  Flüsse,  die  Ge- 
nehmigung der  Brücken-  und  Wegegelder,  sowie  der 
Grenzzölle,  welche  die  Grenzeantone  für  eigene  Rech- 
nung erhoben  (Kap.  20,  §§  7,  23,  6,  5). 

Die  Bundesgewalt  wurde  durch  die  Tagsatzung  und 
den  Vorort  ausgeübt. 

Die  Tagsatzung  bestand  aus  je  einem  Deputirten 
eines  jeden  der  19  Cantone,  welchem  ein  oder  zwei 
Stellvertreter  beigegeben  werden  konnten  (Kap.  20, 
§  25),  unter  Vorsitz  des  jedesmaligen  Landammanns  der 
Schweiz,  welcher  von  Amtswegen  Deputirter  des  Vor- 
ortes war  (Kap.  20,  §§  27,  29).  Die  19  Cantone  führ- 
ten 25  Stimmen;  jeder  der  sechs  grösseren  Cantone 
Bern,  Zürich,  Waadt,  St.- Gallen,  Aargau  und  Grau- 
büuden  hatte  zwei  Stimmen  (Kap.  20,  §  28).  Die 
ordentliche  Sitzung  begann  am  ersten  Montag  im  Juni 
eines  jeden  Jahres  und  sollte  nicht  über  einen  Monat 
dauern  (Kap.  20,  §  29);  ausserordentliche  Sitzungen 
konnten  vom  Landammann  jederzeit  und  mussten  von 
ihm  auf  Verlangen  von  fünf  Cantonen  oder  auch  einer 
benachbarten  Macht  oder  eines  Cantons  einberufen  wer- 
den, im  letztern  Falle  vorausgesetzt,  dass  das  Begehren 
vom  Grossen  Rathe  des  Vorortes  unterstützt  wurde 
(Kap.  20,  §  30). 

Der  Vorort  wechselte  jährlich  zwischen  den  Can- 
tonen Freiburg,  Bern,  Solothurn,  Basel,  Zürich  und 
Luzern  (Kap.  20,  §§  13,  14).  Der  Schultheiss  oder 
Bürgermeister  des  jedesmaligen  Vorortes  war  Land- 
nmmann  der  Schweiz  (Kap.  20,  §  16).  Sitz  der  Tag- 
satzung war  die  Hauptstadt  des  Vorortes,  welcher  deren 
Kosten  zu  tragen  und  den  Deputirten  Wohnung  und 
eine  Ehrengarde  zu  gewähren  hatte  (Kap.  20,  §§  13—15). 

Der  Landammann  hatte  der  Tagsatzung  bei  ihrem 
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Zusammentreten  Mittheilung  über  die  innere  und  äussere 
Lage  der  Schweiz  zu  machen  (Kap.  20,  §  18).  Der 
Tagsatzung  gebührte  die  Beschlussfassung  über  die 
wichtigeren  Bundesangelegenheiten,  namentlich  die  Ent- 
scheidung über  Krieg,  Frieden,  Bündnisse,  Handels- 
verträge, Militärcapitulationen,  Gesandtschaften,  Siche- 
ningsmaassregeln,  die  Genehmigung  der  Grenzzölle  der 
Cantone,  ihrer  Wege-  und  Brückengelder,  und  der 
Rekrutirung  in  einem  Canton  für  eine  auswärtige  Macht, 
die  Bestimmung  der  Matrikularbeiträge  und  die  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  der  Cantone  untereinander 
(Kap.  20,  §§  31—36,  2,  5,  6).  Die  Tagsatzung  entschied 
mit  einfacher  Mehrheit,  ausser  über  Krieg,  Frieden 
und  Bündnisse;  in  diesen  Fällen  war  Dreiviertelmehr- 
heit erforderlich  (Kap.  20,  §  31).  Die  Mitglieder  der 
Tagsatzung  wurden  durch  Instructionen  der  Regierung 
ihres  Cantons  gebunden,  ausser  bei  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  der  Cantone  untereinander;  für  diesen 
Fall  cessirte  das  doppelte  Stimmrecht  der  grossen  Can- 
tone und  hatte  jeder  Canton  nur  eine  Stimme  (Kap.  20, 
§§  26,  36). 

Der  Landammann  der  Schweiz  war  der  Chef  der 
wenig  ausgebildeten  Executive  des  Bundes;  er  führte 
das  Bundessiegel  (Kap.  20,  §§  16,  24);  er  leitete  den 
diplomatischen  Verkehr,  empfing  die  Gesandten  fremder 
Mächte  und  verhandelte  mit  denselben  (Kap.  20,  §  17); 
er  traf  in  dringlichen  Fällen  mit  Beirath  des  Kleinen 
Käthes  seines  Cantons  die  nothigen  Sicherungsmaass- 
regeln,  vorbehaltlich  der  demnächstigen  Entscheidung 
der  Tagsatzung  (Kap.  20,  §  20).  Bei  Nichtversamm- 
lung  der  Tagsatzung  waren  Streitigkeiten  der  Cantone 
untereinander  bei  ihm  anhängig  zu  machen;  er  konnte 
Vermittler  ernennen  (Kap.  20,  §  21).  Ihm  gebührte 
eine  Einwirkung  auf  die  Cantonsangelegenheiten;  er 
warnte  die  Cantonsregierung,  wenn  das  Verhalten  eines 
Cantons  die  Sicherheit   der  Schweiz    gefährdete    oder 
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der  Bundes-  oder  Cantoiisverfassung  zuwider  war;  er 
konnte  in  einem  solchen  Falle  in  den  Cantonen  mit 
Repräsentativ  Verfassung  die  Einberufung  des  Grossen 
Ratbes  und  in  den  demokratischen  Cantonen  die  Kin- 
berufung  der  Landsgemeinden  verordnen  (Kap.  20,  §  22). 
Er  konnte  Wege-  und  Brückenaufseher  in  die  Cantoiie 
entsenden,  die  dringenden  Arbeiten  zur  Instandhaltung 
der  Wege,  Brücken  und  Flüsse  anordnen  und  nothigen- 
falls  auf  Rechnung  dessen,  den  es  anging,  ausführen 
lassen  (Kap.  20,  §  23).  Unter  ihm  standen  ein  Kanz- 
ler und  ein  Staatsschreiber,  ständige  Beamte,  welche 
von  der  Tagsatzung  ernannt  wurden  und  von  Jahr  zu 
Jahr  mit  der  Registratur  des  Bundes  von  dem  einen 
Vorort  zum  andern  wanderten  (Kap.  20,  §§  37 — 39). 

Die  Vermittelungsacte  verbot  die  früheren  Unter- 
thanen Verhältnisse,  die  Privilegien  des  Ortes,  der  Ge- 
burt, der  Personen  und  der  Familien^',  die  Abzugs- 
rechte, jede  Hinderung  des  freien  Verkehrs  in  der 
Schweiz,  jedoch  unbeschadet  der  „aus  den  Zeiten  der 
alten  Eidgenossenschaft  herrührenden  und  bis  anhier 
in  Kraft  gebliebenen  Tarife,  Zoll-,  Geleits-,  Brücken- 
und  Weggeldsberechtigungen"  ^*;  sie  garantirte  jedem 
Schweizerbürger  das  Recht  der  Niederlassung  und  des 
Gewerbebetriebes  in  jedem  andern  Canton  (Kap.  20,  §  4). 

Der  schwere  Misstand  bei  dieser  Verfassung  war 
die  drückende  Abhängigkeit  von  Frankreich.  Napoleon 
hatte  die  Vermittelungsacte  der  Schweiz  gegeben;  er 
verfuhr  als  ob  er  sie  nach  Gefallen  auslegen  und  ändern 
dürfe.  ^*     Vor  Erlass  derselben  hatte  er  den  schweize- 


2^  Kap.  20,  §  3:  „II  n'y  a  plus  en  Suisse  ni  pays  sujets, 
ni  Privileges  de  lieux,  de  naissance,  de  personnes,  ou  de 
familles." 

**  Kap.  20,  §  5  und  Tagsatzungsbeschluss  vom  15.  Sep- 
tember 1803.     G.  Vogt,  a.  a.  0.,  S.  27. 

^*  Napoleon  hatte   in   der  Vermittelungsacte   gar  nicbt 
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rischen  Delegirten  gesagt:  ^Euer  erstes  Interesse,  eure 
erste  Politik,  eure  erste  Pflicht  soll,  wie  während  aller 
vorangegangenen  Jahrhunderte,  darauf  gerichtet  sein, 
nicht  nur  nichts  zu  versprechen,  sondern  auch  nichts 
aaf  eurem  Boden  zu  dulden,  das  den  Interessen,  der 
Ehre,  dem  Vortheile  des  franzosischen  Volkes  mittel- 
bar oder  unmittelbar  nachtheilig  sein  konnte"  (Bluntschli, 
I,  475).  Die  Schweiz  war  unter  der  Vermittelungsacte 
.,Soldatenmarkt  für  Frankreich"  (G.  Vogt,  S.  15).  Den 
Befehlen  des  gewaltigen  Imperators  wurde  und  musste 
wie  die  Dinge  nun  einmal  lagen  prompter  Gehorsam 
geleistet  werden.  Auch  die  Schweiz  ist  erst  durch  die 
Befreiungskriege  von  der  Fremdherrschaft  erlost. 

Weil  die  Schweiz  unter  der  Vermittelungsacte  thnt- 
sächlich  französisches  Unterthanenland^^  gewesen  war. 


bestimmt,  auf  welchem  Wege  sie  geändert  werden  könne.  — 
,,Da8  alles"  (Maassregeln,  welche  Napoleon  der  Schweiz  auf- 
genöthigt  hatte,  namentlich  die  Continentalsperre)  „steht  in 
offenbarem  Widerspruch  mit  der  Mediationsacte :  weder 
Grenzabgaben  einzuführen  und  deren  Tarife  vorzuschreiben 
noch  die  Organisation  dieser  Grenzanstalten  zu  bestimmen, 
noch  Controlbeamte  zu  ernennen,  kommt  der  Verfassung 
gemäss  der  Tagsatzung  zu.  Allein  nur  wenn  es  in  Frank- 
reichs Interesse  lag,  die  Kräftigung  der  Schweiz  zu  hemmen, 
wurde  von  ihm  die  Mediationsacte  angerufen  und  so  aus- 
gelegt, wie  es  dem  Kaiser  gefiel:  wer  konnte  besser  als  der 
Urheber  des  Werkes  sagen,  wie  er  dasselbe  sich  gedacht 
habe?  Einer  seiner  Gedanken  hat  stets  alle  andern  domi- 
nirt:  dass  niemals  diese  Yerfassungsbuchstaben  der  Schweiz 
ein  Recht  geben  könnten,  irgendetwas  zu  verweigern,  was 
Frankreich  von  ihm  fordere,  und  ebenso  stand  es  ihm  fest, 
dass  er  stets  zu  ändern  befugt  sei,  was  er  einmal  verordnet 
habe."     G.  Vogt,  S.  29. 

•^  Ungeachtet  der  Erklärung  Napoleon^s  am  Schlüsse 
der  Vermittelungsacte :  „Nous  reconnaissons  THelvetie,  con- 
stituee  conformement  au  present  acte,  comme  puissance 
independante." 
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wurde  diese  Verfassung  von  den  Alliirten  nicht  an- 
erkannt und  trat  ohne  ausdrückliche  Aufhebung  ausser 
Geltung  (Bluntschli,  I,  477—78;  Blumer-Morel,  I,  64 
— 65).  Der  Schweiz  wurde  es  überlassen,  sich  selbst 
eine  neue  Bundesverfassung  zu  geben,  was  erst  nach 
sehr  langwierigen  und  unerquicklichen,  ja  peinlichen 
Verhandlungen  der  Cantone  miteinander  unter  freund- 
schaftlicher Intervention  der  europäischen  Grossmächte 
gelang.*^ 

Die  neue  Bundesverfassung,  der  sog.  Bundesvertrag 
von  1815,  blieb  in  wesentlichen  Stücken  erheblich  hinter 
der  Vermittelungsacte  zurück.  ^^  Die  allgemeine  Bestau- 
rationssucht,  selbst  bezüglich  völlig  abgelebter  Dinge, 
hatte  sich  auch  der  Schweiz  mitgetheilt,  auch  in  ihr 
zeigte  sich  die  Neigung  der  Volker,  welche  einen  gan- 
zen Schritt  vorwärts  gegangen  sind,  einen  halben  Schritt 
rückwärts  zu  machen.  Die  Zuständigkeit  des  Bundes 
wurde  gemindert,  das  doppelte  Stimmrecht  der  grösseren 
Cantone  in  der  Tagsatzung  und  das  Amt  des  Land- 
ammanns beseitigt,  dagegen  das  Institut  des  Vorortes 
mit  den  bis  1798  geübten  Befugnissen  wiederhergestellt; 
an  Stelle  der  Abschaffung  aller  Vorrechte  trat  der  matte 
Grundsatz,  dass  der  Genuss  der  politischen  Rechte  nie 
das  ausschliessliche  Privilegium  einer  Classe  der  Can- 
tonsbürger  sein  könne.  Nur  in  der  Zulassung  eid- 
genossischer Eingangsgebühren  auf  Waaren  zur  Bildung 
einer  eidgenössischen  Kriegskasse  war  ein  erheblicher 
Fortschritt  enthalten. 


*^  Prof.  Dr.  Hiltj'  hat  diese  Verhandlungen  mit  grosser 
Ausführlichkeit  und  Vollständigkeit  in  seinem  Jahrbuch,  II, 
42  —  544  mitgetheilt;  sie  zeigen  die  Schwierigkeiten  und 
Gefahren  einer  neuen  Verfassungsbildung  auch  bei  einem 
staatlich  gut  geschulten  Volke. 

28  "Wegen  des  Inhalts  der  Bundesverfassungen  von  1815, 
1848  und  1874  verweise  ich  auf  den  zweiten  Tbeil,  §§  7, 
9,  14,  16,  21,  23,  28,  30. 
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Die  nothwendige  Reform  der  staatlichen  Einrich- 
tangen  hat  in  den  Cantonen  begonnen.  Die  Cantonal- 
Terfitösungen,  welche  gleich  der  Bundesverfassung  in 
der  Restaurationszeit  verschlechtert  waren,  wurden  seit 
1830  zeitgemäss  umgestaltet,  indessen  lange  nicht  immer 
auf  dem  legalen  Wege. 

Die  Beform  des  Bundes  gelang  erst  1848.  Durch 
die  Bundesverfassung  dieses  Jahres  ist  die  Schweiz  in 
die  grosse  Reihe  der  modernen  constitutionellen  Bun- 
desstaaten eingetreten. 

Die  Segnungen  des  Bundesstaates  für  die  Sicher- 
heit, Ruhe  und  Wohlfahrt  der  Schweiz  haben  zu  einer 
Erweiterung  der  Bundeszuständigkeit  und  zu  einer  Ver- 
Tollständigung  der  Bundesregierung  in  der  revidirten 
Bundesverfassung  von  1874  geführt.  Der  im  Vorworte 
angezogene  und  was  die  Staatsentwickelung  der  Welt 
angeht  zurückgewiesene  Ausspruch  von  Rivier,  dass 
die  Concentration  und  Centralisation  im  Bundesstaate 
weiterschreitet,  bis  der  Einheitsstaat  erreicht  wird,  ist 
für  die  Schweiz  nicht  ohne  alle  Berechtigung.  Es 
fehlt  nicht  an  Stimmen,  welche  den  Uebergang  zum 
Einheitsstaate  für  wahrscheinlich  halten. ^^  Indessen  ist 
die  grosse  Mehrheit  der  einsichtigen  schweizerischen 
Staatsmänner  wol  darüber  einverstanden:  dass  ein  sol- 
cher Schritt  ein  schwerer,  in  seinen  Folgen  unüber- 
sehbarer Bruch  mit  einer  jahrhundertelangen  ruhm- 
reichen Vergangenheit  sein  würde;  dass  keine  Garantie 
vorbanden  ist,  dass  die  nach  Sitten,  Sprache,  Confession 
und  Nationalität  gespaltenen  Theile  der  Eidgenossen- 


*^  (Bubs)  Zur  Verständigung  über  die  Bundesrevision 
(Zürich  1871),  S.  5:  „Wir  treiben  dem  Einheitsstaat  zu, 
ohne  ihn  eigentlich  zu  wollen."  —  Dr.  P.  C.  von  Planta, 
Die  Schweiz  in  ihrer  Entwickelung  zum  Einheitsstaate  (Zürich 
1877).  —  Strickler,  S.  125:  „Die  Eidgenossenschaft  nähert 
isich  augenscheinlich  dem  Einheitsstaat." 
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Schaft  die  Form  des  Einheitsstaates  ertragen  werden  ^% 
und  dass  somit  das  Streben  nach  einem  solchen  den 
Bestand  der  altehrwürdigen  und  doch  jugendkräftigen, 
die  Freiheit  und  den  Frieden  fordernden  Eidgenossen- 
schaft gefährdet. 

§  3. 
Die  Republik  der  Vereinigten  Niederlande. 

Die  Republik  der  Vereinigten  Niederlande  ist  in 
schwerem  Kampfe  unter  unsäglichen  Greuelthaten  und 
Verwüstungen  geboren.  Die  Glaubensspaltung,  weiclie 
Folge  der  Reformation  war,  also  derselbe  Grund,  wo- 
durch das  Bundesverhältniss  in  dem  früheren  Deutschen 
Reiche  und  der  alten  Eidgenossenschaft  verkümmert  ist, 
hat  zu  ihrer  Entstehung  geführt.  Sie  hat  lange  eine 
leitende  Stellung  in  dem  durch  die  Jahrhunderte  sich 
hinziehenden  Kampfe  des  Germanismus  nnd  Romanis- 
mus gehabt  und  die  äussere  und  innere  Entwickelung 


^^  Die  schweizerische  Bundesverfassung  hat  grosse  Ge- 
fahren und  Schwierigkeiten  überwunden,  denen  Einheits- 
verfassungen   erlegen    sind.     Die   niederländische   Einheits- 
verfassung vom  25.  August  1815  ist  durch  den  wirthschaft- 
lichen,  nationalen  und  confessionellen  Gegensatz  von  Holland 
und  Belgien  zerstört;  eine  zweckmässige  Unions Verfassung 
möchte  die  Revolution  1830  vermieden  und  den  territorialen 
Bestand  von  Holland  -  Belgien   erhalten  haben.     Oesterreich 
hat  die  frühere  Einh ei ts Verfassung  aufgeben  und  namentlich 
seit  1867  zum  Dualismus    übergehen   müssen  und  eine  den 
Widerstreit    seiner    verschiedenen    Nationalitäten    glücklich 
ausgleichende   Verfassung   wol  noch    nicht    gefunden.     Die 
einsichtigen  praktischen  Staatsmänner   der  Schweiz,   welche 
wissen,  dass  die  Erfahrimg  das  beste  Orakel  der  Wahrheit 
und  Weisheit  ist,  werden  eine  Verfassungsentwickelung  ver- 
meiden,  welche  ihr  Land  ähnlichen  Gefahren  wie  Holland- 
Belgien  und  Oesterreich-Ungarn  aussetzen  würde. 
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anderer  Volker  erheblich  beeinflusst.  Der  kühne,  ja 
in  Berücksichtigung  der  damaligen  politischen  Lage 
beinahe  vermessene  Ausspruch  Wilhelm's  von  Oranien 
in  seiner  Apologie  vom  December  1580:  der  Abfall 
der  Niederlande  von  Spanien  sei  eine  That,  „welche  in 
Ewigkeit  nicht  genug  gelobt  werden  könne'' ^,  wird 
durch  ihre  Leistungen  völlig  gerechtfertigt.  In  achtzig- 
jährigem Kriege  (1568  — 1648)  hat  sie  vorzugsweise 
durch  eigene  Kraft,  unter  Leitung  des  deutschen  Helden- 
geschlechts der  üranier,  mit  nur  geringer  sonstiger  Bei- 
hülfe aus  Deutschland,  Frankreich  und  England,  ihre 
Unabhängigkeit  gegen  das  übermächtige  Spanien  er- 
stritten und  zugleich  eine  langdauernde  See-  und  Han- 
delsherrschaft gewonnen.  Sie  ist  das  Heimatsland  der 
modernen  religiösen  und  bürgerlichen  Freiheit.  Mit 
England  theilt  sie  den  Ruhm,  dass  von  ihnen  die  moderne 
Colonisation  durch  grosse  Handelsgesellschaften  ausge- 
gangen ist,  welche  fremde  Erdtheile  erschlossen  hat. 
Wilhelm  HL  von  Oranien  war  der  Mittelpunkt  des 
europäischen  Widerstandes  gegen  franzosische  An- 
maassung  und  Vergewaltigung  am  Ende  des  17.  und 
im  Beginne  des  18.  Jahrhunderts;  seine  muthige  Inter- 
vention in  England  hat  die  englische  Verfassung  und 
die  englische  Freiheit  gerettet.  Der  Kampf  des  Konig- 
thums  gegen  die  Stände,  welcher  einen  grossen  Platz 
in  der  neueren  Verfassungsgeschichte  einnimmt,  ist  zu- 
erst in  den  Niederlanden  und  erst  später  in  England 
durchgeführt  und  in  beiden  Ländern  gegen  das  König- 
thnm  entschieden.  Kein  Gemeinwesen  von  so  kleinem 
Umfang  hat  einen  so  grossen  und  heilsamen  Einfluss 
auf  die  neuere  Staatsentwickelung  geübt  wie  die  Ke- 
publik  der  Vereinigten  Niederlande.^ 

Das   Gebiet    der  Vereinigten    Niederlande    gehörte 


^  Bor,  Bd.  II.     Authentische  Stücke,  S.  77. 
^  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  1,  2. 

Wkiteskaxp.  4 
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bei  Entstehung  der  Republik  zum  Deutschen  Reiche. 
Die  Beziehungen  der  niederländischen  Besitzungen 
KarFs  V.  zum  Reiche,  welche  im  Laufe  der  Zeit  un- 
sicher geworden  waren,  wurden  mit  dem  Vorbehalt, 
dass  keine  Minderung  in  dem  Bestände  des  Reiches 
herbeigeführt  werden  solle,  vertragsmässig  am  26.  Juni 
1548  auf  dem  Augsburger  Reichstage  geregelt.^  Alle 
17  Provinzen,  worunter  Gelderland,  Holland,  Seeland, 
Friesland,  Utrecht,  Groningen  und  Overyssel  nament- 
lich angeführt  werden,  sollten  für  immer  im  „Schutz, 
Schirm,  der  Hülfe  und  Vertheidigung"  des  Reiches 
stehen,  aller  Rechte  und  Freiheiten  desselben  theil- 
haftig  sein,  zu  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstage 
berechtigt  und  zum  Erscheinen  auf  demselben  ver- 
pflichtet sein,  zu  den  Reichslasten  an  Geld  und  Mann- 
schaften so  viel  wie  zwei  rheinische  Kurfürsten,  im 
Falle  eines  allgemeinen  Feldzuges  wider  die  Türken 
wie  drei  rheinische  Kurfürsten  leisten,  mit  Befugniss 
bei  ünabkommlichkeit  von  Mannschaften  (etwa  durch 
Krieg  mit  Frankreich)  deren  Stellung  durch  Geld- 
zahlung abzulösen,  wegen  dieser  Leistungen  der  Juris- 
diction des  Reichskammergerichts  unterstehen,  einen 
eigenen  Kreis  des  Reiches  (den  Burgundischen  Kreis) 
bilden,  im  übrigen  aber  freie  und  unabhängige  Pro- 
vinzen sein.  Die  Beziehungen  zum  Reiche,  welche  in 
der  Schlussclausel  des  Eingangs  zur  Utrechter  Union 
ausdrücklich  vorbehalten  sind*,  wurden  indessen  that- 


^  Der  Vertrag  vom  26.  Juni  1548,  welcher  einen  aus- 
führlichen Status  causae  et  controversiae  über  die  Beziehungen 
der  niederländischen  Provinzen  zum  Reiche  enthält,  ist  im 
§  67  des  Abschiedes  des  Reichstages  zu  Augsburg  1548 
bestätigt  und  auch  von  den  niederländischen  Provinzen 
ratificirt.     Vgl.  Slingelandt,  I,  5—9;   Kluit,  I,  10—11. 

*  „Sonder  in  allen  gevalle  hem  by  desz  te  willen  on- 
trecken  van  oft  vuyt  den  Heylighe  Roomsche  Rycque."  — 
Nur  in  Deutschland  hätten  die  Niederlande  auf  die  Länge 
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sachlich  immer  lockerer  und  sind  demnächst  im  West- 
ßlischen  Frieden  auch  rechtlich  gelöst. 

Die  Reformation  ^  hat  in  den  Niederlanden  verhält- 
nissmässig  spät  dauernden  und  festen  Boden  gewonnen; 
der  zuverlässige  Geschichtsschreiber  Bor  (I,  18)  bezeugt 
für  das  Jahr  1559,  dass  auf  einen  Reformirten  hundert, 
ja  wol  tausend  Katholiken  kamen.  Die  beiden  ersten 
Landesherren  in  der  Reformationszeit,  Karl  V.  und 
Philipp  II.,  waren  Todfeinde  der  Glaubensneuerungen; 
der  Abfall  von  der  katholischen  Kirche  wurde  unbarm- 
herzig mit  dem  Tode  bestraft.  Noch  lange  nach  dem 
Abfall  und  der  Abschworung  des  Königs  von  Spanien 
waren  die  Katholiken  an  Zahl  und  Vermögen  den 
Evangelischen  überlegen.  Die  Reformation  kam  vor- 
zugsweise aus  der  Schweiz  über  Frankreich  nach  den 
Niederlanden;  der  Calvin ismus,  der  Protestantismus  des 
Protestantismus,  wurde  die  herrschende  Kirche.  „Wie 
die  Protestanten  von  den  Katholiken,  so  unterschied 
sich  unter  allen  protestantischen  Kirchengesellschaften 
die  reformirte  Kirche  durch  Eifer  und  Geisteskraft. 
Nicht  durch  die  Zahl  der  Mitglieder  war  sie  mächtig 
geworden,  sondern  durch  die  Festigkeit  der  Ueber- 
zeugung,  durch  unwandelbares  Vertrauen  auf  die  Gött- 
lichkeit ihrer  Sache,  durch  unbezwingbaren  Muth  und 
Ausdauer.  Darum  verdiente  sie,  der  Kern  der  Nation 
zu  heissen,  und  war  würdig,  die  anderen  Kirchengesell- 
schaften zu  beherrschen ;  nach  und  nach  traten  viele 
MitgHeder  von  diesen  zu  ihr  über.  Aber  im  Anfang 
unseres  Zeitabschnittes,   1587,   konnte   man  noch  ohne 


der  Zeit  das  zur  Erhaltung  ihrer  See-  und  Handelsherr- 
schaft erforderliche  Hinterland  finden  können ;  mit  den 
Niederlanden  hat  Deutschland  einen  entsprechenden  Au- 
theil an  der  See-,  Handels-  und  Weltherrschaft  verloren. 

*  Vgl.  namentlich  R.  Fruin   im    14.  Kapitel   seines   Ge- 
schichtswerkes. 
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offenbare  Uebertreibung  behaupten,  dass  kaum  der 
zehnte  Theil  der  Bevölkerung  von  Holland  der  refor- 
mirten  Kirche  angehörte"  (R.  Fruin,  a.  a.  O.).  Indessen 
waren  die  Protestanten  und  die  grosse  Mehrheit  der 
Katholiken  in  den  Niederlanden  darüber  einverstanden, 
dass  die  Inquisition  und  die  Glaubensverfolgung  ein 
unerträgliches  Uebel  sei,  dass  die  Rechte  und  Frei- 
heiten des  Landes  gegen  spanische  Misachtung,  Ge- 
walt und  Unterdriickung  zu  vertheidigen  und  dass  die 
Niederländer  durch  ihre  Landsleute,  nicht  durch  Spanier 
oder  Italiener  zu  regieren  seien.  Die  Glaubensver- 
folgung ^,  die  Hochschätzung  der  niederländischen  Frei- 
heiten, der  Ha?s  gegen  Spanien  haben  die  Republik 
der  Vereinigten  Niederlande  hervorgebracht. 

Der  Mittelpunkt  des  bewaffneten  Widerstandes  gegen 
Spanien  waren  die  Provinzen  Holland  und  Seeland, 
welche  laut  Unionsvertrages  vom  25.  April  1576  ^  unter 
Wilhelm  von  Oranien,  als  Souverän  und  überhaupt 
während  des  Krieges,  eng  verbündet  waren  und  bis 
zum  Untergang  der  Republik  gemeinsame  oberste  Ge- 
richtshofe, den  Hohen  Rath  imd  den  Hof  von  Holland  ^ 
gehabt  haben.  Wilhelm  von  Oranien,  der  von  Philipp  II. 
über  diese  Provinzen  gesetzte  Statthalter,  führte  mit 
eigenen  Mitteln,  mit  Mitteln  seiner  Angehörigen  und 
Freunde  und  mit  den  Mitteln,  welche  die  Staaten  von 
Holland  und  Seeland  bewilligten ,  Krieg  gegen  die 
Spanier    und    ihre    Anhänger.^     Das    Kampfziel    war 


^  „Doof  den  strijd  om  vrije  belijdenis  der  gereformeerde 
Kerk  is  de  Staat  der  Vereenigde  Nederlanden  gevormd." 
Groeu  van  Prinsterer,  §   131. 

^  Der  Vertrag  ist  abgedruckt  bei  Bor,  I,  668 — 672;  vgl. 
über  denselben  namentlich  Kluit,  I,  115 — 138. 

^^  Tegenwoordige  Staat,  IV,  229-  236 ;  Pestel,  §§  264  fg. 

^  Wilhelm  von  Oranien  und  die  Staaten  von  Holland 
und  Seeland  unterschieden  lange  den  König  von  Spanien 
einerseits  und  seine  Agenten,  Soldaten  u.  s.  w.  andererseits, 
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lange  Zeit:  ein  Friede  mit  Spanien,  welcher  den  Nieder- 
landen Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  und  die  Fort- 
dauer ihrer  Privilegien  sicherte,  aber  im  übrigen  die 
spanische  Oberherrschaft  nicht  berührte;  erst  nachdem 
sich  dasselbe  wegen  des  unerschütterlichen  Entschlusses 
Philipp's  II.,  in  seinen  Ländern  keine  Ketzerei  zu 
dulden,  als  unerreichbar  erwiesen  hatte,  wurde  1581 
von  den  Generalstaaten  die  Abschwörung  des  Königs 
beschlossen. 

Günstige  Begebenheiten,  welche  Wilhelm  von 
Oranien  meisterhaft  benutzte,  Verwirrung  und  Meu- 
terei auf  spanischer  Seite  nach  dem  Tode  des  General- 
gouverneurs Requesens,  führten  zu  der  die  nördlichen 
und  südlichen  Provinzen  unireuden  Genter  Pacifi- 
cation  vom  8.  November  1576^^,  deren  wichtigste  Be- 
stimmungen, abgesehen  von  dem  Versprechen  gegen- 
seitiger Amnestie  (Art.  1),  der  Herausgabe  von  Ge- 
fangenen und  von  confiscirten  Gütern  (Art.  9  —  22) 
folgende  sind: 

Die  Staaten  (Stande)  von  Brabant,  Flandern,  Ar- 
tois,  Hennegau  u.  s.  w.  einerseits  und  der  Prinz  von 
Oranien,  die  Staaten  (Stände)  von  Holland  und  See- 
land und  ihre  Verbündeten  andererseits  versprachen 
einander  in  guter  Treue  gegenseitig  feste  und  unver- 
brüchliche Freundschaft  und  Frieden,  sowie  für  jiUe 
Zeiten  und  Gelegenheiten  gegenseitigen  Beistand  mit 
Rath,  That,  Gut  und  Blut;  namentlich  um  aus  dem 
Lande  zu  treiben  und  daraus  zu  halten  die  spanischen 
Soldaten  und  andere  Ausländer  und  Fremde,  welche 
rechtswidrig  („buiten  wegen  van  rechten")  versucht 
haben,  den  Herren  und  Edelen  das  Leben  zu  nehmen, 


nur  gegen  letztere  wurde  der  Krieg  geführt.  Dahinter 
steckte  der  vom  englischen  Recht  besonders  ausgebildete 
Satz:  „The  King  can  do  no  wrong.*' 

*^  Die  Pacification  ist  abgedruckt  bei  Bor,  I,  739 — 741. 
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den  Reichthum  des  Landes  sich  anzueignen  und  die 
Gemeinde  in  ewige  Sklaverei  zu  bringen  und  darin 
zu  halten;  zu  welchem  Behuf  sich  die  Bundesgenossen 
zu  allen  nothigen  und  billigen  Contributionen  und 
Auflagen  verpflichteten  (Art.  2). 

Eine  Versammlung  der  Generalstaaten  in  derselben 
Form  und  Weise,  wie  bei  Uebertragung  der  Nieder- 
lande von  Karl  V.  an  Philipp  II.,  sollte  alsbald  nach 
Vertreibung  der  Spanier  und  ihrer  Anhänger  berufen 
werden,  um  die  allgemeinen  und  besonderen  Angelegen- 
heiten des  Landes,  namentlich  die  Religionsiibung  in 
Holland,  Seeland,  Bommel  und  den  verbiindeten  Plätzen 
zu  ordnen  (Art.  3). 

Die  Einwohner  und  Unterthanen  der  contrahirenden 
Theile  sollten  im  ganzen  Bundesgebiete  Freizügigkeit 
und  Handelsfreiheit  geniessen;  jedoch  sollten  die  An- 
gehörigen von  Holland,  Seeland  und  den  mit  ihnen 
verbündeten  Plätzen  in  den  Gebieten  der  anderen  Pro- 
vinzen nichts  gegen  die  gemeine  Ruhe  und  Ordnung, 
namentlich  nichts  gegen  die  katholische  Religion  unter- 
nehmen (Art.  4). 

Alle  Placate  über  die  Ketzerei  nebst  der  Criminal- 
verordnung  des  Herzogs  Alva  sollten  bis  zu  ander- 
w^eiter  Anordnung  der  Generalstaaten  suspendirt  werden 
(Art.  5). 

Wilhelm  von  Oranien  sollte  bis  zu  anderweiter  An- 
ordnung der  Generalstaaten  nach  Abzug  der  Spanier 
Generaladmiral  zur  See  und  Statthalter  des  Königs  in 
Holland,  Seeland,  Bommel  und  anderen  verbündeten 
Plätzen  bleiben,  um  darin  mit  deren  Beamten,  Rich- 
tern und  Magistraten  zu  gebieten  wie  er  es  gegen- 
wärtig thue,  ohne  irgendwelche  Aenderung  und  Neue- 
rung ausser  mit  seinem  W  illen  und  mit  seiner  Zu- 
stimmung (Art.  6). 

Anlangend  die  Städte  und  Plätze,  welche  unter  der 
ihm  vom  Könige  ertheilten  Commission  sich  befänden? 
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aber  noch  nicht  unter  seinem  Gehorsam  ständen,  so 
sollte  dieser  Punkt  offen  bleiben,  bis  er  ihnen  nach 
Annahme  dieses  Vertrages  und  dieser  Union  Satis- 
faction  über  diejenigen  Angelegenheiten,  welche  sie 
begehrten,  namentlich  über  die  Religionsübung  gegeben 
habe  (Art.  7).^» 

In  den  Ländern  und  Städten  unter  seiner  Regierung 
sollten  keine  Gesetze,  Verordnungen  und  Urtheile  er- 
geben, ausser  von  ihm  oder  mit  seiner  Zustimmung 
oder  von  den  Räthen,  Magistraten  und  Beamten  in 
denselben,  jedoch  für  die  Zukunft  ohne  Präjudiz  für 
den  Grossen  Rath    des  Königs  (in  Mecheln)  (Art.  8). 

Die  Generalstaaten  sollten  über  den  Curs  der  Mün- 
zen beschliessen,  auch  darüber  entscheiden,  ob  und  in 
welchem  Umfange  sie  die  von  Wilhelm  von  Oranien 
und  den  Staaten  von  Holland  und  Seeland  aufgewandten 
Kriegskosten  übernehmen  wollten  (Art.  23,  24). 

Die  Provinzen,  Herrlichkeiten  und  Städte  unter 
spanischer  Herrschaft  sollten  der  Wohlthaten  des  Ver- 
trages erst  dann  theilhaftig  werden,  nachdem  sie  ihm 
beigetreten  seien  (Art.  25). 

Fand  auch  die  Pacification  die  allgemeine  Zustim- 
mung des  niederländischen  Volkes  ^^,  wurde  sie  auch 


^^  Diese  wichtige  Clausel  (vgl.  auch  Art.  25)  ermöglichte 
Wilhelm  von  Oranien,  Haarlem,  Amsterdam,  Schonhoven, 
Oudewater  und  andere  Plätze  in  Holland,  wo  die  Spanier 
uoch  Garnison  hatten,  auf  seine  Seite  zu  bringen  und  auch 
die  Provinz  Utrecht,  welche  ebenfalls  in  seiner  Commission 
als  Statthalter  war,  zu  gewinnen.    Vgl.  Kluit,  I,   144 — 145. 

^*  Ausdruck  dieser  Zustimmung  war  namentlich  die 
sog.  Brüsseler  Union  vom  9.  Januar  1577  (Bor,  I,  769 
—  770),  nämlich  das  schriftliche  Versprechen  einer  sehr 
grossen  Zahl  angesehener  Männer  aus  den  verschiedenen 
ProTinzen,  bei  der  Pacification  zu  beharren  und  auf  Aus- 
treibung der  Spanier  und  ihrer  Anhänger  aus  den  Nieder- 
Unden    hinzuwirken;    indessen    vorbehaltlich    der   römisch- 
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von  Philipp  II.  unbeächadet  der  römisch-katholischen 
Religion  und  seiner  landesherrlichen  Rechte  in  dem 
Ewigen  Edicte  vom  17.  Februar  1577^^  bestätigt,  so 
erwies  sich  doch  die  Union  der  sudlichen  und  der 
nordlichen  Provinzen  nicht  als  dauerhaft,  weil  beide  in 
Volksart,  Sprache,  Sitten,  Gewohnheiten  und  nament- 
lich in  der  Religion  zu  verschieden  waren.**  Die  süd- 
lichen Provinzen  schlössen  unter  günstigen  Bedingungen 
Frieden  mit  Spanien  und  kehrten  unter  den  Gehorsam 
des  Königs  zurück. 

Um  einem  weiteren  Abfall  von  Ländern  und  Städten 
an  Spanien  vorzubeugen ,  wurde  auf  Betreiben  des 
Grafen  Johann  von  Nassau,  eines  Bruders  des  grossen 
Oraniers,  die  berühmte  Utrechter  Union  vom 
23.    Januar    1579    von   Vertretern    des    Fürsten thums 


katholischen  Religion  und  des  schuldigen  Gehorsams  an 
den  König. 

13  Das  Ewige  Edict  (Bor,  I,  786—789)  war  ein  Ver- 
trag des  Generalgouvemeurs  Don  Juan  von  Oesterreich 
im  Namen  des  Königs  und  der  Generalstaaten,  wodurch  die 
Genter  Pacification  von  dem  Könige  unter  Hinweis  auf  die 
Versicherung  der  Bischöfe,  Aebte,  anderer  Prälaten  und 
geistlicher  Personen,  auch  der  theologischen  und  juristischen 
Facultät  zu  Löwen,  ferner  des  Staatsrathes :  dass  sie  in  Be- 
tracht der  damaligen  Lage  des  Landes  nichts  enthalte,  was 
der  römisch-katholischen  Religion  oder  seiner  Hoheit  Autori- 
tät und  der  Unterthänigkeit  der  Niederlande  nachtheilig  sei, 
„zum  ewigen  Tage"  bestätigt,  auch  die  Einberufung  der 
Generalstaaten  nach  Maassgabe  ihres  Art.  3  versprochen 
wurde.  Philipp  H.  hat  die  Pacification  und  das  Ewige 
Edict  durch  Verfügung  vom  7.  April  1577  (Bor,  I,  789— 
790)  ratificirt. 

^*  Dieselben  Gründe  haben  bewirkt,  dass  auch  die  über 
zweihundert  Jahre  später  versuchte  Vereinigung  von  Holland 
und  Belgien  zu  einem  grossen  Königreich  der  Niederlande, 
welches  eine  starke  Vormauer  gegen  Frankreich  bilden 
könne,  keinen  Bestand  gehabt  hat.     §  2,  Anm.  30. 
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Geldern,  der  Grafschaft  Zutpben,  der  Grafschaften  und 
Lander  Holland,  Seeland,  Utrecht  und  der  Friesischen 
Ommelande,  denen  später  andere  Landschaften  und 
Städte  beitraten  ^^  geschlossen.  Sie  will  die  Pacification 
nicht  kränken  oder  schmälern,  sondern  durch  Beifijgung 
einer  näheren  vollständigeren,  in  grösserem  Umfange 
auch  innere  Angelegenheiten  der  Mitglieder  regelnden 
Union  *^  stärken;  einige  Zeit  haben  Vertreter  der  in 
der  Genter  Pacification  und  der  in  der  Utrechter  Union 
verbundenen  Provinzen,  Landschaften  und  Städte  in 
getrennten  Versammlungen  getagt.  Die  Genter  Paci- 
fication ist  erst  dadurch  hinfällig  geworden,  dass  nach 
und  nach  die  Niederlande,  soweit  sie  nicht  der  „näheren" 
(Utrechter)  „Union''  beigetreten  waren,  unter  spanische 
Botmässigkeit  zurückgekehrt  sind.  Beide,  die  Paci- 
fication und  die  Union,  waren  nach  ihrem  Ursprünge 
und  Hauptzwecke  Kriegsbijndnisse  gegen  Spanien;  sie 
dürfen  nicht  unter  den  Maassstab  moderner  Verfas- 
sungen, welche  erst  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts nach  dem  Vorgang  der  V^ereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  der  einzelnen  Unionsstaaten  üblich 
geworden  sind,  gebracht  werden;  sie  bestimmen  nament- 
lich nicht  über  die  Regierung  des  Landes  und  konnten 
darüber  gar  nicht  bestimmen,  weil  die  Abschwörung 
des  Königs  und  die  endgültige  Loslösung  von  Spanien 
noch  nicht  beschlossen  war.  Die  Utrechter  Union  ist 
erst  dadurch  Grundgesetz  und  zwar  einziges  Grund- 
gesetz ^^  der  Kepublik  der  Vereinigten  Niederlande  ge- 
worden, dass  demnächst  die  Abschwörung  des  Königs 
und   die    siegreiche   Erkämpfung    der    Unabhängigkeit 


^*  Pieter  Paulus,  I,  20—51;  Kluit,  I,  173—182. 

*^  Eingang  der  Union:  „nyet  omme  hem  vande  voorsz. 
generaal  Unie  by  de  Pacificatie  tot  Ghendt  gemaeckt  te 
scheyden,  maer  om  dzelue  noch  meer  te  stercken." 

1^  Pieter  Paulus,  III,  225. 
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erfolgte  und  eine  andere  Verfassung  nicht  zu  Stande 
kam.  Nach  diesem  Ursprünge  ist  einleuchtend,  dass 
sie  das  Bundesrecht  der  Republik  der  Vereinigten 
Niederlande  nicht  erschöpfend  regelt;  mit  diesem  Ur- 
sprung steht  in  Verbindung,  dass  einige  Artikel  der 
Union  gar  nicht,  andere  nur  mangelhaft  ausgeführt 
sind.  ^®  Das  niederländische  Bundesrecht  hat  zum 
gi'ossen  Theil  auf  Beschliissen  der  Generalstaaten,  na- 
mentlich Instructionen  für  den  Staatsrath  und  die 
Generalitatscollegien  und  Beamten,  und  auf  Gewohn- 
heit, insbesondere  Präcedenzf allen  beruht;  über  viele 
und  wichtige  Fragen  ist  man  niemals  einig  geworden, 
sie  sind  bis  zum  Untergang  der  Republik  streitig  ge- 
blieben. 

Unter  V'erweis  auf  die  §§  7,  14,  21,  28  wegen  des 
Inhalts  des  Bundesrechts  mag  hier  noch  hervorgehoben 
werden,  dass  die  sieben  vollberechtigten  Mitglieder,  die 
Provinzen  Gelderland,  Holland,  Seeland,  Utrecht,  Fries- 
land, Overyssel  und  Groningen  durch  die  Utrechter 
Union  (Art.  1)  auf  immer  („zum  ewigen  Tage")  zu 
einer  Gesammtmacht  verbunden  wurden,  wie  wenn  sie 
nur  eine  Provinz  wären,  jedoch  unbeschadet  („onver- 
mindert")  der  besonderen  Privilegien,  Freiheiten,  Ex- 
emtionen, Rechte,  Statuten,  löblichen  und  wohlher- 
gebrachten Gewohnheiten  einer  jeden  Provinz,  ihrer 
Städte,  Mitglieder  und  Eingesessenen,  und  dass  zu 
diesen  vollberechtigten  Mitgliedern  hinzukamen:  die 
Landschaft  Drenthe  mit  provinzieller  Selbständigkeit, 
aber  in  dienender  Stellung  gegenüber  den  Provinzen, 
weil  ihre  Vertreter  an  den  Willensbeschlüssen  des 
Bundes  nicht  theilnahmen,  ferner  die  im  Kampfe  mit 
Spanien  gewonnenen  sog.^  Generalitätslande,  nämlich 
Städte    und    Quartiere    in    Brabant,    Flandern,  West- 


^^  Bynkershoek,   Lib.  I,   Kap.  2.3;   Pieter   Paalus,   lU, 
188—189. 
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\ioldigerland  und  dem  Oberquartier  von  Gelderland, 
worin  dem  Bunde  volle  staatliche  Gewalt  zustand,  end- 
lich sehr  ausgedehnte  überseeische  Besitzungen,  eine 
Ilauptquelle  des  Reichthnms  und  der  W  ohlfahrt  der 
Niederlande,  worin  grosse  Handelsgesellschaften  die 
ihnen  von  den  Generalstaaten  delegirten  Regierungs- 
rechte in  deren  Namen  übten  *^;  auch  mögen  einige 
Bemerkungen  über  die  Beziehungen  der  Republik  aus 
Anlass  ihrer  Entstehung  zu  auswärtigen  Staaten  bei- 
gefügt werden. 

Der  Lauf  der  Begebenheiten  eröffnete  den  nord- 
lichen Niederlanden  drei  Wege^®: 

1.  Rückkehr  unter  den  Gehorsam  des  Königs  von 
Spanien,  welche  indessen  als  gleichbedeutend  mit  „ewiger 
und  unerträglicher  Sklaverei  und  dem  völligen  Unter- 
gang der  wahren  Religion"  abgelehnt  wurde; 

2.  Erkämpfung  der  Unabhängigkeit  mit  eigenen 
Mitteln,  was  jedoch  nach  dem  Urtheil  der  einsichtigsten 
Niederländer  wegen  Mangels  „der  Eintracht  im  Be- 
schliessen  und  des  Gehorsams  im  Vollzuge  des  Be- 
schlossenen" zumal  nach  der  Ermordung  Wilhelm's 
von  Oranien  (1584)  für  unthunlich  erachtet  wurde; 

3.  Nachsuchen  von  Kriegshülfe  aus  Deutschland, 
Frankreich  oder  England  gegen  Gewährung  von  Herr- 
schaftsrechten über  die  Niederlande. 

Wilhelm  von  Oranien  suchte  und  fand  einigen  Bei- 
stand in  Deutschland.  Die  Mattherzigkeit,  Uneinig- 
keit und  Unentschlossenheit  der  evangelischen  deutschen 


*^  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  2,  19 — 21. 

*^  Diese  drei  Wege  werden  mit  grosser  Umsicht,  unter 
Hinweis  auf  häufige  frühere  Aeusserungen  Wilhelm's  von 
Oranien,  in  dem  Gutachten  des  Hohen  Rathes  und  der  Rech- 
nungskammer von  Holland  vom  10.  September  1584  (Bor, 
11,  480 — 481),  dem  die  hervorgehobenen  Worte  entnommen 
>^ind,  erörtert. 
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Fürsten,  ihre  Unfähigkeit,  die  Zeichen  der  Zeit  zu  ver- 
stehen lind  die  schon  keimende  Sant  des  herannahen- 
den Dreissig jährigen  Krieges  zu  erkennen  ^^,  der  un- 
glückliche, kleinliche  und  engherzige  Gegensatz  der 
Lutheraner  und  Keformirten  haben  leider  einen  dauern- 
den wirksamen  Beistand  gehindert  und  zugleich  die 
Losung  der  früheren  Beziehungen  zwischen  Deutsch- 
land und  den  Niederlanden  herbeigeführt.^* 

Die  Generalstaaten  haben  wiederholt  in  der  Noth 
der  Zeit,  in  voller  Kenntniss  der  von  Frankreich  her 
drohenden  Gefahren,  die  Herrschaft  der  Niederlande 
und  damit  den  Schlüssel  zur  Herrschaft  über  Europa 
Frankreich  angeboten.  Der  Herzog  von  Anjou,  Bruder 
des  franzosischen  Königs,  hat  die  Regierung  der  Nieder- 
lande unter  bestimmten  vertragsmässigen  Beschrän- 
kungen kurze  Zeit  (1582)  geführt,  einige  Kriegshülfe 
geleistet,  aber  durch  seinen  Verrath  (Streben  nach  un- 
beschränkter Herrschaft)  der  niederländischen  Sache 
erheblich  geschadet.*'  Die  Unfähigkeit  der  letzten 
Konige  aus  dem  Hause  Valois  hat  bewirkt,  dass  Frank- 


^^  Vgl.  die  von  Groen  van  Prinsterer  §  140  angezogene 
Aeusserung  Wilhelm's  von  Oranien  aus  dem  Jahre  1574: 
„Raakt  dit  Land  weder  ouder  de  tyrannij  der  Spanjaarden, 
ZOO  zal  in  elk  ander  Land  de  Godsdienst"  (nämlich  die 
Reformation),  „menschelijker  wijs  gesproken,  vor  altijd  uit- 
gebluscht  worden,  zonder  dat  er  een  vonk  van  overig  zij.*' 

"  Durch  Schreiben  vom  20.  Juli  1578  (Bor,  II,  118 
— 119)  offerirten  die  Generalstaaten  dem  Kaiser  und  den 
Reichsfürsten  „die  Beschirmung  und  Protection"  der  Nieder- 
lande, unter  Hinweis  dass  sie  bei  Nichtgewährung  auf  die 
Hülfe  von  ausländischen  Herren  angewiesen  seien.  Vgl.  auch 
Schreiben  derselben  an  den  Kaiser  vom  21.  Mai  15H0 
(Bor,  II,  196—197). 

^^  Angabe  des  Details  würde  zu  viel  Raum  erfordern. 
Vgl.  Bor,  II,  Buch  17;  Kluit,  I,  201—204,  246  —  251, 
281.  Motley,  The  rise  of  the  Dutch  Republic,  Vol.  III, 
Part  VI,  Chapt.  5  und  6. 
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reich  ein  Gebiet  entgangen  ist,  worum  es  ein  Jahr- 
hundert später  lange  und  schwer,  jedoch  mit  nur  ge- 
ringem Erfolge  gekämpft  hat. 

England  hat  den  Niederlanden  in  Ausführung  des 
Subsidienvertrages  vom  10.  August  1585 -*  Kriegshülfe 
gegen  Gewährung  von  Ilerrschaftsrechten  geleistet.  Der 
von  der  englischen  Konigin  ernannte  Gouverneur  und 
Ueneralkapitän  Leicester  hat  von  1585  —  Sl^^  die  Re- 
gierung des  Landes  geführt,  aber  die  ohnehin  verwirr- 
ten niederländischen  Angelegenheiten  in  noch  grössere 
Verwirrung  gebracht,  weil  er  sich  in  die  Art  des  Volkes 
und  seiner  Kegenten,  namentlich  der  niederländischen 
Stadtmagistrate,  nicht  zu  schicken  wusste  und  den 
niederländischen  Handel,  welcher  allein  ausreichende 
ilittel  zur  Fortsetzung  des  Kampfes  gegen  Spanien 
;^ewähren  konnte,   durch   seine  Maassregeln  schädigte. 


-*  Auch  die  Darstellung  der  Beziehungen  zwischen  der 
Kepublik  der  Vereinigten  Niederlande  und  England  aus 
Anläse  des  Subsidienvertrages  vom  10.  August  1585  würde 
zu  viel  Raum  erfordern.  Ich  beschränke  mich  auf  die  Be- 
merkung, dass  dem  englischen  Generalkapitän  Leicester 
durch  Vertrag  mit  den  Generalstaaten  vom  1.  Februar  1586 
(unter  Zustimmung  der  Staaten  der  Provinzen)  ausser  den 
Befugnissen  aus  dem  Subsidienvertrage  diejenigen  Befugnisse 
übertragen  wurden,  welche  die  Generalgouvemeure  der 
Niederlande  in  der  Zeit  KarFs  V.  gehabt  haben ,  und  ver- 
weise auf  Kluit,  II,  61 — 496,  welcher  mit  Recht  die  Zeit 
von  Leicester  so  ausführlich  beschreibt,  weil  in  derselben 
und  in  den  unmittelbar  folgenden  Jahren  die  Regierung  der 
Kepublik  der  Vereinigten  Niederlande  diejenige  Form  er- 
balten hat,  welche  unbeschadet  einiger  Aenderungen  bis  zu 
ihrem  Untergang  fortgedauert  hat.  Vgl.  auch  R.  Fruin, 
Kap.  4. 

^*  Die  Resignation  Leicester's  ist  vom  17.  December 
1587  datirt,  aber  den  Generalstaaten  erst  am  1.  April  1588 
überreicht,  wodurch  erhebliche  Unzuträglich keiten  entstanden 
sind. 
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Die  Niederländer  haben  später  (unter  dem  Landesadvo> 
caten  Oldenbarneveld)  die  englische  Herrschaft  mit 
grossem  Geschick  gelost  und  die  gewährte  Hülfe  über- 
reichlich durch  die  kühne  Intervention  Wilhelm's  III. 
von  Oranien  (1688)  vergütet,  welche  den  dauernden 
Sieg  des  Protestantismus  in  England  und  die  Fort- 
dauer der  englischen  Verfassung  und  Freiheit  gesichert, 
aber  auch  zur  Folge  gehabt  hat,  dass  die  See-  und 
Handelsherrschaft  nach  und  nach  auf  England  über- 
gegangen und  den  Angelsachsen  die  leitende  Stelle  bei 
der  modernen  Staats-  und  Verfassungsbildung  der  Welt 
zugefallen  ist. 

Je  länger  und  je  mehr  man  das  höchst  complicirte 
Staatsrecht  der  Vereinigten  Niederlande  untersucht  und 
überlegt,  um  so  mehr  gelangt  man  zu  dem  Ergebniss, 
dass  ein  arges  Misverhältniss  zwischen  der  Vertheilung 
der  natürlichen  Macht  und  der  rechtlichen  Macht  der 
vornehmste  Mangel  war,  worunter  die  Bundes-,  die 
Provinzial-  und  die  Stadtverfassungen  gleichmässig 
litten.  ^^    Die  natürliche  Macht  der  verschiedenen  Pro- 


^^  Macaulay  im  englischen  Ünterhause  bei  Berathung 
der  Reformbill  am  28.  Februar  1832:  „Surely,  Sir,  nothing 
can  be  more  absurd  than  to  withhold  legal  power  from  a 
portion  of  the  Community  because  that  portion  of  the  Com- 
munity possesses  natural  power.  Yet  that  is  precisely  what 
the  noble  Marquess  (of  Chandos)  would  have  us  do.  In 
all  ages  a  chlef  cause  of  the  infestine  disorders  of  states 
has  heen  that  the  natural  distrihution  of  potcer  and  the  legal 
distribution  of  power  have  not  corresponded  tvith  each  other. 
This  is  no  newly  discovered  truth.  It  was  well  known  to 
Aristotle  more  than  two  thousand  years  ago.  It  is  illustrated 
by  every  part  of  ancient  and  of  modern  history,  and  emi- 
nently  by  the  history  of  England  during  the  last  few  months. 
Our  country  has  been  in  serious  danger;  and  wliy?  Because 
a  representative  System,  framed  to  suit  the  England  of  the 
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Tinzen  fand  einen  wenigstens  annähernd  richtigen  Aus- 
druck in  der  Vertheilung  der  Matrikularbeiträge.   Nach 


thirteenth  Century,  did  not  suit  the  England  of  the  nine- 
teenth  centurj' ;  because  an  old  wall ,  the  last  relique  of  a 
departed  city,  retained  the  privileges  of  that  city,  while 
great  towns,  celebrated  all  over  the  world  for  wealtli  and 
intelligence ,  had  no  more  share  in  the  government  thaii 
when  they  were  still  hamlets.  The  object  of  this  bill  is 
to  correct  those  monstrous  proportions,  and  to  bring  the 
legal  Order  in  something  like  harmony  with  the  natural 
Order."  Speeches,  I,  109.  —  Der  hier  mit  vollem  Recht 
gerügte  schwere  Misstand  hat  in  manchen  Bundesverhält- 
nissen, nicht  allein  in  der  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande bestanden.  So  in  dem  früheren  Deutschen  Reiche; 
die  verschiedene  Macht,  Leistungsfähigkeit  und  Leistung 
der  verschiedenen  Kurfürsten,  Fürsten  und  anderen  Mit- 
glieder des  Reiches  hat  nicht  in  der  Verfassung  des  Reichs- 
tages entsprechenden  Ausdruck  gefunden.  So  in  der  alten 
Eidgenossenschaft;  jeder  der  13  alten  Orte  hatte  unbeschadet 
einiger  Ausnahmen,  namentlich  der  bevorzugten  Stellung 
de^  Vorortes,  gleiches  Recht  in  Bundesangelegenheiten,  ob- 
wol  ihre  Machtverhältnisse  und  ihre  Leistungen  für  die  Ge- 
sammtheit  sehr  ungleich  waren.  So  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  unter  den  Conföderationsartikeln ;  das 
gleiche  Recht  von  Virginia  und  Rhode  Island  in  Bundes- 
angelegenheiten stand  mit  den  verschiedenen  Machtverhält- 
nissen und  Leistungen  in  schneidendem  Widerspruch.  So 
in  dem  früheren  Deutschen  Bunde,  unter  dessen  vielen 
Mängeln  der  Widerspruch  zwischen  der  natürlichen  Macht 
und  der  rechtlichen  Macht  in  der  Stimmvertheilung  der 
Bandesversammlung  nicht  der  geringste  war.  —  Bericht 
des  prenssischen  Staatsministeriums  an  Seine  Majestät  vom 
15.  September  1 863  über  die  Frankfurter  Reformacte.  Von 
Holtzendorff  in  seinem  Handbuch  des  Völkerrechts,  II,  133. 
—  Einen  geschickten  und  gerechten  Ausgleich  der  colli- 
direnden  Interessen  bei  der  Organisation  der  Bundesgewalt 
hat  von  den  modernen  Bundesverfassungen  zuerst  die  jetzt 
gültige  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
gefunden.     §  4.     Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  30. 
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dem  Schiedsspruch  der  Statthalter  und  des  Staatsrathes 
vom  10.  December  1612  hatten  von  1000  bewilligten 
Gulden  zu  zahlen:  Gelderland  55,  Holland  571,43,  See- 
land 110,  Utrecht  57,i4,  Friesland  114,29,  Overyssel  35 
und  Groningen  57,i4  Gulden.*'  Es  war  ein  schwerer 
Misstand,  dass  im  Princip,  unbeschadet  einiger  Aus- 
nahmen (§  36, 4),  Gleichrech tigkeit  der  Provinzen  unter- 
einander bestand,  obwol  Holland  zu  den  gemeinen 
Lasten  mehr  beitrug  als  alle  anderen  Provinzen  zu- 
sammen. Die  natürliche  nicht  unberechtigte  Folge  war, 
dass  Holland  in  den  wichtigsten  Angelegenheiten,  na- 
mentlich bei  Belastungen  (Matrikularbeiträgen  u.  s.  w.) 
Majorisiruug  durch  die  anderen  Provinzen  ablehnte  und 
sich  selbst  die  endgültige  Entscheidung  über  seine  Quote 
vorbehielt.  Daher  sind  die  Verhandlungen  der  grossen 
Versammlung  der  Generalstaaten  im  Jahre  1651,  nach 
dem  Tode  Wilhelm's  H.  von  Oranien,  welche  einen 
zweckmässigen  Ausgleich  bei  Meinungsverschiedenhei- 
ten in  Fällen  anstrebten,  wo  in  den  Generalstaaten  die 
Mehrheit  nicht  entschied,  gescheitert. ^^  Aehnlich  (ich 
lasse  die  minder  wichtigen  Provinzen  beiseite)  in  der 
reichsten,  mächtigsten  und  volkreichsten  Provinz,  in 
Holland.  Die  Staaten  von  Holland  bestanden  aus  Ver- 
tretern der  Ritterschaft,  welche  eine  Stimme  führten, 
und  aus  Vertretern  der  Vorsteherschaften  (Vroedshap- 
pen)  der  18  stimmberechtigten  holländischen  Städte 
(Dordrecht,  Haarlem,  Delfti,  Leyden,  Amsterdam,  Gouda, 
Rotterdam,  Gorinchem,  Schiedam,  Schoonhoven,  Briel, 
Alkmar,  Hoorn,  Enkhuisen,  Edam,  Monnikedam,  Me- 
demblik,  Purmerend),  von  denen  jede  eine  Stimme 
führte,  sodass  der  Schwerpunkt  in  den  Vorsteher- 
schaften der  Städte  lag.*^     Es  war  ein  schwerer  Mis- 

*^  Westerkamp,  Bundesreclit,  S.  14. 

-'**  Slingelandt,  Voorreden,  S.  VIII  und  IX. 

-^  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  22 — 23. 
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stand,  dass  das  reiche  mächtige  und  grosse  Amsterdam 
mit  dem  kleinen  unbedeutenden  Purmerend  im  Princip 
gleich  stand.    Die  Folgerung  war  eine  ähnliche;  auch  in 
den  Staaten  von  Holland  entschied  nicht  in  allen  Fällen 
Stimmenmehrheit ,    namentlich    bei    Geldbewilligungen 
war  Stimmeneinheit  nothig ;    Amsterdam    konnte   sich 
eine  Majorisirung  durch  Purmerend  und  andere  kleine 
Städte  in  manchen  Fällen  nicht  gefallen  lassen.  ^^   Aehn- 
lich  (ich  spreche  auch  hier  nur  von  Holland)   in  den 
einzelnen  Städten;  es  war  ein  schwerer  Misstand,  dass 
das  Stadtregiment  ausschliesslich  in  den  Händen  einer 
kleinen  Zahl  von  Patrizierfamilien '^  war  und  die  breite 
Masse  der  Bürgerschaft   gleich  den   nicht  zur  Ritter- 
schaft gehörenden  Personen    des    platten   Landes   von 
der  Regierung  ausgeschlossen  war.     Die  Folge  dieser 
Ausstände  war  eine  höchst  gebrechliche  und  mangel- 
hafte Regierungsform,  im  Bunde,  den  Provinzen  und 
den    Städten;    einzelne,    auch    unmächtige    Mitglieder 
konnten  die  nothwendigsten  und  heilsamsten  Beschlüsse 
durch  ihren  Widerspruch  hindern;  es  war  keine  aus- 
reichende Garantie  vorhanden,  dass  auch  die  einstimmig 
gefassten  Beschlüsse  wirklich  ausgeführt  wurden;  die 
schon  bei  Entstehung  der  Republik  gerügten  schweren 
Fehler,   Mangel    der  „Eintracht   im  Beschliessen  und 
des  Gehorsams  im  Vollzüge  des  Beschlossenen^^  haben 
während  ihres  langen  Bestandes  in  grosserem  oder  ge- 
ringerem Umfange  fortgedauert.    Die  Noth  der  Zeiten, 


5®  Vgl.  Kluit,  II,  37—43,  und  den  oft,  z.  B.  Slingelandt, 
I,  204,  angezogenen  Ausspruch  von  Hugo  Grotius:  „Ubi 
de  novis  vestigalibus  disceptatur,  valere  majoris  partis  de- 
creta  vetat  mos,  sub  principatu  band  imprudenter  intro- 
ductus,  libertati  periculosus,  nisi  pro  jure  succedant  pru- 
dentia  et  publici  amor." 

'^  R.  Fruin,  Kap.  4:  „Inderdaad  die  vroedshappen  sijn 
de  Bouvereinen,  de  koningen  van  het  republikeinsch  Hol- 
land." 

WnnRKAXP.  ft 
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der  heldenmüthige  Entschluss  des  Volkes,  lieber  unter- 
zugehen als  sich  spanischer  und  spater  franzosischer 
Willkür,  Ungerechtigkeit  und  Grausamkeit  zu  unter- 
werfen, und  die  ganz  ausserordentliche  Geisteskraft 
grosser  Staatsmänner  und  Feldherren,  namentlich  Wil- 
helm^s  I.  von  Oranien,  des  Vaters  des  Vaterlandes,  des 
Gründers  der  Republik,  des  weitsichtigen  und  staats- 
klugen Landesadvocaten  Johann  von  Oldenbameveld, 
der  Statthalter  Moritz  von  Nassau  und  Friedrich  Hein- 
rich von  Oranien,  des  Rathspensionärs  Johann  de  Witt 
und  Wilhelra's  III.  von  Oranien  haben  die  Mängel  der 
Regierungsform  lange  verdeckt;  aber  nur  durch  Be- 
seitigung der  Misstände,  durch  Vervollständigung  der 
Bundeseinrichtungen  mittels  Einführung  einer  wirk- 
lichen Volksvertretung,  durch  Einführung  einer  solchen 
in  den  einzelnen  Provinzen,  durch  Heranziehung  der 
mittleren  und  unteren  Classen  des  Volkes  zu  einem 
Antheil  an  den  öffentlichen  Geschäften  hätte  sich  eine 
dauernd  gute  und  wirksame  Regierung  schaffen  lassen. 
Dem  standen  jedoch  zahllose  Vorurtheile  und  Sonder- 
interessen, die  Geringschätzung  und  Misachtung  der 
mittleren  und  arbeitenden  Classen  des  Volkes  und  das 
geringe  Verständniss  der  Zeit  für  solche  Aufgaben  ent- 
gegen. So  hat  sich  der  allgemeine  Verfall  der  gesitteten 
Staaten  des  europäischen  Continents  im  vorigen  Jahr- 
hundert auch  der  vordem  so  ruhmreichen  und  blühen- 
den Republik  der  Vereinigten  Niederlande  mitgetheilt 
noch  vor  der  alten  Eidgenossenschaft  und  vor  dem 
Deutschen  Reiche  ist  sie  nicht  ohne  eigene  schwere 
Schuld  unter  den  Nachwirkungen  der  grossen  franzo- 
sischen Revolution  zusammengebrochen.'* 


32 


Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  30,  48 — 51. 
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ZWEITES  KAPITEL. 
Angrelsftchsische  Bünde. 

§4. 
Die  Terelnigten  Staaten  ron  Amerika. 

Die  Ausbildung  und  Vervollkommnung  der  moder- 
nen Bunde  ist  das  Verdienst  und  der  Ruhm  der  Angel- 
sachsen. Die  nach  langen  Kämpfen  und  Wirren  zu 
Stande  gekommene  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  vom  17.  September  1787  ist  nach  Form 
und  Inhalt  das  bisjetzt  noch  nicht  übertroffene  Muster 
und  Vorbild  einer  modernen  Bundesverfassung. 

Die  Entstehung  der  Vereinigten  Staaten  als  „freier 
und  unabhängiger  Staaten^^,  welche  volle  Macht  haben, 
„Krieg  zu  führen,  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse 
einzugehen,  den  Handel  zu  regeln  und  alle  anderen 
Handlungen  und  Dinge  zu  thun,  wozu  unabhängige 
Staaten  berechtigt  sind"*,  zeigt  viele  Parallelen  mit 
der  Entstehung  der  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande. Die  Niederlande  sind  aus  den  gewichtigsten 
und  ausreichendsten  Gründen  von  Spanien,  die  Ver- 
einigten Staaten  aus  weniger  gewichtigen,  aber  doch 
ausreichenden  Gründen  von  England  abgefallen.  Mangel 
an  Eintracht  im  Beschliessen,  Mangel  an  Gehorsam  im 
Vollzuge  der  Beschlüsse  waren  die  grossen  Fehler, 
welche  in  beiden  Gemeinwesen  viele  Gefahren  und 
Schwierigkeiten  herbeigefiihrt  und  die  Erkämpfung  der 
Unabhängigkeit  erheblich  erschwert  haben.  Wie  die 
Niederlande  so  haben  auch  die  Vereinigten  Staaten 
nicht  ohne  fremde  Kriegshülfe  die  Unabhängigkeit  ge- 
wonnen; Frankreich  hat  beiden  Bundesrepubliken  bei 


*  Ans  der  Unabhängigkeitserklärung  vom  4.  Juli  1776. 
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ihrer  Entstehung  Beistand  geleistet.  Die  in  beiden 
Gemeinwesen  während  des  Unabhängigkeitskrieges  ent- 
standenen Bundesverfassungen,  die  Utrechter  Union 
und  die  Confoderationsartikel,  sind  einander  nahe  ver- 
wandt; die  Principien  beider  sind  dieselben,  wenn- 
gleich die  Confoderationsartikel  in  mehreren  Punkten 
hinter  der  Union  zurückbleiben.  Aber  der  Jugend- 
kraft der  grossen  transatlantischen  Republik  ist  der 
für  die  Entwickelung  der  Menschheit  ungemein  wich- 
tige Fortschritt,  der  Uebergang  zum  modernen  Bundes- 
staate, welcher  in  seinen  Herrschaftsrechten,  in  seinen 
Organen  und  deren  Functionen  die  Mittel  eigenen  Be- 
standes und  gedeihlicher  Wirksamkeit  hat  und  in  seiner 
Fortentwickelung  von  der  Willkür  der  einzelnen  Mit- 
glieder unabhängig  ist,  gelungen,  während  die  Republik 
der  Vereinigten  Niederlande  niemals  zu  einer  weisen 
und  gerechten  Verfassung  gelangt  ist.^ 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  unter  Berufung  auf 
„die  Gesetze  der  Natur  und  des  Gottes  der  Natur"  ihre 
eigene  selbständige  staatliche  Existenz  mit  der  denk- 
würdigen Unabhängigkeitserklärung  vom  4.  Juli  1776 
begonnen,  worin  die  Vertreter  der  ursprünglichen 
13  Staaten  namentlich  folgende  Grundsätze '  aufstellten : 


*  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  51. 

^  Die  wichtigsten  Sätze  der  von  Thomas  Jefferson  aus 
Virginia  entworfenen  Erklärung  lauten:  „We  hold  these 
truths  to  be  seif* evident,  that  all  men  are  created  equal; 
that  they  are  endowed  by  tlieir  Creator  with  certain  un- 
alienable  rights ;  that  among  these  are  life ,  liberty,  and 
the  pursoit  of  happiness.  That,  to  secure  these  rights, 
govemments  are  instituted  among  men,  deriving  their  just 
powers  from  the  consent  of  the  govemed;  that,  whenever 
any  form  of  govemment  becomes  destractive  of  these  ends, 
it  is  the  right  of  the  people  to  alter  or  to  abolish  it,  and 
to  institute  a  new  govemment,  laying  its  foundations  on 
such  principles  and  organizing  its  powers   in  such  form  as 
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1.  Alle  Menschen  sind  gleich  geschaffen. 

2.  Sie  sind  von  ihrem  Schopfer  mit  gewissen  un- 
reräusserlichen  Rechten  ausgestattet,  zu  diesen  gehören 
Leben,  Freiheit  und  das  Streben  nach  Wohlfahrt. 

3.  Die  Regierungen  sind  zur  Sicherung  dieser  Rechte 
unter  den  Menschen  eingesetzt,  sie  entnehmen  ihre  ge- 
rechten Gewalten  aus  der  Zustimmung  der  Regierten. 

4.  Es  ist  das  Recht  des  Volkes,  eine  Regierungs- 
form, welche  diesen  Endzwecken  hinderlich  wird,  zu 
ändern  oder  abzuschaffen  und  eine  neue  Regierung 
einzusetzen ,  welche  auf  solche  Principien  gegründet 
wird  und  deren  Gewalten  in  einer  solchen  Form  or- 
ganisirt  werden,  die  ihm  am  meisten  geeignet  scheint, 
seine  Sicherheit  und  seine  Wohlfahrt  zu  begründen. 

In  der  Unabhängigkeitserklärung  haben  die  Ver- 
treter der  13  Staaten  einander  Leben,  Eigenthum  und 
Ehre  zum  Pfände  gesetzt  zur  Erkämpfung  der  Un- 
abhängigkeit und  der  Grundsätze,  welche  die  Erklärung 
in  80  kühner  und  stolzer  Sprache  aufstellt.  Der  Un- 
abhängigkeitskrieg loste  das  bisherige  Bindeglied  der 
Staaten  untereinander,  nämlich  ihre  gemeinsame  Unter- 
ordnung unter  England.  Ein  dauerndes  Verfassungs- 
bündniss  war  erforderlich  zum  Schutze  gegen  auswärtige 
Gefahren,  zur  Erhaltung  von  Frieden  und  Eintracht 
unter  den  Staaten,  zur  kräftigen  Entwickelung  ihres 
Handels  und  ihrer  Industrie,  zur  Vermeidung  grosser 
stehender  Heere  und  sonstiger  kostspieliger  militärischer 
Einrichtungen  und  als  Gegenmittel  gegen  Ungerechtig- 
keit, Willkür  und  Parteileidenschaft,  denen  republika- 
nische Regierungen  erfahrungsgemäss  in  besonders 
hohem  Grade  ausgesetzt  sind.^ 

to  them  shall   seem  most  likely  to   effeet  their  safety  and 
bappinesB.'^ 

*  Alexander  Hamilton  aus  New -York,  James  Madison 
aas  Virginia  und  John  Jay  aus  New -York  im  Federalist, 
^>.  1—14. 
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Die  Materialien  für  ein  solches  Verfassungsbündniss 
waren  ausgezeichnet:  die  grosse  Mehrheit  der  Colonisten 
war  englischer  Abkunft;  sie  waren  verbunden  durch 
gleiche  Sprache,  gemeinsame  Schicksale  und  Bestre- 
bungen; die  meisten  Colonisten  waren  Protestanten ;  in 
allen  Colonien  galt  englisches  Recht.  Aus  England 
haben  die  Colonisten  ihre  vortreffliche  Ausstattung  fiir 
ein  grosses  nationales  Gemeinwesen  mitgebracht :  Gleich- 
heit aller  vor  dem  Gesetze,  bürgerliche  und  religiöse 
Freiheit,  Selbstregierung  (nicht  allein  Selbstverwaltung 
der  Communalverbände,  sondern  auch  Theilnahme  des 
Volkes  an  der  Regierung,  besonders  an  der  Gesetzgebung 
des  Staates),  Controle  der  Gesetzmässigkeit  der  Aus- 
übung der  öffentlichen  Gewalt  durch  die  Rechtsprechung 
der  Gerichtshofe.*  Sie  waren  frei  von  den  grossen 
Hindernissen  einer  kräftigen  und  tüchtigen  Entwicke- 
lung  der  Bundesverhältnisse  in  der  alten  Welt :  Rechts- 
ungleichheit, Scheidung  der  Bevölkerung  in  feindliche 
Religionsparteien,  ungünstige  Rückwirkung  „verfallener 
Schlosser",  „unnützen  Erinnerns"  und  „vergeblichen 
Streites".*  Aber  es  fehlte  auch  nicht  an  gefährlichen 
und  trennenden  wirthschaftlichen  und  socialen  Gegen- 
sätzen: einerseits  der  sklavenhaltende  Süden,  welcher 
auf  die  Massenproduction  landwirthschaftlicher  Erzeug- 
nisse,   Baumwolle,    Tabak,   Zucker,    angewiesen    war, 


^  Stoiy,   §542:   „the  judiciary  is  the  real  bulwark  of 
their  liberties"  (the  liberties  of  the  people). 

*  Goethe  sagt  den  Vereinigten  Staaten  in  seinen  Sprüchen: 

Amerika,  du  hast  es  besser, 

als  unser  Continent,  der  alte, 

hast  keine  verfallene  Schlösser 

und  keine  Basalte. 

Dich  stört  nicht  im  Innern 

zu  lebendiger  Zeit 

unnützes  Erinnern 

und  vergeblicher  Streit. 
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andererseits  der  freie  Norden,  welcher  auf  die  Ent- 
wickelung  von  Handel  und  Industrie  Bedacht  nehmen 
musste;  die  grossen  Streitpunkte  in  der  Yerfassungs- 
geschichte  der  Vereinigten  Staaten,  die  Negersklaverei 
und  die  damit  in  Verbindung  stehende  Tarif&age,  sind 
schon  bei  den  Verfassungsberathungen  hervorgetreten.^ 
Zudem  handelte  es  sich  um  die  Losung  theilweise  neuer 
und  insgesammt  höchst  schwieriger  Probleme :  die  Grün- 
dung einer  Republik  mit  Repräsentativverfassung  auf 
einem  sehr  grossen  Gebiete,  die  Vereinigung  einer  grosse- 
ren Zahl  von  Staaten  zu  einem  kräftigen  energischen  Bun- 
desstaate, welcher  zur  wirksamen  Controle  der  Regierten 
befähigt^,   zugleich   aber  so   eingerichtet  sein  musste, 


^  Lynch  aus  Süd -Carolina  bei  Berathung  der  Gonföde- 
rationsartikel :  „Our  slaves  are  our  property;  if  that  is 
debated,  there  is  an  end  of  confederation^^  —  Bancroft, 
History  of  the  United  States,  IX,  52 ;  und  namentlich  James 
MadLson  aus  Virginia  in  der  Philadelphia- Convention  am 
30.  Juni  1787:  „The  great  danger  to  our  general  govem- 
ment  is,  that  the  southem  and  northem  interests  of  the 
continent  are  opposed  to  each  other,  not  from  their  dififer- 
ence  of  size,  but  from  climate,  and  principally  from  the 
effects  of  their  having  or  not  having  slaves.  Look  to  the 
Yotes  in  congress;  most  of  them  stand  divided  by  the  geo- 
graphy  of  the  country,  not  by  the  size",  und  noch  be- 
stimmter am  14.  Juli  1787:  „It  seems  now  well  understood 
that  the  real  difference  of  interests  lies,  not  between  the 
large  and  the  small,  but  between  the  northern  and  southern 
States.  The  institution  of  slavery  and  its  consequences  form 
the  Ihte  of  discrimination,^^     G.  Bancroft,  II,  63,  86. 

^  Die  grosse  Schwierigkeit  und  Gefahr  bei  der  Verfas- 
snngsbildung  der  Vereinigten  Staaten  war  der  Mangel  aus- 
reichender Autorität;  die  ohnehin  nur  wenig  entwickelten 
Bande  staatlicher  Ordnung  und  Disciplin  waren  durch  den 
Unabhängigkeitskrieg  erheblich  und  bedenklich  gelockert. 
Unter  den  schweren  Gefahren,  welche  die  amerikanische 
Zukunft  bedrohten,  standen  Regierungslosigkeit  und  An- 
archie obenan.      Der   Einfluss    leitender   Staatsmänner   war 
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dass  seine  Organe  sich  gegenseitig  in  den  verfassungs- 
mässigen Schranken  hielten. 

Die  erste  Gesammtstaatsverfassung  der  Vereinigten 
Staaten,  die  Confoderationsartikel  ^,  welche  von  dem 
Congress  der  ursprünglichen  13  Staaten*®  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung  ihrer  Legislaturen  nach  langen 
Berathungen  am  15.  November  1777  (Eingang  der  Con- 
foderationsartikel)  beschlossen,  aber  erst  am  1.  März 
1781  im  ganzen  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  in 
Kraft  getreten  ist,  weil  bis  dahin  die  Unterzeichnung 
der  Vertreter  des  Staates  Maryland  sich  verzögerte, 
steht  auf  demselben  Boden  wie  die  Verfassung  der 
Republik  der  Vereinigten  Niederlande,  ohne  indessen 
dieselbe   namentlich    in   Bezug    auf    die    Organisation 

kein  genügender  Ersatz ;  George  Washington  aus  Virginia 
sagte  und  klagte  mit  Recht:  „Influence  is  no  govemment." 

^  Der  Titel  der  Conföderationsartikel  lautet:  „Articles 
of  confederation  and  perpetual  union  between  the  States 
of  New  Hampshire,  Massachusetts  Bay,  Rhode  Island  and 
Providence  Plantations,  Connecticut,  New  York,  New  Jersey, 
Pennsylvania,  Delaware,  Maryland,  Virginia,  North  Carolina, 
South  Carolina,  and  Georgia." 

^^  Der  Congress  der  Vereinigten  Staaten  bis  zu  der 
ersten  Gesammtstaatsverfassung  war  eine  revolutionäre  Ein- 
richtung, welche  aus  der  Noth  und  den  Bedürfnissen  der 
Zeit  hervorgegangen  war.  Er  bestand  aus  Delegirten  (be- 
vollmächtigten Vertretern)  einer  jeden  der  13  Colonien  (nach 
der  Unabhängigkeitserklärung  Staaten),  welche  von  ihren 
Legislaturen  oder  von  besonderen  Conventionen  ernannt 
wurden;  seine  Befugnisse  waren  nicht  definirt,  er  nahm  die- 
jenigen Handlungen  rechtlicher  und  thatsächlicher  Natur 
vor,  welche  zur  Yertheidigung  der  Rechte  der  Colonien 
gegen  das  Mutterland  und,  nachdem  die  Aussöhnung  mit 
demselben  sich  als  unthunlich  erwiesen  hatte,  zur  Erkämpfung 
ihrer  Unabhängrigkeit  nöthig  und  geeignet  waren,  nament- 
lich ist  von  ihm  die  Unabhängigkeitserklärung  ausgegangen; 
jeder  Staat  führte  in  demselben  eine  gleiche  Stimme.  Story, 
§§  199  fg.;  von  Holst,  §  2. 
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der  Bundesgewalt  und  die  Ordnung  der  Bundesfinan- 
zen  völlig  zu  erreichen.  Die  13  Staaten  schlössen 
einen  bestandigen  Bund  zu  gemeinsamer  Vertheidigung, 
zur  Sicherung  ihrer  Freiheiten  und  zur  Pflege  ihrer 
Wohlfahrt;  alle  Hoheiten  und  Gewalten,  welche  den 
Vereinigten  Staaten  nicht  ausdrücklich  übertragen 
wurden,  sollten  den  einzelnen  Staaten  verbleiben  (Ein- 
gang, Art.  1  —  3).  Der  Bund  wurde  durch  einen 
dauernden  Gesandtencongress  der  Staaten  regiert;  jeder 
Staat  hatte,  nach  näherer  Anweisung  seiner  Legis- 
latur, zwei  bis  sieben  Gesandte  zu  ernennen  und  zu 
instruiren,  welche  von  ihren  Vollmachtgebern  jederzeit 
abberufen  werden  konnten.  Der  Congress  durfte  wäh- 
rend seiner  Vertagung,  die  sechs  Monate  nicht  über- 
steigen sollte,  ein  Staatencommittee  aus  je  einem  Ge- 
sandten jedes  der.  13  Staaten  zur  Ausübung  seiner  Be- 
fugnisse einsetzen  und  instruiren;  jedoch  waren  einzelne 
wichtige  Angelegenheiten,  insbesondere  die  Kriegs- 
erklärung, der  Abschluss  von  Bündnissen  und  inter- 
nationalen Verträgen,  Geldanleihen,  die  Emission  von 
Papiergeld,  die  Ernennung  eines  Oberbefehlshabers  für 
Heer  und  Marine,  ausschliesslich  dem  Plenum  des  Con- 
gresses  vorbehalten.  Jeder  Staat  führte  im  Congress 
eine  gleiche  Stimme,  in  der  Regel  entschied  ein&che 
Mehrheit  der  Staaten,  bei  den  oben  angedeuteten  wich- 
tigen Angel^enheiten  war  Zustimmung  von  mindestens 
neun  Staaten  erforderlich,  Verfassungsänderungen  (in- 
dessen mit  Ausnahme  der  Aufnahme  von  Canada  und 
anderer  Colonien)  bedurften  der  Genehmigung  der  Legis- 
laturen aller  13  Staaten  (Art  5,  9—11,  13).  Die  vor- 
nehmsten Befugnisse  des  Congresses  zerfielen  in  zwei 
Gruppen:  auswärtige  Befugnisse,  Ausübung  des  Kriegs-, 
Vertrags-  und  Gesandtschaftsrechts,  jedoch  mit  Ein- 
schränkungen bezüglich  der  Handelsverträge  (jeder 
Staat  sollte  nach  Gefallen  Einfuhrzolle,  Ein-  und  Aus- 
fuhrverbote anordnen  dürfen)  und  zu  ihrer  Ausführung 
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Bau  und  Ausriistung  einer  Flotte,  Aufoahme  von  An- 
leihen und  Emission  von  Papiergeld  auf  den  Credit 
der  Vereinigten  Staaten,  Auflage  an  die  Staaten  nach 
erklärtem  Kriege  zur  Gestellung  von  Heerescontingen- 
ten  (Art.  7 — 9);  staatsrechtliche  Befugnisse  gegenüber 
den  Unionsstaaten  und  ihren  Angehörigen,  ausschliess- 
liche Eegulirung  von  Maass,  Gewicht  und  Münze,  Ord- 
nung des  Handels  und  Verkehrs  mit  den  Indianern, 
Einrichtung  des  Postwesens  von  Staat  zu  Staat  als 
einheitliche  Verkehrsanstalt  der  Vereinigten  Staaten, 
Ausschreibung  von  Matrikularbeiträgen  auf  die  ein- 
zelnen Staaten  nach  Verhältniss  des  Werthes  der  culti- 
virten  Ländereien  in  denselben,  Mitwirkung  bei  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten 
(Art.  8,  9).  Daran  schlössen  sich  Gebote  an  die  ein- 
zelnen Staaten,  insbesondere  Gewährung  von  Rechts- 
hülfe aneinander  und  Halten  einer  guten  tüchtigen 
Miliz  (Art.  4,  6),  und  Verbote  an  dieselben,  nament- 
lich (ausser  mit  Genehmigung  des  Congresses)  Aus- 
übung des  Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrechts 
(Art.  6),  Verfolgung  der  Streitigkeiten  untereinander 
mit  Gewalt  (Art.  9),  Statuirung  eines  Unterschiedes 
in  der  rechtlichen  Behandlung  der  Angehörigen  der 
verschiedenen  Unionsstaaten  (Art.  4). 

Die  vornehmsten  Mängel  dieser  Verfassung  ^^  waren 
nicht  ausreichende  Befugnisse  der  Gesammtheit  und 
eine  verkehrte  Organisation  der  Bundesgewalt.  Der 
ganz  richtige  Gedanke  bei  Ausmessung  der  Befugnisse 
der  Gesammtheit:  die  nationalen  Angelegenheiten  sollen 
mit  Verbindlichkeit  für  die  Staaten  durch  den  Congress 
besorgt  werden,  wogegen  die  localen  und  particularen 
Angelegenheiten  den  einzelnen  Staaten  zu  unabhängiger 


^  ^  Die  Mängel  der  Conföderationsartikel  und  die  daraus 
entsprungenen  Misstände  werden  im  Federalist,  namentlich 
in  Nr.  15,  meisterhaft  geschildert. 
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selbständiger  Besorgung  verbleiben,  war  wegen  der 
Abneigung  derselben  zur  Ueberweisung  ausreichender 
Befugnisse  an  den  Congress  nicht  durchgeführt.  Die 
Entwickelung  von  Handel  und  Industrie  erforderte 
ein  einheitliches  Zoll-  und  Handel^ebiet ;  die  Staaten 
hatten  aber  der  Gesammtheit  die  Regulirung  des  au^ 
wartigen  Handels  nicht  anvertraut.  Die  Sicherheit  und 
Wohl&hrt  der  Vereinigten  Staaten  erforderte  eine 
Garantie  der  Staatenverfassungen  durch  die  Gesammt- 
heit; der  Congress  durfte  sich  aber  nicht  in  die  inneren 
Angelegenheiten  der  einzelnen  Staaten  mischen.  Und 
vor  allen  Dingen  konnten  die  Befiignisse  der  V^ereinig- 
ten  Staaten  in  den  wichtigsten  Fallen  nicht  durch  ihre 
eigene  Thätigkeit  und  durch  ihre  eigenen  Machtmittel 
ausgeführt  werden;  der  Congress  konnte  Krieg  er- 
klären, aber  keinen  Soldaten  ausheben;  er  konnte  volker- 
rechtliche Vertrage  schliessen,  aber  ihre  EMuUung  nicht 
gegenüber  den  einzelnen  Staaten  erzwingen;  er  konnte 
Gesandte  ernennen  und  instruiren,  aber  ihnen  kein 
Gehalt  zahlen ;  er  konnte  Anleihen  machen  und  Papier- 
geld ausgeben,  aber  sie  nicht  aus  eigenen  Mitteln  be- 
zahlen. Die  Confoderationsartikel  statuirten  bei  den 
wichtigsten  Dingen  eine  Regierung  über  Staaten,  nur 
bezüglich  einiger  Angelegenheiten  standen  die  Ange- 
hörigen der  Staaten  unmittelbar  unter  der  Bundes- 
gewalt. ^^     Ueberdies   war  die  Regierung  des  Bundes 


^^  Madison  im  Federalist  Nr.  40:  „In  some  instances 
also,  those  (the  powers)  of  tbe  existing  govemmeDt  act 
immediately  on  indiriduals.  In  cases  of  capture;  of  piracy; 
of  the  post>office ;  of  coins,  weights,  and  measures ;  of  trade 
with  the  Indiana;  of  claims  ander  grants  of  land,  by 
different  atates;  and,  above  all,  in  the  case  of  trials  by 
coort-martial  in  the  army  and  navy,  by  which  death  may 
be  infUcted  witbout  the  intervention  of  a  Jury,  or  even  of 
»civil  magistrate;  in  all  these  cases  the  powers  of  the  con- 
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ausschliesslich  durch  einen  Gesandtencongress  der  ein- 
zelnen Staaten  unzureichend  und  verkehrt.     Denn  da- 
durch wurden  die  Interessen  der  einzelnen  Theile,  des 
Staates  Virginia,  Massachusetts,  New- York  u.  s.  w.  über 
die  Gesammtinteressen  gestellt,    weil  jeder  Staat    bei 
Ernennung  und  Instruction  seiner  Gesandten  selbstver- 
ständlich seine  eigenen  Interessen  voranstellte.    Weiter 
waren  die  Staaten  zur  Ernennung  und  Instruction  von 
Congressgesandten    zwar   berechtigt,    aber    nicht    ver- 
pflichtet;   ein    Congressbeschluss    konnte    erst    gefasst 
werden,    nachdem    es    einer    ausreichenden   Zahl    von 
Staaten  gefallen  hatte,  Gesandte  zu  ernennen  und  zu 
instruiren.     Das  gleiche  Stimmrecht  der  grossen   und 
der  kleinen  Staaten,  einerseits  Virginia,  Pennsylvania, 
andererseits  Rhode -Island,   Delaware,    stand   mit   der 
Verschiedenheit   ihrer   Leistungen    für    den    Bund    in 
grellem  Misklang.     So  ist  es  nur  zu   natürlich,   dass 
die  Kriegführung  gegen  England  zur  Erkämpfung  der 
Unabhängigkeit  lässig  betrieben  wurde,  dass  der  Frie- 
densvertrag mit  England  lange  Zeit  nicht  ausgeführt 
werden  konnte,  weil  die  einzelnen  Staaten  die  erforder- 
liche Mitwirkung  unterliessen,  dass  die  Schulden  der 
Vereinigten  Staaten  zur  Erkämpfung  ihrer  Unabhängig- 
keit nicht  bezahlt  werden  konnten,  weil  die  einzelnen 
Staaten  mit  ihren  Matrikularbeiträgen  im  Rückstande 
blieben,  dass  also  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
unter  den  Confoderationsartikeln  nur  der  Schatten  einer 
Regierung  war,    ohne  jemandem  Sicherheit   zu  geben 
oder  Respect  einzuflossen. '' 


federation  operate  immediately  an  the  persona  and  inierests 
of  indlvidual  cUißens.^^ 

^'  Alexander  Hamilton  aus  New-York  summirt  die  Folgen 
aus  den  Mängeln  der  Conföderationsartikel  im  Federalist 
Nr.  15  mit  folgenden  Worten :  „To  shorten  an  ennmeration 
of  particulars  which  can  a£ford  neither  pleasure  nor  instnic- 
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Die  Vereinigten  Staaten  verdanken  die  Befreiung 
Too  diesen  schweren  Misständen  und  die  Möglichkeit 
ihrer  demnächstigen  beispiellosen  Entwickelung  (§  37) 
der  Einsicht  und  dem  Patriotismus  einer  Verfassungs- 
convention  aus  Vertretern  von  zwölf  Staaten^*,  welche 
TOD  Mai  bis  September  1787  in  Philadelphia  getagt 
hat  Der  ihr  vom  Congress  durch  Resolution  vom 
21.  Februar  1787  gegebene  Auftrag  beschränkte  ihre 
Wirksamkeit  auf  die  Revision  der  Conföderations- 
artikel  und  den  Vorschlag  solcher  Aenderungen  und 
Zusätze  zu  denselben  an  den  Congress  und  die  Legis- 
laturen der  einzelnen  Staaten,  dass  die  Bundesverfassung 
den  Bediirfnissen  einer  Regierung  und  der  Erhaltung 
der  Union  gewachsen  (^^adequate^)  sei.  Im  Einklang 
mit  Art.  13  der  Conföderationsartikel  wurde  daher  der 
Cooventioii  nur  eine  begutachtende  Zuständigkeit  ge- 
geben; die  Entscheidung  blieb  dem  Congress  und  den 
Legislaturen  der  einzelnen  Staaten  vorbehalten.  Die 
Conventions^,  davon  ausgehend,  dass  die  Confödera- 
tionsartikel in  vielen  Bestimmungen  verfehlt  seien  und 
dass  der  Widerspruch  eines  oder  einiger  Staaten  die 
grosse  Mehrheit  derselben  an  einer  allseitig  als  noth- 
wendig  erkannten  Reform  nicht  hindern  dürfe,  entwarf 
im  Namen  des  Gesammtvolkes  *^  eine  neue  Verfassung 


tion,  it  may  in  general  be  demanded,  what  indication  is 
there  of  national  disorder,  poverty  and  insignificance  that 
coTÜd  befall  a  Community  so  pecuUarly  blessed  with  natural 
adyantages  as  we  are  which  does  not  form  a  part  of  the 
dark  catalogne  of  onr  public  raisfortuneB  ?** 

^^  Der  kleine  Staat  Rhode-Island  hatte  ungeachtet  Ein- 
ladung durch  den  Congress  keine  Vertreter  geschickt. 

"  The  Federalist,  Nr.  40  und  43. 

^^  Eingang  der  Unionsverfassung :  „We  the  people  of 
tbe  United  States,  in  order  to  form  a  more  perfect  Union, 
establish  Justice,  insure  domestic  Tranquillity,  provide  for 
the  common   defence,    promote    the  general  Weifare,    and 
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der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  setzte  darin 
die  nach  dem  bestehenden  Verfassungsrechte  formell 
nicht  berechtigte,  aber  durch  die  Noth  der  Zeit  ge- 
forderte Bestimmung  (Art.  VII),  dass  sie,  wenn  durch 
Conventionen  von  mindestens  neun  Staaten  genehmigt, 
für  diese  Staaten  in  Kraft  treten  solle.  Verfassungs- 
conventionen  aus  Vertretern  der  einzelnen  Staaten, 
welche  auf  Anheimgabe  des  Congresses  in  den  einzel- 
nen Staaten  einberufen  wurden,  genehmigten  in  elf 
Staaten  im  Jahre  1788  die  neue  Verfassung,  worauf 
der  Congress  die  zu  ihrem  Inkrafttreten  nothigen  Hand- 
lungen (Wahl  von  Mitgliedern  des  Senats  und  Re- 
präsentantenhauses, des  Präsidenten  und  Vicepräsiden- 
ten  der  Vereinigten  Staaten)  anordnete  und  die  Ver- 
fassung am  4.  März  1789  in  Wirksamkeit  getreten  ist.^^ 
Nord-Carolina  ist  gegen  Ende  des  Jahres  1789,  Rhode- 
Island  1790  der  Verfassung  aus  eigenem  freien  Willen 
beigetreten.^^  Das  mühsame  und  gefährliche  Werk, 
im  tiefen  Frieden  manche  Grundlagen  des  Verfassungs- 
zustandes zu  ändern,  ist  unter  Zustimmung  des  Con- 
gresses und  aller  Staaten  und  ohne  Verletzung  be- 
stehender Rechte  gelungen.  ^^ 


seciire  the  Blessings  of  Liberty  to  ourselves  and  our 
Posterity,  de  ordain  and  establish  this  Constitution  for  the 
United  States  of  America." 

^^  Durch  die  neue  Verfassung  ist  kein  neues  Staats- 
wesen gescha£fen.  Zur  Vermeidung  etwaiger  Zweifel  über 
diese  Frage  bestimmt  Art.  VI  der  Unionsverfassung  ftus- 
drücklich,  dass  alle  Schulden  und  Verbindlichkeiten  der 
Vereinigten  Staaten,  welche  unter  den  Confoderationsartikeln 
eingegangen  sind,  unter  der  neuen  Verfassung  in  Kraft 
bleiben. 

18  G.  Bancroft,  ü,  336—350,  besonders  S.  350. 

1^  Alexander  Hamilton  übertrieb  nicht ,  als  er  am 
15.  August  1788  in  der  letzten  Nummer  des  Federalist 
sagte :  „The  establishment  of  a  Constitution,  in  time  of  pro- 
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Für  die  Bestimmung  des  Unterschiedes  von  Staaten- 
bnnd  und  Bundesstaat  ist  die  Frage  von  Bedeutung, 
ob  die  UnionsTerfassung  die  Grundlagen  des  Bundes- 
rechts der  Vereinigten  Staaten  völlig  umgestaltet  oder 
sich  auf  Beseitigung  der  zahlreichen  und  tief  einschnei- 
denden Mängel  der  früheren  Bundesverfassung  be- 
schränkt hat.  Die  in  Deutschland  vorherrschende  An- 
sicht scheint  ersteres  anzunehmen.  ^^  Der  radicale 
Unterschied,  so  meint  man,  liegt  darin,  dass  die  Ver- 
einigten Staaten  zur  Zeit  der  Gonföderationsartikel  nur 
über  Staaten  herrschten,  wogegen  ihre  Herrschaft  unter 
der  neuen  Verfassung  auf  die  Angehörigen  dieser 
Staaten  ausgedehnt  ist.  Dafür  kann  man  mit  einigem 
Schein  einzelne  Aussprüche  des  Federalist^^  anführen. 


fonnd  peace,  is  a  prodigtf,  to  the  completion  of  which  I 
look  forward  with  trembling  anxiety."    Vgl.  §  1,  Anm.  17. 

^^  Haenel,  Studien,  I,  40;  G.  Meyer,  §  14. 

^^  Nr.  20  (Hamilton  und  Madison):  „The  important  truth 
which  it  onequivocally  pronounces  in  the  present  case,  is, 
that  a  sovereignty  over  sovereigns,  a  govemment  over 
goTemments,  a  legislation  for  communities,  as  contradis- 
tingnished  from  individuals;  as  it  is  a  solecism  in  theory, 
so  in  practice,   it  is  subversive   of  the   order  and  ends  of 

civil  polity ";    Nr.  15   (Hamilton):    „The   great  and 

radical  vice,  in  the  constniction  of  the  existing  confedera- 
tion,  is  in  the  principle  of  Legidaiion  for  States  or  Govem- 
ments,  in  their  Corporate  or  Collective  Capacities,  and  as 
contradisting^shed  from  the  Individtmls  of  whom  they  con- 
sist."  Aber  es  wird  sofort  der  durch  den  Inhalt  der  Gon- 
föderationsartikel gebotene  Zusatz  gemacht :  „  Though  this 
principle  does  not  ran  through  all  the  powers  delegated  to 
the  imion;  yet  it  pervades  and  govems  those  on  which  the 
«"fHcacy  of  the  rest  depend";  Nr.  16  (Hamilton):  „The  ten- 
dency  of  the  principle  of  legislation  for  states  or  com- 
monities  .in  their  political  capacities,  as  it  has  been  ex- 
emplified  by  the  experiment  we  have  made  of  it,  is  equally 
attested  by  the  events  which  have  befallen  all  other  govem- 
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Indessen  bestätigt  eine  sorgfaltige  Yergleichung  beider 
Verfassungen  die  bestimmte  Behauptung  yon  Madison 
im  Federalist  Nr.  40  ^^ ,  dass  vollige  Wesensver- 
schiedenheit beider  Verfassungen  nur  scheinbar  vor- 
handen und  in  Wahrheit  die  letztere  nur  eine  Erweite- 
rung, Ausdehnung  lind  Entwickelung  der  Principien 
ist,  deren  Keim  bereits  in  der  früheren  enthalten  war, 
zu  dem  Endzweck,  um  eine  wirksame  Bundesregierung 
herzustellen ;  wodurch  selbstverständlich  absolute  Neue- 
rungen und  Verbesserungen  namentlich  auf  dem  Ge- 
biete der  materiellen  Befugnisse  des  Bundes,  der  Or- 
ganisation der  Bundesgewalt,  der  Functionen  der 
Bundesregierung,  der  Aenderung  und  der  Garantien 
der  Verfassung  nicht  ausgeschlossen  werden  (vgl.  §§  8, 
15,  22,  29,  37).  Namentlich  standen,  wie  bereits  be- 
sonders hervorgehoben  ist,  die  Angehörigen  der  ein- 
zelnen Staaten  schon  zur  Zeit  der  Confoderationsartikel 
bei  mehreren  Angelegenheiten  unmittelbar  unter  der 
Bundesgewalt.  ^'    Auch  hier  bestätigt  sich  die  Richtig- 


ments  of  the  confederate  kind,  of  which  we  have  any  ac- 
count"  —  aber  mit  dem  charakteristischen  Zusätze  —  ,JLn 
exact  Proportion  to  its  prevalence  in  those  Systems."  — 
Uebereinstimmend  mit  Haenel  und  G.  Meyer  auch  der  be- 
rühmte Historiker  der  Vereinigten  Staaten  G.  Bancrofk, 
History  of  the  United  States,  X,  422:  „A  confederation  is 
the  opposite  to  union;  since  it  acts  not  on  individaals,  bat 
only  on  each  separate  sovereignty."     Vgl.  §  36,  2. 

^^  „Truth  is,  that  the  great  principles  of  the  Constitution 
proposed  by  the  Convention,  may  be  considered  less,  as 
absolutely  new,  than  as  the  expansion  of  principles  whicfa 
are  found  in  the  articles  of  confederation.  The  misfortnne 
ander  the  latter  System  has  been,  that  these  principles  are 
so  feeble  and  confined,  as  to  justify  all  the  charges  of  in- 
efficiency  which  have  been  urged  against  it;  and  to  reqoire 
a  degree  of  enlargement  which  gives  to  the  new  System 
the  aspect  of  an  entire  transformation  of  the  old." 

^^  Das   Gegentheil  wurde  nicht    im  Einklang  mit  den 
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keit  des  Ausspruches  Seneca^s:  ,,Non  fit  statim  ex  di- 
verso  in  diversum  transitus/^ 


Zu  der  Unionsverfassung  sind  15  Zusatzartikel 
{amendments)  ergangen.  Die  ersten  zehn  Artikel 
enthalten  Grundrechte  (^bill  of  rights);  sie  sind  Er- 
gänzungen, keine  Aenderungen  der  Verfassung.  ^^  Der 
elfte  Artikel  enthält  eine  Specialbestimmung  über  den 
Umfang  der  Gerichtsbarkeit  der  Bundesgerichte.  Der 
zwölfte  Artikel  regelt  das  Verfahren  bei  der  Wahl  des 
Präsidenten  und  Viceprasidenten  der  Vereinigten  Staaten, 


Thatsachen  von  den  Gegnern  der  neuen  Verfassung  be- 
hauptet. Madison  im  Federalist  Nr.  39:  „The  difference 
between  a  federal  and  national  govemment,  as  it  relates 
to  the  Operation  of  the  govemment  j  is,  by  the  adversaries 
of  the  plan  of  the  Convention  (!),  sapposed  (!)  to  consist 
in  this,  that  in  the  former,  the  powers  operate  on  the 
political  bodies  composing  the  confederacy,  in  their  political 
capadties;  in  the  latter,  on  the  individual  Citizens  com- 
posing the  nation,  in  their  individual  capacities." 

^*  Die  Opposition  gegen  die  Unionsverfassung  in  den 
Staatenconventionen  betonte  den  Mangel  ausreichender  Grund- 
rechte. Story,  §§  301  fg.  Sind  auch  die  Urheber  derselben 
mit  Recht  davon  ausgegangen,  dass  die  Freiheit  weniger 
durch  Aufstellung  abstracter  Grundrechte  als  durch  um- 
sichtige und  weise  Organisation  der  Bundesgewalt  und  durch 
zweckmassige  Yertheilung  der  Befugnisse  an  die  verschie- 
denen Organe  des  Bundes  gesichert  werde,  so  war  es  doch 
wünschenswerth  und  weise,  die  Opposition  zu  beschwichtigen 
und  weite  Kreise  des  amerikanischen  Volkes,  welche  ur- 
sprünglich der  Verfassung  abgeneigt  waren,  für  dieselbe  zu 
gewinnen.  Daher  hat  der  Congress  diese  Zusatzartikel  schon 
im  Jahre  1789  vorgeschlagen.  Story,  §§  303 — 305;  Cooley, 
S.  313 — 315.  —  Sämmtliche  Zusatzartikel  sind  vom  Con- 
gress vorgeschlagen,  durch  mindestens  drei  Viertel  der  Staaten 
genehmigt  und  dadurch,  nach  Art.  V  der  Unionsverfassung, 
ein  Theü  derselben  geworden. 

« 
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um  Unzuträglichkeiten  und  Misstände  der  ursprüng- 
lichen Wahlbestimmungen  zu  beseitigen.  Die  letzten 
drei  Artikel  sind  durch  den  Secessionskrieg  (1861 — 65) 
veranlasst.  Art.  13  hebt  die  Sklaverei  auf,  Art.  14 
regelt  verschiedene  Fragen,  die  mit  der  Wiederzulassung 
(Reconstruction)  der  1860  und  1861  abgefallenen  Se- 
cessionsstaaten  in  Verbindung  stehen,  Art.  15  enthält 
den  Grundsatz,  dass  das  Stimmrecht  mit  Rücksicht  auf 
Rasse,  Farbe  oder  den  früheren  Zustand  von  Sklaverei 
weder  entzogen  noch  geschmälert  werden  darf.^*  Alle 
diese  Zusatzartikel  ändern  nicht  das  System  der  Bundes- 
verfassung und  Bundesregierung.  In  Bezug  auf  die 
Stetigkeit  der  Verfassung  nehmen  die  Vereinigten 
Staaten  unter  den  gesitteten  Volkern  den  ersten  Platz 
ein  (vgl.  §  37). 

§  5- 

Andere  angelsächsische  Bünde;  englische 
Föderationsbestrebnngen. 

Unter  den  angelsächsischen  Bünden  nimmt  der 
Canadische  Bund  {The  Dominion  of  Canadd)  nach 
der  Zeit  seiner  Entstehung  und  nach  seiner  Bedeutung 
die  zweite  Stelle  ein.  Das  Bundesgebiet  ist  von  an- 
nähernd gleicher  Grosse  wie  ganz  Europa,  die  Be- 
völkerung ist  auf  beinahe  5  Millionen  angewachsen, 
die  sudlichen  Theile  des  ungeheuren  Gebietes  sind 
einer  grossen  Entwickelung  fähig.  Die  Bundesver- 
fassung ist  an  demselben  Tage  wie  die  Verfassung  des 
Norddeutschen  Bundes,  am  1.  Juli  1867,  in  Kraft  ge- 
treten. 

Der  Canadische  Bund  steht  unter  englischer  Ober- 
hoheit.    Bei   ihm    wiederholt  sich   ein   ähnliches  Ver- 


^*  Vgl.  über  den  13.,  14.  und  15.  Zusatzartikel  namentr 
lieh  Cooley,  S.  12—14,  358,  359. 
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hihniss  der  Cnterordnong  unter  ein  anderem  Gemeiu- 
wesen.  wie  bei  der  alten  Eidgenossenschaft  und  der 
Republik  der  Tereinigten  Niederlande  vor  ihrer  Lo$- 
lösong  Ton  dem  Deutschen  Reiche;  auch  bei  ihm  ist 
die  fremde  Oberhoheit  wenig  wirkungsreich  und  wirtl 
Torausächtlich  immer  mehr  an  Bedeutung  verlieren^  je 
mehr  seine  eigene  Entwickelung  fortschr^tet«  John 
Stuart  Mill  hat  im  achtzehnten  Kapitel  seiner  Untei^ 
suchungen  über  die  BeprasentativTerfiissuug  die  ueuert^ 
englische  Theorie  und  Praxis  über  die  Bexiehuugea 
Engbmds  zu  seinen  Colonien  mit  einer  Bevölkerung 
Ton  europäischer  Abkunft  mit  folgenden  Sätzen  bt^ 
schrieben : 

j^  ist  jetzt  ein  feststehender,  in  der  Theorie  an- 
erkannter und  in  der  Praxis  treu  befolgter  Grundsatz 
der  Politik  Grossbritannieus,  dass  seine  Colonien  mit 
einer  Bevölkerung  von  europäischer  Abkunft  gleich 
dem  Mutterlande  das  vollste  Maass  innerer  Selbst- 
regierung besitzen.  Ihnen  ist  gestattet,  ihre  eigenen 
freien  Repräsentativ  Verfassungen  zu  machen,  indem 
sie  in  jeder  ihnen  angemessen  scheinenden  W  eise  die 
bereits  sehr  volksthümlichen  Verfassungen  ändern, 
welche  wir  ihnen  gegeben  haben.  Jede  wiixi  von  ihrer 
eigenen  nach  sehr  demokratischen  Grundsätzen  gebil- 
deten Legislative  und  Executive  regiert.  Ist  auch  das 
Veto  der  Krone  und  des  Parlaments  dem  Namen  nach 
vorbehalten,  so  wird  es  doch  nur  (und  auch  dann  nur 
sehr  selten)  bei  Angelegenheiten  geübt,  welche  das 
Reich  und  nicht  bloss  die  betreffende  Colonie  augeheu. 
Wie  liberal  der  Unterschied  zwischen  Reichs-  und 
Colonialangelegenheiten  gehandhabt  wird,  erhellt  aus 
der  Thatsache,  dass  die  Gesammtheit  des  noch  nicht  in 
Besitz  genommenen  Landes  in  den  Gebieten  hinter 
unseren  amerikanischen  imd  australischen  Colonien  der 
uneingeschränkten  Verfugung  unserer  colonialen  Gemein- 
wesen überlassen  ist;  obwol  es,  ohne  Ungerechtigkeit, 
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in  den  Händen  der  Reichsregierung  hätte  gelassen 
werden  können,  um  von  ihr  zum  grossten  Nutzen  für 
künftige  Auswanderer  aus  allen  Theilen  des  Reiches 
verwaltet  zu  werden.  Jede  Colonie  hat  daher  so  volle 
Gewalt  über  ihre  eigenen  Angelegenheiten,  als  sie  nur 
haben  konnte,  wenn  sie  ein  Mitglied  des  losesten 
Bundes  wäre;  sie  hat  viel  vollere  Gewalt,  als  ihr  unter 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  zukommen 
würde,  da  sie  sogar  nach  eigenem  Gefallen  die  vom 
Mutterlande  eingeführten  Waaren  besteuern  (tax) 
mag.  Ihre  Verbindung  mit  Grossbritannien  ist  die 
loseste  (slightest)  Art  einer  Bundes  Verbindung;  aber 
doch  nicht  eine  genau  gleiche  Verbindung,  da  das 
Mutterland  sich  selbst  die  Be&gnisse  einer  Bundes- 
regierung vorbehalten  hat,  wenngleich  dieselbe  in  der 
Praxis  auf  das  engste  Maass  beschränkt  wird.  Diese 
Ungleichheit  ist  selbstverständlich,  soweit  sie  reicht, 
ein  Nachtheil  für  die  Nebenländer,  welche  keine 
Stimmen  bei  der  auswärtigen  Politik  haben  und  doch 
durch  die  Entscheidungen  des  Mutterlandes  gebunden 
werden.  Sie  müssen  sich  mit  England  im  Kriege  ver- 
binden, ohne  vor  dessen  Beginn  irgend  gefragt  zu 
werden."* 


^  Der  angezogene  Passus  zeigt  recht  anschaulich,  wie 
geringe  Bedeutung  die  gegenwärtige  englische  Oberherrschaft 
über  den  Canadischen  Bund  ausser  bei  den  auswärtigen 
Angelegenheiten  hat.  Die  Obergesetzgebung  des  englischen 
Parlaments  in  canadischen  Angelegenheiten  beschränkt  sich 
im  wesentlichen  auf  eine  Prüfung  und  Sanctionirung  der 
Beschlüsse  und  Wünsche  des  canadischen  Parlaments  und 
unterlässt  jede  Bestinunung,  die  in  Canada  Anstoss  erregen 
könnte,  ausser  soweit  sie  etwa  durch  internationale  Be- 
ziehungen des  englischen  Reiches  absolut  geboten  wird. 
Der  englische  G^ieralgouvemeur  meidet  sorgfaltig  alle 
Conflicte  mit  den  colonialen  Organen  (seinem  eigenen  Mi- 
nisterium und    dem    canadischen  Senate    und  Unterhause); 
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Der  Canadische  Bond  Ut  durch  Ansfohnuig  der 
British  North  America  Act,  1867  (30  und  31  Victoria, 
Kap.  3)^  entstanden,  welche  aaf  Anfachen  der  Legi^ 
laturen  von  Canada',  Nova  Scotia  und  New  Branswick 

er  weiss   aus  Präzedenzfällen,   dass  hei  einer  3IeiniuigsTer- 
schiedenheit ,    die   zwischen   ihm   nnd   einem    der  genannten 
Organe  entstehen  mag,  die  Regierung  des  Mutterlandes  ge- 
neigt ist,   auf  die  Seite  des  letzteren  zu  treten  (vergL  die 
Darstellung   des  Letellier  Gase  bei  Munro    S.  173 — 174); 
auch  die  oberste  Gerichtsbarkeit  über  die  Colonien,  welche 
dem  Rechtsausschusse  des  Geheimen  Bathes  (Judicial  Com- 
mitiee   qf  the  Frivy  Council)    für    Canada    nur    unter   der 
Voraussetzung  vorbehalten  ist,  da^s  die  Königin  kraft  ihrer 
Prärogative  ein  Rechtsmittel  an  denselben  gegen  Entschei- 
dungen des  höchsten  canadiachen  Gerichtshofes  zulässt,  be- 
rührt nur  wenig  die  sonst  geltende  Bestimmung,  dasä  die 
Urtheile  dieses  Gerichtshofes  endgültig  sind  Olmiro,  S.  221 ). 
Eine  besondere  Darstellung  des  Yerhältnisses  von  Mutter- 
land und  Colonien,  abgesehen  von  den  hierauf  bezüglichen 
Bestinomungen  der  canadischen  Yerfasaung,  wird  daher  un- 
nöthig  sein. 

^  Der  volle  Titel  des  sehr  umfangreichen  Gesetzes  (147 
Sect.),  welches  am  29.  März  1867  die  königliche  Zustimmung 
erhalten  hat,  lautet:  „An  Act  for  the  Union  of  Canada, 
Nora  Scotia  and  New  Brunswick,  and  the  Government 
thereof ;  and  for  purposes  connected  therewith."  Sein  Wort- 
laut ist  unter  Weglassung  einiger  Anlagen  bei  3Iunro,  S. 
278—312  abgedruckt. 

*  Canada    ist    von    1791 — 1840  in   Ober-  und   Unter- 
Canada     getheilt    gewesen    und    hat   von    1840 — 67    eine 
einheitliche  Colonie  gebildet:  seit  1.  Juli  1867  ist  die  frühere 
Eintheilung     wiederhergestellt,     aber    unter    verschiedenen 
Xamen,  Ontario  statt  Ober-Canada  und  Quebec  statt  Unter- 
Canada    (Munro,   S.  15 — 22).     In    Quebec    überwiegt    die 
französische  Sprache  und  das  katholische  Bekenntniss,  wah- 
rend in  Ontario   und  den  andern  Provinzen   die  protestan- 
ti^-ehen   Angelsachsen   die  Mehrheit   haben.     Der  Gegensatz 
der  Nationalität  und  Religion  hat  die  abermalige  Trennung 
beider  Provinzen  wünschenswerth  gemacht.      Munro,  S.  17: 
Handbook,  S,  47—48. 
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und  von  Delegirten  dieser  Provinzen,  welche  im  De- 
cember  1866  in  London  zu  Conferenzen  zusammen- 
getreten waren,  von  dem  englischen  Parlament  erlassen 
ist.*  Das  ursprüngliche  Bundesgebiet  war  auf  die  Pro- 
vinzen Ontario,  Quebec,  Nova  Scotia  und  New  Bruns- 
wick beschränkt;  British  North  America  Act  1867, 
Sect.  146  ermächtigte  aber  die  Konigin,  durch  Ver- 
ordnung im  Geheimen  ßathe,  welche  mit  einem  Par- 
lamentsstatut gleiche  Kraft  haben  soll,  die  Colonien 
oder  Provinzen  New  Foundland,  Prince  Edward  Island 
und  British  Columbia  auf  Antrag  ihrer  Legislaturen  und 
des  canadischen  Parlaments,  sowie  Rupert^s  Land  und 
das  nordwestliche  Territorium  auf  Antrag  des  canadi- 
schen Parlaments  zur  Union  zuzulassen.  Das  nord- 
westliche Territorium  und  Rupert's  Land,  woraus  seit 
1871  die  Provinz  Manitoba^  und  seit  1876  der  Distriet 
Keewatin^  ausgeschieden  ist,  bildet  seit  15.  Juli  1870 
auf  Grund  einer  königlichen  Verordnung  im  Geheimen 
Rathe  vom  24.  Juni  1870,  welche  auf  Antrag  des  cana- 
dischen Parlaments  ergangen  ist,  einen  Theil  des  Bun- 
des.^   British  Columbia  und  Prince  Edward  Island  sind 


*  Vgl.  über  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes 
Munro,  S.  36  —  39.  Die  Eingangsworte  desselben  lauten: 
„Whereas  the  Provinces  of  Canada,  Nova  Scotia,  and  New 
Brunswick,  have  expressed  their  desire  to  be  federally 
united  into  one  Dominion  under  the  Crown  of  the  United 
Kingdom  of  Great  Britain  and  Ireland  ..." 

*  Munro,  S.  26-29. 
«  Ebd.  S.  36. 

^  Die  Verordnung  ist  abgedruckt  bei  Munro,  S.  322 — 
324.  —  Das  Territorium  des  Canadischen  Bundes  und  die 
aus  ihm  vorläufig  oder  definitiv  gebildeten  Districte  haben 
eine  ähnliche  Stellung  zu  dem  Canadischen  Bunde,  wie  die 
Territorien  zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika;  sie 
haben  keine  Staaten-  (Provinzial-)  Rechte,  dürfen  daher 
auch  nur  diejenigen  Herrschaftsrechte  ausüben,  welche  das 
canadische    Parlament    ihnen    delegirt    hat.      Die    Districte 
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infolge  Antrages  ihrer  Legislaturen  und  des  canadischen 
Parlaments  auf  Grund  königlicher  Verordnungen  im 
Geheimen  Rathe  seit  20.  Juli  1871  und  beziehungsweise 
1.  Juli  1873  Mitglieder  der  Union®;  die  Legislatur  von 
New  Foundland  hat  die  Aufnahme  in  den  Bund  noch 
nicht  beantragt.^ 

Die  British  North  America  Act  1867  ist  die  ausführ- 
lichste mir  bekannte  in  Wirksamkeit  getretene  moderne 
Bundesverfassung;  sie  enthält  nicht  allein  das  Bundes- 
recht, sondern  regelt  manche  Verhältnisse  der  Provinzen. 
Die  genaue  sorgfältige  Scheidung  zwischen  Bundes-  und 
Staaten-  (Provinzial-)  Gewalt,  welche  der  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  eigenthümlich  ist, 
fehlt  in  Canada  (§  12).  Gleich  ihrer  Zeitgenossin,  der 
Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes,  ist  sie  ein  Ge- 
misch von  Verfassungs-  und  theilweise  in  kleines  Detail 
gehenden  Verwaltungsvorschriften,  so  z.  B.  die  Bestim- 
mungen iiber  die  Auseinandersetzung  zwischen  Ontario 
und  Quebec  in  den  Sect.  141  — 143. 

Die  auf  den  Bund  bezüglichen  Bestimmungen  der 
canadischen  Verfassung  sind  theilweise  englischen  Ur- 
sprungs, theils  sind  sie  dem  Verfassungsrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  nachgebildet.  Aus  Eng- 
land hat  der  Ganadische  Bund  die  Organisation  seiner 
Executive  und  das  parlamentarische  System,  welches 
in  der  grossen  Nachbarrepublik  nicht  gilt;  aus  den 
Vereinigten  Staaten  stammt  dagegen  die  Theilung  der 


▼erden  voraussichtlich  zu  Provinzen  erhoben  werden,  sowie 
die  Ansiedelung  weiter  vorgeschritten  ist.  Abweichend  von 
'1er  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  werden  jetzt  Sena- 
toren und  Mitglieder  des  Unterhauses  aus  den  canadischen 
Territorien  zugelassen.  B.  N.  A.  Act,  1886.  Vergl.  Munro, 
Preface,  S.  VI  und  VII,  S.  36,  123,  142. 

'  Munro,  S.  29—35. 

'•  Ebd.,  S.  38. 
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inneren  staatlichen  Herrschaftsrechte  in  zwei  Gruppen, 
von  denen  die  eine  dem  Bunde,  die  andere  den  Pro- 
vinzen gehört,  jedoch  mit  der  Abweichung,  dass  der 
Umfang  der  Bundesherrschaftsrechte  in  Canada  grosser 
ist;  femer  die  weiter  als  im  englischen  Recht  durch- 
geführte Unterscheidung  der  gesetzgebenden,  vollziehen- 
den und  richterlichen  Gewalt,  indessen  mit  der  Ab- 
weichung, dass  in  Canada  einige  Bindeglieder  zwischen 
diesen  Gewalten  bestehen,  welche  die  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  nicht  kennt;  dann  die  zwar  aus 
dem  englischen  Recht  entsprungene,  aber  doch  erst  in 
der  Unionsverfassung  ausgebildete  Ueberweisung  der 
endgültigen  Auslegung  der  Bundesverfassung  an  die 
Gerichtshofe,  welche  namentlich  beftigt  sind,  Bundes- 
und Provinzialgesetze  wegen  Unvereinbarkeit  mit  der 
Bundesverfassung  für  nichtig  und  unverbindlich  zu  er* 
klären  und  ihnen,  soweit  die  Unvereinbarkeit  reicht, 
Wirksamkeit  zu  versagen;  auch  steht  die  Organisation 
der  Legislative  dem  System  der  Vereinigten  Staaten 
näher  als  dem  englischen  System.  Die  canadische  Pro- 
vinzial Verfassung  zeigt  neuerdings  eine  Tendenz,  sich 
der  Staatenverfassung  in  den  Vereinigten  Staaten  zu 
nähern.  Die  canadische  Bundesverfassung  kann  hier- 
nach keineswegs  als  eine  einfache  Nachbildung  der 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  angesehen  werden, 
wenngleich  zahlreiche  Analogien  zwischen  beiden  be- 
stehen (vergl.  §  37).  1^ 

Zu  der  British  North  America  Act  1867  sind  vom 
englischen  Parlamente  drei  Zusatzgesetze  ergangen. 

Durch  die  British   North  America  Act   1871  ^^   ist 


^^  Mit  Becht  sagt  Munro,  S.  2:  „It  has  been  more 
than  once  stated  that  the  Canadian  Constitution  is  a  mere 
copy  of  the  American.  Such  a  statement  is  very  far  from 
the  truth." 

'1  Abgedruckt  bei  Munro,  S.  325—326. 
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znr  Beseitigung  von  Zweifeln  bestimmt,  dass  das  ca- 
nadische Parlament  in  Territorien,  welche  seiner  Juris- 
diction unterstehen,  neue  Provinzen  errichten,  deren 
Verfassung  und  Verwaltung  bei  ihrer  Zulassung  regeln 
und  ihre  Vertretung  im  Senate  und  Unterhause  be- 
stimmen, femer  die  Grenzen  von  Unionsprovinzen  mit 
Zastimmung  ihrer  Legislaturen  ändern,  und  für  die 
Verwaltung  den  Frieden,  die  Ordnung  und  gute  Re-. 
gierung  der  Territorien,  welche  keiner  Provinz  angehören, 
Vorsorge  treflTen  mag.  Auch  werden  zwei  canadische 
Bandesgesetze,  deren  Verfassungsmässigkeit  zweifelhaft 
war,  fiir  gültig  erklärt. 

Durch  die  Parliament  of  Canada  Act  1875  ^^  ist  die 
Befiigniss  des  canadischen  Parlaments  zur  Regelung 
seiner  Privilegien  und  der  Privilegien  seiner  Mitglieder 
behufe  Erledigung  von  Zweifehi,  wozu  British  North 
America  Act  1867,  Sect.  18  Anlass  gegeben  hatte,  de- 
clarirt  und  zugleich  ein  canadisches  Bundesgesetz,  dessen 
Verfiissungsmässigkeit  beanstandet  war,  für  gültig  er- 
klärt. 

Durch  die  British  North  America  Act  1886*'  ist 
dem  canadischen  Parlamente  Befugniss  zur  Zulassung 
von  Mitgliedern  des  Senates  und  des  Unterhauses  aus 
den  Territorien  unter  seiner  Jurisdiction  gegeben  und 
zugleich  die  frühere  Ausübung  einer  solchen  Befugniss 
für  rechtsbeständig  erklärt. 


Der    British    North    America    Act     1867     ist    die 
British  South   Africa  Act    1877,    40  und  41  Victoria 


*^  A.  a.  0.  S.  327 — 328.  —  Der  äussere  Anlass  dieses 
Zos&tzgesetzes  war,  ein  canadisches  Bundesgesetz  zu  sichern, 
welches  dem  Senate  und  Unterhause  die  allgemeine  Er- 
mächtigung (nicht  bloss  bei  private  bills)  gewährte,  Zeugen 
QBter  Eid  oder  Betheuerung  zu  vernehmen.     Munro,  S.  157. 

"  Abgedruckt  bei  Munro,  S.  328 — 329. 
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Kap.  471*  nachgebildet,  wodurch  die  Konigin  ermächtigt 
wird,  durch  Verordnung  im  Geheimen  Rathe  zu  be- 
stimmen, dass  zwei  oder  mehrere  Colonien  oder  Staaten 
in  Südafrika,  deren  Legislaturen  ihr  Einverstandniss 
erklärt  haben,  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  unter 
einer  allgemeinen  Regierung  und  Legislatur  zu  einer 
Union  verbunden  oder  confoderirt  werden,  mit  einem 
solchen  Namen  und  einer  solchen  Bezeichnung  wie  ihr 
geeignet  scheinen  wird  (Sect.  3).  Ist  dieses  Gesetz 
auch  noch  nicht  zur  Ausführung  gelangt,  namentlich 
w^eil  die  Entwickelung  dieser  sehr  zukunftsreichen 
Colonien  wol  noch  nicht  so  weit  gediehen  ist,  um  den 
Fortschritt  zum  Bundesstaate  rathsam  zu  machen,  so 
ist  es  doch  wahrscheinlich,  dass  das  System  der  Btmdes- 
regierung  demnächst  auch  in  Südafrika  Anwendung 
finden  wird. 


Dagegen  besteht  bereits  gegenwärtig  auf  Grund 
der  englischen  Federal  Council  of  Australasia  Act 
1885,  48  und  4\)  Victoria,  Kap.  60^*  ein   Bundesver- 


^*  Der  volle  Titel  des  umfangreichen  Gesetzes  (61  Sect.) 
lautet:  „An  Act  for  tbe  Union  under  one  Government  of 
such  of  the  South  African  Colonies  aud  States  as  may  agree 
thereto,  and  for  the  Government  of  such  Union;  and  for 
purposes  connected  therewith  (10^**  of  August  1877)." 

^^  Der  Titel  des  32  Sectionen  enthaltenden  Gesetzes 
ist:  „An  Act  to  constitute  a  Federal  Council  of  Austral- 
asia (14***  of  August  1885)."  Das  Gesetz  ist  berechnet  für 
die  Colonien  Fiji,  New  Zealand,  New  South  Wales,  Queens- 
land, Tasmania,  Victoria,  Western  Australia,  die  Provinzen 
von  South  Australia  und  solche  Colonien,  die  demnächst  in 
Australien  gebildet  werden  mögen.  Es  tritt  nur  in  Kraft 
für  diejenigen  (mindestens  vier)  Colonien,  deren  Legislaturen 
dasselbe  angenommen  haben.     Sect.  30. 
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« 

haltniss  der  Mehrzahl  der  englisch -australischen  Colo- 
uien.^^  Aufgabe  dieses  Bundes  ist  die  gemeinsame 
Gesetzgebung  der  unirten  Colonien  durch  einen  Bundes- 
rath  unter  Zustimmung  der  Konigin  bezüglich  folgen- 
der Angelegenheiten  (Sect.  15): 

Beziehungen  von  Australien  zu  den  Inseln  des 
Stillen  Meeres;  Vorbeugung  gegen  die  Einwan- 
derung von  Verbrechern;  Fischerei  in  den  austra- 
lischen Gewässern  jenseits  der  territorialen  Grenzen 
der  einzelnen  Colonien; 

Gewährung  von  Rechtshülfe  über  das  Gebiet  der 
einzelnen  Colonie  hinaus; 

Gegenstände,  welche  auf  Antrag  der  Legislaturen 
der  Colonien  dem  Bundesrath  durch  königliche 
Verordnung  im  Geheimen  Käthe  überwiesen  werden; 

Gegenstände  von  allgemeinem  australischen  Inter- 
esse innerhalb  der  Zuständigkeit  der  Legislaturen 
der  einzelnen  Colonien,  sofern  und  soweit  sie  von 
denselben  dem  Bundesrath  überwiesen  werden, 
z.B.  gemeinsame Vertheidigung, Quarantäne,  Patent- 
wesen, Urheberrecht,  Inhaber-  und  Ordrepapiere, 
Gleichförmigkeit  von  Maass  und  Gewicht.  ^^ 


^^  Namentlich  New  South  Wales  ist  bislang  nicht  bei- 
getreten, dagegen  ist  gerade  von  dieser  Colonie  unter  Leitung 
von  Sir  Henry  Parkes  die  Anregung  zu  einer  Verdichtung 
und  Yenrollkomnmung  des  Bundesverhältnisses  ausgegangen. 

^^  Gesetze  dieser  Gruppe  verpflichten  nur  diejenigen 
Colonien,  deren  Legislaturen  in  die  Ueberweisung  der  be- 
treffenden Gesetzgebungsbefugniss  an  den  Bundesrath  ge- 
willigt haben.  Aehnlich  den  Concordaten  der  Schweiz 
i^x.  Vogt,  Revision  der  Lehre  von  den  eidgenössischen  Con- 
<^ordaten,  Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins,  I,  201 
^228)  ist  indessen  den  anderen  australischen  Colonien 
der  Beitritt  zu  solchen  Bundesgesetzen  vorbehalten.  F.  C.  A. 
Act  1885,  Sect.  15,  Lit.  i. 
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Der  Bundesrath,  welcher  mindestens  jedes  zweite 
Jahr  zu  einer  Sitzung  zusammentreten  soll  (Sect.  4)^ 
besteht  aus  Mitgliedern  der  einzelnen  unirten  Colonien, 
in  der  Regel  zwei  Mitglieder  für  jede  Colonie  mit  ver- 
antwortlicher Regierung  (respoimble  govemtneni)  und 
ein  Mitglied  für  jede  Kroncolonie  (Sect.  5). 

Die  Legislatur  einer  jeden  Colonie  hat  über  Er- 
nennung und  Amtsdauer  ihrer  Mitglieder  zu  bestimmen 
(Sect.  6).  Die  Beschlussfassung  erfolgt  mit  einfacher 
Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen,  zur  Beschluss- 
fähigkeit ist  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  Mit- 
glieder, welche  zugleich  die  Mehrheit  der  unirten  Co- 
lonien  vertreten  müssen,  erforderlich  (Sect.  13). 

Die  königliche  Zustimmung  zu  den  Gesetzentwürfen 
des  Bundesrathes  wird  in  ähnlichen  Formen  wie  in 
Canada  ertheilt  (vergl.  §  26);  an  Stelle  des  canadischen 
Generalgouverneurs  tritt  der  Gouverneur  der  Colonie, 
in  deren  Bezirk  der  Bundesrath  tagt  (Sect.  17 — 19), 

Die  Bundesgesetze  haben  den  Vorzug  vor  den 
Colonialgesetzen  (Sect.  22);  wobei  vorausgesetzt  ist, 
dass  sie  nach  Maassgabe  der  Bundesverfassung  er- 
lassen sind.  Gesetzen  ultra  vires  des  Bundesrathes 
haben  die  Gerichtshofe  nach  den  Bestimmungen 
der  Bundesverfassung  und  nach  den  Grundsätzen 
des    englischen     Rechts    Wirksamkeit    zu    versagen.  ^^ 

Die  Kosten  des  Bundesrathes  sind  vorbehaltlich 
einer  Uebergangsbestimmung  auf  die  unirten  Colonien 


^^  Das  Bundesgesetzgebungsrecht  wird  durch  F.  C.  A. 
Act  1885,  Sect.  3  dabin  begrenzt:  „to  make  laws  for  the 
purposes  herein-after  specified'\  übereinstimmend  Sect.  15: 
„the  Council  shall  have  legislative  authority  in  respect  to 
the  several  matters  following".  Vgl.  über  die  einschlagen- 
den Grundsätze  des  englischen  Rechts  James  Bryce,  The 
American  Commonwealth,  1,  38,  323  fg. 
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nach    Yerhältniss    ihrer    Bevölkerung     zu     vertheilen 
(Sect.  26). 

Die  Legislatur  einer  jeden  Bundescolonie  kann 
einstweilen  durch  Gesetz  oder  Verordnung  die  künftige 
Wirksamkeit  der  Bundesverfassung  für  ihr  Gebiet  aus- 
jMrhliessen.  *^ 

Die  schweren  Mängel  dieser  Bundesverfassung  (ge- 
meinsame Gesetzgebungsbefugnisse  ohne  die  zum  Voll- 
zuge und  zur  Handhabung  nothigen  executiven  und 
richterlichen  Befugnisse,  Ueberlassung  der  Bestimmung 
der  wichtigsten  Gesetzgebimgsbefugnisse  des  Bundes- 
rathes  an  eine  demnächstige  königliche  Verordnung 
auf  Antrag  der  Coloniallegislaturen  oder  an  künftige 
Ueberweisung  der  Coloniallegislaturen,  Rücktrittsrecht 
der  einzelnen  Colonien)  können  der  Aufmerksamkeit 
ihrer  Urheber  unmöglich  entgangen  sein;  diese  mögen 
indessen  nicht  ohne  Grund  gemeint  haben,  dass  ein 
mangelhaftes  Bundesverhältniss  die  Wege  zu  einem 
bessern  ebne.  Der  Entwickelungsgang  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  eine  mangelhafte  Bundesver 
fassung,  welche  zu  rechter  Zeit  durch  eine  bessere  er- 
setzt wird,  scheint  sich  in  Australien,  hier  unter  freund- 
licher Mitwirkung  und  Förderung  des  Mutterlandes*®, 


**  F.  C.  A.  Act  1885,  Sect.  31:  „This  Act  shall  cease 
to  be  in  Operation  in  respect  to  any  colony  the  legislature 
of  which  shall  have  passed  an  Act  or  Ordinance  declaring 
that  the  same  shall  cease  to  be  in  force  therein,  unless 
altered  or  repealed  by  the  Council." 

^^  Thronrede  bei  Eröffnung  der  Häuser  des  Parlaments 
am  12.  Februar  1890:  „I  shall  await  with  lively  interest 
the  resnlt  of  the  Conference  now  being  held  to  discuss  the 
isiportant  question  of  the  federation  of  the  Australian 
Colonies.  Any  well  considered  measure  which,  by  bringing 
these  great  Colonies  into  closer  Union,  will  increase  their 
welfare  and  strength,  will  receive  my  favorable  conside- 
ration." 
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zu  wiederholen.  Am  6.  Febr.  1890  sind  leitende  Staats- 
männer der  Colonien  Victoria,  New  South  Wales? 
South  Australia,  Queensland,  New  Zealand,  Tasmania 
und  Western  Australia  in  Melbourne,  der  Hauptstadt 
von  New  South  Wales,  zu  einer  Conferenz  zusammen- 
getreten, welche  am  13.  Febr.  1890  einstimmig  be- 
schlossen hat,  dass  die  Zeit  für  eine  Union  der  Austra- 
lischen Colonien  unter  einer  Regierung  gekommen  sei, 
und  dass  die  Mitglieder  der  Conferenz  die  nothigen 
Schritte  thun  sollten,  um  die  Legislaturen  ihrer  Colo- 
nien zu  bestimmen,  im  Laufe  dieses  Jahres  (1890)  De- 
legirte  zu  einer  australischen  National- Convention  zu 
ernennen,  welche  ermächtigt  sei,  über  einen  ausreichen- 
den Plan  (^an  adeqtiate  scheine)  für  eine  Bundes- 
verfassung zu  berathen  und  zu  berichten.  Die  so  be- 
schlossene australische  National- Convention  ist  im 
Frühling  1891  in  Sidney  zusammengetreten  und  hat 
am  10.  April  1891  einstimmig  den  Entwurf  einer  Ver- 
fassung fiir  das  Gemeinwesen  Australien  (^Bill  for  the 
Constitution  of  the  Commonwealth  of  AvstrcUasid)  an- 
genommen, welche  dem  Volke  der  einzelnen  Colonien 
zur  Prüfung  und  Genehmigung  durch  besondere  Con- 
ventionen  vorgelegt  werden  soll.  Die  Conferenz  hat 
weiter  empfohlen,  dass,  sowie  die  neue  Bundesverfassung 
durch  mindestens  drei  Colonien  genehmigt  sein  wird, 
die  englische  Regierung  zu  ersuchen  ist,  diejenigen 
Handlungen  vorzunehmen,  welche  nothig  sind,  um  die 
Verfassung  bezüglich  dieser  Colonien  in  Wirksamkeit 
zu  setzen.  Legt  auch  der  Entwurf  einer  neuen  besseren 
Bundesverfassung  den  einzelnen  Colonien  erhebliche 
Opfer  auf,  namentlich  dadurch,  dass  sie  in  Zukunft  ein 
einheitliches  Zoll-  und  Handelsgebiet  mit  gemeinsamem 
Tarife  bilden  werden,  daher  nicht  mehr  nach  Gefallen 
Producte  der  andern  Colonien  mit  Zöllen  belegen 
können;  mögen  auch  wie  bei  Canada  einzelne  Colonien 
z.  B.  New  Zealand  zunächst  dem  Bunde  fern   bleiben 
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(Schreiben  des  Gouverneurs  Onslow  von  New  Zealand 
an  den  englischen  Colonialsecretar  Lord  Knutsford  vom 
8.  Mai  1891),  so  ist  doch  mit  einiger  Wahrscheinlich- 
keit anzunehmen,  dass  der  australische  Bundesstaat 
früher  oder  später  zu  Stande  kommen  wird.*^ 


Beim  Schluss  der  Darstellung  der  Praxis  der  angel- 
sächischen  Bünde  mag  bemerkt  werden,  dass  neuer- 
dings in  England  lebhafte  Bestrebungen  zur  wirthschaft- 
lichen  und  wenn  thunlich  auch  zur  politischen  Einigung 
der  verschiedenen  Bestandtheile  des  grossen  englischen 
Reiches  unter  einer  Bundesverfassung  hervorgetreten 
8ind.**     Das  nächste  Ziel  ist  ein  Zollverein  zwischen 


*^  Die  Vorgänge,  welche  zu  einer  bandesstaatlichen  Ver- 
fassung der  australischen  Colonien  führen  sollen,  sind  ab- 
sichtlich mit  einiger  Ausführlichkeit  beschrieben,  um  den 
früher  aufgestellten  Satz,  dass  die  Obergesetzgebung  des 
Mutterlandes  bezüglich  der  inneren  Angelegenheiten  der 
Colonien  mit  verantwortlicher  Regierung  im  wesentlichen 
auf  eine  Prüfung  und  Sanctionirung  der  Beschlüsse  und 
Wünsche  der  Coloniallegislaturen  beschränkt  ist,  durch  ein 
hervorragend  wichtiges  neueres  Beispiel  anschaulich  zu 
machen.  Sie  correspondiren  mit  den  Vorgängen,  welche  zu 
der  canadischen  Bundesverfassung  geführt  haben,  und  haben 
einige  Aehnlichkeit  mit  den  Vorgängen  bei  Entstehung  der 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

**  Vgl.  die  Reden  des  englischen  Premierministers  Lord 
SaUflbury  gegenüber  Deputationen  der  Imperial  Föderation 
League  und  der  United  Empire  Trade  League  vom  17.  und 
19.  Juni  1891,  worin  die  inunense  Bedeutung  dieser  Be- 
strebungen voll  und  richtig  gewürdigt  wird.  „No  one  can 
be  more  deeply  convinced  than  I  am  of  the  profound  im- 
portance  of  the  subject  with  which  you  deal.  It  is  nothing 
more  nor  less  than  the  future  of  the  British  Empire.^^  (Rede 
vom  17.  Juni.)  —  „Altiiough  this"  (duty  of  the  Government 
to  devise  for  itself  the  measures  which  it  will  bring  for- 
ward)   „is   tme  in  regard   to  the  large  mass    of  legislation 
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dem  Mutterlande  und  den  Colonien,  mindestens  denen 
mit  verantwortlicher  Regierung,  wenn  auch  nicht  mit 
einem  einheitlichen,  so  doch  mit  einem  solchen  Tarife, 
welcher  die  Waaren  der  verbündeten  Theile  des  eng- 
lischen Reiches  gegenüber  fremden  Waaren  bevorzugt; 
das  weitere  Ziel  ist  ein  Kriegsverein,  welcher 
Mutterland  und  Colonien  zu  gemeinsamer  Vertheidigung 
auf  gemeinsame  Rechnung  verbündet.  ^^  Haben  auch 
diese  Bestrebungen  noch  nicht  zu  einem  praktischen, 
discutirbaren  Plane  geführt,  stehen  auch  ihrer  Ver- 
wirklichung die  erheblichsten  Bedenken  und  Schwierig- 
keiten entgegen,  namentlich  die  weite  Entfernung  der 
verschiedenen  Theile  des  englischen  Reiches  voneinander, 
die  Verschiedenheit  ihrer  Interessen  und  Bestrebungen 
(Freihandel  des  Mutterlandes,  „free  trade  is  the  inter- 
national law  of  Almighty  God",  Unmöglichkeit  für 
jede  englische  Regierung,  eine  Maassregel  zu  bewilligen^ 
welche  die  Volksernährung  vertheuert,  Schutzzollpolitik 
der  Colonien),  die  verschiedene  Denk-  und  Anschauungs- 
weise im  Mutterlande  und  den  Colonien  infolge  Ver- 


on  secondary  questions  which  it  has  to  propose,  it  is  not 
true  with  regard  to  an  organic  question  which  concems  and 
will  control  the  very  exisfence  of  cur  Empire  and  the  very 
foundatian  of  our  trade.  On  these  matters  public  opinion 
must  be  formed  before  any  Government  can  act.  Xo 
Government  can  impose  its  own  opinions  upon  the  people 
of  this  country  on  those  matters.  It  is  the  duty,  however, 
of  those  who  feel  themselves  to  be  the  leaders  of  such  a 
movement,  and  the  apostles  of  such  a  doctrine,  to  go  torth 
and  fight  for  it,  and  when  they  have  convinced  the  people 
of  this  country  their  battle  will  be  won."  (Rede  vom 
19.  Juni.) 

'^  England  trägt  die  Kosten  der  diplomatischen  mid 
commerziellen  Vertretung  der  Colonien  und  auch  den  grössten 
Theil  der  Kosten,  welche  zur  Vorbereitung  ihrer  Verthei- 
digpmg  gegen  etwaige  Angriffe  nöthig  sind.  Vgl.  §  33, 
insbesondere  Anm.  24. 
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schiedeuheit  der  Gesellschafls-  und  Wirthschafts Ver- 
hältnisse ungeachtet  Gleichheit  der  Nationalität,  Re- 
ligion und  ungeachtet  Aehnlichkeit  der  staatlichen 
Einrichtungen,  die  Schwierigkeit  einer  weisen  und  ge- 
rechten Vertheilung  der  Stimmen  in  dem  zu  schaffenden 
Bnndesorgan ^^,  so  zeigen  sie  doch,  dass  der  Gedanke 
der  Bundesregierung  sich  immer  weiter  in  dem  civili- 
sirten  Theile  der  Menschheit  verbreitet. 


^*  Ohne  freie  Einwilligung  der  Colonien  (in  ihren  Legis- 
latoren oder  in  zu  diesem  Zwecke  besonders  einzuberufenden 
Gonventionen  von  Vertretern  ihres  Volkes)  könnte  ein  solches 
Bundesverhältniss  selbstverständlich  nicht  geschaffen  werden; 
England  führt  und  kann  über  seine  Colonien  mit  einer  Be- 
völkerung von  europäischer  Abkunft  in  ihren   inneren  An- 
gelegenheiten nur   eine  Regierung   der  Ueberredung,   nicht 
der  Gewalt  führen.     Die  Colonien  werden   schwerlich    eine 
andere  Vertheilung  des  Stimmverhältnisses   im  Bundesrathe 
oder  dem  sonst  zu  schaffenden  Bundesorgan  bewilligen  als 
auf  Grund  eines  periodischen ,   mindestens   alle   zehn  Jahre 
zu  wiederholenden  Census.     Dann   aber  würde  £ngland   in 
absehbarer  Zeit  der  Gefahr  einer  Majorisirung  durch  seine 
Colonien  ausgesetzt  sein,  da  deren  Bevölkerung  weit  rascher 
zunimmt,  imd  nicht   umhin   können,    statt   englische  nord- 
amerikanische ,  australische  oder  südafrikanische  Politik  zu 
treiben.  —  Lord  Salisbury  hat  die  Einberufung  einer  Con- 
ferenz  leitender  Staatsmänner  der  Colonien  zu  gemeinsamer 
Berathung  über  den  Plan  eines  Bundesverhältnisses  zur  Zeit 
abgelehnt.     „I   quite   think  that  no   grave   decision   in  re- 
ference   to    Üie    relations  between    the    Colonies    and    this 
coontry  ought    to   be   taken    or  should   be   taken   without 
personal  communication  with  the  Statesmen  who  guide  the 
(^olonies.      But  I   should  venture   to   lay   down   also   as   a 
maxim  that  we  should  not  call  them  from  their  momentous 
avocations,   put  them  to  all  the  difficulty,   all   the    labour, 
aod  all  the  cost  of  Coming  to  this  end  of  the  world  unless 
we  are  prepared  to   lay  before   them   for  discussion   some 
scheme  of  our  own."     (Rede  vom  17.  Juni  1891.) 
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DRITTES  KAPITEL. 
§  6.   Romanische  Bünde. 

Man  wird  es  keinen  Zufall  nennen  dürfen,  dass  die 
modernen  Bünde  germanischen  Ursprungs  sind  und 
dass  ihre  Ausbildung  und  Vervollkommnung  von  den 
Angelsachsen  ausgegangen  ist.  Entwickelte  Bünde 
führen  zu  einer  weitgehenden  Decentralisation  der 
Staatsgewalt  und  zu  einer  Beschränkung  derselben  auf 
bestimmte  und  gesetzlich  begrenzte  Befugnisse.  Ein 
Theil  derselben  ist  bei  dem  Bunde,  ein  anderer  Theil 
bei  den  Einzelstaaten,  und  es  liegt  nahe,  dass  die^e 
die  Ausübung  eines  Theiles  ihrer  Befugnisse  Commu- 
nalverbänden  und  anderen  öffentlich-rechtlichen  Corpo- 
rationen  überlassen;  die  Staatsgewalt  ist  daher 
nicht  allmächtig,  sie  gewährt  keine  vollkom- 
mene und  vollständige  Herrschaft  über  die  ihr 
unterstehenden  Personen  und  Sachen,  sie  um- 
fasst  nur  diejenigen  Befugnisse,  welche  Ver- 
fassung und  Gesetz  ihr  beilegen.^  So  finden  wir 
weitgehende,  ja  zu  weitgehende  Decentralisation   und 


^  Die  Lehre  von  der  Omnipotenz  der  Staatsgewalt  ist 
in  England  nur  vorübergehend,  namentlich  durch  Thomas 
Hobbes  ( vgl.  von  Mohl ,  Geschichte  und  Literatur  der 
Staatswissenschaften,  I,  230 — 231,  und  Macaulay,  History 
of  England,  Tauchnitz  Edition,  I,  177)  gepflegt,  aber 
schon  in  der  zweiten  englischen  Revolution  und  den  da- 
durch hervorgerufenen  Gesetzen  dauernd  überwunden;  wo- 
durch jedoch  nicht  ausgeschlossen  wird,  dass  auch  noch 
später,  im  Anschluss  an  Aeusserungeh  von  Sir  Edward 
Goke,  von  der  Omnipotenz  des  englischen  Parlaments  die 
Rede  gewesen  ist,  was  aber  nur  bedeutet  und  nur  bedeuten 
soll,  dass  die  von  dem  Parlamente  in  den  verfassungs- 
mässigen Formen   ergangenen  Acte   für  jedermann  den  sie 
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Beschränkung  der  Staatsgewalt  in  dem  früheren  Deut- 
schen Reiche,  der  alten  Eidgenossenschaft,  der  Republik 
der  Vereinigten  Niederlande,  und  ebenso  weitgehende 
Decentralisation  und  Beschränkung  der  Staatsgewalt 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.^  George 
Washington  hat  in  dem  Schreiben,  welches  er  namens 
der  Philadelphia -Convention  (§  4)  am  17.  September 
1787  bei  Ueberreichung  des  Entwurfs  der  Unionsver- 
fassung an  den  Congress  der  Vereinigten  Staaten  rich- 
tete, der  Auffassung  der  Staatsgewalt,  welche  dem 
Wesen  des  Bundesstaates  am  meisten  gemäss  ist,  einen 
classiscben  Ausdruck  gegeben.  „Individuen,  welche  in 
eine  Staatsgesellschaft  eintreten,  müssen  einen  Theil  der 
Freiheit  aufgeben,  um  den  Kest  zu  erhalten.  Die  Grosse 
des  Opfers  muss  sowol  von  der  Lage  und  den  Um- 
ständen als  auch  von  dem  Endzweck,  der  erreicht  wer- 
den soll,  abhängen."  Also  nicht  die  gesammte  Frei- 
heit, nicht  alle  Kraft  und  aller  Besitz  der  Einzelnen 
gehört  der  Gesammtheit,  sondern  nur  derjenige  Theil, 
dessen  Aufopferung  im  Hinblick  nuf  Lage,  Umstände 
und  den  zu  erreichenden  Zweck  erforderlich  ist,  und 
diese  Aufopferung  erfolgt,  um  den  Rest  zu  erhalten. 
Ueber  das  Verhältniss  des  Bundes  zu  den  einzelnen 
Staaten  wird  gesagt: „Es  ist  offenbar  unthunlich,  bei 
der  Bundesregierung  dieser  Staaten,  alle  Rechte  unab- 
hängiger Souveränetät  jedem  derselben  zu  erhalten  und 


angehen  verbindlich  sind  und  namentlich  nicht  unter  Be- 
rufung auf  angebliches  göttliches  Recht  beanstandet  werden 
dürfen.  Vgl.  z.  B.  Blackstone,  Commentaries  on  the  Laws 
of  England,'!,  160 — 162,  und  andere  von  Cooley,  S.  103 
fg.,  angezogene  Schriftsteller. 

*  Zehnter  Zusatzartikel  zur  Unionsverfassung:  „The 
powers  not  delegated  to  the  United  States  by  the  Con- 
stitution, nor  prohibited  by  it  to  the  states,  are  reserved 
to  the  states  respectively,  or  to  the  people."     Vgl.  §  8. 

7* 
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doch  für  das  Interesse  und  die  Sicherheit  aller  zu 
sorgen",  und  weiter  über  die  Beziehungen  der  ein- 
zelnen Staatsangehörigen  gegenüber  dem  Staate  und 
der  einzelnen  Staaten  gegenüber  dem  Bunde:  „Es  ist 
immer  schwierig,  mit  Genauigkeit  die  Grenze  zwischen 
denjenigen  Rechten,  welche  aufgegeben  werden  müssen 
und  welche  vorbehalten  werden  mögen,  zu  ziehen;  und 
bei  dem  vorliegenden  Falle  (Entwurf  der  Unionsver- 
fassung) wurde  diese  Schwierigkeit  durch  eine  Ver- 
schiedenheit der  Staaten  bezüglich  ihrer  Lage,  Aus- 
dehnung ,  Gewohnheiten  und  besonderen  Interessen 
vergrossert."  ^ 

Anders  die  romanischen  Volker,  als  deren  Typus 
die  Franzosen  angesehen  werden  können.  Die  Romanen 
haben  die  moderne  Theorie  von  der  Unbeschränkbar- 
keit, Untheilbarkeit  und  Unveräusserlichkeit  der  Staats- 
gewalt ausgebildet  und  dieselbe  bisweilen  in  die  Staats- 
praxis zu  übertragen  versucht.*     Die  Lehre  von   der 


'  Der  angezogene  Passus  lautet  im  Zusammenhang :  „Tt 
is  obviously  impracticable,  in  the  federal  govemment  of 
these  States,  to  secure  all  rights  of  independent  sovereignty 
to  each,  and  yet  provide  for  the  interest  and  safety  of  all. 
Individuais  entering  into  society  must  give,  up  a  share  of 
liberty  to  preserve  the  rest.  The  magnitude  of  the  sacrifice 
must  depend  as  well  on  Situation  and  circumstances  as  on 
the  object  to  be  obtained.  It  is  at  all  times  difficult  to 
draw  with  precision  the  line  between  those  rights  which 
must  be  surrendered,  and  those  which  may  be  reserved; 
and  on  the  present  occasion  this  difficulty  was  increased 
by  a  difference  among  the  several  States  as  to  their  Situa- 
tion, extent,  habits,  and  particular  interests/' 

*  Schon  die  Beschreibung  der  Souveränetät  durch  Jean 
Bodin,  De  la  republique,  1576,  Liv.  I,  Ghap.  8,  als  „la 
puissance  absolue  et  perpetuelle  d'une  republique",  allerdings 
mit  der  weiteren  Bemerkung:  „Si  nous  disons  que  celui  ci 
a  puissance  absolue  qui  n^est  point  sujet  aux  lois,  il  ne  se 
trouvera  prince  au  monde  souverain,  vu  que  tous  les  princes 
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Unbeschränkbarkeit  und  der  Untheilbarkeit  oder  doch 
Ton  der  Untheilbarkeit  der  Staatsgewalt  ist  von  einigen 

de  la  terre  sont  sujets  aux  lois  de  Dieu  et  de  nature  et 
a  plosiers  lois  humaines  communes  k  tous  peuples*^  enthält 
Ansätze  zu  dieser  Theorie,  welche  vornehmlich  ausgebildet 
ist  durch  Jean  Jacques  Rousseau,  Du  Contrat  Social j  ins- 
besondere I,  6,  „Du  pacte  social"  und  darin  der  Satz:  Le 
pacte  social  „se  reduit  aux  termes  suivants:  Chacun  de 
mus  met  en  commun  sa  personne  et  taute  $a  puissance  sous 
la  supreme  directum  de  la  volanti  ghierale;  et  naus  recevons 
encore  chaque  membre  comme  partie  indivisible  du  iout"; 
I,  7,  „Du  Bouverain",  II,  1,  „Que  la  souverainet^  est  in- 
alienable*^  II,  2,  „Que  la  souverainete  est  indivisible",  II,  4, 
„Des  bomes  du  pouvoir  souverain"  und  darin  namentlich 
die  Sätze:  „Comme  la  nature  donne  ä  chaque  homme  un 
pouYoir  absolu  sur  tous  ses  membres,  le  pacte  social  donne 
au  Corps  politique  un  pouvoir  absolu  sur  tous  les  siens; 
et  c'est  ce  meme  pouvoir  qui,  dirige  par  une  volonte  generale, 

porte,  comme  j'ai  dit,  le  nom  de  souverainet6" „On 

convient  que  tout  ce  que  chacun  aliene,  par  le  pacte  social, 
de  sa  puissance,  de  ses  biens,  de  sa  liberte,  c^est  seulement 
la  paitie  de  tout  cela   dont  Tusage  importe  ä  la  commu- 
nante;  mais  ü  faut  convenir  aussi  que  le  souverain  seul  est 
jvge  de   cette   importance" ;    woraus  im  folgenden  Kapitel 
(II,  5)  die  Consequenz  gezogen  wird:  „quand  le  prince  lui 
(an  citoyen)  a  dit :  II  est  expedient  ä  Tetat  que  tu  meures, 
il  doit  mourir,  puisque  ce  n^est   qu'a  cette   condition   quMI 
a  Tecu  en  sürete  jusqu'alors,  et  que  sa  vie  n^est  plus  seule- 
ment un   bienfait   de   la  nature,   mais  un  don  conditionnel 
de  r^tat  (!!)";  vgl.  femer  die  Sätze  in  III,  13:  „L'autorite 
soaveraine   est   simple   et  une,   et  Ton   ne   peut  la  diviser 
Sans  la  detruire",  und  III,  1 6 :  „L^autorite  supreme  ne  peut 
pas  plus  se  modifier  que  s^aliener;   la  limiter,   c^est  la  de- 
truire."    Den  Ursprung  dieser  Theorie  hat  Sir  Henry  Sumner 
Maine    S.  102    treffend   so   beschrieben:    „Der   despotische 
Herrscher  des  Contrat  Social,   die  allmächtige  Gesellschaft, 
ist  ein  umgekehrtes  £benbild   des  Königs   von  Frankreich, 
mit  eben  der  Machtvollkommenheit  ausgestattet,  welche  ihm 
seine  Höflinge  und  die  Juristen,  die  nach  Hofgunst  strebten  (!), 
zuschrieben,    welche   ihm   aber   die   besten   Männer    seines 
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Englandern*    und  Amerikanern^    und   manchen  Deut- 


Reiches  und  besonders  die  leuchtendsten  Vorbilder  in  seinen 
Parlamenten  absprachen.  Die  allmächtige  Demokratie  ist 
König-Eigenthümer,  der  Herr  alles  Besitzes  und  aller  Per- 
sonen ;  sie  ist  das  auf  den  Kopf  gestellte  französische  König- 
thum*.  Die  Menge  der  natürlichen  Rechte,  welche  die  Ge- 
meinschaft durch  den  socialen  Vertrag  an  sich  genommen 
hat,  ist  wiederum  nur  das  alte  königliche  Recht  von  Gottes 
(rnaden  in  einem  neuen  Aufputz."  Die  blutige  Geschichte 
der  grossen  französischen  Revolution  zeigt  anschaulich  und 
handgreiflich  die  Folgerungen  aus  solchen  Theorien.  —  Die 
Billigkeit  erfordert  den  Zusatz,  dass  den  Romanen  (Montes- 
quieu, Esprit  des  lois,  Liv.  XI,  Chap.  6)  der  Ruhm  einer 
wissenschaftlichen  Formulirung  der  entgegengesetzten  eng- 
lischen Staatsverfassung  und  Staatspraxis  zukommt,  und 
dass  wol  kein  anderer  Schriftsteller  einen  so  heilsamen 
Einfluss  auf  die  Verbesserung  der  Staatsverfassungen  und 
der  Staatspraxis  des  europäischen  Continents  geübt  hat; 
dass  manche  neuere  romanische  Verfassungen  auf  dem  Boden 
der  Montesquieu'schen  Theorie  stehen,  z.  B.  portugiesische 
Verfassung  vom  29.  April  1826,  Tit.  III,  10  und  11,  bra- 
silianiöche  Verfassung  vom  25.  März  1824,  Tit.  III,  9  und 
10,  belgische  Verfassung  vom  7.  Februar  1831,  Tit.  III,  26, 
29,  30,  mexikanische  Verfassung  vom  12.  Februar  1857, 
Tit.  III,  50;  und  dass  die  Deutschen  neuerdings  Rousseau'sche 
Gedanken  wieder  aufgenommen  haben,  anscheinend  ohne  nar 
den  Ursprung  derselben  zu  kennen. 

^  Z.  B.  John  Austin,  Lectures  on  Jnrisprudence  or  the 
Philosophy  of  Positive  Law.  Fourth  Edition  by  Robert 
Campbell,  London  1879  (die  erste  Auflage  des  hier  in  Betracht 
kommenden  Theiles  der  Vorlesungen  ist  1832  erschienen, 
Preface,  S.  10  und  32).  „A  monarch  or  sovereign  numher 
bound  by  a  legal  duty  were  subject  to  a  higher  or  superior 
sovereign;  that  is  to  say,  a  monarch  or  sovereign  number 
bound  by  a  legal  duty,  were  sovereign  and  not  sovereign. 
Supreme  government  limited  by  positive  law,  is  a  flat  contra- 
diction  in  terms''  (I,  270);  eine  an  Rousseau*s  Contrat 
social  III,  IG,  sich  anlehnende  Behauptung,  welche  nur 
derjenige  für  richtig  halten  wird,  welcher  Souveränetat  und 
Despotismus   für   gleichbedeutend    erachtet  und  nicht  weiss 
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sehen  ^  adoptirt,   ohne  dass  man   bedacht  hätte,    dass 


oder  nicht  wissen  will,  dass  eines  der  wichtigsten  und 
segensreichsten  Ergehnisse  der  Yerfassnngsentwickelung  der 
letzten  Jahrhunderte  in  allen  Culturländern  darin  besteht, 
dass  jede  menschliche  Gewalt  über  Menschen,  auch  die 
Staatsgewalt,  mit  mehr  oder  weniger  festen  und  wirksamen 
Rechtsschranken  umgeben  ist. 

^'  Namentlich  der  hochbegabte  Vorkämpfer  der  Staaten- 
rechte, John  C.  Calhoun,  in  dem  oft  citirten  Ausspruche 
(Works,  I,  146):  „But  how  sovereignty  itself,  the  supreme 
power,  can  be  divided,  how  the  people  of  the  several  States 
can  be  partly  sovereign  and  partly  not  sovereign,  partly 
supreme  and  partly  not  supreme,  it  is  impossible  to  con- 
ceive:  sovereignty  is  an  entire  thing,  to  divide  is  to  destroy 
it*',  welcher  aber  nur  eine  Wiederholung  der  vorhin  an- 
geführten Rousseau^schen  Sätze  (Contrat  Social,  III,  13,  16) 
ist.  Es  bedarf  kaum  der  Bemerkung,  dass  diese  Theorie 
nicht  auf  angelsächsischem  amerikanischen  Boden  entstanden 
ist,  dass  sie  völlig  abweicht  von  der  Staatsansicht  der  Ur- 
heber der  Unions Verfassung  (vergl.  den  vorhin  angeführten 
Passus  aus  dem  Schreiben  von  George  Washington  vom 
17.  September  1787),  dass  sie  misbilligt  wird  von  den  her- 
vorragendsten Staatsmännern  und  Juristen  der  Vereinigten 
Staaten, 

(vgl.  z.  B.  Hamilton  im  Föderalist  Nr.  20  und  32,  Madison 
im  Federalist  Nr.  39:  „since  its  Jurisdiction  (of  the 
proposed  government)  extends  to  certain  enumerated 
objects  only,  and  leaves  to  the  several  states  a  residuary 
and  inviolable  sovereignty  over  all  other  objects"; 

mehrere  ürtheile  des  höchsten  Gerichtshofes  der  Ver- 
einigten Staaten  aus  früherer  Zeit  in  Story,  §§  216,  217; 
Anlage   der  Botschaft  des  Präsidenten  Monroe   vom 
4.  Mai  1822  (Story,  §  365); 

Proclamation  des  Präsidenten  Andrew  Jackson,  De- 
cember  1832,  zur  Zurückweisung  der  Nullifications- 
ansprüche  von  Süd-Carolina :  „The  States  severally  have 
not  retained  their  entire  sovereignty.  It  has  been 
shown.  that,  in  becoming  parts  of  a  nation,  not  mem- 
bers  of  a  league,  they  surrendered  many  of  their  es- 
sential  parts  of  sovereignty"; 
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eine  oberste,  höchste,  nur  sich  selbst  bestimmende  und 


Urtheü  des  höchsten  Gerichtshofes  der  Vereinigten 
Staaten  in  Licence  Gases  (5  Howard,  504,  588) :  „The 
powers  of  the  general  govemment  and  of  the  State, 
although  both  exist  and  are  exercised  within  the  same 
territorial  limits,  are  yet  separate  and  distinct  sove- 
reignties,  acting  separately  and  independent  of  each 
ether,  within  their  respective  spheres"; 

desgleichen  in  Tennessee  v.  Davis   (100  ü.  S.,  257, 
263):    „The    United    States    is    a    govemment    with 
authority   extending  over  the   whole  territory   of  the 
Union,   acting  upon  the  States  and  the  people  of  the 
States.     While    it    is    limited    in    the    number    of  its 
powers,  so  far  as  its  sovereignty  extends  it  is  supreme*': 
Cooley,  S.  2 :  „In  American  constitutional  law,  how- 
ever,  there  is  a  division  of  the  powers  of  sovereignty 
between  the   national   and  State  govemments  by  sub- 
jects;  the  former  being  possessed  of  supreme,  absolute, 
and  uncontroUable  power  over  certain  subjects  throughout 
all  the  States    and  Territories,   while  the  States  have 
the  like  complete  power,  within  their  respective  terri- 
torial limits,  over  other  subjects**,  vgl.  auch  S.  36 — 37; 
G.  Bancroft,    II,  332:   „Aside  of  the  sphere  of  the 
federal  government,  each  state  is  in  all  things  supreme, 
not  by  grace,  but   of  right.     The  United  States   may 
not  interfere  with  any  ordinance    or  law   that  begins 
and  ends  within  a  state.    This  supremacy  of  the  states 
in  the  powers  which  have  not  been  granted  is  as  es- 
sentially   a  part   of  the   System   as  the   supremacy    of 
the  general  govemment  in  its  sphere**), 
und   dass   sie   nur   zu  politischen   Zw^ecken,   Yertheidigung 
von  NuUification  und  Secession ,  auf  amerikanischen  Boden 
übertragen  und  im  amerikanischen  Secessionskrieg  endgültig 
überwunden   ist.     £ine   nur   scheinbare  Ausnahme   von  der 
gegenwärtig,  soweit  ich  sehen  kann,  allgemeinen  Anerkennung 
der   Souverän  etat   der  Vereinigten   Staaten   innerhalb   ihrer 
verfassungsmässigen  Zuständigkeit  und  der  Souveränetät  der 
einzelnen  Staaten  innerhalb  der  ihnen  verbliebenen  Sphäre 
unabhängigen  Handelns  macht  Jameson,  Kap.  II,  §§  18 — 62, 
S.  17  fg.,  welcher  sich  zwar  von  den  gefahrlichen  Abstrac- 
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daher  von  allen  Schranken  losgelöste  irdische  Macht 
mit  absoluter  Unterwürfigkeit  aller  ihr  unterstehenden 
Menschen   gleichbedeutend    ist^,    und    ohne   dass    der 


tionen  früherer  Schriftsteller,  z.  B.  John  Austin,  Dr.  Lieber, 
bezüglich  der  Souveränetät  nicht  völlig  frei  gemacht,  da- 
gegen dieselbe  zu  einem  ziemlich  harmlosen  Dinge  ver- 
flüchtigt hat,  indem  er  §  25  sagt:  „The  sovereign,  having 
once  established  agencies  for  the  govemment  of  the  state, 
retires  from  view,  and,  except  by  the  pressure  of  opinion, 
or  by  power  from  time  to  time  irregularly  applied,  ceases 
to  interfere  in  the  conduct  of  affairs."  Diese  (in  der  Aus- 
übung irreguläre)  Souveränetät  vindicirt  er  ausschliesslich 
dem  Gesammtvolk  der  Vereinigten  Staaten  (§§  49  fg.),  unter 
Anerkennung,  dass  demselben  durch  die  Verfassung  die 
reguläre  Ausübung  der  Souveränetät  in  Form  von  Ver- 
fassungsgesetzen, Bundesgesetzen  u.  s.  w.  völlig  entzogen 
ist  (§  57),  dass  nur  das  nach  Staaten  gegliederte  Volk  in 
politische  Action  tritt  (§  58)  und  dass  die  Staaten  „quasi 
sovereign"  sind  (§  62). 

^  Z.  B.  Laband,  welcher  I,  58  —  59  sagt:  „Versteht 
man  unter  der  Souveränetät  die  oberste,  höchste,  nur  sich 
selbst  bestimmende  Macht,  so  schliesst  dieser  Begriff  das 
Merkmal  der  Unbeschränktheit  logisch  ein  und  folglich  auch 
das  Merkmal  der  Untheilbarkeit,  denn  eine  getheilte  Souve- 
ränetät wäre  eine  beschränkte  Souveränetät,  die  nicht,  wie 
Heffter,  Völkerrecht,  §  19  sagt,  „beinahe  ein  Widerspruch", 
sondern  eine  vollkommene  contradictio  in  adjecto  ist",  und  das 
Compliment  für  Seydel  beifügt:  „Hierauf  zuerst  (!!)  nach- 
drücklich hingewiesen  zu  haben  ist  ein  bleibendes  Verdienst, 

welches  sich  Seydel erworben  hat",  also  Rousseau*s 

Contrat  Social,  John  Austin's  Lectures  on  jurisprudence 
und  die  Aeusserungen  mancher  früherer  Schriftsteller  über 
Souveränetät  gar  nicht  zu  kennen  scheint. 

^  Das  Merkmal  der  Sklaverei  besteht  in  der  unbe- 
schränkten oder  doch  nur  an  den  äussersten  Endpunkten 
beschränkten  Unterordnung  unter  einen  fremden  Willen; 
wer  nicht  allein  unter  einer  „obersten  und  höchsten",  son- 
dern auch  nnter  einer  ,,nur  sich  selbst  bestimmen- 
den", daher  unbeschränkten  irdischen  Macht  steht,  ist  keine 
freie  Person,  sondern  Sklave,   ausser   wenn  er  selbst,   was 
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Nachweis  erbracht  oder  nur  versucht  wäre,    dass    sie 
mit  dem  Rechte  aller  Staaten  ^  *^  oder  doch  des  eigenen 

der  Rousseau^sche  Contrat  Social  allerdings  mit  sich  bringt, 
Theilhaber  dieser  Macht  ist.  Bei  dem  Laband'schen  Satze 
S.  58 — 59  ist  ganz  vergessen,  dass  alle  Rechte  der  Staats- 
angehörigen eine  Schranke  der  Staatsgewalt  sind  und  dass 
dieselbe  nur  unter  Wahrung  dieser  Rechte  und  überdies  im. 
modernen  Yerfassungsstaate  nur  nach  Maassgabe  der  be- 
stehenden Gesetze  sich  selbst  bestimmen  darf.  Die  Mög- 
lichkeit einer  Aufhebung  dieser  Rechte  berührt  ihr  Vor- 
handensein ebenso  wenig,  wie  die  Möglichkeit  einer  Be- 
seitigung der  Schranken  der  Staatsgewalt  diese  zu  einer 
unbeschränkten  Macht  erhebt;  davon  ganz  abgesehen,  dass 
jede  dieser  beiden  Möglichkeiten  nur  in  der  Theorie,  nicht 
in  der  Wirklichkeit  vorhanden  ist.  Mit  vollem  Rechte  sagte 
J.  Q.  Adams  am  4.  Juli  1831:  „1^  is  not  true,  that  there 
must  reside  in  all  govemments  an  absolute,  uncontroUable, 
irresistible  and  despotic  power;  nor  is  such  power  in  any 
manner  essential  to  sovereignty"  (Story,  §  208).  Wäre  es 
nicht  der  Logik  weit  mehr  gemäss  gewesen,  die  vermeint- 
liche oberste,  höchste,  nur  sich  selbst  bestimmende  und  da- 
her unbeschränkte  Macht  erst  aufzusuchen  und  ihr  Vor- 
handensein in  dem  einen  oder  andern  Theile  der  civilisirten 
Welt  nachzuweisen,  anstatt  sie  ohne  jeden  Beweis  als  selbst- 
verständlich vorauszusetzen  und  dann  daraus  allerlei  Schlüsse 
zu  ziehen? 

^  Wo  war  die  souveräne  untheilbare  Gewalt  in  dem 
früheren  Deutschen  Reiche  ?  Bei  dem  Kaiser  und  den 
Reichsständen  oder  bei  den  einzelnen  deutschen  Terri- 
torien? Ohne  die  kühnsten  und  willkürlichsten  Construc- 
tionen  und  Unterscheidungen,  die  allerdings  versucht  sind, 
von  niemandem  wol  mit  so  viel  Geist  wie  von  John  Austin, 
a.  a.  0.,  I,  259  —  261,  kann  man  das  Staatsrecht  zur  Zeit 
des  früheren  Deutschen  Reiches  auf  dem  Boden  der  Un- 
theilbarkeit  und  Unbeschränktheit  der  Staatsgewalt  nicht 
erklären.  —  Austin  unterscheidet:  auf  der  einen  Seite 
Preussen  mit  voller  einfacher  Souveränetät.  „The  great 
Frederic  of  Pmssia,  as  prince-elector  of  Brandenburg,  was 
deemed  half  or  imperfectly  sovereign  in  respect  to  his  feudal 
connection    with   the   German    empire.      Potentially  and    in 
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Staates   übereinstimmt.^^     Der    unwiderlegliche  Nach- 


practice,  he  was  thoroughly  independent  of  the  Imperial 
government:  and,  supposing  it  exercised  political  powers 
over  his  subjects  of  the  electorate,  it  virtually  exercised 
them  through  his  authority,  and  not  through  his  obedience 
to  its  commands.  Being  in  a  habit  of  thrashing  his  armies, 
he  was  not  in  a  habit  of  Submission  to  his  seeming  feudal 
superior'^;  auf  der  anderen  Seite  Bayern  und  die  sonstigen 
Territorien  des  Reiches.  Bezüglich  dieser  eine  Construction, 
wie  sie  auch  für  das  gegenwärtige  Reich  versucht  ist:  die 
Territorialherren  sind  constituirende  Mitglieder  des  Reiches 
und  haben  als  solche  an  dessen  Souveränetät  Theil ;  gemein- 
schaftlich mit  dem  Reiche  sind  sie  in  ihren  Territorien 
souverän  (,jointly  sovereign").  —  Aber  die  Herrschaftsrechte 
der  Territorialherren  konnten  in  den  letzten  Jahrhunderten 
des  alten  Reiches  ebenso  wenig  als  Theil  der  Reichsgewalt 
angesehen  werden,  wie  die  Herrschaftsrechte  der  gegen- 
wärtigen deutschen  Staaten  in  ihren  Gebieten  ein  Theil  der 
Reicbsgewalt  sind;  und  eine  gemeinschaftliche  Souveränetät 
(Joint  sovereignty)  mehrerer  Gemeinwesen  über  dasselbe  Ge- 
biet und  dieselben  Personen  ist  in  Wirklichkeit  eine  Thei- 
hmg  der  Staatsgewalt,  also  gerade  der  Zustand,  den  Rousseau, 
Anstin  und  ihre  zahlreichen  Nachfolger  in  Deutschland  im 
Hinblick  auf  die  vermeintlichen  Forderungen  der  juristi- 
schen Logik  und  zugleich  in  voller  Unkenntniss  der  Trieb- 
kräfte der  modernen  Staats-  und  Rechtsentwickelung  der 
Welt  so  lebhaft  bekämpfen. 

^^  Wo  ist  die  nur  sich  selbst  bestimmende  und  daher 
unbeschränkte  Souveränetät  bezüglich  der  englischen  Colo- 
nien  mit  „responsible  government",  von  denen  im  vorigen 
Paragraphen  die  Rede  war?  Bei  dem  Mutterlande?  Jeder 
Kundige  weiss,  dass  die  (übrigens  in  Wirklichkeit  ganz  un- 
mögliche) Wiederaufnahme  des  unverständigen  Anspruchs 
des  englischen  Parlaments  des  vorigen  Jahrhunderts:  „to 
bind  them  in  all  cases  whatsoever'^  sofortige  Unabhängig- 
keitserklärung und  'Loslösung  zur  Folge  haben  würde. 
Warum  sträubt  man  sich  gegen  die  Einsicht,  dass  die 
Staatenpraxis  nicht  allein  fertige  Staaten,  sondern  auch 
mehr  oder  weniger  entwickelte  Ansätze  künftiger  Staaten- 
bildung hervorgebracht  hat,  und  dass  die  Staatswissenschaft 
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weis  für  die  Beschränkbarkeit,  Theilbarkeit  und  Ver- 
äusserlichkeit  der  Staatsgewalt  liegt  in  dem  Vorhanden- 
sein und  der  weiten  Verbreitung  von  Staatenbund  und 
Bundesstaat;  mehrere  von  einander  verschiedene  Ge- 
meinwesen, die  auf  demselben  Gebiete  gegenüber  den- 
selben Personen  aus  eigenem  Rechte,  in  Unabhängig- 
keit von  einander,  gesetzgebende,  vollziehende  und 
richterliche  Gev^alt  haben,  sind  mit  der  entgegen- 
gesetzten Theorie  schlechthin  unvereinbar.*^ 


doch  auch  für  letztere  einen  Platz  haben  muss?  Mir 
scheint  der  in  Theorie  und  Praxis  gebräuchliche  Ausdruck : 
,, halbsouveräne  Staaten"  für  Gemeinwesen  mit  eigener 
staatlicher  Organisation  auf  dem  Wege  zu  unabhängiger 
Staatenbildung  zweckmässig  und  verständig. 

11  Wo  ist  die  untheilbare  Gewalt  des  Deutschen  Reiches? 
Laband  sagt  I,  233:  ,,  weder  dem  Bnndesrath  noch  dem 
Kaiser  steht  ein  Theil  derselben  zu;  sie  gehört  vielmehr 
ganz  und  vollständig  der  Gesammtheit  der  deutschen 
Staaten."  Was  kann  die  Gesammtheit  der  deutschen 
Staaten  in  Reichsangelegenheiten  thun?  —  Die  Reichsver- 
fassnng  aufheben  oder  ändern?  Nein;  —  ein  Reichs- 
gesetz erlassen  oder  ändern?  Nein;  —  Krieg  erklären 
oder  Frieden  schliessen?  Nein;  —  den  Reichskanzler  an- 
stellen oder  entlassen?  Nein;  —  oder  sonst  etwas  thun? 
Nein;  selbstverständlich  unbeschadet  der  Befugnisse  des 
Bundesrathes ,  der  aber  nach  Laband  keinen  Theil  an  der 
souveränen  Gewalt  hat.  Also  eine  oberste,  höchste,  nur 
sich  selbst  bestimmende  und  daher  unbeschränkte  Gewalt, 
die  aber  nichts  thun  kann  und  weder  eine  Organisation 
noch  einen  Willen  hat  ?  Ja,  nach  Laband^s  Theorie,  I,  58 — 59 
und  233.  Und  das  soll,  um  einen  sehr  milden  Ausdruck  zu 
gebrauchen,  keine  contradictio  in  adjecto  sein?!!  Wollen 
denn  die  Deutschen  den  Souveränetätsschwindel,  der  in  der 
Praxis  lange  überwunden  ist,  in  der  Theorie  immer  fest- 
halten ? 

^^  Seydel  mag  von  seinen  Prämissen  aus  Recht  haben, 
wenn  er  (Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staats- 
wissenschaft, 1872,  XXVIII,  198,  Einleitung,  S.  IX  zum 
Commentar  der  Yerfassungsurknnde  für  das  Deutsche  Reich) 
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.  Ungeachtet  der  nur  geringen  Begabung  der  roma- 
Discheu  Volker  für  eine  feste  gesetzliche  Begrenzung 
und  Fixirung  der  Staatsgewalt  hat  das  System  der 
Bundesregierung  auch   bei  ihnen  Aufnahme  geAinden; 


den  Bandesstaatsbegriff  „rechtlich  unhaltbar"  „wissenschaft- 
lich  unmöglich"  nennt.     Aber  die  Prämissen   (Vollkommen- 
heit, Einheit,  Untheilbarkeit  der  Staatsgewalt)  waren  doch 
erst  zu  erweisen.     Und  zwar  war  dieser  Beweis  zu  erbringen 
aas  der  „res  quae  est",   aus   dem  Staate,   wie  er  rechtlich 
and  thatsächlich  in  die  Erscheinung  getreten  ist,  nicht  aus 
allerlei  Definitionen   (z.  B.  Hugo  Grotius,   de  jure    belli  et 
pacis,  lib.  I,   cap.  I,   §  14:    „Civitas    est   coetus  per/ecttis 
Uberorum    hominum    etc.)    und    Abstractionen ,     die     dem 
Staate  Eigenschaften   andichten,    welche  er  in  Wirklichkeit 
gar  nicht  hat,  auch  nicht  aus  Namen  wie  „suprema  potestas" 
„summa  potestas"   „höchste  Gewalt"  „ Souveränetät "  oder 
mit  welchem    andern  Namen    man    die    Eigenschaften    der 
Staatsgewalt     zusammenfassen     mag.      Ein     solcher     allein 
schlüssiger  Beweis  ist   aber  gar  nicht  angetreten  und  kann 
niemals  erbracht  werden,  weil  jeder  Staat  aus  unvollkommenen 
Menschen    besteht  und  diejenigen,    welche  regieren,   nicht 
weniger  oder   doch  annähernd   so   unvollkommen    sind  wie 
diejenigen,  welche  regiert  werden.     Uebrigens  folgt  aus  den 
eben  angeführten  Namen  nur  die  Unabhängigkeit  von  einer 
andern  menschlichen  Macht   innerhalb    des   Bereiches,    den 
die   betreffende  Gewalt    hat,    und    das    Recht    der   Selbst- 
bestimmung innerhalb  dieses  Bereiches,  nicht  dagegen  Un- 
amschränktheit,    Untheilbarkeit,    Unveräusserlichkeit.      Hat 
der  höchste  Berg,  der  höchste  Fels,  der  höchste  Thurm  eine 
onamschränkte  unbegrenzte  oder  nur  eine  beschränkte  und 
begrenzte  Höhe?     Ist  das  grösste  Land,  das  grösste  Heer, 
die  grösste  Geldsumme  theilbar  oder  untheilbar?     Ich  würde 
solche  Trivialitäten   gar  nicht   sagen,  wenn  nicht  gelegent- 
lich ernsthafte  und  scharfsinnige  Schriftsteller  nachdrücklich 
versicherten,    aus    dem  Begriffe   des    Superlativs   folge    die 
Einheit    und   Untheilbarkeit.      Borel,   fitude   sur  la   souve- 
rainete   et   l'etat  federatif  (Bern  1886),  S.  28:  „En  outre, 
il  est   dans    la  nature  meme  du  superlatif  d^etre   un  et  in- 
divisible.    C'est  lä  une  necessite  logique  absolue."  —  Dem- 
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frühere  romanische  Einheitsstaateu,  namentlich  Mexiko, 
Argentinien  und  Brasilien**^  sind  zu  ihm  übergegangen« 
Zwei  Gründe  mögen  für  diese  Reception,  die  an  sich 
auffallend  ist,  angeführt  werden.'  Zunächst  der  Vorgang 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Wie  die  englische 
Verfassung  infolge  der  günstigen  Bückwirkung,  welche 
sie  auf  den  geistigen,  wirthschaftlfchen  und  politischen 
Zustand  des  englischen  Volkes  geübt  hat,  —  eine  Rück- 
wirkung, ohne  deren  Berücksichtigung  die  beispiellose 
Entwickelung  und  Ausbreitung  der  Angelsachsen  vor 
den  andern  Volkern  der  Welt  nicht  ausreichend  erklärt 
werden  kann^*,  —   Muster   und   Vorbild  für  die  mo- 


nächst  bei  Entwickelung  der  Theorie  der  Bünde  und  der 
Darstellung  von  NuUification  und  Secession  werde  ich  auf 
die  vielumstrittene  Frage  der  Souveränetät  zurückkommen 
müssen;  gänzliche  Nichterwähnung  derselben  war  meines  £r- 
achtens  bei  einer  übersichtlichen  Darstellung  der  Praxis 
und  des  Rechts  der  modernen  Bünde  unthunlich. 

^'  Die  Bemerkung  eines  der  verdienstlichsten  Schrift- 
steller über  deutsches  Staatsrecht,  G.  Meyer,  §  14,  bezug- 
lich der  Entstehung  des  Bundesstaates:  „Ein  Bundesstaat 
kann  sich  sowol  durch  Lockerung  eines  Einheitsstaates  als 
durch  Zusammenschliessen  mehrerer  völlig  unabhängiger 
oder  nur  in  einem  Staatenbunde  befindlichen  Staaten  bilden. 
Die  jetzigen  (!!)  Bundesstaaten  sind  sämmtlich  (!!)  auf  die 
letztere  Art  zur  Entstehung  gelangt'S  zeigt  handgreiflich, 
wie  geringe  Sorgfalt  die  deutsche  Staatswissenschaft  bislang 
bei  Untersuchung  und  Feststellung  der  elementarsten  Fragen 
über  moderne  Bünde  angewendet  hat.  Der  Ausdruck 
„Lockerung  eines  Einheitsstaates"  passt  nur  für  die  Ent- 
wickelung des  früheren  Deutschen  Reiches,  nicht  auch  zur 
Charakterisirung  der  Entwickelung  der  Bundesrepubliken 
in  Central-  und  Südamerika. 

^*  Die  glänzende  Darstellung  der  verschiedenen  Phasen  der 
Ausdehnung  von  England  seit  dem  17.  Jahrb.  bei  J.  R.  Seeley, 
The  expansion  of  England,  1890,  insbesondere  Lect.  VII,  ist 
meines   Erachtens   nicht   erschöpfend;    ausser   den  Gründen, 
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deraen  Verfassungen  der  civilisirten  Völker  auf  dem 
europäischen  Continent  geworden  ist,  ebenso  und  aus 
denselben  Gründen  wird  die  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  immer  mehr  Muster  und  Vorbild 
für  die  Verfassungen  der  civilisirten  Volker  der  neuen 
Erdtheile.  Und  weitere  Aehnlichkeit  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  in  den  äussern  Verhältnissen:  eine 
dünne  Bevölkerung  auf  einem  sehr  weiten  Gebiet  mit 
einer  grossen  Masse  noch  unerschopfter  natürlicher 
Hülfsmittel.  Indessen  steht  doch  wol  dahin,  ob  die 
Hoffiiung  der  romanischen  Volker  in  Central-  und  Süd- 
amerika auf  eine  gleich  gute  Entwickelung  bei  Re- 
ception des  Verfassungssystems  der  Vereinigten  Staaten 
sich  bald  verwirklichen  wird,  da  nicht  ausgemacht  ist, 
dass  sie  mit  demselben  auch  der  staatlichen  Schulung, 
Uebung,  Weisheit,  Selbstbeherrschung  und  Selbst- 
beschränkung theilhaftig  geworden  sind,  welche  die 
Angelsachsen  in  jahrhundertelanger  Selbstregierung  ge- 
wonnen haben. 

Die  von  Spanien  und  Portugal  in  Central-  und 
Südamerika  gegründeten  Colonien  haben  im  Vergleich 
mit  den  angelsächsischen  Colonien  eine  sehr  unerfreuliche 
und  wenig  fordernde  Kindheit  gehabt.  Nicht  die  lei- 
tenden Gedanken  und  Triebkräfte  der  Neuzeit,  der 
Geist  des  Handels,  der  Freiheit,  der  Selbstverantwort- 
lichkeit, sondern  mittelalterliche  Gedanken  und  Vor- 
stellungen, Herrschaft  des  Schwertes  und  des  Kreuzes, 


welche  Seeley  für  das  Obsiegen  Englands  in  dem  durch 
Jahrhunderte  sich  hinziehenden  Kampfe  mit  Spanien,  Por- 
tugal, Frankreich  und  der  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande um  die  Vorherrschaft  in  der  neuen  Welt  anführt, 
hätte  auch  die  Rückwirkung  der  verschiedenen  Verfassungen 
auf  den  Zustand  der  streitenden  Völker  und  damit  auf.  die 
Ergebnisse  der  Politik  ihrer  Regierungen  erwogen  werden 
müssen. 
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des  Heeres  und  der  Kirche,  sind  bei  ihrer  Gründung 
und  über  zwei  Jahrhunderte  hindurch  bei  ihrer  Re- 
gierung maassgebend  gewesen.  Die  Fehler  und  Misse- 
thaten  des  Mutterlandes,  welche  die  Unabhängigkeits- 
erklärung der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom 
4.  Juli  1776  mit  behaglicher  Breite  aufzählt,  sind  feder- 
leicht gegenüber  den  Fehlem  und  Missethatea,  worunter 
die  spanisch-portugiesischen  Colonien  Jahrhunderte  ge- 
litten haben.  Die  absolutistisch -klerikale  Herrschaft 
des  Mutterlandes^*  wurde  auf  die  Colonien  übertragen; 
die  Colonisten  haben  kein  Geburtsrecht  mitgenommen, 
weil  sie  keines  hatten.  Keine  Freiheit  der  Einwanderung, 
keine  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  keine  Glaubeus- 
und  Gewissensfreiheit,  keine  Selbstregierung  der  Colo- 
nisten, die  sich  in  den  englischen  Colonien  mit  vor- 
wiegend angelsächsischer  Bevölkerung  in  Nachbildung 
der  Einrichtungen  des  Mutterlandes  ganz  von  selbst 
entwickelt  hat ^^,  sondern  bevormundende  und  gängelnde, 
anmaassende  und  begehrliche  Regierung  von  oben  herab 
ohne  ausreichende  Kenntniss  von  Personen  und  Sachen, 
Einführung  von  Rang-  und  Standesunterschieden,  Aus- 


**  Gotha  im  Faust,  zweiter  Tbeil,  erster  Act: 

„Kaisers  alten  Landen 
sind  zwei  Geschlechter  nur  entstanden, 
sie  stützen  würdig  seinen  Thron: 
die  Heiligen  sind  es  und  die  Ritter; 
sie  stehen  jedem  Ungewitter 
und  nelmieu  Eirch^  und  Staat  zum  Lohn/' 
^^  Ein   der   Entstehung   einer  Volksvertretung    in   Vir- 
ginia  analoger   Vorgang,    der    von    dem   Colonialhistoriker 
Hutchinson  mit  den  lakonischen  Worten  beschrieben  wird: 
„This  year  (1619)  a  House  of  Burgesses  broke  out  in  Vir- 
ginia''  konnte  in  den  spanisch-portugiesischen  Colonien  nicht 
vorkommen,   weil  alle  Kenntniss  und   alle  Gewöhnung  von 
Selbstregierung  fehlte.     Vgl.  J.  R.  Seeley,  The  expansion  of 
England,  S.  67. 
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spielen  der  einen  Klasse,  des  einen  Standes  der  Unter- 
thanen    gegen    den    andern,    eine    Politik    nach    dem 
Grundsätze   divide  et  impera  zum  Vortheile    und    zur 
Bereicherung    des   Mutterlandes    und    seiner    Beamten^ 
ohne  Sücksicht  auf  die  Wohlfahrt  und  die  Entwickelung 
der  Colonien.^^     Als   dann  doch  die  Unabhängigkeits- 
erklaruDg,  welche  durch  die  despotische  Regierung  des 
Mutterlandes  lange  verzögert  ist,   erfolgte  und  durch- 
gesetzt  wurde,    fehlten  die  Gewohnungen  der  Selbst- 
regierung und  die    unentbehrlichen   Eigenschaften    fiir 
ihre  gerechte  und  weise  Ausübung;   so  ist  ein  rascher 
Wechsel  der  Verfassungen,  eine  Unsumme  von  Revo- 
lutionen  und  Bürgerkriegen  nur  zu  erklärlich,   zumal 
die  Bevölkerung  aus  sehr  verschiedenartigen  Bestand- 
theilen,     Europäern    und    ihren    Abkömmlingen,    ein- 
geborenen   Indianern,    importirten    Negern    und    zahl- 
reichen Mischlingen    zusammengesetzt   ist.^^     Indessen 
ist    kein    ausreichender    Grund    vorhanden,    an    einer 
grossen   und    tüchtigen  Entwickelung    der    Staaten    in 
t'entral-  und  Südamerika  zu  verzweifeln,  wenn  erst  die 
politischen    und    wirthschaftlichen    Jugendkrankheiten 
infolge  der  historischen  Entwickelung  überwunden  sein 
werden;    es  ist  zu  hoffen,    dass  die  Bevölkerung  sich 
nach  und  nach  in  die  Verfassungen,  die  seiner  geistigen 
Ausbildung  weit  vorangeeilt  sind,  einleben  und  die  zu 
deren    Handhabung    nöthigen    Eigenschaften    erringen 
wird;  die  Entwickelung  von  Central-  und  Südamerika 
wird  sich    voraussichtlich    ganz    vorwiegend    in    dem 
System  der  Bundesregierung  nach   dem   Vorbilde  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vollziehen;  die  histo- 
rischen Voraussetzungen    einer    eigenen    selbständigen 
Monarchie   scheinen    in    keinem    Theile    von    Amerika 
vorhanden  zu  sein. 


*^  Vgl.  Seeley  a.  a.  0.,  S.  66. 

**  Vgl.  Roscher-Jannasch,  Colonien,  1885,  S.  147  fg. 
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Unter  den  romanischen  Bundesrepubliken  in  Central- 
und  Südamerika  greife  ich  die  Vereinigten  Staaten  von 
Mexiko  und  die  Argentinische  Republik  heraus,  weil 
ihren  Verfassungen  die  Gewähr  eines  längeren  Bestandes 
zur  Seite  steht,  beschränke  mich  aber  auch  hier  auf  die 
äussersten  Grundrisse.*® 

Die  schon  früher  vorbereitete  Trennung  Mexiko^ s 
vom  Mutterlande  erfolgte  definitiv  1821.  Centralistische 
und  Bundesverfassungen,  monarchische  und  republika- 
nische Verfassungen  und  Dictaturen  haben  in  rascher 
Reihenfolge  gewechselt,  ausserdem  eine  Reihe  von 
Bürgerkriegen.  Zunächst  eine  monarchische  Einheits- 
verfassung  unter    dem  Kaiser  Jturbide,    die    nur  von 


*®  Vgl.  über  die  Vereinigten  Staaten  von  Columbien 
(Bundesverfassung  vom  8.  Mai  1863  mit  Zusatzgesetzen  für 
8  Staaten,  Vorbild  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  indessen  ist  Columbien  durch  Art.  1  der  Ver- 
fassung vom  4.  August  1886  zur  Form  der  Einheitsrepublik 
zurückgekehrt),  Dareste,  Les  constitutions  modernes,  II, 
514 — 515;  Annuaire  de  legislation  ^trangere  en  1886  (Paris 
1887),  S.  882  fg.;  über  Venezuela  (Bundesverfassung  vom 
27.  April  1881  für  9  Staaten  und  1  Bundesdistriet ,  Vor- 
bild die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Abweichungen  namentlich  durch  Einrichtung  eines  Bundes- 
rathes  aus  1  Senator  und  1  Deputirten  eines  jeden  Staates 
und  1  Deputirten  des  Bundesdistricts ,  welche  vom  Con- 
gress  aus  seinen  Mitgliedern  gewählt  werden,  zur  Con- 
trole  der  Bundesexecutive  und  zur  Wahl  des  Präsidenten 
der  Republik  aus  seinen  Mitgliedern  für  2  Jahre;  die  ^ii- 
n ister  des  Präsidenten  haben  berathende  Stimme  in  beiden 
Häusern  des  Congresses).  Dareste  a.  a.  0.,  S.  515 — 516  und 
Annuaire  de  legislation  etrangere  en  1889  (Paris  1890), 
S.  957  —  965.  Für  eine  Darstellung  der  Praxis  und  des 
Rechts  der  anderen  romanischen  Bundesrepubliken  in  Ame- 
rika, namentlich  Brasilien  (vgl.  Annuaire  de  legislation 
etrangere  en  1889  [Paris  1890],  S.  1014  —  16),  habe  ich 
kein  ausreichendes  Material  zur  Hand. 
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kurzer  Dauer  gewesen  ist,  dann  1824  der  Uebergang 
zum  System  der  Bundesregierung  nach  dem  Vorbilde 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  1835  Sieg  der 
centralistischen  Reaetion,  1847  Wiederherstellung  der 
Bundesverfassung  von  1824  mit  einigen  Aenderungen, 
1853  Dictatur  von  Santana,  1857  Rückkehr  zum  System 
der  Bundesregierung  durch  die  noch  gegenwärtig  mit 
einer  Reihe  von  Zusatzgesetzen  gültige  Bundesverfassung 
vom  12.  Februar  1857,  deren  Wirksamkeit  jedoch  vor- 
übergehend namentlich  durch  die  französische  Inter- 
vention von  1863  und  die  Errichtung  einer  Monarchie 
unter  dem  Erzherzog  Maximilian  von  Oesterreich,  welche 
zu  dessen  Hinrichtung  führte,  unterbrochen  worden  ist.^® 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  bestehen  aus 
27  Staaten,  dem  Bundesdistrict  mit  der  Bundeshaupt- 
stadt und  2  Territorien. 

Ist  auch  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  Muster  und  Vorbild  der  mexikanischen 
Verfassung,  so  bestehen  doch  wegen  der  verschiedenen 
historischen  Entwickelung  beider  Länder,  namentlich 
wegen  des  unitarischen  Ursprungs  der  mexikanischen 
Verfassung,  manche  Abweichungen,  von  denen  folgende 
die  wichtigsten  sind: 

1.  Der  Umfang  der  Bundeszuständigkeit  ist  in 
Mexiko  grosser;  die  Herrschaftsrechte  des  Bundes  wer- 
den nicht  einzeln  aufgezählt,  seine  Zuständigkeit  er- 
streckt sich  auf  die  nationalen  Angelegenheiten,  den 
Staaten  gehört  ihre  innere  Regierung  (§  10). 

2.  Die  Mitglieder  des  mexikanischen  Senates  wer- 
den nicht  durch  die  Legislaturen  der  einzelnen  Staaten 
gewählt,  sondern  gehen  aus  Volkswahlen  hervor  (§  17). 

3.  Während  NichtVersammlung  des  mexikanischen 
Congresses  besteht  eine  permanente  Congressdeputation, 


^®  Vgl.  über  die  Verfassungsgeschichte  Dareste  a.  a.  0., 
II  475  fg. 
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welcher  die  Ausübung  einzelner  Befugnisse  des  Con- 
gresses  beziehungsweise  des  einen  oder  andern  Hauses 
desselben  anvertraut  ist  (§  17). 

4.  Das  Vorschlagsrecht  bei  Bundesgesetzen  und 
Bundesbeschlüssen  ist  in  Mexiko  nicht  auf  die  beiden 
Häuser  des  Congresses  beschränkt,  sondern  auch  dem 
Bundespräsidenten  und  den  Staatslegislaturen  eingeräumt 

(§  24). 

5.  Das  Einwendungsrecht  des  Bundespräsidenteu 
bei  Bundesgesetzen  und  Bundesbeschlüssen  wird  in 
Mexiko  schon  durch  einfache  Mehrheitsbeschlüsse  der 
beiden  Häuser  des  Congresses  überwunden  (§  24). 

6.  Die  Mitglieder  des  höchsten  mexikanischen  Bnn- 
desgerichts  werden  durch  Volkswahl  mit  einer  Amts- 
dauer von  6  Jahren  bestimmt  und  nicht  vom  Bundes- 
präsidenten mit  Beirath  und  Zustimmung  des  Senates 
auf  Lebenszeit  ernannt  (§  24). 

7.  Zu  Verfassungsänderungen  bedarf  es  nicht  der 
Zustimmung  von  drei  Vierteln  der  Staaten,  Geneh- 
migung der  Mehrheit  der  Staatslegislaturen  ist  aus- 
reichend (§  31). 

Die  argentinische  Bundesverfassung  vom 
25.  September  1860  vereinigt  14  Provinzen,  die  Bundes- 
hauptstadt und  mehrere  Territorien  zu  einem  Bundes- 
staat. Aehnlich  der  mexikanischen  Bundesverfassung 
ist  sie  erst  nach  langen  Verfassungskämpfen  und  vielen 
Bürgerkriegen  zu  stände  gekommen.  ^^  Gleich  den 
meisten  andern  amerikanischen  Bundesverfassungen  hat 
sie  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
zur    Grundlage. ^^     Die    Abweichungen    von    derselben 


^*  Die  Grundzüge  der  Verfassungsgeachichte  in  Dareste 
a.  a.  0.,  II,  525/6. 

22  Calvo,  Le  droit  international,  4"^  edition,  1887,  1, 191): 
„La  Constitution  de  la  Republique  argentine,  sanctionnee  en 
1853  et  reformee  en  1860,  repose  sur  la  base  de  la  Con- 
stitution federale  des  Etats- Unis." 
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führt  Calvo,  Gesandter  der  Argentinischen  Bepublik  in 
Berlin  und  vollgültiger  Zeuge  über  die  Geschichte  und 
die  Verfassung  seines  Landes,  auf  den  unitarischen  Ur* 
Sprung  der  Argentinischen  Republik  zurück.  ^^Der 
Ausgangspunkt  der  argentinischen  Verfassung  ist  völlig 
verschieden  von  dem  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika;  die  erste  dieser  Confoderationen  ist  in  der 
That  das  Ergebniss  einer  Decentralisation  eines  ein- 
fachen oder  nicht  zusammengesetzten  Staates,  während 
die  zweite  aus  der  Union  verschiedener  Staaten  ent- 
sprungen ist,  welche  als  unabhängige  Staaten  bestanden 
haben  und  getrennt  hätten  weiter  bestehen  können."  ^"^ 
Die  wichtigem  dieser  Abweichungen  sind,  abgesehen 
von  der  Verschiedenheit  des  Namens  der  Bundesglieder, 
in  der  grossen  nordamerikanischen  Republik  Staaten, 
in  Argentinien  Provinzen  2*,  folgende: 

1.  grossem  Umfang  der  Herrschaftsrechte  des  Bun- 
des; die  katholische  Religion  ist  Staatsreligion  (§  11); 

2.  längere  Amtsdauer  der  Mitglieder  des  Senates 
und  der  Deputirtenkammer,  des  Präsidenten  und  Vice- 
Präsidenten ,  Partialerneuerung  auch  der  Deputirten- 
kammer, Nichtwiederwählbarkeit  des  aus  dem  Amte 
scheidenden  Präsidenten  und  Vice -Präsidenten  (§  18); 

3.  engere  Beziehungen  zwischen  der  Legislative 
und  Executive,  indem  dem  Präsidenten  das  Vorschlags- 


"  Calvo  a.  a.  0.,  S.  199,  200. 

^*  Der  Name  „Provinzen"  ist  nicht  entscheidend  für 
das  Maass  der  Unterordnung  der  Bundesglieder  unter  die 
Gesammtheit.  Die  Mitglieder  der  Republik  der  Vereinigten 
Niederlande  haben  den  aus  der  Zeit  vor  Abschwörung  des 
Königs  von  Spanien  stammenden  Namen  „Provinzen"  bei- 
l>ehalten,  obwol  die  Bundesrepublik  nur  ein  Staatenbund 
war.  Die  Bundesglieder  des  canadischen  Bundesstaates, 
deren  Selbständigkeit  gegenüber  der  Bundesgewalt  im 
Steigen  ist,  haben  ebenfalls  den  Namen  Provinzen. 
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recht  bei  Bundesgesetzen  und  den  Bundesministern  die 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  des  Congresses  mit  be- 
rathender  Stimme  zusteht  (§  25); 

4.  Ueberweisung  der  Verfassungsänderungen  an 
eine  besondere  Yerfassungsconvention,  ohne  dass  die- 
selben der  Genehmigung  durch  die  Provinzen  bedürfen 
(§  32). 


ZWEITER  THEIL. 

üntersncliimgeii  über  das  Eeclit  der  Tomelimlicli 
wichtigen  modernen  Blinde. 

ERSTES  KAPITEL. 
Materielle  Befugnisse  der  Bimdesgewalt. 

§  7. 
Staatenbündische  Terfassangen. 

1.  Die  Bepublik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande. Zur  Zuständigkeit  der  Gesammtheit  (der  ,,6e- 
neralität")  gehorte: 

1.  Das  Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht^; 
das  Kriegsrecht  nach  der  am  besten  begründeten  An- 
sicht unter  Ausschhiss  der  einzelnen  Provinzen  von 
einer  concurrirenden  Zuständigkeit,  wogegen  denselben 
das  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht  in  ihren  Ange- 
legenheiten nicht  entzogen  wclt.  Der  Generalität  gebührte 
als  Correlat  ihrer  Schutzpflicht  gegen  die  Glieder  ein 
Controlrecht  derselben  in  ihren  auswärtigen  Angelegen- 
heiten. Heer  und  Flotte^  waren,  abgesehen  von  be- 
sondem  Formationen  (Provinzial-  oder  Stadtmilizen, 
Kriegsschiffe,    welche    einzelne    Provinzen    oder    ihre 


^  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  7,8. 
*  Ebd.,  S.  8—12,  35,  43—45. 
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Glieder  auf  eigene  Kosten  unter  Umständen  mit  Bück- 
grifi*  an  die  Gesammtheit  ausinisteten) ,  Einrichtungen 
der  Generalität.  Derselben  stand  zu :  die  Gesetzgebung 
und  die  Disposition  über  Heer  und  Flotte,  die  Be- 
stimmung über  ihre  Vermehrung  und  Verminderung 
und  über  ihre  Verwendung  zu  Kriegszwecken,  die  An- 
stellung der  hohem  Offiziere,  die  militärische  Gerichts- 
barkeit; die  einzelnen  Provinzen  und  ihre  Glieder 
hatten  indessen  Verwaltungsbeftignisse  in  Bezug  auf 
einzelne  Abtheilungen  des  Heeres  und  der  Flotte. 

2.  Zufolge  der  Utrechter  Union,  Art.  5  und  6,  das 
Besteuerungsrecht'  auch  gegenüber  den  Angehörigen 
der  einzelnen  Provinzen,  und  zwar  ohne  Unterschied 
von  directen  und  indirecten  Steuern.  Jedoch  ist  die 
Generalität  zu  ausreichenden  eigenen  gemeinen  Mitteln 
nicht  gelangt;  der  grosste  Theil  ihrer  Ausgaben  ist 
durch  Matrikularbeiträge  gedeckt,  welche  auf  die  einzel- 
nen Provinzen  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  vertheilt 
\vurden.  Die  Generalität  war  thatsächlich  bezüglich 
der  Mittel  ihres  Bestandes  von  ihren  Mitgliedern  ab- 
hängig. 

3.  Die  Vermittelung  und  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten der  Bundesglieder  unter  einander  nach  näherer 
Maassgabe  der  Utrechter  Union,  Art.  1,  9,  16,  und  der 
sich  daran  schliessenden  Rechtsentwickelung  ^. 

4.  Die  Erhaltung  des  christlichen  reformirten  Gottes- 
dienstes als  Staatsreligion,  ohne  dass  jedoch  jemand 
wegen  seiner  Religion  untersucht  und  bestraft  werden 
durfte*,  Aufsicht  über  die  Rechtspflege  der  einzelnen 
Provinzen   und   ihrer  Glieder^,    das  Münzwesen ^  und 


3  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  12—14,  45,  46,  48—60. 

*  Ebd.,  S.  15,  16,  35,  36. 

*  Ebd.,  S.  17,  18. 
«  Ebd.,  S.  18,  19. 
^  Ebd.,  S.  17,  42. 
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alle  andern  Angelegenheiten,  wovon  nach  Ansicht  der 
Generalstaaten  das  Gedeihen  oder  der  Verderb  der 
fiepublik  abhing.  ^ 

5.  Volle  staatliche  Gewalt  über  die  Generalitätslande 
und  die  Colonien.** 

IL  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  unter 
den  Conföderationsartikeln.  Die  Zuständigkeit 
der  Gesammtheit  umfasste: 

1.  Das  ausschliessliche  *®  Kriegs-,  Vertrags-  und  Ge- 
sandtschaftsrecht (Art.  IX),  jedoch  mit  einigen  inter- 
nationalen Vorbehalten  für  die  Staaten  (Art  VI)  und 
mit  Einschränkungen  bezüglich  der  Handelsverträge: 
die  einzelnen  Staaten  waren  nämlich  mit  Genehmigung 
des  Congresses  und  ausserdem  bei  actuellem  auswärtigen 
Angriff  und  bei  so  drohender  Kriegsgefahr  von  In- 
dianerstämmen, dass  ein  zuvoriger  Beschluss  des  Con- 
gresses nicht  eingeholt  werden  konnte,  zu  eigener 
Kriegführung  berechtigt;  sie  waren  ausserdem  mit  Ge- 
nehmigung des  Congresses  zur  Ausübung  des  Gesandt- 
schaftsrechts und  zum  Abschluss  von  Verträgen  mit 
fremden  Staaten  und  unter  einander  befugt;  sie  waren 
endlich,  aber  nur  mit  Einschränkungen,  zur  Ertheilung 
von  Kapereibriefen  in  Kriegszeiten  zuständig.  Die 
Handelsverträge  des  Congresses  durften  das  Recht  der 
einzelnen  Staaten,  solche  Zolle  und  Auflagen  von  Frem- 
den zu  erheben,  welche  ihre  eigenen  Angehörigen  ent- 


^  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  19,  39—42. 

^  Ebd.,  S.  19 — 21.     Die  eigenartige  Stellung  der  Land-"" 
Schaft  Drenthe,   welche   in   Bundessachen  keine   Provinzial- 
rechte  hatte,  aber  nach  Ansicht  der  niederländischen  Schrift- 
steller nicht  unter  voller  Jurisdiction  der  Generalität  stand, 
iftsse  ich  hier  bei  Seite. 

^^  Das  Beiwort  „ausschliesslich*'  rechtfertigt  sich  da- 
durch, dass  die  internationalen  Handlungen  der  einzelnen 
Staaten  mit  den  angegebenen  unbeträchtlichen  Ausnahmen 
der  Genehmigung  des  Congresses  bedurften. 
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richten  mussten,  sowie  ihr  Recht,  nach  Gefallen  die 
Einfuhr  oder  Ausfuhr  von  Waaren  zu  verbieten,  nicht 
berühren.^*  Heer  und  Flotte  (im  Unterschied  von  den 
Milizen,  Art.  VI,  4)  waren  Einrichtungen  der  Vereinigten 
Staaten,  in  ihrem  Dienst,  unter  ihrer  Gesetzgebung, 
ihrem  Oberbefehl  und  ihrer  Jurisdiction^^;  jedoch  war 
die  Aushebung  und  Ausrüstung  der  Mannschaften  des 
Heeres  und  die  Ernennung  der  Landoffiziere  bis  zum 
Range  des  Oberaten  einschliesslich  Recht  und  Pflicht 
der  einzelnen  Staaten;  der  Congress  sollte  sie  in  der 
Regel  auf  dieselben  nach  Verhaltniss  ihrer  weissen  Be- 
völkerung vertheilen   (Art.  IX,  5,  Art.  VI). 

2.  Die  Vertheilung  der  Ausgaben  für  die  gemein- 
same Vertheidigung  und  die  allgemeine  Wohlfahrt  auf 
die  einzelnen  Staaten  nach  Verhaltniss  des  Werthes 
der  cultivirten  Ländereien  in  ihren  Gebieten,  jedoch 
unbeschadet  der  Befugniss  ihrer  Legislaturen,  die 
Steuern  zur  Zahlung  dieser  Matrikularbeiträge  zu  be- 
stimmen und  zu  erheben  (Art.  VIII);  weiter  die  Be- 
fugniss zu  Geldanleihen  und  zur  Ausgabe  von  Papier- 
geld auf  den  Credit  der  Vereinigten  Staaten  (Art.  IX,  5). 

*  ^  Art.  IX,  1 :  „provided  that  no  treaty  of  commerce  be 
made  whereby  the  legislative  power  of  the  respective  states 
shall  be  restraiixed  from  imposing  such  imposts  and  duties 
on  foreigners,  as  their  own  people  are  subjected  to,  or 
from  prohibiting  the  exportation  or  importation  of  any 
ispecies  of  goods  or  commodities  whatsoever.  Vgl.  indessen 
Art.  VI,  3. 

^^  Art.  IX,  4:  „The  United  States  in  congress  assembled 
shall    also   have    the   sole    and    exclusive  right  and   power 

of appointing  all  officers  of  the  land  forces,  in 

the  Service  of  the  United  States,  excepting  regimental 
officers  —  appointing  all  the  officers  of  the  naval  forces 
and  commissioning  all  officers  whatever  in  the  Service  of 
the  United  States  —  making  rules  for  the  govemment  and 
regulation  of  the  said  land  and  naval  forces,  and  directing 
their  Operations." 
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3.  Die  ausschliessliche  Zuständigkeit  zur  Regelung 
einiger  Angelegenheiten,  deren  gleichförmige  Ordnung 
im  offenbaren  Interesse  der  Gesammtheit  und  der  ein- 
zelnen Staaten  lag,  nämlich  Bestimmung  der  Zusammen- 
setzung und  des  Werthes  der  Münze  nebst  der  Befug- 
niss  zu  eigener  Miinzprägung  (letztere  in  Concurrenz 
mit  den  Staaten),  Bestimmung  von  Maass  und  Gewicht 
für  das  ganze  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten,  Regelung 
des  Handels  mit  solchen  Indianern,  die  nicht  Angehörige 
eines  Staates  waren,  und  der  sonstigen  Angelegenheiten 
derselben  unter  Vorbehalt  des  Territorialrechts  für 
jeden  Staat,  Verwaltung  des  Postwesens  von  einem 
Staat  zum  andern  nebst  Bestimmung  und  Erhebung 
des  Portos  für  die  zwischenstaatlichen  Sendungen  (Art. 

IX,«). 

4.  Eine  Reihe  von  Justizbefugnissen,  nämlich  end- 
gültige Entscheidung  aller  Streitigkeiten  zwischen  den 
Staaten  durch  eine  besondere  von  ihnen  ad  hoc  ein- 
zusetzende Commission^',  ausschliessliche  Gesetzgebung 
iiber  die  Legalität  von  Land-  und  Seebeute  und,  sofern 
sie  vom  Heere  oder  der  Flotte  der  Vereinigten  Staaten 
gemacht  war,  auch  über  ihre  Vertheilung  oder  Ver- 
wendung, ausschliessliches  Recht  zur  Einsetzung  von 
Gerichtshöfen  behufs  Untersuchung  und  Entscheidung 
über  Seeräuberei  und  über  Verbrechen  auf  hohem  Meere, 
ausschliessliches  Recht  zur  Einsetzung  von  Appellations- 
gerichten behufs  Entscheidung  über  Land-  und  Seebeutc 
(Art  IX,  i). 

5.  Zulassung  von  Canada  und  andern  Colonien  zur 


^'  Art  IX,  9.  Die  Angabe  des  complicirten  Details  hat 
kein  ausreichendes  Interesse;  die  Bestimmungen  zur  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  waren 
auf  Landansprüche  von  Privatpersonen  auf  Grund  der  Ver- 
leihungen von  zwei  oder  mehreren  Staaten  ausgedehnt. 
Art.  IX,  3. 
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Union  (Art  XI),  sowie  Regierung  und  Verwaltung  der 
weiten  westlichen  Territorien,  die  von  den  einzelnen 
Staaten  der  Gesammtheit  abgetreten  wurden.^* 

Die  Zuständigkeit  der  Vereinigten  Staaten  war  auf 
diejenigen  Angelegenheiten  beschränkt,  welche  ihnen 
ausdrücklich  in  der  Verfassung  überwiesen  waren.  Diese 
gehörten  aber  auch  der  Gesammtheit,  den  United  States 
in  congresB  assembled^  durch  die  Ueberweisung  haben 
sie  aufgehört,  Angelegenheiten  der  einzelnen  Staaten 
zu  sein.  Die  Vereinigten  Staaten  waren  Träger  der 
ihnen  in  der  Verfassung  überwiesenen  Rechte  und  Be- 
fugnisse, nicht  Verwalter  derselben   für  die  Staaten.  ^* 

III.  Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft 
unter  dem  Bundesvertrage  vom  7.  August  1815. 
Dem  Bunde  war  eine  doppelte  Aufgabe  gegeben:  zu- 
nächst Behauptung  der  Freiheit,  Unabhängigkeit  und 
Sicherheit  der  22  souveränen  Cantone*^  gegen  alle  An- 
griffe fremder  Mächte,  dann  Handhabung  der  Ruhe  und 


1*  Story,  §228;  G.  Bancroft,  History  of  the  United 
States,  X,  420. 

^*  Art.  II:  „Each  state  retains  its  sovereignty,  freedom 
and  independence,  and  every  power,  Jurisdiction  and  right 
which  is  not  by  this  confederation  expressly  delegated  to 
the  United  States,  in  congress  assembled."  Demgemäss  be- 
stimmte Art.  IX  in  verschiedenen  Wendungen :  „The  United 
States  in  congress  assembled  shall  have  (nicht  exercise)  .  .  . 
the  sole  and  exclusive  right  and  power  .  .  .  shall  have 
(nicht  exercise)  authority"  .  . 

*^  Darunter  zwei,  seit  1833  drei  Cantone,  welche  in  je 
zwei  Halbcantone  zerfallen,  Unterwaiden  in  Obwalden  und 
Nidwaiden,  Appenzell  in  Inner-  und  Ausserrhoden ,  Basel 
seit  1833  in  Basel -Stadttheil  und  Basel -Landschaft.  Die 
Theilung  von  Unterwaiden  ist  alt  und  hat  geographische 
Gründe,  die  Theilung  von  Appenzell  ist  durch  den  Gegen- 
satz der  Confessionen  herbeigeführt,  die  Trennung  von 
Basel  ist  dadurch  veranlasst,  dass  die  Stadt  der  Landschaft 
keine  völlige  Gleichberechtigung  gewähren  wollte. 
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Ordnung  im  Innern  (Art.  1).  Die  Herrschaftsrechte  des 
Blindes  zerfielen  gemäss  dieser  doppelten  Aufgabe  in 
zwei  Gruppen: 

1.  Internationale  Befugnisse  nebst  Hfilfsbefuguissen 
zu  ihrer  Handhabung,  nämlich 

a)  Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht;  das 
Kriegsrecht  unter  Ausschluss  der  Cantone  von  einer 
concurrirenden  Zuständigkeit  ^%  das  Vertragsrecht  mit 
einigen  Vorbehalten  für  die  Cantone  (Militärcapitula- 
tionen  und  V^erträge  über  ökonomische  und  Polizei- 
gegenstäude,  welche  indessen  weder  dem  Bunde  noch 
den  bestehenden  Bündnissen  noch  den  verfassungs- 
mässigen Rechten  anderer  Cantone  zuwider  sein  durften 
und  desswegen  zur  Kenntniss  des  Bundes  gebracht 
werden  mussten)**,  das  Gesandtschaftsrecht  ohne  Aus- 


^^  Den  Cantonen  war  das  Kriegsrecht  nicht  ausdrücklich 
und  auch  nicht  vollständig  entzogen.  Auswärtige  Angriffe 
mochten  sie  zunächst  mit  eigenen  Mitteln  zurückweisen,  auch 
in  einem  solchen  Falle  nach  alter  Schweizer  Sitte  die  andeim 
Cantone  „zu  getreuem  Aufsehen^'  d.  h.  zur  Hülfeleistung 
mahnen  (Art.  4).  Ein  selbständiges  Kriegsrecht  der  Cantone 
wäre  mit  den  Aufgaben  des  Bundes,  mit  der  Neutralität 
des  Bundesgebiets  (Wiener  Congresserklärung  vom  20.  März 
1815,  Anerkennungs-  und  Gewährleistungs- Urkunde  der 
immerwährenden  Neutralität  der  Schweiz  durch  die  Ver- 
treter der  europäischen  Grossmächte  vom  20.  November 
1815)  und  mit  einzelnen  dem  Bunde  überwiesenen  Befug- 
nissen (alleiniges  Recht  zum  Abschluss  von  Bündnissen  — 
Art.  8  — ,  alle  Verfügungen  zur  Sicherheit  der  Eidgenossen- 
schaft —  Art.  4  — ,  alle  erforderlichen  Maassregeln  für  die 
Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  —  Art.  8)  völlig  unverein- 
bar gewesen. 

^*  Formen  für  den  Abschluss  von  Cantonsverträgen  im 
Tagsatzungsbeschluss  vom  22.  Juli  1819.  Blumer -Morel, 
I,  75-76. 
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schluss    der  Cantone^*   von    einer   concurrirenden   Zu- 
ständigkeit in  ihren  Angelegenheiten  (Art.  8). 

b)  Verfügung  über  die  Contingentstruppen  der  Can- 
tone  zu  Bundeszwecken.  Dem  Bunde  gebührte  die 
Bestimmung  ihrer  Organisation,  die  Verfügung  über 
ihre  Aufstellung  und  ihren  Gebrauch,  die  Ernennung 
des  Generals,  des  Generalstabes  und  der  eidgenössischen 
Obersten,  sowie  im  Einverständniss  mit  den  Cantons- 
regierungen  die  Aufsicht  über  ihre  Bildung  und  Aus- 
rüstung (Art.  8).  Die  Contingente  mussten  von  den 
einzelnen  Can tonen  auf  Grund  einer  eidgenossischen 
Skala  (2  Mann  auf  je  100  Cantonsangehorige)  gestellt 
werden  (Art.  2). 

c)  Einforderung  von  Matrikularbeiträgen  der  Can- 
tone  zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  und  andern  Aus- 
gaben des  Bundes  nach  einer  eidgenössischen  Skala^ 
nebst  der  Befugniss,  zur  Bildung  einer  eidgenössischen 
Kriegskasse  Eingangsgebühren  auf  Waaren,  die  nicht 
zu  den  nothwendigsten  Bedürfnissen  gehörten,  zu  legen 
und  durch  die  Grenzeantone  erheben  zu  lassen  (Art.  3).^° 

2.  Befugnisse  zur  Handhabung  der  Ruhe  und  Ord- 
nung im  Innern: 

a)  Gewährleistung  der  Cantonsverfassungen,  wie  sie 


^^  Ein  Verbot  des  Gesandtschaftsrechts  der  Cantone 
wird  man  aus  den  Bestimmungen  des  Bundesvertrags  nicht 
begründen  können. 

^^  Die  Bildung  einer  Kriegskaase  war  obligatorisch,  ihr 
Betrag  sollte  bis  auf  den  Betrag  eines  doppelten  Geld- 
contingents  der  Cantone,  nämlich  1080214  frs.  anwachsen. 
Nach  Uebereinkunft  der  Stände  vom  11.  Juli  1820  sollte 
der  Bezug  der  Grenzgebühren  unverändert  bis  zur  Samm- 
lung eines  vierfachen  Geldcontingents  fortdauern.  Die  Kriegs- 
kasse sollte  nur  zu  Militärkosten  bei  eidgenössischen  Aus- 
zügen verwendet  werden.  Art.  3.  Blumer- Morel,  I,  77. 
Die  Eriegskasse  hat  thatsächlich  einen  noch  höhern  Be- 
stand erreicht.     Blumer-Morel,  I,  107. 
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„von  den  obersten  Behörden  jeden  Cantons,  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Grundsätzen  des  Bundesvertrags, 
werden  angenommen  worden  sein"  (Art.  1).^^ 

b)  Maassregeln  zur  Wiederherstellung  der  Ruhe  und 
Ordnung  bei  innern  Unruhen  in  einem  Canton  auf  An- 
suchen der  Cantonsregierung,  nachdem  dieselbe  unter 
Benachrichtigung  des  Vorortes  andere  Cantone  („Mit- 
ötande")  zur  Hülfe  gemahnt  hatte  (Art.  4).^^ 

c)  Verweisung  aller  Ansprüche  und  Streitigkeiten 
zwischen  den  Cantonen,  die  nicht  durch  den  Bundes- 
vertrag gewährleistet  waren  ^',  an  das  eidgenossische 
Recht.  Jeder  der  streitenden  Cantone  sollte  aus  den 
Magistratspersonen   anderer  Cantone    zwei  oder  wenn 


*^  Der  Tagsatzungabeschluss  vom  23.  December  1830: 
jeder  Canton  möge  kraft  seiner  Souveränetät  die  von  ihm 
far  zweckmässig  erachteten  Aenderungen  seiner  Verfassung 
vornehmen,  sofern  dieselben  dem  Bundes  vertrage  nicht  zu- 
widerliefen, und  es  werde  sich  daher  die  Bundesbehörde 
auf  keine  Weise  in  solche  Reformen  einmischen,  enthielt 
eine  Abweichung  von  der  bisher  befolgten  Bundespolitik, 
stand  aber  mit  dem  Bundesrecht  in  vollem  Einklang.  Nicht 
ganz  übereinstimmend  Bluntschli,  I,  500;  Blumer -Morel, 
I,  83. 

*'  Von  dem  eidgenössischen  Interventionsrecht  bei  innern 
Unruhen  in  den  Cantonen  ist  häufiger  Gebrauch  gemacht, 
namentlich  durch  Besetzung  im  Aufruhr  befindlicher  Can- 
tone oder  Cantonstheile  mit  eidgenössischen  Truppen.  Die 
cantonale  Entwickelung  ist  seit  1830  etwas  stürmisch  ge- 
wesen. Die  Unsitte  des  „Putschens"  (gewaltsame  Entfer- 
nung misliebiger  Cantonsregierungen  und  gewaltsame  Aen- 
dening  veralteter  Cantonsverfassungen)  scheint  noch  nicht 
völlig  überwunden  zu  sein  (Tessin). 

**  Die  Cognition  über  die  durch  den  Bundesvertrag 
gewährleisteten  Angelegenheiten,  z.  B.  Cantonsgebiete  und 
Cantonsverfassungen  (Art.  1),  freier  Verkehr  zwischen  den 
Cantonen  (Art.  11),  Fortbestand  der  Klöster  und  Kapitel 
(Art.  12)  gehörte  zur  Zuständigkeit  des  Bundes  und  seines 
Organes,  der  Tagsatzung. 


12H  II.    1.    §  7.  StÄatenbündische  Verfassungen. 

die  Parteien  darüber  einig  waren,  einen  Schiedsrichter 
wählen,  welche  den  Streit  in  der  Minne  und  auf  dem 
Pfad  der  Vermittelung  beizulegen  trachten  sollten. 
Scheiterte  der  V^ermittelungsversuch ,  so  hatten  die 
Schiedsrichter,  und  falls  diese  sich  hierüber  nicht  zu 
einigen  vermochten,  die  Tagsatzung  auf  Antrag  des 
einen  oder  andern  streitenden  Cantons  (unter  Ausschluss 
der  streitenden  Cantone  vom  Stimmrecht)  einen  Ob- 
mann aus  den  Magistratspersonen  eines  in  der  Sache 
unparteiischen  Cantons  und  aus  welchem  nicht  bereits 
ein  Schiedsrichter  genommen  war,  zu  wählen.  Obmann 
und  Schiedsrichter  hatten  nochmals  die  Vermittelung 
des  Streites  zu  versuchen  und  denselben  nöthigenfalls 
nach  den  Rechten  zu  entscheiden,  ohne  dass  gegen  den 
Spruch  ein  Rechtsmittel  statthaft  war.  Die  Verfolgung 
von  Streitigkeiten  untereinander  mit  Gewalt  war  den 
Cantonen  verboten  (Art.  5). 

d)  Gebot  des  freien  Verkehrs  für  Lebensmittel, 
Landeserzeugnisse  und  Kaufmannswaaren  im  Innern 
der  Schweiz,  Verbot  der  Hemmung  der  Aus-,  Ein-  und 
Durchfuhr  für  solche  Gegenstände,  sowie  auch  für  das 
Vieh,  von  Canton  zu  Canton,  Verbot  der  Errichtung 
oder  Erhöhung  von  Zollen,  Weg-  und  Brückengeldern 
ohne  Genehmigung  der  Tagsatzung,  jedoch  mit  Vor- 
behalt der  erforderlichen  Polizeiverfügungen  gegen 
Wucher  und  schädlichen  Verkauf  (Art.  11  mit  Decla- 
ration  vom  26.  Juli  1831 ;  Blumer-Morel,  I,  107). 

e)  Gewährleistung  des  Fortbestandes  der  Kloster 
und  Kapitel  und  der  Sicherheit  ihres  Eigenthums 
gegenüber  den  Cantonsregierungen,  unbeschadet  der 
Steuerpflicht.  »* 

2*  Die  Keime  des  Sonderbundes,  des  Sonderbundkrieges 
und  der  darauf  erfolgten  Umgestaltung  der  schweizerischen 
Bundesverfassung  liegen  in  dem  Beschlüsse  des  Grossen 
Rathes  des  Cantons  Aargau  vom  13.  Januar  1841,  wodurch, 
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IV.  Der  Deutsche  Bund  unter  der  Bundes- 
acte  Tom  8.  Juni  1815  und  der  Schlussacte  vom 
15.  Mai/8.  Juni  1820.  Demselben  war  eine  dreifache 
Aufgabe  gegeben:  Erhaltung  der  äusseren  und  inneren 
Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit  und 
Unverletzbarkeit  der  einzelnen  deutschen  Staaten  (B.  A., 
Art.  2;  S.  A.,  Art.  1). 

1.  Zur  Erhaltung  der  äusseren  Sicherheit 
Deutschlands  bildeten  die  im  Bunde  vereinten 
38"  deutschen  Staaten  eine  Gesammtmacht,  mit  eigenem 
Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht.  ^^  Waren 
auch  die  einzelnen  deutschen  Staaten  von  Ausübung 
der  volkerrechtlichen  Befugnisse  in  ihren  Angelegen- 
heiten nicht  ausgeschlossen,  so  gebührte  doch  dem 
Bunde,  als  Correlat  seiner  Schutzpflicht  gegenüber  den 
Stiiaten,  ein  Controlrecht  bezüglich  ihrer  auswärtigen 
Angelegenheiten.^^  Den  Staaten  waren  Verbindungen 
gegen  die  Sicherheit  des  Bundes  oder  anderer  Bundes- 
staaten untersagt.    Die  Handlungen  des  Bundes  inner- 


zuwider dem  Art.  12  des  Bundesvertrages,  die  Aufhebung 
sämmtlicher  Klöster  im  Canton  Aargau  verfügt  wurde, 
ßluntschli,  I,  506  fg.;   Blumer-Morel,  I,  133  fg. 

^^  B.  A.,  Art.  6,  nennt  diese  Ziffer,  indem  sie  die  Staaten 
Reuss-Schleiz,  Reuss-Lobenstein  und  Reuss-Ebersdorf  unter 
dem  Namen  Reuss  jüngere  Linie  zu  einer  Einheit  zusammen- 
fasst.  Durch  Plenarbeschluss  der  Bundesversammlung  vom 
7.  Juli  1817  trat  der  Landgraf  von  Hessen-Homburg  hinzu. 
Während  des  Bestandes  des  Deutschen  Bundes  ist  die  Mit- 
diederzahl  auf  33  vermindert.     G.  Meyer,  §  40. 

**  S.  A.,  Art.  2 :  „eine  in  politischer  Einheit  verbundene 
Oesammtmacht",  B.  A.,  Art.  11;  S.  A.,  Art.  35 — 50.  „Der 
Band  hat  als  Gesammtmacht  das  Recht,  Krieg,  Frieden, 
Bündnisse  mid  andere  Verträge  zu  beschliessen."    (Art.  35.) 

*^^  S.  A.,  Art.  36:  „Dagegen  sind  die  einzelnen  Bundes- 
staaten verpflichtet,  von  ihrer  Seite  weder  Anlass  zu  der- 
^'leichen  Verletzungen  (auswärtiger  Staaten)  zu  geben,  noch 
auswärtigen  Staaten  solche  zuzufügen.^' 

Wksr&xaxp.  9 
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halb  seiner  verfassungsmässigen  Zuständigkeit,  nament- 
lich auf  internationalem  Gebiete,  waren  für  sämmtliche 
deutsche  Staaten  verbindlich.^^ 

Der  Bund  hatte  weder  ein  eigenes  Heer  noch  eigenes 
Besteuerungsrecht,  sondern  nur  die  Befugniss,  nach 
näherer  Bestimmung  der  sog.  Bundeskriegsverfassung  ^^ 
über  die  Contingente  der  einzelnen  deutschen  Staaten 
zu  Bundeszwecken,  namentlich  zur  Führung  eines  Bun- 
deskrieges zu  verfügen,  den  Bundesoberfeldherrn  und 
seinen  Stellvertreter  zu  ernennen  und  das  Besatzungs- 
recht in  den  Bundesfestungen  (Mainz,  Luxemburg, 
Landau,  Ulm  und  Rastatt)  auszuüben,  sowie  Matriku- 
larbeiträge  auf  die  einzelnen  Staaten  zur  Zahlung  seiner 
Ausgaben  auszuschreiben  (S.  A.,  Art.  50). 

2.  Zur  Erhaltung  der  inneren  Sicherheit 
Deutschlands  war  den  deutschen  Staaten  die  Ver- 
folgung ihrer  Streitigkeiten  untereinander  mit  Gewalt 
aller  Art  verboten.  Auf  Anruf  der  streitenden  Theile 
oder  eines  derselben  gehörte  die  Vermittelung  solcher 
Streitigkeiten  und,  falls  diese  mislang,  ihre  Entschei- 
dung durch  eine  wohlgeordnete  Austrägalinstanz  zur  Zu- 
ständigkeit des  Bundes  ^^;  auch  ohne  Anruf  mochte  er 

^^  B.  A.,  Art.  11:  „Bei  einmal  erklärtem  Bandeskrieg 
darf  kein  Mitglied  einseitige  Verhandlungen  mit  dem  Feinde 
eingehen,  noch  einseitig  Waffenstillstand  oder  Frieden 
Bchliessen.  —  Die  Bundesglieder  behalten  zwar  das  Recht  der 
Bündnisse  aller  Art;  verpflichten  sich  jedoch,  in  keine  Ver- 
bindungen einzugehen,  welche  gegen  die  Sicherheit  des 
Bundes  oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet  wären/^ 
S.  A.,  Art.  32:  „Da  jede  Bundesregierung  die  Ohliegenheit 
hat,   auf  Vollziehung  der  Bundesbeschlüsse  zu  halten.  .  .  /^ 

'^  Bundesplenarbeschluss  vom  9.  April  1821  über  die 
allgemeinen  Umrisse  und  wesentlichen  Bestimmungen  der 
Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes,  mit  ausführenden 
Beschlüssen  vom  12.  April  1821,  11.  Juli  1822,  4.  Januar 
1855  und  27.  April  1861. 

3«  B.  A.,  Art.  11,  B.  B.  vom  16.  Juni  1817  und  3.  August 
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im  Hinblick  auf  wirklich  ausgeübte  oder  drohende 
Thätlichkeiten  vorläufige  Maassregeln  zur  Aufrecht- 
erhaltung des  Besitzstandes  treffen  (S.  A.,  Art.  19). 

3.  Mit  dem  dritten  Bundeszwecke,  Erhaltung 
der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der 
deutschen  Staaten,  stand  in  Verbindung,  dass  der 
Bund  sich  in  ihre  inneren  Angelegenheiten  nur  nach 
Maassgabe  seiner  Grundgesetze  einmischen  durfte.  Die 
Bundesacte  statuirte  bei  bestimmten  Angelegenheiten 
ein  Interventionsrecht  des  Bundes  im  Interesse  der 
Unterthanen,  namentlich  der  privilegirten  Unterthanen 
(Mediatisirte)  gegen  ihre  Landesregierung,  erst  die 
Praxis  des  Bundes  ^^,   dann   die  Schlussacte  haben  ein 


1820,  S.  A.,  Art.  18—24.  —  Wichtigster  Inhalt:  Der  Bund 
sollte  zunächst  den  Ausgleich  der  Streitigkeit  durch  einen 
Aasschuss  der  Bundesversammlung  versuchen.  Beispiel  eines 
so  erledigten  Streites  bei  Meyer -Zöpfl,  II,  88.  Mislang 
der  Vermittelungs versuch,  so  hatte  der  Beklagte,  bei  dessen 
Säumniss  die  Bundesversammlung,  dem  Kläger  drei  unpar- 
teiische Bundesglieder  vorzuschlagen,  von  denen  dieser 
eines  zu  wählen  hatte.  Der  oberste  Gerichtshof  des  ge- 
wählten Bundesgliedes  urtheilte  endgültig  im  Namen  und 
anstatt  der  Bundesversammlung,  unter  alleinigem  Vorbehalt 
der  restitutio  ex  capife  tiovortim,  welche  binnen  längstens 
vier  Jahren  nach  Auffindung  der  neuen  Thatsachen  und 
Beweismittel  anzubringen  war;  dieselbe  führte  zu  einer 
abermaligen  Entscheidung  des  mit  der  Streitsache  befassten 
Gerichtshofes.  Nach  richtiger  und  herrschender  Ansicht 
bezog  sich  dieser  Modus  des  Austrages  auch  auf  politische 
(staatsrechtliche)  Streitigkeiten.  —  Nach  Analogie  dieser 
Bestimmungen  war  die  Streitfrage  unter  Bundesgliedern, 
wer  von  ihnen  der  Verpflichtete  bei  einer  Forderung  von 
Privatpersonen  sei,  zu  entscheiden.  —  Zahlreiche  Streitig- 
keiten deutscher  Staaten  untereinander  sind  zur  Zeit  des 
Bandes  durch  Austrägalurtheil  erledigt. 

'^  B.  B.  vom  20.  September  1819  über  provisorische 
Maassregeln  zur  nöthigen  Aufrechterhaltung  der  inneren 
Sicherheit   und  öffentlichen   Ordnung  im  Bunde,    über    die 

9* 
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InterventioDsrecht  des  Bundes  im  Interesse  der  Landes- 
regierungen gegen  ihre  Unterthanen  beigefügt. 

Die  Zuständigkeit  des  Bundes  erstreckte  sich  nament- 
lich auf  folgende  Angelegenheiten  der  deutschen  Staaten: 

a)  Einführung  einer  landstandischen  Verfassung  iu 
den  deutschen  Staaten  und  Wahrung  des  sog.  mon- 
archischen Princips^*; 

b)  Erhaltung  der  Kühe  und  Ordnung  in  den  deut- 
sehen Staaten  bei  Widersetzlichkeit  der  Unterthanen 
nach  näherer  Bestimmung  der  S.  A.,  Art.  25 — 28 ; 

c)  Gerichtsverfassung  der  deutschen  Staaten  (B.  A.. 
Art.  12)  und  Abhülfe  bei  Justiz  Verweigerungen  (S.  A., 
Art.  29) ; 

d)  gleichförmiger  privilegirter  Kechtszustand  der 
vormals  reichsständischen,  seit  1806  mediatisirten  Für- 
sten, Grafen  und  Herren  in  allen  deutschen  Staaten 
(B.  A.,  Art.  14,  17); 

e)  Gewährleistung  einiger  Mindestrechte  der  Unter- 
thanen (Unabhängigkeit  der  bürgerlichen  und  politi- 
schen Rechte  von  der  Verschiedenheit  des  christlichen 
Religionsbekenntnisses  —  B.  A.,  Art.  16,  Befiigniss  zum 
Erwerb   von  Grundeigenthum  ausserhalb  des  Heimats- 


Presse,  über  die  in  Ansehung  der  Universitäten  zu  er- 
greifenden Maassregeln  und  über  Bestellung  einer  Gentral- 
behörde  in  Mainz  zur  näheren  Untersuchung  der  in  mehreren 
Bundesstaaten  entdeckten  revolutionären  Umtriebe.  Meyer- 
Zöpfl,  II,  89—100. 

^^  B.  A.,  Art.  13:  „In  allen  Bundesstaaten  wird  eine 
landständische  Verfassung  stattfinden."  S.  A.,  Art.  57:  ,fl)a 
der  Deutsche  Bund,  mit  Ausnahme  der  Freien  Städte,  aus 
souveränen  Fürsten  besteht,  so  muss  dem  hierdurch  ge- 
gebenen Grundbegriffe  zufolge  die  gesammte  Staatsgewalt 
in  dem  Oberhaupte  des  Staates  vereinigt  bleiben,  und  der 
Souverän  kann  durch  eine  landständische  Verfassung  nur 
in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der 
Stände  gebunden  werden." 
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Staates  —  B.  A.,  Art.  18,  Freizügigkeit  von  einem  Staat 
zum  andern,  sofern  letzterer  sie  erweislich  zu  Unter- 
thanen  annehmen  wollte  und  keine  Militärverbindlich- 
keit gegen  das  bisherige  Vaterland  im  Wege  stand  — 
B.  A.,  Art,  18,  Freiheit  von  aller  Nachsteuer  —  B.  A., 
Art.  18); 

j)  bestimmte  sonstige  Angelegenheiten  (Erlass  gleich- 
formiger  Verfügungen  über  die  Pressfreiheit  ^',  Sicher- 


''  B.  A.,  Art.  18,  Lit.  d:  „Die  BundesversammluDg  wird 
sich  bei  ihrer  ersten  Zusammenkunft  mit  Abfassung  gleich- 
förmiger   Verfügungen    über    die    Pressfreiheit be- 
schäftigen."    §  10   des   Bundespressgesetzes   vom   20.  Sep- 
tember 1819,  welches  nach  dem  B.  B.  vom  24.  August  1824 
(Meyer-Zöpli,  II,  163)  bis  zur  Vereinbarung  eines  definitiven 
Pressgesetzes  in  Kraft  bleiben  sollte  und.  erst  durch  B.  B. 
vom  3.  März  1848  (Meyer-Zöpfl,  II,  460—461)  beseitigt  ist: 
„Vor  Ablauf  dieser  Zeit  (20.  September  1824)  soll  am  Bundes- 
tage gründlich  untersucht  werden,  auf  welche  Weise  die  im 
18.  Artikel  der  B.  A.  in  Anregung  gebrachten  gleichförmigen 
Vorschriften    über   die  Pressfreiheit  in  Erfüllung  zu  setzen 
sein   möchten,    und   demnächst   ein    Definitivbeschluss    über 
die  rechtmässigen  Grenzen  der  Pressfreiheit  in  Deutschland 
erfolgen."    Einstweilen  wurden  dieselben  im  §  1  des  citirten 
Gesetzes  dahin  bestimmt:    „Solange,   als  der  gegenwärtige 
Beschluss    in  Kraft   bleiben  wird,   dürfen  Schriften,   die  in 
der  Form  täglicher  Blätter  oder  heftweise  erscheinen,  des- 
gleichen solche,   die   nicht  über  20  Bogen  im  Druck  stark 
sind,    in    keinem    deutschen   Bundesstaate    ohne   Vorwissen 
nnd  vorgängige   Genehmhaltung   der   Landesbehörden    zum 
Druck   befördert   werden.**     Zur   Sicherung    gegen   etwaige 
Hberale  Anwandlungen  einzelner  deutscher  Regierungen  diente 
die  Bestimmung  im  §  6  das. :  „Die  Bundesversammlung  soll 
ausserdem  befugt  sein,  die  zu  ihrer  Kenntniss  gelangenden, 
unter  der  Hauptbestimmung   des  §  1  begrifi'enen  Schriften, 
\xi  welchem    deutschen   Staate    sie    auch   erscheinen  mögen, 
wenn  solche,  nach  dem  Gutachten  einer  von  ihr   ernannten 
Commission,  der  Würde  des  Bundes,  der  Sicherheit  einzel- 
ner Bundesstaaten,  oder  der  Erhaltung  des  Friedens  und  der 
Ruhe  in  Deutschland  zuwiderlaufen,   ohne  vorhergegangene 
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Stellung  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  Nach- 
druck —  B.  A.,  Art.  18,  Lit.  (/,  Verhandlungen  über  den 
Handel  und  Verkehr  unter  den  deutschen  Staaten  — 
B.  A.,  Art.  19,  S.  A.,  Art.  65,  sowie  die  Schiffahrt  auf 
den  mehreren  Staaten  gemeinsamen  Flüssen  —  B.  A., 
Art.  19,  S.  A.,  Art.  65,  Feststellung  der  Rechte  der  Be- 
kenner  des  jüdischen  Glaubens  in  den  deutschen  Staaten 
—  B.  A.,  Art.  16). 

§  8. 

Die  Tereinigten  Staaten  Ton  Amerika  unter  der 

UnionsTerfassnng. 

Eine  kurze  übersichtliche  Darstellung  der  materiellen 
Befugnisse  der  Bundesgewalt  wird  zweckmässig  in  drei 
Theile  zerlegt:  Regeln  für  das  Verhaltniss  der  Bundes- 
gewalt zu  den  Staatengewalten,  die  einzelnen  Haupt- 
befugnisse des  Bundes,  verfassungsmässige  Schranken 
des  Bundes. 

L  Die  Regeln  für  das  Verhaltniss  der  Bundes- 
gewalt zu  den  Staatengewalten  sind  nur  theil- 
weise  in  der  Unionsverfassung  ausdrücklich  ausge- 
sprochen; sie  entspringen  zum  grössten  Theil  aus  der 
Coexistenz  mehrerer  Regierungen  auf  demselben  Gebiete 
und  über  denselben  Personen.  Die  früheren  Streitig- 
keiten, welche  dieser  Regierungen  souverän  sei,  haben 
aufgehört ;  man  ist  gegenwärtig  in  den  Vereinigten 
Staaten,  soweit  ich  sehen  kann,  darüber  einverstanden, 
dass  jede  derselben  innerhalb  ihres  verfassungsmässigen 


Aufforderang  aus  eigener  Autorität  durch  einen  Ausspruch, 
von  welchem  keine  Appellation  stattfindet,  zu  unterdrücken, 
und  die  betreffenden  Regierungen  sind  verpflichtet,  diesen 
Ausspruch  zu  vollziehen."  Von  dieser  Befugniss  ist  wieder- 
holt und  lauge  Zeit  Gebrauch  gemacht.  Meyer -Zöpfl,  II, 
163  Anm.,  389,  392,  418,  432,  437,  448,  456,  458. 
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Bereiches  unabhängig  und  souverän  ist.  ^  Die  Bundes- 
verfassung sieht  nach  einem  oft  angezogenen  Ausspruch 
des  höchsten  Gerichtshofes  in  alle^  ihren  Bestimmungen 
auf  eine  unzerstorliche  Union,  die  aus  unzerstorlichen 
Staaten  gebildet  ist.  ^  Das  ist  keine  Eigenthümlichkeit 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten,  sondern  gilt, 
abgesehen  von  den  endlosen,  aber  wenig  nützlichen 
Controversen  über  die  Souveränetät,  von  jedem  andern 
modernen  Bundesstaate.  Darum  haben  auch  diese  Re- 
geb  allgemeine  Bedeutung  für  die  modernen  Bundes- 
staaten, soweit  nicht  ihre  Verfassungen  Abweichungen 
enthalten. 

1.  Die  Befugnisse,  welche  aus  dem  Vorhan- 
densein des  Bundes  entspringen,  gehören  dem 
Bunde  und  nicht  den  Staaten;  die  Befugnisse, 
welche  aus  dem  Vorhandensein  der  Staaten 
entspringen,  gehören  den  Staaten  und  nicht 
dem  Bunde.  Den  Staaten  gebühren  nur  die- 
jenigen Befugnisse  in  Bezug  auf  den  Bund, 
dem  Bunde  nur  diejenigen  Befugnisse  in  Be- 
zug auf  die  Staaten,  welche  ihnen  in  der  Bun- 
desverfassung oder  in  nach  Maassgabe  der- 
selben erlassenen  Gesetzen  übertragen  sind. 

Die  Kegel  ist  meines  Wissens  in  keiner  modernen 
Bundesverfassung  ausdrücklich  ausgesprochen.  Sie  folgt 
aus  dem  Nebeneinander  mehrerer  unabhängiger  Kegie- 
nmgen  auf  demselben  Gebiete  über  denselben  Per- 
sonen. Die  Bundesverfassung,  Bundesgesetze  und  Bun- 
desverordnungen gehören  dem  Bunde  und  nicht  den 
Staaten ;  die  Organe,  Behörden  und  Beamten  des  Bun- 


^  Vgl.  die  Belegstellen  in  §  6,  Anm.  6. 

*  Salmon  P.  Chase,  Chief  Justice  der  Vereinigten  Staaten, 
in  Texas  v.  White:  „The  Constitution  in  all  its  provisions 
looks  to  an  indestructible  Union  composed  of  indestructible 
States."     Cooley,  S.  10. 
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des,  seine  auswärtigen,  militärischen  und  finanziellen 
Angelegenheiten  sind  Einrichtungen  des  Bundes,  welche 
durch  die  Bundesverfassung  und  die  Bundesgesetze  ge- 
regelt werden;  sie  fallen  daher  nicht  unter  die  Zu- 
ständigkeit der  Staaten.  Aber  ebenso  sind  die  Ver- 
fassungen, Gesetze  und  Verordnungen  der  Staaten,  ihre 
Organe,  Behörden  und  Beamten,  ihre  militärischen, 
finanziellen  und  Justizangelegenheiten  Einrichtungen 
der  Staaten  und  werden  wenigstens  in  der  Regel  durch 
deren  Recht  bestimmt;  sie  fallen  daher  nicht  unter  die 
Zuständigkeit  des  Bundes.  Indessen  bewirkt  die  Co- 
existenz  mehrerer  Regierungen  auf  demselben  Gebiete 
zahlreiche  Beziehungen  und  Berührungen  unter  den- 
selben. Bund  und  Staaten  haben  schliesslich  eine  se- 
meinsame  Aufgabe:  Forderung  der  Sicherheit,  Tüchtig- 
keit und  Wohlfahrt  desselben  Volkes.  Im  Hinblick 
auf  diese  gemeinsame  Aufgabe  sind  der  Bestand,  die 
Rechte,  Pflichten  und  Interessen  des  Bundes  einerseits 
und  der  Staaten  andererseits  vielfach  miteinander  ver- 
woben; der  Bund  hat  auf  die  Staaten,  die  Staaten  haben 
auf  den  Bund  Rücksicht  zu  nehmen,  wie  denn  auch  in 
dem  gegliederten  Einheitsstaate  die  verschiedenen  Or- 
gaue gegenseitig  aufeinander  Rücksicht  nehmen  müssen. 
Den  Staaten  ist  häufig  eine  Mitwirkung  bei  der  Zu- 
sammensetzung der  Organe  des  Bundes  gewährt.  So 
besteht  der  Senat  der  Vereinigten  Staaten  aus  zwei 
Senatoren  von  jedem  Staat,  welche  durch  dessen  Legis- 
latur auf  sechs  Jahre  gewählt  werden;  ihr  Präsident 
wird  von  Wahlmännern  der  einzelnen  Staaten  auf  vier 
Jahre  gewählt;  ihr  Repräsentantenhaus  besteht  aus  Mit- 
gliedern von  den  einzelnen  Staaten ;  ihre  Richter  wer- 
den von, dem  Präsidenten  mit  Beirath  und  Zustimmung 
des  Senates,  der  Vertretung  der  Staaten  für  Bundes- 
angelegenheiten, auf  Lebenszeit  angestellt.  Die  Ver- 
einigten Staaten  konnten  nicht  bestehen,  wenn  sämmt- 
liche  Staaten  oder  nur  ihre  Mehrheit   die  Wahl  von 
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Bundessenatoren  oder  wenn  sämmtliche  Staaten  die 
Wahl  Ton  "Wahlmännern  oder  von  Mitgliedern  des  Re- 
präsentantenhausses  unterliessen.  Die  Bundesgesetze 
sind  in  den  Vereinigten  Staaten  meist  an  das  Volk, 
bisweilen  an  die  Staaten  oder  auch  an  beide  zusammen 
gerichtet;  bei  einer  Reihe  von  Bundesgesetzen  gebührt 
den  Staaten  verfassungsmässig  ein  grösserer  oder  ge- 
ringerer Theil  der  Ausführung  (§  22,  Anm.  3).  In  der 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  finden  sich  Gebote 
und  Verbote  nicht  allein  für  den  Bund,  sondern  auch 
für  die  Staaten;  der  Bund  mag  in  deren  Angelegen- 
heiten nach  Maassgabe  seiner  Verfassung  interveniren. 
Daher  der  Zusatz,  dass  sowol  die  Staaten  in  Angelegen- 
heiten des  Bundes  als  auch  der  Bund  in  Angelegen- 
heiten der  Staaten  diejenigen  Befugnisse  üben  mögen, 
welche  ihnen  in  der  Bundesverfassung  oder  in  nach 
Maassgabe  derselben  erlassenen  Gesetzen  überwiesen  sind. 

2.  Die  Einzelstaaten  sind  Mitglieder  des 
Bundes;  sie  haben  ihren  Status  im  Bunde;  sie 
werden  im  Bunde  und  durch  den  Bund  zu 
einem  Gesammtstaate  verbunden.  Das  Ganze 
steht  nothwendig  innerhalb  seiner  Zuständig- 
keit über  seinen  Theilen;  daher  sind  die  ver- 
fassungsmässigen Acte  des  Bundes  für  die 
Einzelstaaten   verbindlich. ^ 

Diese  Regel  ist  von  besonderer  Bedeutung  für  das 
Yerhältniss  der  Bundes-  und  Staatengesetze.  Da  beide 
miteinander  in  Widerspruch  stehen  können,  so  ist  ein 
ausdrücklicher  Ausspruch  über  ihr  Rangverhältniss 
zweckmässig.  Die  meisten  modernen  Bundesverfas- 
sungen *  bestimmen  den  Vorzug  der  Bundesgesetze  vor 


'  In  späteren  Untersuchungen,  bei  Darstellung  der  Nulli- 
fication  und  Secession,  wird  diese  Regel  ausführlicher  be- 
gründet werden. 

*  Unionsverfassung,  Art.  VI,  2  (§  29) ;  schweizerische  Bundes- 
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den  Staatsgesetzen,  wobei  häufiger  ausdrücklich  *  vor- 
ausgesetzt wird,  dass  die  Bundesgesetze  von  dem  Bunde 
innerhalb  seiner  verfassungsmässigen  Zuständigkeit  in 
den  verfassungsmässigen  Formen  ergangen  sind.  In- 
dessen ist  der  Vorzug  des  Bundes  vor  den  Staaten 
nicht  auf  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  beschränkt;  er 
gilt  für  alle  verfassungsmässige  Acte  des  Bundes. 

3.  Die  Befugnisse  des  Bundes  sind  theil- 
weise  zugleich  Pflichten,  zum  grosseren  Theil 
reine  Ermächtigungen.  Von  dem  Ermessen  des 
Bundes  hängt  es  ab,  ob  und  in  welchem  Um- 
fange letztere  ausgeübt   werden  sollen. 

Soweit  die  Befuguisse  des  Bundes  zugleich  Pflichten 
sind,  z.  B.  Schutzansprüche  der  Einzelstaaten  und  der 
Bundesangehörigen  gegen  auswärtige  imd  innere  Ge- 
walt, Recht  derselben  auf  Mitwirkung  bei  der  Zusammen- 
setzung der  Bundesorgane,  hat  der  Bund  kein  freies  Er- 
messen bezüglich  ihrer  Ausübung.  Wie  jedermann  den 
es  angeht  so  wird  er  selbst  durch  seine  Verfassung 
gebunden.  Anders  bei  dem  grosseren  Theile  seiner  Be- 
fugnisse, z.  B.  seinen  meisten  Gesetzgebungsbefug- 
nissen; Art  und  Umfang  ihrer  Ausübung  hängen  von 
seinem  Ermessen  ab.  Da  die  Einzelstaaten  und  die 
Bundesangehörigen  in  der  Regel  in  den  Bundesorganen 
vertreten  werden,  so  haben  sie  hierauf  eine  indirecte 
Einwirkung.  Bundesstaaten  haben  mit  Einheitsstaaten 
gemein,  dass  sie  durchweg  einen  grossen  Theil  ihrer 
Befugnisse  thatsächlich  unausgeübt  lassen. 


Verfassung,  Uebergangsbestimmungen,  Art.  2  (§  30);  mexi- 
kanische Bundesverfassung,  Art.  126  (§  31);  argentinische 
Bundesverfassung,  Art.  31  (§  32);  deutsche  Reichsverfassung, 
Art.  2  (§§  27,  34);  vgl.  auch  British  North  America  Act, 
1867,  Sect.  95  (§  12). 

'*  U.  V.,  Art.  VI,  2 ;  Mexiko,  Art.  126;  Argentinien,  Art.  31 ; 
R.  V.,  Art.  2. 
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4.  Die  Ueberweisung  einer  Befugniss  an  den 
Bund  schliesst  meist  die  Staaten  von  Aus- 
übung einer  concurrirenden  Zuständigkeit 
nicht  aus,  jedoch  unbeschadet  der  beiden 
ersten  Regeln.^ 

Die  Befugnisse  des  Bundes  sind,  wie  eben  hervor- 
gehoben, in  der  Kegel  Ermächtigungen;  der  Bund  darf 
die  betreffende  Angelegenheit  nach  Maassgabe  seiner 
Verfifcssung  in  den  Bereich  seiner  Thätigkeit  ziehen. 
Aus  einer  solchen  Ermächtigung  folgt  an  sich  kein 
Verbot  an  die  Staaten,  ihrerseits  den  betreffenden 
Gegenstand  zu  regeln,  selbstverständlich  soweit  nicht 
die  erste  Kegel  ein  Hinderniss  enthält.  So  überweisen 
die  meisten  neueren  Bundesverfassungen  dem  Bunde 
das  Besteuerungsrecht  und  Gesetzgebungsbefugnisse  auf 
dem  Gebiete  des  Privat-  und  Strafrechts,  ohne  dass 
dadurch  die  Staaten  von  dem  Besteuerungsrecht  oder 
von  der  Gesetzgebungsbefugniss  bei  den  betreffenden 
Gegenstanden  des  Privat-  und  des  Strafrechts  ausge- 
schlossen werden.  Bei  Angelegenheiten,  wo  concur- 
rirende  Zuständigkeit  des  Bundes  und  der  Staaten  be- 
steht, hat  der  Vorzug  der  Bundesgesetze  vor  den  Staaten- 
gesetzen ganz  besondere  Bedeutung;  Staatengesetze  sind 
hier  nur  innerhalb  der  Schranken  gültig,  welche  die 
Bundesgesetze  enthalten. 

Indessen  gilt  die  Regel  der  concurrirenden  Zuständig- 


«  The  Federalist,  Nr.  32;  Story,  §§  435  —  447.  —  Die 
canadische  Bundesverfassung  hat  thunlichste  Minderung  der 
Fälle  concurrirender  Zuständigkeit  des  Bundes  und  der  Pro- 
vinzen angestrebt.  British  North  America  Act,  1867,  Sect.  91 : 
,,the  exclusive  legislative  Authority  of  the  Parliament  of 
Caiiada";  Sect.  92:  „In  each  Province  the  Legislature  may 
cxclusivdy  make  laws  in  relation  to  matters  coming  within 
the  classes  of  subjects  next  hereinafter  enumerated.^^  Aber 
auch  sie  kennt  Fälle  concurrirender  Zuständigkeit:  Sect.  95. 
Vgl.  §  12. 
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keit  des  Bundes  und  der  Staaten  nicht  ausnahmslos,  in 
drei  Fällen  besteht  ausschliessliche  Zuständigkeit  des 
Bundes: 

a)  wenn  ihm  ausdrücklich  durch  seine  Verfiassung 
ausschliessliche  Zuständigkeit  gegeben  ist; 

b)  wenn  ihm  durch  seine  Verfassung  Zuständigkeit 
gegeben  und  zugleich  durch  dieselbe  den  Staaten  die 
Ausübung  einer  concurrirenden  Zuständigkeit  ver- 
boten ist; 

c)  wenn  die  Ausübung  einer  concurrirenden  Zu- 
ständigkeit durch  die  Staaten  mit  der  Befugniss  des 
Bundes  unvereinbar  ist.  ^ 

5.  Zuständigkeit  der  Staaten  ist  die  Regel, 
Zuständigkeit  des  Bundes  ist  die  Ausnahme; 
alle  Befugnisse,  welche  nicht  dem  Bunde  in 
seiner  Verfassung  iiberwiesen  sind,  gehören 
den  Staaten. 

Diese  Regel  gilt  nicht  gleichmässig  in  den  ver- 
schiedenen modernen  Bundesstaaten,  sie  hat  zur  Vor- 
aussetzung, dass  die  Befugnisse  des  Bundes  in  seiner 
Verfassung  aufgezählt  sind  (enumerated  powers).  Diese 
Voraussetzung  triflPt  zu  bei  der  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  der  schweizerischen  und 
der  argentinischen  Bundesverfassung  (§§  9,  11),  der 
deutschen  Reichsverfassung  (§  13),  nicht  aber  bei  der 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  (§  10) 
und  der  canadischen  Bundesverfassung  (§  12).  Die 
Regel  wird  begründet  durch  die  Bedeutung,  welche 
nach  der  Natur  der  Sache  der  Aufzählung  der  Bundes- 


^  Eine  besondere  Begründung  dieser  Ausnahmen  ist  nicht 
erforderlich ;  bei  der  Handhabung  derselben  entstehen  häufig 
schwierige  Streitfragen,  deren  Beleuchtung  aus  der  Juris- 
prudenz der  Gerichtshöfe  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
zu  viel  Raum  erfordern  würde.  —  Vgl.  Westerkamp,  Reichs- 
verfassung, S.  37 — 39. 
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befugnisse  zukommt;  durch  die  Aufzählung  soll  die 
Competenzgrenze  zwischen  der  Bundesgewalt  und  den 
Staatengewalten  bestimmt  werden;  dem  Bunde  gehören 
diejenigen  Befugnisse,  welche  ihm  ausdrucklich  oder 
stillschweigend  in  seiner  Verfassung  überwiesen  sind; 
die  anderen,  also  die  nicht  überwiesenen  Befugnisse, 
gehören  den  Einzelstaaten.  ^ 

Anlangend  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
i^o  wird  die  Regel  durch  den  10.  Zusatzartikel  zur 
Inionsverfassung  declarirt,  worin  ausdrücklich  ausge- 
sprochen ist:  „Die  Befugnisse,  welche  weder  den  Ver- 
einigten Staaten  durch  die  Verfassung  überwiesen  noch 
den  Staaten  durch  dieselbe  untersagt  sind,  sind  den 
betreflfenden  Staaten  oder  dem  Volke  vorbehalten.^''*^ 
Man  ist  indessen  wol  darüber  einverstanden,  dass  dieser 
Zusatzartikel  kein  neues  Recht  setzt,  sondern  nur 
wiederholt,  was  ohnehin  aus  dem  Gesammtinhalt  der 
Verfassung,  zu  entnehmen  war.  *^ 

6.  Die  Befugnisse  des  Bundes  zerfallen  in 
Haupt-  und  Hülfs  befugnisse,  erstere  die- 
jenigen, welche  ihm  ausdrücklich  in  seiner 
Verfassung  überwiesen  sind,  letztere  die- 
jenigen, welche  zur  Ausübung  der  Hauptbefug- 
nisse  nothig  und  geeignet  sind. 

Die  Vereinigten  Staaten  waren  unter  den  Con- 
foderationsartikeln  ein  Rumpf  ohne  Arme  und  Beine, 
ohne  die  Fähigkeit  zu  ausreichendem  Handeln  und  zu 
ausreichender  Bewegung ^^;  sie  entbehrten  der  nothigen 

*  Vgl.  namentlich  Cooley,  Kap.  6,  S.  207  fg.;  Wester- 
kamp,  Reichs  Verfassung,  S.  34 — 35. 

^  „The  powers  not  delegated  to  the  United  States  by 
the  Constitution,  nor  prohibited  by  it  to  the  States,  are 
reserved  to  the  States  respectively,  or  to  the  people." 

*ö  Story,  §§  1906—08. 

^^  James  Madison  in  der  Sitzung  der  Philadelphia- 
Convention  vom  5.  Juni  1787:    „A   government  without  a 
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executiven  und  richterlichen  Befugnisse  und  konnten 
sich  diese  nicht  selbst  verschaffen,  weil  die  Einzel- 
staaten alle  Hoheiten  und  Gewalten,  welche  den  Ver- 
einigten Staaten  nicht  ausdrücklich  (expressly)  durch 
die  Verfassung  überwiesen  waren,  nach  Art.  II  der 
Conf  oderationsartikel  behalten  hatten.  Diesem  schweren 
Mangel  der  Confoderationsartikel  ist  in  sehr  zweck- 
mässiger und  ausgiebiger  Weise  durch  die  Bestimmung 
der  Unionsverfassung  Art.  I,  Sect.  8,  is  abgeholfen,  wo- 
durch der  Congress  ermächtigt  wird,  „alle  Gesetze  zu 
machen,  welche  nothig  und  geeignet  sein  werden,  um 
die  vorhergehenden  Befugnisse  und  alle  anderen  Be- 
fugnisse, welche  durch  diese  Verfassung  der  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  oder  einem  Departement  oder 
Beamten  derselben  übertragen  sind,  in  Ausfuhrung  zu 
bringen". 

Die  eine  oder  andere  Bundesverfassung  hat  die  eben 
angezogene  Bestimmung  der  Unionsverfassung  über- 
nommen^^, die  Urheber  anderer  Bundesverfassungen, 
namentlich  der  schweizerischen  und  deutschen  Bundes- 
verfassung, sind  weniger  sorgfältig  gewesen.  Indessen 
muss  man  in  Ermangelung  einer  entgegenstehenden 
Bestimmung^'  annehmen,  dass  der  eben  angeführte 
Satz  auch  fiir  solche  bundesstaatliche  Verfassungen  gilt, 
welche  ihn  nicht  ausdrücklich  aufgenommen  haben.  Wo 
der  Zweck  legitim  ist,  da  sind  auch  alle  an  sich  er- 
laubte und  nicht  verbotene  Mittel  legitim,  welche 
nothig  und  geeignet  sind,  diesen  Zweck  zu  erreichen.  ^* 


proper  executive  and  judiciary  will  be  the  mere  trunk  of 
a  body,  without  arms  or  legs  to  act  or  to  move."  G.  Ban- 
croft,  II,  26. 

^^  So  die  argentinische  Verfassung,  Art.  67,  28. 

^^  Eine  solche  findet  sich  in  der  mexikanischen  Bundes- 
verfassung, Art.  117,  der  Frankfurter  Reichsverfassung,  §  5, 
der  deutschen  Unions Verfassung,  §  5. 

^*  Westerkamp,  Reichsverfassung,  S.  35 — 36. 
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Hiernach  zerfallen  die  Befugnisse  des  Bundesstaates 
in  zwei  Gruppen,  einmal  Hauptbefugnisse  (enumerated^ 
expressed  powers)^  dann  Hülfsbefugnisse  (incidental^  im- 
pU^d^  resulting  powers).  Nur  bei  den  ersteren  ist  eine 
erschöpfende  Darstellung  möglich,  die  letzteren  hängen 
davon  ab,  ob  und  in  welcher  Weise  die  Hauptbefug- 
nisse ausgeübt  werden.  Zu  den  Hülfsbefugnissen  ge- 
hört beispielsweise  die  Ermächtigung,  denjenigen  Nor- 
men, welche  in  Ausübung  einer  Hauptbefugniss  ergehen, 
durch  Beifügung  einer  Strafbestimmung  Wirksamkeit 
zu  sichern  und  diejenigen  Behörden  einzusetzen  und 
mit  solchen  Amtsbefugnissen  auszustatten,  welche  zur 
Ausführung  der  Hauptbefugnisse  nothig  und  geeignet 
sind.^* 

IL  Bei  der  Darstellung  der  Hauptbefugnisse 
der  Vereinigten  Staaten  beschränke  ich  mich  auf 
das  Wichtigste;  ich  lasse  namentlich  die  Begrenzung 
beiseite,  welche  sie  in  einer  meisterhaften  Jurisprudenz 
der  Gerichtshofe  in  den  Vereinigten  Staaten,  insbeson- 
dere ihres  höchsten  Gerichtshofes,  gefunden  haben.  Ich 
übergehe  diejenigen  Befugnisse,  welche  sich  auf  die 
Sklaverei  bezogen,  weil  diese  gleich  der  früheren  Leib- 
eigenschaft, Gutsunterthänigkeit  und  Eigenbehörigkeit 

^*  Eine  privatrechtliche  Analogie  ist  vielleicht  geeignet, 
deutschen  Lesern  das  Yerhältniss  der  Haupt-  und  Hülfs- 
befugnisse des  Bundes  anschaulicher  zu  machen.  Das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  zählt  in  den  Artikeln  271  und 
272  die  sog.  Handelsgrundgeschäfte  auf,  deren  gewerbe- 
mässiger  Betrieb  den  Kaufmannsbegriff  (H.  G.  B.,  Art.  4) 
ergibt.  Den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  unter- 
stehen aber  auch  die  sog.  Handelshülfsgeschäfte,  welche  im 
ersten  Absätze  des  Artikels  273  dahin  bestimmt  werden: 
vAlle  einzelnen  Geschäfte  eines  Kaufmanns,  welche  zum  Be- 
triebe seines  Handelsgewerbes  gehören,  sind  als  Handels- 
geschäfte anzusehen.*^  Wie  eine  erschöpfende  Darstellung 
der  Handelshülfsgeschäfte  nicht  möglich  ist,  ebenso  wenig 
eine  erschöpfende  Darstellung  der  Hülfsbefugnisse  des  Bundes. 
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in  Deutschland  der  Rechtsgeschichte  angehört;  ich 
übergehe  hier  auch  diejenigen  Befugnisse,  deren  aus- 
schliesslicher Endzweck  eine  Garantie  der  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  ist  (§  29). 

Die  vornehmsten  Hauptbefugnisse  der  Vereinigten 
Staaten  sind: 

1.  Das  ausschliessliche  Kriegs-,  Vertrags- 
und Gesandtschaftsrecht  (Art.  I,  Sect.  8,  u,  Art.  II, 
Sect.  2, 2,  Art.  I,  Sect.  10).  Die  Staaten  haben  keine 
eigene  völkerrechtliche  Persönlichkeit,  sie  werden  gegen- 
über dem  Auslande  durch  den  Bund  vertreten  und 
sind  auf  wenige  internationale  Handlungen  beschränkt 
(Ziffer  6,  Lit.  6).  Gegenüber  den  Confoderations- 
artikeln  ist  das  Vertragsrecht  namentlich  dadurch  er- 
weitert, dass  die  Staaten  nicht  mehr  nach  Gefallen 
Einfuhr-  und  Ausfuhrzolle  auflegen,  die  Einfuhr  und 
Ausfuhr  von  Gütern  verbieten  und  dadurch  Handels- 
verträge beeinträchtigen  können.  Aus  dem  Kriegsrecht 
des  Bundes  folgt  seine  Militärhoheit;  er  darf  ein 
Heer  und  eine  Flotte  ^^  halten  und  die  Milizen  der 
Staaten  zur  Vollstreckung  der  Bundesgesetze,  zur  Unter- 
drückung von  Aufruhr  und  zur  Zurückweisung  von  In- 
vasionen in  seinen  Dienst  rufen;  er  hat  die  Militär- 
gesetzgebung, jedoch  mit  Einschränkungen  bezüglich 
der  Staatsmilizen  ^^    und    ohne    dass   die   Staaten  vom 


^^  Die  Sicherheit  der  Vereinigten  Staaten  gegen  aus- 
wärtige Angriffe  liegt  in  ihrer  weiten  Entfernung  von  den 
Ländern  der  alten  Welt  und  in  ihrer  grossen  numerischeu, 
wirthschaftlichen  und  geistigen  üeberlegenheit  gegenüber 
den  anderen  amerikanischen  Staaten;  in  Friedenszeiten  ist 
ein  kleines  Heer  und  eine  kleine  Flotte,  die  auf  dem  Werbe- 
system beruhen,  ausreichend;  in  Kriegszeiten  mag  das  Con- 
scriptionssystem  oder  allgemeine  Wehrpflicht  eingeführt 
werden. 

^^  Den  Staaten   ist   die   Ernennung  ihrer   Milizoffiziere 


i 
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Gesetzgebungsrecht     beziiglich    ihrer    Milizen     ausge- 
schlossen sind  (Art.  I,  Sect.  8,  u— le). 

2.  Das  Besteuerungsrecht  *^  zur  Zahlung  von 
Schulden  .  und  zur  Fürsorge  für  die  gemeinsame  Ver- 
theidigung  und  die  allgemeine  Wohlfahrt  der  Ver- 
einigten Staaten  (Art.  I,  Sect.  8,  i),  mit  der  Einschrän- 
kung, dass  alle  Abgaben,  Zolle  und  Gefälle  im  ganzen 
Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  gleichförmig  sein  sollen, 
dass  die  directen  Steuern  (Kopfsteuer,  Grundsteuer)  auf 
die  Staaten  nach  Verhältniss  ihrer  Bevölkerung  zu 
vertheilen  sind  und  dass  keine  Steuern  und  Abgaben 
auf  Ausfuhrartikel  eines  Staates  gelegt  werden  dürfen 
(Art.  I,  Sect.  8,  i ;  Sect.  2, 3;  Sect.  9,  4, 5).  Die  Staaten 
sind,  mit  wenig  beträchtlichen  Ausnahmen,  von  Auf- 
lagen auf  Einfuhr-  und  Ausfuhrartikel  und  vom  Tonnen- 
geld ausgeschlossen  (Art.  I,  Sect.  10, 2, 3),  woraus  in  Ver- 
bindung mit  derBefugniss  unter  3  folgt,  dass  das  Gesammt- 
gebiet  der  Vereinigten  Staaten  ein  einheitliches  ZoU- 
und  Ilandelsgebiet  mit  Verkehrsfreiheit  im  Innern  ist; 


und   die   Verwaltung    ihrer    Milizen    nach    Maassgabe    der 
Bundesgesetze  vorbehalten.     Art.  I,  Sect.  8,  16. 

^^  Das  nach  dem  Gegenstande  beinahe  unbeschränkte 
Besteuemngsrecht  ist  eine  der  wichtigsten  Verbesserungen 
gegenüber  den  Conföderationsartikeln,  es  hat  den  Bund  von 
den  Staaten  wirthschaftlich  unabhängig  gemacht  und  seine 
glänzende  Finanzlage  herbeigeführt.  —  Die  Bemerkung  von 
Uaeoel,  Studien,  I,  40,  Staatsrecht,  I,  196,  dass  die  Com- 
petenzen  der  Gesammtheit  unter  den  Gonföderationsartikeln 
und  der  Unionsverfassung  fast  identisch  seien  und  dass  es 
im  wesentlichen  nur  die  Befugniss  zur  Regelung  des  aus- 
wärtigen und  des  zwischenstaatlichen  Handels  sei,  welche 
die  Union  vor  der  Conföderation  auszeichne,  stpht  mit  den 
Thatsachen  nicht  in  Einklang.  Unter  den  Gompetenzmängeln 
der  Conföderationsartikel  stand  der  Mangel  eines  Besteue- 
rungsrechts  gegenüber  den  Angehörigen  der  Einzelstaaten 
and  der  Mangel  ansreichender  Justizbefugnisse  obenan. 
The  Federalist,  Nr.  9,  10,  13,  21,  22;  G.  Bancroft,  I,  299. 
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sie  haben  im  übrigen  ein  concurrirendes  Besteuerungs- 
recht. Ausserdem  mögen  die  Vereinigten  Staaten  Geld 
auf  ihren  Credit  leihen  (Art.  I,  Sect.  8,  j).  Aus  dem 
Schatzamte  der  Vereinigten  Staaten  darf  Geld  nur  nach 
Maassgabe  der  gesetzlichen  Appropriationen  (Geld- 
bewilligungsbilb  des  Congresses)  gezahlt  werden  (Art.  I, 
Sect.  9,  7),  für  das  Heer  darf  nur  für  eine  Frist  von 
längstens  zwei  Jahren  Geld  bewilligt  werden  (Art.  I, 
Sect.  8,  lä). 

3.  Die  Regelung  des  Handels  (commerce) ^^  mit 
fremden  Staaten  und  unter  den  Unionsstaaten,  mit  der 
Nebenbestimmung,  dass  die  Häfen  keines  Staates  durch 
Handels-  oder  Steuergesetze  vor  denen  eines  andern 
Staates  bevorzugt  werden  dürfen  (Art.  I,  Sect.  8,  a, 
Sect.  9,  6),  der  Erlass  gleichförmiger  Bankrottgesetze 
für  das  ganze  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  (Art  I, 
Sect.  8,  4),  das  Münzrecht  unter  Ausschluss  der  Staaten 
von  demselben  (Art.  I,  Sect.  8, 5,  Sect.  10, 1),  die  Rege- 
lung des  Werthes  einheimischen  und  fremden  Geldes 
(Art.  I,  Sect.  8,  5),  die  Bestimmung  von  Maass  und  Ge- 
wicht (Art.  I,  Sect.  8, 5),  das  Postwesen  (Art.  I,  Sect  8, 7), 
das  geistige  Eigenthum  und  die  Erfindungspatente  (Art.I, 
Sect.  8,  s). 

4.  Eine  Reihe  von  Justizbefugnissen,  nament- 
lich Einsetzung  von  Gerichtshöfen  unter  dem  höchsten 
Gerichtshofe  der  Vereinigten  Staaten  (Art.  1,  Sect.  8,  9), 
Bestrafung  von  Hochverrath  gegen  die  Vereinigten 
Staaten  (Art.  lU,  Sect.  3),  Definition  und  Bestrafiing 
von  Seeräuberei,  Verbrechen  auf  hoher  See  und  von 
Vergehen  gegen  das  Völkerrecht  (Art.  I,  Sect.  8,  lu), 
Regelung  der  Prisengerichtsbarkeit  (Art.  I,  Sect.  8,  11), 
Sorge  für  Bestrafung  von  Münzverbrechen  und  von 
Fälschungen  der  Werthpapiere  der  Vereinigten  Staaten 


^^  Der  AusdiTick  commerce  umfasst  auch  die  Transport- 
gewerbe, namentlich  Schiffahrt  und  Eisenbahnen. 


\ 
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(Art.  I,  Sect.  8,  c),  Regelung  der  Beweiskraft  öffent- 
licher Urkunden  sowie  der  Rechtshiilfe  der  Staaten 
untereinander  (Art.  IV,  Sect.  1,  Sect.  2,  2),  Suspension 
der  personlichen  Freiheitsrechte  zum  Schutze  der  öffent- 
lichen Sicherheit  bei  Aufruhr  oder  auswärtigem  An- 
griff (Art.  I,  Sect.  9, 2). 

5.  Zulassung  neuer  Staaten^®,  mit  der  Ein- 
schränkung, dass  der  Congress  die  bestehenden  Staaten- 
grenzen ohne  Zustimmung  der  betheiligten  Staaten  nicht 
ändern  darf  (Art.  IV,  Sect.  3),  Regierung  der  Terri- 
torien der  Vereinigten  Staaten  2^,  Regelung  ihres  Fiscal- 
eigenthums  (Art.  iV,  Sect.  3,  2),  ausschliessliche  Ge- 
setzgebung ohne  Einschränkung  nach  dem  Gegen- 
stande über  das  Gebiet  des  Sitzes  der  Bundesregie- 
mng  (District  of  Columbia  mit  der  Bundeshauptstadt 
Washington)^'-  und  über  solche  Gebietstheile,  welche 
von  einzelnen  Staaten  den  Vereinigten  Staaten  zur  Er- 
richtung von  Festungen,  Magazinen,  Arsenalen,  Werften 
und  anderen  nöthigen  Gebäuden  abgetreten  sind  (Art.  I, 
Sect.  8,  17)  und  gleichförmige  Regelung  der  Naturali- 
sation (Art.  I,  Sect.  8, 4). 

6.  Einwirkung  auf  bestimmte  Angelegen- 
heiten der  bestehenden  Staaten,  nach  Maassgabe 
der  Bundesverfassung. 


*®  Das  Baudesgebiet  wird  in  der  Verfassung  nicht  be- 
stimmt, sodass  die  immense  Vermehrung  desselben  im  Laufe 
des  letzten  Jahrhunderts  (§  37)  ohne  Beachtung  der  Formen 
der  Verfassungsänderung  möglich  gewesen  ist. 

*^  Das  Verhältniss  der  Territorien  gegenüber  den  Ver- 
einigten Staaten  ist  analog  dem  Verhältniss  der  Generalitäts- 
lande zur  Republik  der  Vereinigten  Niederlande  und  des 
Reichslandes  Elsass  -  Lothringen  zu  dem  Deutschen  Reiche. 

^*  Dahinter  steht  die  richtige  Erwägung,  dass  die  Bundes- 
regierung nicht  völlig  unabhängig  wäre,  wenn  sie  dem  Terri- 
torialrecht irgendeines  Staates  unterstände. 

10* 
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Unter  die  Garantie  der  Vereinigten  Staaten  ist 
gestellt : 

a)  die  republikanische  Regieningsform  eines  jeden 
Staates  (Art.  IV,  Sect.  4);  die  Entscheidung  darüber, 
ob  eine  Staatsverfassung  dieser  Anforderung  genügt, 
gebührt  in  einigen  Fällen,  Zulassung  von  neuen  Staaten, 
Wiederzulassung  von  Staaten,  die  secedirt  sind,  dem 
Congress;  daneben  gilt  der  Satz,  dass  es  Recht  und 
Pflicht  der  Gerichtshofe  ist,  bei  der  Rechtsprechung 
alle  Bestimmungen  von  Staatenverfassungen,  welche 
diesem  Erforderniss  zuwiderlaufen ,  für  verfassungs- 
widrig ,  nichtig  und  unverbindlich  zu  erklären  und 
ihnen  Wirksamkeit  zu  versagen'*; 

b)  der  Schutz  eines  jeden  Staates  gegen  auswärtigen 
Angriff,  auch  von  anderen  Unionsstaaten  (Art.  IV, 
Sect.  4) ;  womit  in  Verbindung  steht,  dass  den  Staaten 
der  Abschluss  volkerrechtlicher  Verträge,  von  Bünd- 
nissen oder  Confoderationen  und  die  Ertheilung  von 
Kapereibriefen  absolut  verboten  ist  (Art.  I,  Sect.  10,  i), 
und  dass  das  Halten  von  Truppen  (im  Unterschiede 
von  Milizen),  das  Halten  von  Kriegsschiffen  in  Friedens- 
zeiten, die  Eingehung  von  Abmachungen  oder  Verein- 
barungen mit  anderen  Unions-  oder  fremden  Staaten 
und  der  Beginn  eines  Krieges,  ausser  bei  erfolgtem 
Angriff  oder  bei  so  drohender  Gefahr,  dass  keine  Zqge- 
rung  zulässig  ist,  der  Genehmigung  des  Congresses  be- 
darf (Art.  I,  Sect  10,  3); 

c)  der  Schutz  eines  jeden  Staates  gegen  innere  Ge- 
walt; doch  dürfen  die  Vereinigten  Staaten  nur  auf  Anruf 
seiner  Legislatur  oder,    wenn    diese    nicht    einberufen 


2'  Vgl.  von  Holst,  §  80,  mit  dem  ich  namentlich  darin 
übereinstimme,  dass  die  Frage  für  absehbare  Zeit  keine 
praktische  Bedeutung  hat,  weil  niemand  eine  Aenderung 
der  republikanischen  Regierungsform  der  Einzelstaaten  be- 
absichtigt. 
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werden  kann,  seines  Gouverneurs  interveniren  (Art.  IV, 
Sect.  4). 

Den  Staaten  sind  folgende  Handlungen  verboten: 

d)  die  Miinzprägung;  die  Ausgabe  von  Papiergeld  ^^; 
die  Erklärung  anderer  Sachen  ausser  Gold-  und  Silber- 
münze zu  einem  gesetzlichen  Zahlmittel;  die  Ausübung 
der  Strafjustiz  durch  einen  Act  der  gesetzgebenden 
Gewalt  (bill  of  attainder)  und  der  Erlass  von  Straf- 
gesetzen mit  rückwirkender  Kraft  zum  Nachtheil  des 
Schuldigen  (ex  poat  facto  law);  der  Erlass  irgendeines 
Gesetzes,  welches  die  Verbindlichkeit  von  Contracten 
beeinträchtigt^*;  die  Verleihung  von  Adelstiteln  (Art.  I, 
Sect.  10,  0 ; 

e)  das  Legen  solcher  Zolle  oder  Abgaben  auf  Ein- 
fahr oder  Ausfuhr,  welche  nicht  durch  ihre  Beaufsich- 
tigungsgesetze (inspection  laws,  z.  B.  Gebühren  für  amt- 
liche Untersuchung  ein-  oder  auszuführender  Waaren) 
absolut  erfordert  werden,  sowie  die  Erhebung  von 
Tonnengeld  (Art.  I,  Sect.  10, 2,  s).  Der  Congress  darf 
zwar  von  diesen  Verboten  dispensiren,  jedoch  bezüglich 
der  Zölle  und  Abgaben  nur  mit  der  Einschränkung, 
dass  die  Staatengesetze  über  deren  Erhebung  seiner 
Revision  und  Controle  unterstehen  und  dass  ihr  Rein- 
ertrag dem  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten  zufliesst 
(Art.  I,  Sect.  10,  2); 

f)  die  Setzung  eines  rechtlichen  Unterschiedes  in 
der  Behandlung  der  Bürger  des  eigenen  Staates  und 


**  Vgl.  über  die  vielumstrittene  Frage,  ob  die  Vereinig- 
ten Staaten  durch  ein  Bundesgesetz  Papiergeld  zu  einem 
gesetzlichen  Zahlungsmittel  (legal  tender)  erklären  dürfen, 
von  Holst,  §  36. 

•*  Vgl.  über  diese  unscheinbare,  aber  praktisch  höchst 
bedeutsame  und  in  der  Anwendung  zu  manchen  Streitfragen 
Anlass  gebende  Bestimmung  Cooley,  Kap.  9,  S.  331 — 357; 
Ton  Holst,  §  79. 
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der  Bürger  anderer  Unionsstaaten;  letztere  dürfen  nicht 
hinter  ersteren  in  rechtlicher  Beziehung  zurückgesetzt 
werden,  dasselbe  Maass  der  Rechte  soll  für  beide  gelten; 
„die  Bürger  eines  jeden  Staates  sollen  alle  Privilegien 
und  Immunitaten  von  Bürgern  in  den  verschiedenen 
Staaten  geniessen"  (Art.  IV,  Sect.  2,  i).  Die  Hechts- 
gleichheit  der  Bürger  der  verschiedenen  Unionsstaaten, 
welche  die  unentbehrliche  Grundlage  £ur  den  stetig 
steigenden  Verkehr  unter  denselben  bildet,  ist  durch 
Sect.  1  des  14.  Zusatzartikels  erweitert  und  gegen 
Zweifel  gesichert,  indem  ausdrücklich  ausgesprochen 
ist:  „Alle  Personen,  welche  in  den  Vereinigten  Staaten 
geboren  oder  naturalisirt  und  ihrer  Herrschaft  unter- 
worfen sind,  sind  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  und 
desjenigen  Staates,  worin  sie  ihren  Wohnsitz  haben. 
Kein  Staat  soll  irgendein  Gesetz  machen  oder  hand- 
haben, welches  die  Privilegien  oder  Immunitaten  von 
Bürgern  der  Vereinigten  Staaten  verkürzt;  auch  soll 
kein  Staat  irgendjemandem  {any  person,  ohne  Rück- 
sicht auf  Staatsangehörigkeit)  Leben,  Freiheit  oder 
Eigenthum  entziehen  (deprive  of)^  ausser  im  ordent- 
lichen Wege  Rechtens,  oder  ihm  innerhalb  seiner  Herr- 
schaft den  gleichen  Schutz  der  Gesetze  versagen." 
Den  Staaten  sind  folgende  Handlungen  geboten: 
g)  die  Anerkennung  der  Gesetze,  öffentlichen  Ur- 
kunden und  gerichtlichen  Handlungen  anderer  Unions- 
staaten; ihnen  soll  in  jedem  Staate  voller  Glaube  und 
volle  Geltung  gewährt  werden;  der  Congress  ist  be- 
fugt, durch  allgemeine  Gesetze  die  Art  der  Beglaubigung 
solcher  Acte  und  deren  Wirkung  zu  bestimmen  (Art  IV, 
Sect.  1); 

li)  die  Auslieferung  flüchtiger  Verbrecher.  „Wer 
in  irgendeinem  Staate  des  Hochverraths,  der  Felonie 
oder  eines  andern  Verbrechens  angeklagt  ist,  sich  der 
Strafverfolgung  durch  Flucht  entzieht  und  in  einem 
andern  Staate  betroffen  wird,   soll  auf  Verlangen   der 
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Executivbehorde  (des  Gouverneurs)  des  Staates,  von 
dem  er  geflohen  ist,  ausgeliefert  werden,  zur  Ueber- 
führung  an  den  Staat,  welchem  Gerichtsbarkeit  über 
das  Verbrechen  zusteht''  (Art.  IV,  Sect.  2,  a). 

Zweifellos  betreffen  diese  Hauptbefugnisse  höchst 
wichtige  nationale  Angelegenheiten.  Aber  sie  berühren 
doch  nicht  den  Satz,  dass  die  Masse  der  staat- 
lichen Gewalt  den  Staaten  und  dem  Volke  ver- 
blieben ist.  Die  gewohnlichen  und  wichtigsten  An- 
gelegenheiten des  täglichen  staatlichen  Lebens,  das 
bürgerliche  und  das  Strafrecht  vorbehaltlich  der  wenigen 
Exclaven  für  den  Bund,  die  Rechtsprechung  unter  den 
Bürgern  desselben  Staates  unbeschadet  der  wenigen 
Fälle  der  Zuständigkeit  der  Bundesgerichte  (§  22),  die 
Staats-  und  die  Municipalsteuem,  Kirche  und  Schule, 
Eisenbahnen  und  andere  Verkehrswege  in  den  Staaten, 
die  Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  die 
Regelang  des  Gewerbebetriebes  und  die  Handhabung 
der  Arbeitsordnung,  die  Regelung  von  Handel  und 
Wandel  innerhalb  des  Staates,  das  weite  Gebiet  der 
polizeilichen  Thätigkeit  innerhalb  des  Staates  ^^,  die 
Angelegenheiten  der  Communalverbände,  Corporationen 
und  Stiftungen,  und  alle  andern  dem  Bunde  nicht  über- 
wiesenen Befugnisse  gehören  ausschliesslich  den  Staaten 
und  ihrem  Volk.  '^  „Die  Souveränetät  für  den  Schutz 
von  Leben  und  personlicher  Freiheit  ist  allein"  bei 
einem  jeden  Staate  für  sein  Gebiet.  ^^    Abgesehen  von 


^^  Cooley,  S.  10,  Amn.  3:  „No  power  ia  conferred  by 
the  Constitution  upon  Congress  to  establish  mere  police 
regnlations  within  the  States/^ 

'^  Nor  das  Volk  der  Einzelstaaten,  nicht  das  Gesammt- 
Tolk  der  Vereinigten  Staaten  hat  eine  politische  Organi- 
sation. 

**  Vgl.  die  von  Cooley,  S.  14,  Anm.  1  angezogenen  Ur- 
theile   des   höchsten  Gerichtshofes   der  Vereinigten  Staaten. 
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dem  Geldwesen  und  der  Post,  die  eine  einheitliche 
Staatsverkehrsanstalt  der  Vereinigten  Staaten  ist,  kommt 
der  Bürger  in  Friedenszeiten  mit  dem  Bunde  und  seinen 
Einrichtungen  im  gewöhnlichen  taglichen  Verkehr  nur 
wenig  in  Berührung.  Man  mag  ohne  Uebertreibung 
sagen,  dass  nur  etwa  ein  Zehntel  der  staat- 
lichen Gewalt  dem  Bunde  gehört  und  dass  die 
anderen  neun  Zehntel  den  Staaten  und  ihrem 
Volk  verblieben  sind. 

III.  Aber  auch  die  vorgenannten  Befiignisse  (Haupt- 
und  Hülfsbefugnisse)  sind  dem  Bunde  nur  unter  Bei- 
fügung einer  grossen  Zahl  wichtiger  Schranken 
(checke)  übertragen.  Den  Vereinigten  Staaten  (dem 
Congress,  dem  Präsidenten  und  den  unter  ihm  stehen- 
den Executivbeamten,  sowie  den  Bundesgerichten)  wer- 
den folgende  Handlungen  durch  die  Unionsverfassung 
und  die  Zusatzartikel  zu  derselben  verboten:^* 

1.  Die  Suspension  der  personlichen  Freiheitsrechte 
(the  Privüege  of  the  Writ  of  Ilabeas  Corpus)^  ausser 
wenn  die  öffentliche  Sicherheit  in  Fällen  von  Aufruhr 
oder  Invasion  dies  erfordert  (Art.  I,  Sect.  9,  2). 

2.  Die  Verkürzung  der  Gleichrechtigkeit  der  Mit- 
glieder der  verschiedenen  Religionsgesellschaften  und 
der  Keligionslosen.  Der  Congress  darf  kein  Gesetz 
erlassen,   welches  eine  Staatsreligion  einführt  oder  die 


^^  Die  Gebote  und  Verbote  der  Bundesverfassung  an 
die  Staaten  sind  unter  II,  6  angeführt.  Diese  Verbote  (III) 
beziehen  sich  nur  auf  den  Bund  und  seine  Organe;  wo- 
durch selbstverständlich  nicht  ausgeschlossen  wird,  dass  die 
Staaten  nach  ihrem  Gefallen,  ohne  dazu  bestehende  recht- 
liche Verpflichtung,  in  ihren  Verfassungen  ihren  Organen 
(der  Staatslegislatur,  dem  Gouverneur,  den  Executivbeamten 
des  Staates,  den  Staatsgerichten)  gleiche  oder  ähnliche 
Schranken  auferlegt  haben.  Die  Bundesverfassung  ist  in 
mehr  als  einer  Beziehung  Muster  und  Vorbild  für  die  Staats- 
verfassungen geworden. 
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freie  Ausübung  einer  Religion  verbietet  (1.  Zusatz- 
artikel). Die  bürgerlichen  und  politischen  Kechte  sind 
von  der  Verschiedenheit  des  Religionsbekenntnisses  un- 
abhängig, den  Mitgliedern  einer  Religionsgesellschaft 
dürfen  keine  Rechtsvorzüge  vor  denen  anderer  Religions- 
gesellschaften gewährt  werden,  wogegen  strafbare  Hand- 
lungen (Vielweiberei  —  Mormonen)  selbstverständlich 
nicht  durch  Berufung  auf  das  Glaubensbekenntniss  straf- 
frei werden.  Die  Unions Verfassung  (Art.  VI,  3)  ent- 
hielt nur  das  Verbot,  die  Verleihung  von  Aemtern  der 
Vereinigten  Staaten  von  der  Zubehorigkeit  zu  einer 
Kirehengesellschaft  (test)  abhängig  zu  machen,  und  er- 
klärt demgemäss  das  Gelobniss  treuer  Erfüllung  der 
Amtspflichten  und  der  Beachtung  der  Verfassung  für 
gleichwerthig  mit  dem  Amtseide  (Art.  II,  Sect.  1,  7; 
Art  VI,  3). 

3.  Die  Verkürzung  des  Rechts  der  freien  Meinungs- 
äusserung, der  Pressfreiheit,  des  Versammlungs-  und 
Petitionsrechts  (1.  Zusatzartikel),  sowie,  unter  Hinweis 
auf  die  Noth wendigkeit  einer  wohlgeordneten  Miliz 
für  die  Sicherheit  des  Staates,  des  Rechts  WaflFen  zu 
haben  und  zu  tragen  (2.  Zusatzartikel). 

4.  Die  Verleihung  von  Adelstiteln  (Art.  I,  Sect.  9,  s). 

5.  Die  Ausübung  der  Straf  justiz  durch  einen  Act  der 
gesetzgebenden  Gewalt  (bill  of  attatnder)  und  der  Er- 
lass  von  Strafgesetzen  mit  rückwirkender  Kraft  zum 
Nachtheil  des  Schuldigen  (ex  poat  facto  law)^  Art.  I, 
Sect-  9,  s;  niemandem  soll  Leben  oder  Freiheit  ausser 
im  ordentlichen  Wege  Rechtens  genommen  werden 
(5.  Zusatzartikel). 

6.  Die  willkürliche  Behandlung  im  Strafprocess ;  das 
Recht  der  Einzelnen  auf  Sicherheit  ihrer  Person,  Woh- 
nung, Papiere  und  beweglichen  Sachen  gegen  unge- 
rechtfertigte Untersuchungen,  Beschlagnahmen  und  Ver- 
haftungen (unreasonable  searches  and  aeizures)  soll  nicht 
verletzt   werden ,    obrigkeitliche    Ermächtigungen    zur 
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Vornahme  solcher  Handlungen  (warranta)  sollen  nur 
auf  ausreichenden  Verdacht  ergehen,  welcher  durch  Eid 
oder  Gelobniss  bekräftigt  sein  und  die  zu  untersuchen- 
den Orte,  die  zu  beschlagnahmenden  Sachen  und  die 
zu  verhaftenden  Personen  genau  bezeichnen  muss 
(4.  Zusatzartikel);  die  Anklage  bei  Kapital-  und  an- 
deren entehrenden  Verbrechen  soll  vorbehaltlich  einiger 
Ausnahmen  (Heer,  Flotte,  Milizen  wenn  sie  sich  in 
Zeiten  des  Krieges  oder  öffentlicher  Gefahr  im  Dienste 
der  Vereinigten  Staaten  finden)  '^  von  einer  Anklage- 
jury (grand  Jury)  ausgehen,  mag  dieselbe  sie  nun  auf 
Grund  eigener  Kenntniss  von  dem  Verbrechen  (present- 
ment)  oder  auf  Grund  einer  ihr  vorgelegten  Anklage- 
acte  (indictment)  beschliessen  (5.  Zusatzartikel);  die 
Untersuchung  und  Entscheidung  aller  Verbrechen  (the 
trial  of  all  crimes)  soll  ausser  in  Fällen  von  Staats- 
anklage (impeachment)  durch  eine  Urtheilsjury  (aus 
12  Geschworenen,  welche  nur  mit  Einstimmigkeit  ver- 
urtheilen  können)  erfolgen  (Art.  III,  Sect.  2,  3);  jeder 
Angeklagte  soll  das  Recht  einer  raschen  und  öffent- 
lichen Untersuchung  durch  eine  unparteiische  Jury  des 
Staates  und  Bezirkes  haben,  worin  das  Verbrechen  be- 
gangen sein  soll  (Art.  III,  Sect.  2,  3;  6.  Zusatzartikel); 
ist  das  Verbrechen  ausserhalb  eines  Staates  begangen 
an  demjenigen  Orte,  welchen  der  Congress  zuvor  durch 
Gesetz  festgestellt  hat  (Art.  III,  Sect.  2,  3;  6.  Zusatz- 
artikel) ;  niemand  soll  wegen  derselben  strafbaren  Hand- 
lung zweimal  zur  Verantwortung  gezogen  werden  (5.  Zu- 
satzartikel) ;  jeder  Angeklagte  soll  das  Recht  haben  auf 
Mittheilung  der  Anklageacte,  auf  Gegenüberstellung 
mit  den  Belastungszeugen,  auf  Zwangsvorladung  von 
Entlastungszeugen  und  auf  einen  Rechtsbeistand  zu 
seiner  Vertheidigung  (6.  Zusatzartikel);  niemand  braucht 


30   Für   diese  Ausnahmefälle    darf    der    Congress   nach 
seinem  Ermessen  eine  andere  Anklageform  zulassen. 
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Zeugniss  gegen  sich  selbst  abzugeben  (5.  Zusatzartikel) ; 
übermässige  Bürgschaft  soll  nicht  begehrt,  übermässige 
Geldstrafen  sollen  nicht  auferlegt,  grausame  und  un- 
gewöhnliche Strafen  sollen  nicht  verhängt  werden 
(8.  Zusatzartikel). 

7.  Die  willkürliche  Beschränkung  oder  Entziehung 
des  Eigenthums;  niemandem  soll  Eigenthum  ausser  im 
ordentlichen  Wege  Rechtens  genommen  werden;  Privat- 
eigenthum  soll  nicht  zu  öffentlichem  Gebrauch  genom- 
men werden,  ausser  gegen  gerechte  Entschädigung 
(5.  Zusatzartikel);  Kopf-  und  andere  directe  Steuern 
sollen  auf  die  Staaten  nach  Verhältniss  der  durch  den 
Census '  *  zu  ermittelnden  Bevölkerung  vertheilt  werden 
(Art  I,  Sect.  9,4) ;  auf  Ausfuhrartikel  eines  Staates  soll 
kein  Zoll  oder  keine  Abgabe  gelegt  werden  (Art.  I, 
Sect  9,5) ;  den  Häfen  keines  Staates  soll  bei  der  Zoll- 
oder Steuergesetzgebung  ein  Vorzug  vor  denen  andrer 
Staaten  gegeben  werden  (Art.  I,  Sect.  9,6) ;  kein  Soldat 
soll  in  Friedenszeiten  in  einem  Hause  ohne  Zustimmung 
des  Eigenthümers  einquartirt  werden,  und  auch  in 
Kriegszeiten  nur  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  (3.  Zu- 
satzartikel); die  Verbindlichkeit  der  durch  Gesetz  ge- 
nehmigten Schuld  der  Vereinigten  Staaten  soll  nicht  in 
Frage  gezogen  werden  (14.  Zusatzartikel,  Sect.  4); 
in  Processen  nach  gemeinem  Recht  (Gegensatz  equity 
c««e«,  €0868  of  admiralty  or  maritime  jui^iadiction)  mit 
einem  Streitgegenstand  von  über  20  $  soll  das  Recht 
auf  Jury- Verfahren  erhalten  bleiben,  und  keine  That- 


*^  Der  Zusatz:  „or  enumeration  herein  before  directed", 
d.  h.  Ansatz  der  Sklaven  gleich  ^/^  der  freien  Einwohner 
bei  Yertheilung  der  Mitglieder  des  Repräsentantenhauses 
und  der  directen  Steuern  (Art.  I,  Sect.  2,3)  ist  durch  Auf- 
hebung der  Sklaverei  gegenstandslos  geworden.  13.  Zusatz - 
artikel.  Der  Census  (die  Volkszählung)  ist  alle  10  Jahre 
zu  wiederholen. 
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Sache,  die  durch  eine  Jury  untersucht  und  festgestellt 
ist,  soll  in  irgendeinem  Gerichtshofe  der  Vereinigten 
Staaten  ausser  nach  den  Regeln  des  gemeinen  Rechts 
von  neuem  untersucht  werden  (7.  Zusatzartikel). 

Diese  Verbote  haben  eine  doppelte  Bedeutung:  ein- 
mal beschränken  sie  die  Befugnisse  des  Bundes,  dann 
wollen  sie  den  Misbrauch  der  Bundesgewalt  zu  Un- 
gerechtigkeit, Willkür  und  Unterdrückung  hindern 
(§  29);  wegen  ihrer  ersten  Bedeutung  waren  sie  an 
dieser  Stelle  anzuführen. 


§  9. 
Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  seit  1848.^ 

Wenn  auch  die  Masse  der  staatlichen  Gewalt  den 
Cantonen  verblieben  ist  und  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft nur  diejenigen  Herrschaftsrechte  zustehen, 
welche  ihr  durch  ihre  Verfassung  überwiesen  sind^  so 
ist  doch  eine  stetige  Vermehrung  und  Erweiterung  der- 
selben' der  neuern  Verfassungsentwickelung  eigenthüm- 
lich.  Die  Gebiete  der  Bundes-  und  Cantonalzuständig- 
keit  liegen  vielfach  im  Gemenge;  manche  Cantonal- 
angelegenheiten     stehen     unter     Gewährleistung     oder 


^  Die  Citate  beziehen  sich  auf  die  Bundesverfassung  vom 
29.  Mai  1874;  manche  Artikel  derselben  sind  mit  Artikeln 
der  Verfassung  vom  12.  September  1848  gleichlautend;  die 
häufig  abweichenden  Ziffern  der  frühern  Verfassung  sind  in 
Klammem  beigefügt. 

^  Art.  3:  „Die  Cantone  sind  souverän,  soweit  ihre 
Souveränetät  nicht  durch  die  Bundesverfassung  beschränkt 
ist,  und  üben  als  solche  alle  Rechte  aus,  welche  nicht  der 
Bundesgewalt  übertragen  sind." 

^  Die  neuen  Herrschaftsrechte  des  Bundes  nach  der  Ver- 
fassung von  1874  und  den  Zusatzartikeln  zu  derselben  sind 
durch  ein  -f-»  die  erheblich  erweiterten  durch  ein  X  kennt- 
lich gemacht. 
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Aufeicht  des  Bundes  oder  sind  von  dessen  Bewilligung 
abhängig.^ 

Der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  wird  durch 
die  Verfassung  seit  1848  (Art.  2)  eine  vierfache  Auf- 
gabe gegeben:  ,, Behauptung  der  Unabhängigkeit  des 
Vaterlandes  gegen  Aussen,  Handhabung  von  Ruhe  und 
Ordnung  im  Innern,  Schutz  der  Freiheit  und  der  Rechte 
der  Eidgenossen,  Forderung  ihrer  gemeinsamen  Wohl- 
fahrt" 

I.  Der  Behauptung  der  äussern  Unabhängig- 
keit der  Schweiz  dienen  folgende  Herrschaftsrechte 
des  Bundes: 

1.  Das  ausschliessliche  Kriegs-,  Vertrags-  und  Ge- 
sandtschaftsrecht,   unter    Verbot    der    früher    häufigen 


*  Vgl.  z.  B.  Art.  5,  6,  85,  7  (74,  7),  102,  7  (90,  7), 
7,  9,  8ö,  5  (74,  5),  13,  15,  102,  8,  9  (90,  8,  9),  16,  19,  20, 
23  (21),  27,  32  lit  e,  32^",  34,  37  (35),  40  (37),  43,  55 
(45).  —  In  keinem  andern  angelsächsischen  oder  deutschen 
Bandesverhältniss  besteht  ein  so  weitgehendes  und  häufiges 
Interrentionsrecht  der  Gesammtheit  in  Angelegenheiten  der 
einzelnen  Glieder.  Der  Vorwurf,  welcher  nicht  ohne  Grund 
gegen  die  Frankfurter  Reichs  Verfassung  vom  28.  März 
1H49  erhoben  ist,  nämlich  dass  sie  zwar  auf  der  einen 
Seite  die  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  einzel- 
nen deutschen  Staaten  statuire' (§  5),  aber  auf  der  andern 
Seite  sie  namentlich  durch  die  sehr  zahlreichen  und  ab- 
stracten  Grundrechte  in  ihrer  freien  innem  Entwicklung 
bemme  und  sie  zahlreichen  Interventionen  seitens  des  Reichs 
aussetze,  lässt  sich  für  die  schweizerische  Verfassung  seit 
1848  nicht  ganz  bei  Seite  weisen.  —  Die  schweizerische 
Bundesverfassung  ist  ein  Product  der  continentalen  Ver- 
fassungsgedanken und  Verfassungsbestrebungen  des  Jahres 
1848,  unter  Beifügung  einiger  neuer  Verfassungsgedanken 
in  der  Revision  des  Jahres  1874.  Sie  ist  die  wol  am 
meisten  demokratische  Verfassung,  die  zur  Zeit  in  einem 
Culturland  in  Geltung  ist.  Dasselbe  gilt  von  den  gegen- 
wärtigen Cantonsverfassungen. 
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Militarcapitulationen  (Art.  8,  10,  11).  Weil  dem  Bunde 
ausschliesslich  die  Vertretung  der  Gesammtheit  und  der 
Tfaeile^  gegenüber  dem  Auslande  zusteht,  ist  ihm  mit 
Recht  die  Befugniss  beigelegt,  solche  Fremde,  welche 
die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der  Schweiz  gefähr- 
den, aus  dem  Bundesgebiete  zu  verweisen  (Art.  70  [57]). 
Den  Cantonen  sind  gegeuiiber  auswärtigen  Staaten  nur 
Hoheitsrechte  untergeordneter  Art  verblieben;  sie  mögen 
mit  solchen,  jedoch  unbeschadet  der  Rechte  des  Bundes 
und  andrer  Cantone,  Verträge  über  Gegenstände  der 
Staatswirthschaft,  des  nachbarlichen  Verkehrs  und  der 
Polizei  schliessen  (Art.  9),  auch  über  solche  Angelegen- 
heiten mit  untergeordneten  Behörden  und  Beamten 
eines  fremden  Staates  in  unmittelbaren  Verkehr  treten 
(Art.  10);  sie  mögen,  bei  plötzlicher  Gefahr  vom  Aus- 
lande, unter  gleichzeitiger  Anzeige  an  die  Bundes- 
behörde (den  Bundesrath)  und  unvorgreiflich  ihrer 
spätem  Verfügungen,  andre  Cantone  zur  Hülfe  mahnen 
(Art.  15).®  Auch  sind  den  Cantonen  untereinander 
politische  Bündnisse  und  Verträge  untersagt  (Art.  7)'. 
2.  Das  Militärrecht  (Art.  18—22  [—21])  X,  jedoch 
unter  Verbot  des  Haltens  stehender  Truppen  (Art  13) 
im  Unterschied  von  dem  Bundesheer,  welches  eine  Miliz, 
keine  stehende  Truppe  ist.  Die  Centralisation  schreitet 
auf  diesem  Gebiete  unausgesetzt  vorwärts.  Die  wich- 
tigsten Angelegenheiten  des  Bundesheers,  dessen  Kosten 
aus  der  Bundeskasse  gezahlt  werden,  gehören  zur  Zu- 
ständigkeit des   Bundes,  namentlich  die  Militärgesetz- 


^  Nur  durch  Vermittlung  d.  h.  unter  Genehmigung  des 
Bundesrathes  ist  ein  amtlicher  Verkehr  zwischen  Cantonen 
und  auswärtigen  Staatsregierungen  sowie  ihren  Stellvertretern 
statthaft.     Art.  10. 

^  Die  Bestimmung  ist  eine  historische  Reminiscenz,  ohne 
sonderliche  Bedeutung  für   die  gegenwärtigen  Verhältnisse. 

^  Das  Verbot  hat  gute  historische  Gründe. 
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gebuDg  auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Wehrpflicht, 
der  Militarunterricht,  die  Bewaffnung  des  Heeres,  die 
Verfügung  über  dasselbe  zu  Bundeszwecken,  die  Er- 
nennung der  obern  Offiziere;  wogegen  den  Cantonen 
in  Beziehung  auf  ihre  Truppenkörper  („die  Wehrkraft 
ihres  Gebiets")  Verwaltungsbefugnisse,  nämlich  unter 
Beachtung  der  durch  den  Bund  aufzustellenden  all- 
gemeinen Vorschriften,  deren  Zusammensetzung,  die 
Fürsorge  für  Erhaltung  ihres  Bestandes,  die  Ernennung 
und  Beförderung  ihrer  Offiziere,  sowie  vorbehaltlich 
der  verfassungsmässigen  und  gesetzlichen  Anordnungen 
des  Bundes  die  Verfügung  über  dieselben  zu  Cantons- 
zwecken  geblieben  ist.  Ohne  Bewilligung  des  Bundes 
darf  kein  Canton  über  300  Mann  stehende  Truppen 
halten,  die  Landjägercorps  nicht  einbegriffen  (Art.  13).^ 

3.  Das  Finanzrecht,  jedoch  nur  mit  Einschränkungen, 
damit  der  Bund  nicht  den  Cantonen  und  Gemeinden 
die  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  nothigen  Mittel 
unterbinden  kann. 

Die  Ausgaben  des  Bundes  werden  bestritten: 

a)  aus  dem  Ertrage  des  Bundesvermogens ; 

b)  aus  dem  Ertrage  der  schweizerischen  Grenz- 
zolle ^; 


^  Vgl.  über  das  eigenartige  Militärwesen  der  Schweiz, 
dessen  erschöpfende  Beschreibung  in  wenigen  Sätzen  nicht 
möglich  ist,  Blumer-Morel ,  II,  1,  314 — 366;  Dubs,  II,  202 
—215;  Orelli,  S.  48—53,  Major  AfFolter  in  Hilty's  Jahr- 
buch,  1886  I,  613—671;  Adams-Cunningham,  S.  153—179. 
Bas  Bnndesheer  dient  in  erster  Linie  zur  Yertheidigung  des 
Vaterlandes  und  ist  auch  nach  dem  ürtheil  einsichtiger 
Ausländer  wohl  im  Stande,  dieser  Aufgabe  zu  genügen. 
Adams-Cunningham,  S.  176 — 179;  Vincent,  S.  66. 

^  Die  Grenzzölle  sind  zur  Zeit  die  wichtigste  und  er- 
giebigste Finanzquelle  der  Eidgenossenschaft.  Aus  dem 
Verkehr  von  Canton  zu  Canton,  den  zuerst  der  Pfaffenbrief 
vom  7.  October  1370  stipulirte,  ist  nach  und  nach  ein  ein- 
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<?)  aus   dem   Ertrage   der   Post-    und  Telegraphen- 
verwaltung *^; 

d)  aus  dem  Ertrage  der  Pulververwaltung ^^; 

e)  aus  der  Hälfte  des  Bruttoertrags   der    von  den 
Cantonen  bezogenen  Militärpflichtersatzsteuer  +  **; 


heitliches  Zoll-  und  Handelsgebiet  geworden.  Art.  28  (23). 
Die  Gesetzgebung  über  die  Zölle,  ihre  Erhebung  und  Ver- 
waltung gebührt  dem  Bunde,  ihr  Ertrag  fliesst  in  die  Bun- 
deskasse. Art.  28  (23),  30X  (26).  Der  üeberrest  der 
früher  häufigen  Binnenzölle,  den  noch  die  Verfassung  von 
1874  hat  anerkennen  müssen  (Eingangsabgaben  von  Weiu 
und  andern  geistigen  Getränken)  ist  auch  abgesehen  vom 
Art.  6  der  Uebergangsbestimmungen  und  dem  Bundesgesetz 
vom  23.  December  1886  über  das  gebrannte  Wasser  durch 
Zeitablauf  (Ablauf  des  Jahres  1890)  erledigt.  Art.  32.  Ver- 
fassungsgrundsätze für  die  Einfuhrzölle:  die  für  die  in- 
ländische Industrie  und  Landwirthschaft  und  die  zum 
nöthigen  Lebensbedarf  erforderlichen  Sachen  sind  möglichst 
gering  zu  taxiren,  während  Gegenstände  des  Luxus  den 
höchsten  Tarifsätzen  unterliegen  sollen.  Art.  29  (25).  — 
Vgl.  über  das  Finanzwesen  der  Schweiz  namentlich  G.  Schanz, 
Die  Steuern  der  Schweiz  in  ihrer  Entwickelung  seit  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts^  5  Bde.    1890. 

^^  Post  und  Telegraphie  sind  einheitliche  Staatsverkehrs- 
austalten  der  Eidgenossenschaft,  unter  ihrer  Gesetzgebung 
und  Verwaltung.  Art.  36  (33).  Die  Entschädigungen  für 
Abtretung  des  Postregals  der  Cantone,  welche  der  Bund 
früher  zu  zahlen  hatte  (Art.  33  der  Verfassung  von  1848), 
haben  gleich  den  früher  vom  Bunde  an  die  Cantone  ge- 
zahlten Entschädigungen  für  losgekaufte  Zölle,  Weg-  und 
Brückengelder,  Kaufhaus  und  andre  dergleichen  Gebühren 
aufgehört.     Art.  36,  30. 

^*  Fabrikation  und  Verkauf  des  Schiesspulvers  und 
sonstiger  Sprengfabrikate,  die  als  Schiesspulver  brauchbar 
sind,  ist  Regal  des  Bundes.     Art.  41  (38). 

^^  Der  Militärpflichtersatz,  verschieden  abgestuft  je  nach 
dem  Vermögen  und  Einkommen  der  pflichtigen  Personen, 
wird  von   solchen   Schweizerbürgern   entrichtet,    die  wegen 
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/)  aus  den  Beiträgen  der  Cantone,  deren  nähere  Ke- 
giilirung,  vorzugsweise  nach  Maassgabe  der  Steuerkraft 
derselben,  der  Bundesgesetzgebung  vorbehalten  ist 
(Art.  42  [39]). ^3 

Zur  Auflegung  directer  Steuern,  mit  Ausnahme  der 
Militärpflichtersatzsteuer,  ist  der  Bund  nicht  befugt. 
Die  Reineinnahmen  aus  dem  Alkoholmonopol  des  Bun- 
des werden  unter  die  Cantone  nach  Verhältniss  ihrer 
Bevölkerung  vertheilt  (Art.  32^").  In  dem  Finanzrecht 
des  Bundes  ist  die  Befugniss  zur  Aufnahme  von  Bun- 
desanleihen enthalten  (Art.  84,  lo  [74,  lo]). 

U.  Zur  Handhabung  der  Ruhe  und  Ordnung 
im  Innern  sind  dem  Bunde  folgende  Rechte  über- 
wiesen und  den  Cantonen  folgende  Pflichten  auferlegt: 
1.  Die  Gewährleistung  einer  grössern  Zahl  wichtiger 
cantonaler  Angelegenheiten  durch  den  Bund,  nämlich: 
das  Gebiet  der  Cantone,  ihre  Souveränetät,  soweit  sie 
nicht  durch  die  Bundesverfassung  beschränkt  ist,  ihre 
Verfassungen,  namentlich  sowol  die  Freiheit  und  die 
Rechte  des  Volkes  und  die  verfassungsmässigen  Rechte 
der  Bürger  als  auch  die  Rechte  und  Befugnisse,  welche 
das  Volk  den  Behörden  übertragen  hat  (Art.  5  in  Ver- 
bindung mit  Art.  84, 7,  s  [Art.  74,7,8],  102, 3,10,  ii  [90, 
8,10,11]  und  Art.  113,  s).^* 


körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  keinen  Militärdienst 
leisten  können.  Orelli,  S.  49,  50.  Die  Gesetzgebung  darüber 
gebührt  dem  Bunde.     Art.  18. 

^^  Die  Matrikularbeiträge  sind  verschieden  abgestuft,  je 
nach  der  Steuerkraft  der  Einwohner  der  Cantone.  Es  be- 
stehen 8  Klassen,  untenan  steht  Uri  mit  10  Centimes  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung,  obenan  Baselstadt  mit  80  Cen- 
times. Orelli,  S.  57  Matrikularbeiträge  werden  nur  selten 
ausgeschrieben. 

**  Diese  Gewährleistung  hat  gute  historische  Gründe 
und  mag  bei  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  Schweiz 
unentbehrlich  sein.     Aber  sie   ist  ein  zweischneidiges  Ding, 

Westerkaxf.  1 1 
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Die  Cantone  haben  für  ihre  Verfassungen  die  Ge- 
währleistung des  Bundes  nachzusuchen,  welcher  dieselbe 
zu  übernehmen  verpflichtet  ist,  sofern  sie 

a)  mit  der  Bundesverfassung  im  Einklang  stehen, 

b)  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nach  re- 
publikanischen (repräsentativen  oder  demokratischen) 
Formen  sichern, 

c)  vom  Volke  angenommen  sind  und  revidirt  wer- 
den können,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der  Bürger 
es  verlangt  (Art.  6). 

Aus  der  Garantie  entsteht  für  den  Bund  bei  ge- 
störter Ordnung  im  Innern  eines  Cantons  ein  Inter- 
ventionsrecht, welches  notbigenfalls  bis  zur  Besetzung 
des  betreffenden  Cantons  durch  eidgenossische  Truppen 
ausgedehnt  werden  darf  (Art.  16).^* 

2.  Das  Entscheidungsrecht  des  Bundes  bei  Streitig- 


indem   sie    die  wichtigsten   cantonalen  Angelegenheiten  der 
Cognition  des  Bundes  und  zumeist  seiner  politischen  Organe, 
der  Bundesversammlang    und  des  Bundesrathes ,    nur    zum 
kleinem  Theil    (Art.  113,  3)    des   Bundesgerichts  unterwirft 
und  dem  Bund  ein  häufiges  Interventionsrecht  in  cantonalen 
Angelegenheiten  gewährt.     Angelsachsen  würden  eine  solche 
Gewährleistung  ungern    und    unwillig    ertragen.     Die   Ver- 
fassung  der  Vereinigten  Staaten   von  Amerika    erreicht   ein 
ähnliches  Kesultat  auf  anderm   und  besserm  Wege,   indem 
sie  sämmtliche  Bestimmungen   der  Staatenverfassungen   und 
Staatengesetze,  die  mit  der  Bundesverfassung  und  den  vom 
Bunde  ausgegangenen  verfassungsmässigen  Rechtsnormen  in 
Widerspruch  stehen,   für  nichtig   und  unverbindlich  erklärt 
(Art.  VI),  die  endgültige  Entscheidung  darüber  den  Gerichts- 
höfen überweist  (Art.  III,  Sect.  2)  und  die  Bundesregierung 
darauf   beschränkt,    den   Staaten    eine    republikanische   Re- 
gierungsform   zu    garantiren    und   ihnen   auf  Anruf    Schutz 
gegen  innere  Gewalt  zu  gewähren  (Art.  IV,  Sect.  4). 

^^  Das  frühere  Recht  auf  Mahnung  andrer  Cantone  zur 
Hülfe  bei  gestörter  Ordnung  im  Innern  wird  zwar  im  Art. 
16  wiederholt,  hat  aber  gegenwärtig  kaiun  noch  Bedentung. 
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keilen  der  Cantone  untereinander.  Die  Bundesverfassung 
von  1848  (Art.  74,  ic,  Art.  101,  i»  und  letzter  Ab- 
satz) unterschied  Staats-  und  civil  rechtliche  Streitig- 
keiten und  überwies  die  Entscheidung  der  erstem  der 
Bundesversammlung  und  nur  der  letztern  dem  Bundes- 
gericht, jetzt  gehört  die  Entscheidung  aller  inter- 
cantonalen  Streitigkeiten  zur  Zuständigkeit  des  Bundes- 
gerichts (Art.  110,  3,  Art.  113, 2).  Den  Cantonen  ist 
jede  Art  von  Selbsthülfe  verboten  (Art.  14). 

3.  Die  Verbindlichkeit  der  Cantone  zu  gegenseitiger 
Rechtshülfe.  Rechtskräftige  Civilurtheile,  die  in  einem 
Canton  ergangen  sind,  können  in  der  ganzen  Schweiz 
vollstreckt  werden  (Art.  61  [49]).  Die  Bundesgesetz- 
gebung ist  zur  Regulirung  der  Auslieferung  der  An- 
geklagten von  Canton  zu  Canton  befugt,  jedoch  darf 
dieselbe  für  politische  Vergehen  und  Pressvergehen  nicht 
obligatorisch  gemacht  werden  (Art.  67  [55]).^^ 

IIL  Die  Bundesverfassung  hat  den  Schweizern 
eine  grossere  Zahl  von  Rechten  und  Freiheiten 
garantirt  und  unter  den  Schutz  des  Bundes  (Bundes- 
versammlung, Bundesrath  und  Bundesgericht)  ^^  gestellt, 
namentlich 

1.  Gleichheit  aller  Schweizer  vor  dem  Gesetz,  unter 
Verbot  der  ünterthanenverhältnisse,  der  Vorrechte  des 


^*  Die  Ausnahme  von  der  Aaslieferungspflicht  bei  poli- 
tischen und  Pressvergehen  hat  ihren  Grund  in  den  frühern 
confessionellen  und  politischen  Gegensätzen  der  Cantone. 

*'  Die  zahlreichen  Grundrechte  der  schweizerischen 
Bundesverfassung  haben  nicht  ausschliesslich  den  Zweck, 
eine  Garantie  gegen  Misbrauch  der  Staatsgewalt  zu  Un- 
gerechtigkeit, Willkür  und  Unterdrückung  zu  gewähren,  sie 
euthalten  häufiger  den  Abschluss  einer  langen  historischen 
Entwickelang  und  wollen  für  manche  wichtige  politische, 
wirthschaftliche,  sociale  und  kirchliche  Angelegenheiten  einen 
gleichförmigen  Rechtszustand  im  ganzen  Bundesgebiete  her- 
stellen.    Bei    Vergleich .  der  schweizerischen  und  der  ameri- 

11* 
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Orts,  der  Geburt,  der  Familien  und  Personen  (Art.  4), 
die  in  der  alten  Schweiz  bis  1798  gewuchert  haben  und 
erst  vollständig  seit  1848,  ja  was  die  Juden  anlangt, 
erst  seit  1866  beseitigt  sind.^®  Die  Cantone  dürfen  die 
Angehörigen  andrer  Cantone  weder  in  der  Gesetzgebung 
noch  im  gerichtlichen  Verfahren  hinter  den  eignen 
Cantonsbürgern  zurücksetzen  (Art.  60  [48]). 

2.  Das  Recht  der  freien  NiederlassungX  ^^  im  ganzen 
Bundesgebiet  unbeschadet  einiger  Einschränkungen  und 
Ausnahmen  wegen  Bestrafimg  und  Verarmung  und  mit 
der  Nebenbestimmung,  dass  der  niedergelassene  stimm- 
berechtigte Schweizerbürger  an  allen  eidgenössischen 
Wahlen  und  Abstimmungen  an  seinem  Wohnsitz  theil- 
nehmen,  aber  niemand  in  mehr  als  einem  Canton  po- 
litische Rechte  ausüben  darf,  dass  das  Stimmrecht  in 
cantonalen  und  Gemeindeangelegenheiten  nach  einer 
Niederlassung  von  drei  Monaten  erworben  wird,  und 
dass  die  cantonalen  Gesetze  über  die  Niederlassung  und 
das  Stimmrecht  der  Niedergelassenen  in  den  Gemeinden 
der  Genehmigung  des  Bundesraths  bedürfen. 


kanischen  Grundrechte  tritt  recht  anschaulich  hervor,  dass 
die  Schweiz  ein  altes  Culturland  ist,  mit  reichen  historischeu 
Erfahrungen  und  Erinnerungen,  aber  auch  mit  manchem 
historischem  Ballast,  welcher  die  Entwickelung  der  Vereinigten 
Staaten  nicht  hemmt. 

^^  Nach  Art.  41  und  48  der  Verfassung  von  1848 
konnten  die  Juden  bezüglich  der  Niederlassung  und  bezüg- 
lich der  rechtlichen  Behandlung  in  andern  Cantonen  hinter 
den  Christen  zurückgesetzt  werden,  was  erst  durch  ein  Zu- 
satzgesetz zur  Bundesverfassung  aus  dem  Jahre  1866  be- 
seitigt ist. 

^9  Art.  45—48,  43  (41,  42).  Vgl.  über  das  recht  com- 
plicirte  Detail,  welches  sich  an  diese  Artikel  anschliesst, 
Blumer-Morel,  I,  377—403;  Dubs,  II,  111—121  und  Orelli, 
S.  66 — 70.  Die  Bundesgesetzgebung  erstreckt  sich  auf  die 
Einbürgerung  heimathsloser  Personen.     Art.  68  (56). 
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3.  Die  Unverjährbarkeit  des  BürgerrechtsX  (Art.  44 
[43],  66).  Kein  Canton  darf  einen  Cantonsbürger  aus 
seinem  Gebiet  verweisen  oder  ihn  des  Bürgerrechts 
verlustig  erklären.  Die  Bundesgesetzgebung  erstreckt 
sich  auf  die  Ertheilung  des  Schweizerbürgerrechts  und 
den  Verzicht  auf  dasselbe,  sowie  auf  die  Bestimmung 
der  Schranken,  innerhalb  welcher  ein  Schweizerbürger 
seiner  politischen  Rechte  verlustig  erklärt  werden  kann. 
Nach  dem  Bundesgesetz  vom  3.  Juli  1876  ist  jede  Er- 
theilung des  Gemeinde-  oder  Cantonsbürgerrechts  an 
NichtSchweizer  ohne  zuvorige  Bewilligung  des  Bundes- 
raths  ungültig. 

4.  Die  Glaubens-  und  GewissensfreiheitX  ^®-  Nihil 
tarn  voluntarium  quam  religio;  niemand  darf  zur  Theil- 
nahme  an  einer  Beligionsgesellschaft  oder  an  einem 
religiösen  Unterricht  oder  zur  Vornahme  einer  religiösen 
Handlung  gezwungen  oder  wegen  Glaubensansichten, 
die  indessen  nicht  von  der  Erfüllung  bürgerlicher 
Pflichten  entbinden,  bestraft  werden;  die  Ausübung 
bürgerlicher  oder  politischer  Rechte  darf  durch  keinerlei 
Vorschriften  oder  Bedingungen  kirchlicher  oder  reli- 
giöser Natur  beschränkt  werden;  niemand  braucht 
Steuern  zu  bezahlen,  welche  besonders  für  eigentliche 
Cultuszwecke  einer  Religionsgesellschaft,  der  er  nicht 
angehört,   auferlegt  werden.     Weiter  ist  zwar  die  freie 


*®  Art.  49 — 53  (44).  Die  sehr  detaillirten  Bestimmungen 
der  Verfassung  von  1874  sind  das  Ergebniss  jahrhunderte- 
langen Kampfes  und  Haders  der  Confessionen.  Vgl.  über 
das  Detail  dieser  Artikel  Blamer-Morel,  1,419 — 456;  Dubs, 
II,  151—172;  Orelli,  S.  71,  138  fg.  —  Im  Hinblick  auf  die 
deutschen  Verhältnisse  erwähne  ich  besonders  die  meines 
Erachtens  sachgemässe  Bestimmung  des  Art.  49,  dass  der 
Inhaber  der  väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt 
unbeschadet  der  Freiwilligkeit  jeder  Religionsbethätigung 
nber  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  bis  zum  vollendeten 
16.  Lebensjahr  verfügt. 
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Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  innerhalb  der 
Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  öffentlichen  Ordnung 
gewährleistet,  aber  den  Cantonen  und  dem  Bunde  vor- 
behalten, zur  Handhabung  der  Ordnung  und  des  öffent- 
lichen Friedens  unter  den  Angehörigen  der  verschiedenen 
Religionsgesellschaften,  sowie  gegen  die  Eingriffe  kirch- 
licher Behörden  in  die  Rechte  der  Bürger  und  des 
Staates  die  geeigneten  Maassnahmen  zu  treffen.  Die 
Zuständigkeit  der  Bundesbehörden  darf  auf  Streitig- 
keiten öffentlichrechtlicher  und  privatrechtlicher  Natur, 
welche  über  die  Bildung  oder  Trennung  von  Religions- 
gesellschaften entstehen,  ausgedehnt  werden.  Die  Er- 
richtunff  neuer  Bisthümer  auf  schweizerischem  Gebiet 
bedarf  der  Genehmigung  des  Bundes.  Der  Orden  der 
Jesuiten  und  die  ihnen  verwandten  Gesellschaften  dürfen 
in  keinem  Theil  der  Schweiz  Aufnahme  finden;  ihren 
Mitgliedern  ist  jede  Wirksamkeit  in  Kirche  und  Schule 
untersagt.  Durch  Beschluss  der  Bundesversammluntr 
kann  dieses  Verbot  auf  andre  geistliche  Orden  aus- 
gedehnt werden,  deren  Wirksamkeit  staatsgefährlich  ist 
oder  den  Frieden  der  Confessionen  stört.  Die  Er- 
richtung neuer  und  die  Wiederherstellung  aufgehobener 
Klöster  oder  religiöser  Orden  ist  verboten.  Die  Fest- 
stellung und  Beurkundung  des  Civilstandes  ist  nach 
näherer  Bestimmung  der  Bundesgesetzgebung  (Bundes- 
gesetz vom  24.  December  1874)  Sache  der  bürgerlichen 
Behörden,  welchen  auch  die  Verfügung  über  die  Be- 
gräbnissplätze zusteht  und  welche  dafür  zu  sorgen 
haben,  dass  jeder  Verstorbene  schicklich  beerdigt  wer- 
den kann.  Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  ist  ab- 
geschafft (Art.  58);  die  Ertheilung  des  obligatorischen 
Primarunterrichts  in  den  öffentlichen  Schulen  steht  aus- 
schliesslich unter  staatlicher  Leitung.  Die  öffentlicheu 
Schulen  sollen  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse 
ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit besucht  werden  können  (Art.  27). 
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5.  Das  Recht  zur  Ehe +,  welches  weder  aus  kirch- 
lichen oder  ökonomischen  Riicksichten  noch  wegen  des 
bisherigen  Verhaltens  oder  aus  andern  polizeilichen 
Gründen  beschränkt  werden  darf  (Art.  54). 

6.  Die  Pressfreiheit,  welche  vom  Bunde  mit  dem 
Zusätze  gewährleistet  wird,  dass  zwar  die  Cantonal- 
gesetzgebung  die  erforderlichen  Bestimmungen  über  den 
Misbrauch  derselben  tre£Pen  mag,  indessen  nur  mit 
Genehmigung  des  Bundesraths,  und  dass  dem  Bunde 
das  Recht  zusteht.  Straf bestimmungeu  gegen  den  Mis- 
brauch der  Presse  zu  erlassen,  welche  gegen  die  Eid- 
genossenschaft und  ihre  Behörden  gerichtet  ist  (Art. 
55  [451). 

7.  Das  Vereinsrecht  (Art.  56  [46]).  Schweizerbürger 
mögen  solche  Vereine  bilden,  welche  weder  in  ihrem 
Zweck  noch  in  den  dafür  bestimmten  Mitteln  rechts- 
widrig oder  staatsgefährlich  sind.  Ist  es  auch  der 
Cantonalgesetzgebung,  ohne  Vorbehalt  der  Genehmigung 
des  Bundes,  überlassen,  die  ei^orderlichen  Bestimmungen 
über  den  Misbrauch  dieses  Rechts  zu  tre£Pen,  so  steht 
dasselbe  doch  unter  dem  Schutze  des  Bundes  und  ist 
derselbe  berechtigt  und  verpflichtet,  gegen  dessen  Be- 
einträchtigung durch  die  Cantone  wirksamen  Schutz  zu 
gewähren.  Das  Versammlungsrecht  wird  in  der  Bundes- 
Terfiwsung  nicht  erwähnt. 

8.  Das  Petitionsrecht  (Art-  57  [47]),  mit  welchem 
die  Pflicht  der  Bundes-  und  Cantonsorgane*  correspon- 
dirt,  an  sie  gerichtete  Petitionen  nach  Maassgabe  ihrer 
Geschäftsordnung  in  Erwägung  zu  nehmen. 

9.  Das  Verbot  von  Ausnahmsgerichten  (Art.  58,  59 
[53,  50]).  Niemand  darf  seinem  verfassungsmässigen 
Richter  entzogen  werden;  der  aufrechtstehende  Schuldner, 
welcher  in  der  Schweiz  einen  festen  Wohnsitz  hat, 
uiuss  für  persönliche  Ansprachen  vor  dem  Richter 
seines  Wohnortes  gesucht  werden.  Der  Schuldverhaft 
ist  abgeschafi"!. 


168     n»   1-   §3-  DieSchweizerischeEidgenosscnschaft  seit  1848. 

10.  Das  Verbot  körperlicher  Strafen;  wegen  poli- 
tischer Verbrechen  darf  kein  Todesurtheil  gefallt  wer- 
den (Art.  65  [54]). 

11.  Die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  im  ganzen 
Bundesgebiet  X  (Art.  31,  mit  Zusatzbestimmungen  aus 
dem  Jahre  1885,  Art  33,  62  [29,  51]),  jedoch  unter  Vor- 
behalt des  Salz-  und  Pulverregals,  der  eidgenossischen 
Zölle,  des  Alkoholmonopols,  sanitätspolizeilicher  ]Vf  aass- 
regeln  gegen  Epidemien  und  Viehseuchen,  Verfügungen 
über  die  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe  und 
über  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs,  sowie  über 
die  Benutzung  der  Strassen,  ferner  unter  Vorbehalt  der 
Befugniss  für  die  Cantone,  die  Ausübung  des  Wirth- 
schaftsgewerbes  und  des  Kleinhandels  mit  geistigen 
Getränken  den  durch  das  öffentliche  Wohl  erforderten 
Beschränkungen  zu  unterwerfen.  Die  Cantone  mögen 
die  Ausübung  wissenschaftlicher  Berufsarten  von  einem 
Ausweis  der  Befähigung  abhängig  machen,  die  Bundes- 
gesetzgebung soll  für  den  gültigen  Erwerb  solcher 
Ausweise  für  das  ganze  Bundesgebiet  Vorsorge  treffen. 
Alle  Abzugsrechte  im  Innern  der  Schweiz,  sowie  die 
Zugrechte  von  Bürgern  des  einen  Cantons  gegen  Bürger 
der  andern  Cantone  sind  abgeschafft. 

IV.  Zur  Erreichung  des  vierten  und  letzten  Bundes- 
zwecks, Förderung  der  gemeinsamen  Wohlfahrt 
der  Eidgenossen,  sind  dem  Bunde  folgende  Befug- 
nisse überwiesen: 

1.  Die  Errichtung  oder  Unterstützung  öffentlicher 
Werke  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines 
grossen  Theiles  derselben  X  (Art.  23  [21],  24,  37  [35], 
vgl.  auch  Art.  30),  namentlich  Flussregulirungen,  Alpen- 
strassen,  Correction  und  Verbauung  der  Wildwasser, 
Aufforstung  ihrer  Quellengebiete.  Dem  Bund  gebührt 
die  Oberaufsicht  über  die  Wasserbau-  und  Forstpolizei 
im  Hochgebirge,  sowie  über  solche  Strassen  und  Briicken, 
an  deren  Erhaltun«:  die  Eidgenossenschaft  ein  Interesse 
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hat.  Den  Cantonen  üri,  Graubünden,  Tessin  und 
Wallis  ist  als  Entschädigung  für  frühere  Zolle,  Weg- 
und  Brückengelder  eine  jährliche  Beihülfe  zur  Unter- 
haltung ihrer  internationalen  Alpenstrasscu  im  Gesammt- 
betrag  von  530000  Frs.  aus  der  Bundeskasse  zu- 
gesichert, welche  einbehalten  werden  darf,  falls  diese 
Strassen  nicht  von  dem  betreffenden  Canton  in  gehörigem 
Zustand  erhalten  werden.  Die  Errichtung  öffentlicher 
Werke,  welche  die  militärischen  Interessen  der  Eid- 
genossenschaft verletzen,  kann  von  der  Bundesversamm- 
lung untersagt  werden. 

2.  Die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  oder  doch  die 
Gesetzgebung  und  Aufsicht  bei  einer  grossem  Zahl 
öffentlicher  Verkehrsmittel  und  Verkehrsanstalten  X 
(Art.  36  [34,  35],  38  [36],  26  mit  dem  Bundesgesetz 
vom  23.  December  1872,  39  mit  dem  Bundesgesetz  vom 
8.  März  1881,  40  [37]),  nämlich  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung bei  der  Post,  der  Telegraphie  und  dem  Münz- 
wesen,  Gesetzgebung  und  Aufsicht  über  den  Bau  und 
Betrieb  der  Eisenbahnen  und  die  Ausgabe  von  Bank- 
noten 2^,  Feststellung  von  Maass  und  Gewicht  und  Be- 
aufsichtigung der  Cantone  bei  Ausführung  der  bezüg- 
lichen Bundesgesetze. 

3.  Die  Errichtung  oder  Unterstützung  einer  Univer- 
>ität,  einer  polytechnischen  Schule  und  andrer  höherer 
Unterrichtsanstalten  X  (Art.  27  [22])  22. 

4.  Die  Fabrikgesetzgebung  +  (Art.  34,  34^"),  nämlich 


^^  Neuerdings  ist  das  Banknotenmonopol  des  Bundes 
eingeführt. 

'*  Die  polytechnische  Schule  in  Zürich  ist  ein  eid- 
genössisches Institut;  eine  eidgenössische  Universität  wird 
schwerlich  errichtet  werden,  weil  sie  den  Cantonsuniversitäten 
(Basel,  Zürich,  Bern,  Genf,  Lausanne,  Neuenburg,  Freiburg) 
erdrückende  Concurrenz  machen  würde.  Die  Cantone  ver- 
wenden viel  Fleiss  und  grosse  Geldsummen  auf  das  Unter- 
richtswesen.    Orelli,  S.  119,  120. 
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Erlass  einheitlicher  Bestimmungen  über  die  Verwendung 
von  Kindern  in  Fabriken  und  über  die  Dauer  der  Arbeit 
erwachsener  Personen  in  denselben,  ferner  der  Erlass 
von  Vorschriften  zum  Schutz  der  Arbeiter  gegen  Arbeits- 
gefahren, weiter  die  gesetzliche  Einrichtung  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung,  wozu  der  Beitritt  obligatorisch 
gemacht  werden  kann,  endlich  die  Gesetzgebung  und 
Aufsicht  über  Privatversicherungsunternehmungen  und 
den  Geschäftsbetrieb  der  Auswanderungsagenturen. 

5.  Die  Einführung  des  Alkoholmonopols +,  um  der 
Trunksucht  zu  steuern  und  auf  einen  für  die  Gesund- 
heit erträglichen  Zustand  der  gebrannten  Wasser  hin- 
zuwirken (Art.  32^"  mit  dem  Bundesgesetz  vom  22.  De- 
cember  1886). 

6.  Die  Gesetzgebung  über  gesundheitspolizeiliche 
Verfügungen  gegen  gemeingefährliche  Epidemien  und 
Viehseuchen  (Art.  69  [59]). 

7.  Die  Gesetzgebung  über  bestimmte  Zweige  des 
bürgerlichen  Rechts  +  (Art.  64),  nämlich  personliche 
Handlungsfähigkeit,  Obligationenrecht  mit  Einschluss 
des  Handels-  und  Wechselrechts,  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  Kunst  und  Literatur,  den  Schutz  neuer 
Muster  und  Modelle  und  solcher  Erfindungen,  welche 
durch  Modelle  dargestellt  und  gewerblich  verwerthbar 
sind,  endlich  über  die  Zwangsvollstreckung  und  das 
Concursrecht.  Die  Errichtung  und  der  Betrieb  von 
Spielbanken  ist  untersagt;  der  Bund  kann  auch  in  Be- 
ziehung auf  Lotterien  geeignete  Maassnahmen  treflfen 
(Art.  35). 

8.  Die  Gesetzgebung  über  die  Ausübung  der  Fische- 
rei und  Jagd,  namentlich  auch  zum  Schutz  der  für 
die  Land-  und  Forstwirthschaft  nützlichen  Vogel  + 
(Art.  25). 
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§  10. 
Die  Yerelnigten  Staaten  von  Mexiko. 

Enthält  auch  die  Bundesverfassung  Tom  12.  Februar 
1857*  im  Art.  117  die  beim  Bundesstaate  ungewöhn- 
liche Bestimmung,  dass  die  Gewalten,  welche  nicht 
durch  diese  Verfassung  den  Bundesorganen  ,,ausdriick- 
lich^  überwiesen  sind,  als  den  Stauten  vorbehalten 
gelten,  so  ist  doch  das  Maass  der  Bundeszustandigkeit, 
wegen  des  unitarischen  Ursprungs  dieser  Bundesrepublik^ 
grösser  als  beim  Bundesstaat  die  Regel  ist.  Abweichend 
Ton  den  meisten  bundesstaatlichen  Verfassungen  werden 
die  Herrschaftsrechte  des  Bundes  nicht  einzeln  auf- 
gezählt. Der  Wille  des  souveränen  mexikanischen 
Volkes,  von  dem  alle  staatliche  Gewalt  ausgeht  und 
welches  jederzeit  seine  Verfassung  ändern  kann  (Art. 
39),  ist  eine  repräsentative  demokratische  Bundes- 
republik, „zusammengesetzt  aus  Staaten,  welche  frei 
und  souverän  sind  in  allem,  was  ihre  innere  Regierung 
angeht,  aber  unirt  durch  eine  Coufoderation  nach 
Maassgabe  der  Bundesverfassung^^  (Art.  40).  Das  Volk 
nbt  seine  Souveränetät  „durch  das  Organ  der  Bundes- 
gewalten in  den  Angelegenheiten,  welche  zu  ihrer  Zu- 
ständigkeit gehoren^^  (Art.  41),  namentlich  die  „nationale 
Gesetzgebung  durch  einen  allgemeinen  Congress"  aus 
zwei  Häusern  (Art.  51)  und  „durch  das  Organ  der 
Staaten  in  allem,  was  deren  innere  Regierung  angeht," 
innerhalb  der  Grenzen  „der  Bundesverfassung"  und  der 
Staatenverfassungen,  „welche  in  keinem  Fall  dem 
Bundesvertrag  zuwiderlaufen  dürfen"  (Art.  41).^     Vor- 


^  Die  mexikanische  Bundesverfassung  citire  ich  nach 
dem  in  französische  Sprache  übersetzten  Text  bei  Dareste, 
Les  constitations  modernes,  II,  478 — 507. 

^  Die  Ausdrücke  Bundesverfassung  und  Bundes  vertrag 
werden  im  Art.  41    nebeneinander  gebraucht.     Aehnlich  in 
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behaltlich  der  besondern  Bestimmungen  der  Bundes- 
verfassung sind  daher  zwei  Gruppen  von  Angelegen- 
heiten zu  unterscheiden,  einmal  nationale  Angelegen- 
heiten, dann  Angelegenheiten,  welche  die  innere 
Staatenregierung  betreffen,  letztere  gehören  zur 
Zuständigkeit  der  Staaten.  Mnn  wird  nicht  ohne 
Grund  sagen,  dass  diese  Abgrenzung  der  Zuständigkeit 
manche  Fragen  offen  lässt.^  Die  Praxis  der  mexikani- 
schen Bundesrepublik  scheint  ziemlich  centralistisch  zu 
sein.* 

Eine  Schranke  für  die  Thätigkeit  sowol  der  Bun- 
desorgane  als  der  Einzelstaatsgewalten  bilden  die  Men- 
schenrechte, welche  die  mexikanische  Bundesverfassung 
überreichlich  in  den  Art.  1 — 28  aufstellt*,  jedoch  mit 
dem  Zusatz,  dass  sie,  ausser  soweit  sie  das  Leben  des 
Menschen  schützen,  im  Falle  eines  auswärtigen  Angriffs 

der  Wiener  Schlussacte,  Art.  3:  ^^^^r  Umfang  und  die 
Schranken,  welche  der  Bund  seiner  Wirksamkeit  vorgezeich- 
net hat,  sind  in  der  Bundesacte  bestimmt,  die  der  Gnind- 
vertrag  und  das  erste  Grundgesetz  dieses  Vereins  ist." 

^  Aehnlich  die  Abgrenzung  der  Zuständigkeit  des  Bun- 
des und  der  einzelnen  Provinzen  in  der  British  North 
America  Act  1867,  Sect.  91  und  92,  hier  aber  unter  Bei- 
fügung einer  Keihe  von  einzelnen  Angelegenheiten,  welche 
zur  ausschliesslichen  Zuständigkeit  des  Bundes  oder  der 
Provinzen  gehören.     Vgl.  §  12. 

*  Vgl.  die  Berichte  über  die  Vereinigten  Staaten  von 
Mexiko  in  den  verschiedenen  Jahrgängen  des  „Annuaire  de 
legislation  etrangere". 

^  Die  Menschenrechte  betreffen  namentlich :  Freiheit  der 
Person,  des  Unterrichts,  der  Meinungsäusserung,  der  Presse. 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  (beschränkt  auf  Bürger  der 
Republik),  Freizügigkeit,  Handels-  und  Gew^erbefreiheit, 
Unverletzlichkeit  der  Person,  Verbot  willkürlicher  Strafen, 
Verbot  von  Ausnahmegerichten,  Garantien  für  den  Straf- 
process,  Beschränkung  der  Todesstrafe  auf  bestimmte  Fälle, 
das  Briefgeheimniss ,  Freiheit  von  Quartierlast,  Unverletz- 
lichkeit des  Eigeuthums. 
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oder  einer   schweren  Störung  des  öffentlichen  Friedens  *■ 

durch  den  Bundespräsidenten  mit  Zustimmung  des 
Congresses,  bei  dessen  Nicht  Versammlung  der  perma- 
uenten  Congressdeputation  für  eine  bestimmte  Zeit 
suspendirt  werden  können  (Art.  29). 

Zur  ausschliesslichen  Zuständigkeit  des  Bundes  ge-  | 

hören  folgende  Gegenstände:  ' 

1.  Die  auswärtigen  Angelegenheiten.  Den  Staaten 
sind  Verträge  untereinander  und  mit  fremden  Staaten 
absolut  verboten;  nur  die  Grenzstaaten  mögen  Bünd- 
nisse gegen  die  wilden  Völkerschaften  (Indianer)  ein- 
gehen. Die  Kriegführung  der  Staaten  bedarf  der  Ge- 
oehmigung  des  Congresses,  ausser  bei  actuellem  aus- 
wärtigem Angriff  oder  so  drohender  Gefahr,  dass  eine 
Zögerung  nicht  zulässig  ist;  in  diesem  Fall  ist  Benach- 
richtigung des  Bundespräsidenten  erforderlich  (Art. 
111,1,11,  112,111). 

2.  Heer  und  Flotte;  nur  mit  Genehmigung  des 
Congresses  dürfen  die  Staaten  stehende  Truppen  (im 
Gegensatz  zur  Nationalgarde)  oder  Kriegsschiffe  halten 
(Art.  112,  II). 

3.  Eingangs-  und  Ausgangszölle  und  Hafengebühren, 
es»  sei  denn,  dass  der  Congress  diese  Einnahmequellen 
den  Staaten  gestattet  (Art.  112,  i). 

4.  Die  Münzprägung  und  die  Ausgabe  von  Papier- 
i^eld  (Art  111,  iii). 

5.  Die  Errichtung  neuer  Staaten,  unter  Beachtung 
der  Normalbestimmungen  des  Art.  72,  und  die  Geneh- 
uiigiing  von  Grenzänderungen  der  Staaten  untereinander 
(Art.  110). 

6.  Die  Intervention  in  Sachen  des  religiösen  Cultus 
und  der  äusseren  Disciplin  (Art.  123).^ 

^  Durch  ein  Zasatzgesetz  zur  Bundesverfassung  vom 
-O.September  1873,  welches  durch  ein  ausführliches  Bundes- 
eesetz  vom  14.  December  1874  (Annuaire  für  1874,  8.  712 
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Die  historische  Entwickelung  des  Landes,  die  häu- 
figen inneren  Unruhen  und  Bürgerkriege  haben  bewirkt, 
dass  dem  Bunde  eine  weitgehende  Einwirkung  auf  die 
Angelegenheiten    der    einzebien    Staaten    gewährt   ist. 
Mögen  diese  auch  innerhalb  der  Schranken  der  Bundes- 
verfassung, der  nach  Maassgabe  derselben  ergangenen 
Gesetze  und  der  volkerrechtlichen  Verträge  des  Bundes 
(Art.  126)  ihre  eigene  Verfassung  und  ihre  eigene  Rechts- 
ordnung bestimmen  (Art.  117),  so  ist  ihnen  doch  von 
Bundes  wegen    eine  volksthümliche  repräsentative  re- 
publikanische Regierungsform  vorgeschrieben  (Art.  109) 
und  findet  darin  die  Praxis  namentlich  das  Gebot  einer 
Trennung  der  gesetzgebenden  vollziehenden  und  richter- 
lichen Gewalt,    ferner  die  Ueberweisung   der   gesetz- 
gebenden Gewalt  an  Versammlungen  und  der  Bestim- 
mung und  periodischen  Erneuerung  derer,  welche  die 
öffentliche  Gewalt    ausüben,    durch    VolkswahL'     Der 
Schutz    des    Bundesgebietes ,    die    Vertheidigung    der 
Staaten  gegen  auswärtigen  Angriff  und  auswärtige  Ge- 
walt, ist   eine  absolute  Buudespflicht;    auf  Anruf  der 
Legislatur,   bei  deren   NichtVersammlung  des  Gouver- 
neurs  muss   der   Bund   den    betreffenden  Staat    gegen 
Aufruhr  und  Revolution  schützen  (Art.  116).    Wieder- 
holt ist  von  Bundes  wegen  über  einzelne  Staaten  der 
Belagerungszustand  verhängt.^    Der  Bundessenat,  das 
gemeinsame  Organ  der  mexikanischen  Staaten  und  des 
Bundesdistrikts,  mag  namentlich  wenn  Streit   darüber 
besteht,  wer  der  gesetzliche  Gouverneur  eines  Staates 


— 716)  ausgeführt  ist,  werden  die  in  Mexiko  schwierigen 
Verhältnisse  von  Staat  und  Kirche  geregelt.  Das  Zusatz- 
gesetz verbietet  namentlich  die  religiösen  Orden  und  er- 
klärt das  einfache  Versprechen,  die  Wahrheit  zu  sagen  und 
übernommene  Pflichten  auszuführen,  für  gleichbedeutend  mit 
dem  Eide  in  seinen  Wirkungen  und  Folgerungen. 

7  Annuaire  für  1880,  S.  703,  704. 

8  Annuaire  für  1876,  S.  769,  770. 
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ist  oder  welche  von  mehreren  Legislaturen  gesetzlich 
erwählt  ist,   die   constitutionelle    gesetzliche   und  voll- 
ziehende Gewalt  eines  Staates   ausser  Function   setzen 
und  bestimmen,  dass  von  Bundes  wegen  ein  provisori- 
scher Gouverneur    ernannt   werden    soll,    welcher    die 
Wähler  des  Staates  nach  Maassgabe  seiner  constitutio- 
nellen  Gesetze  einzuberufen  hat.    Die  Ernennung  eines 
solchen  provisorischen  Gouverneurs,   der  bei  der  dann 
folgenden  Wahl  nicht  zum  Gouverneur  gewählt  wei'den 
darf,   erfolgt   durch    den    Bundespräsidenten    mit    Ge- 
nehmigung   des    Bundessenates,    bei    dessen   Nichtver- 
sammlung  der  permanenten  Congressdeputation  (Art.  72, 
B.  V).     Der  Bundessenat    hat  Entscheidungsrecht   bei 
politischen  Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  Organen 
eines  Staates,   z.  B.  dem  Gouverneur  und   der  Legis- 
latur, entstehen  mögen,    sofern    einer   der   streitenden 
Theile  seine  Entscheidung  anruft  oder  der  Streit  zur 
Störung  der  constitutionellen  Ordnung  durch  Waffen- 
gewalt Anlass  gibt.    Der  Entscheidung  ist  die  Bundes- 
verfassung und  die  Verfassung  des  betreffenden  Staates 
zu  Grunde  zu  legen  (Art.  72,  B.  VI). 

Die  Gouverneure  der  Staaten  sind  verpflichtet,  die 
Bundesgesetze  zu  verkünden  und  deren  Ausführung  zu 
sichern  (Art.  114).  Sie  haften  dem  Bunde  bei  Ver- 
letzung der  Bundesverfassung  und  der  Bundesgesetze 
(Art.  103).  Einzelgesetze  des  Bundes  reguliren  diese 
Haftpflicht. » 


*•*  Z.  B.  Art.  27  des  Bundesgesetzes  vom  14.  December 
1874  über  die  Beziehungen  zwischen  Staat  und  Kirche,  dessen 
Wortlaut  ich  in  französischer  Uebersetzung  citire,  weil  er 
die  Beziehungen  zwischen  der  Bundesgewalt  und  den  Einzel- 
staatsgewalten veranschaulicht:  „II  appartient  aux  autorites 
politiques  des  Etats  de  prononcer  les  peines  administratives 
dont  parle  la  presente  loi.  Les  memes  autorites  encour- 
raient  le  double  de  ces  peines  vis -ä- vis  des  gouvemeurs 
des   £tats,    si   alles   autorisairent    ou   tolerairent  sciemment 
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§  11. 

Die  Argentinische  Republik.^ 

Aehnlich  der  mexikanischen  Bundesverfassung  (Art. 
109 — 116)  beschränkt  sich  die  argentinische  Bundes- 
verfassung nicht  auf  die  Regulirung  des  Bundes,  sie 
ordnet  auch  in  den  obersten  Grundzügen  die  Verfassung 
der  einzelnen  Provinzen  (Art.  104 — 110).  Nationale 
und  particulare  Angelegenheiten  werden  unter- 
schieden.^ Erstere  gehören  der  argentinischen  Nation, 
d.  h.  dem  Bunde;  werden  auch  die  Provinzialgouver- 
neure  die  natiirlichen  Agenten  der  Bundesregierung 
zur  Ausführung  der  Bundesverfassung  und  der  Bundes- 
gesetze genannt  (Art.  110),  so  üben  sie  doch  nicht  aus 
eigenem  Rechte  die  Gewalten  der  Nation,  vielmehr  sind 
die  Provinzen  durch  ausdrückliche  Verfassungsbestim- 
mung von  eigener  selbständiger  Ausübung  der  dem  Bunde 
überwiesenen  Befugnisse  ausgeschlossen  (Art.  108).  Letz- 
tere gehören  den  Provinzen,  innerhalb  der  Schranken 
der  Bundes verfiissung.  Jede  Provinz  setzt  und  ändert 
nach  eigenem  Ermessen  die  Provinzialregierung,  welche 
aber  bei  Meidung  der  Bundesintervention  eine  republi- 
kanische Ilepräsentativverfassung  sein,  mit  der  Bundes- 


la  violation  de  la  loi.  Les  gouveriieurs  des  £tats  sont  a 
leur  tour  responsables  de  la  violation  de  la  presente  loi 
et  des  negligences  commises  par  eux-memes  ou  par  les 
autorites  et  employes  qui  sont  sous  leur  ordres"  (Annuaire 
für  1874,  S.  717). 

^  Nach  Art.  35  der  argentinischen  Bundesverfassang, 
welche  ich  nach  dem  in  französische  Sprache  übersetzten 
Texte  in  Dareste,  Les  constitutions  modernes,  II,  527 — 552 
citire,  sind  die  Namen  „Vereinigte  Staaten  vom  Rio  de  la 
Plata",  „Argentinische  Republik",  „Argentinische  Conföde- 
ration"  gleichbedeutend  und  gleichberechtigt. 

-  Nicht  mit  diesen  oder  ähnlichen  Worten,  aber  der 
Sache  nach. 
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Verfassung  in  Einklang  stehen  und  die  Handhabung  der 
Gerechtigkeit,  municipale  Selbstverwaltung  und  den 
Primarunterricht  sichern  muss  (Art.  105,  5,  6);  der 
Bund  hat  Recht  und  Pflicht  der  Intervention  bei  aus- 
wärtigem Angriff  und  bei  innerem  Aufruhr,  welcher 
das  Functioniren  der  Bundesgewalten  beeinträchtigt, 
und  auf  Anruf  der  constitutionellen  Pro vinzialge walten 
auch  bei  sonstigem  innerem  Aufruhr  und  bei  dem  An- 
{j'riff  anderer  Provinzen  (Art.  23,  6,  53).  ^  Jede  Provinz 
wählt  ahne  Intervention  des  Bundes  ihre  Legislatur, 
ihren  Gouverneur  und  die  anderen  Provinzialbeamten 
(Art.  105). 

Zuständigkeit  der  Provinzen  ist  die  Kegel; 
ihnen  gebühren  alle  Herrschaftsrechte,  welche  nicht 
durch  die  Bundesverfassung  der  Bundesregierung  über- 
wiesen sind,  ferner  alle  Befugnisse,  welche  sie  sich  bei 
Eintritt  in  den  Bund  vorbehalten  haben  (Art.  104).  Die 
letztere  Clausel  bezieht  sich  auf  Buenos -Ay res,  die 
wichtigste  und  volkreichste  Provinz,  welche  nur  mit 
einigen  Vorbehalten  dem  Bunde  beigetreten  ist  (Art.  31).* 

Die  argentinische  Verfassung  enthält  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Mehrheit  der  bundesstaatlichen  Ver- 
fassungen   eine  Aufzählung    der  Herrschaftsrechte  des 


^  Auch  die  Argentinische  Republik  hat  das  Stadium  der 
wirthschaftlichen  und  politischen  Jugendkrankbeiten  noch 
nicht  überwanden.  So  ist  z.  B.  durch  Bundesgesetz  vom 
17.  Juli  1880  (Annuaire  für  1880,  S.  740)  der  Belagerungs- 
zustand über  die  Provinzen  Santa -Fe,  Entre-Rios,  Cor- 
rientes  und  Buenos-Ayres  verhängt  und  der  Sitz  der  Bundes- 
regierung provisorisch  nach  Belgrano  verlegt.  —  Einschrän- 
kende Bestimmungen  über  die  Wirkungen  des  Belagerungs- 
zustandes in  Art.  23  der  Bundesverfassung. 

^  Lange  nicht  von  gleicher  Bedeutung  und  gleichem 
rmfange  wie  die  Vorbehalte  der  süddeutschen  Staaten  in 
<len  Novemberverträgeu  1870  bei  Eintritt  in  den  Deutschen 
Bund.     Vgl.  §  13. 

Wmtkrkamp.  \2 
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Bundes,  welche  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  in  Haupt-  und  Hülfsbefugnisse  zerfallen 
(Art.  67,  as).  Das  Maass  derselben  ist  wegen  des  uni- 
tarischen Ursprungs  auch  dieser  Bundesverfassung  er- 
heblich grosser  als  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (§  6). 

Ohne  in  das  ziemlich  complicirte  Detail  der  einzel- 
nen Herrschaftsrechte  des  Bundes  eingehen  zu  wollen, 
beschränke  ich  mich  auf  Angabe  der  wichtigsten 
Hauptbefugnisse: 

1.  Das  ausschliessliche  Kriegs-  (Art.  86,  is,  Art.  67, 21), 
Vertrags-  (Art.  86,  w,  Art.  67,  19)  und  Gesandtschafts- 
recht (Art.  86,  10,  108).  Die  Provinzen  dürfen  Ver- 
träge, welche  einen  politischen  Charakter  haben,  nur 
mit  Genehmigung  des  Congresses  untereinander  oder 
mit  fremden  Staaten  schliessen ;  sie  müssen  Verträge 
über  die  Handhabung  der  Justiz,  über  wirthschaftliche 
Angelegenheiten  und  oflFentliche  Arbeiten  im  gemein- 
samen Interesse  zur  Kenntniss  des  Congresses  bringen 
(Art.  108,  107). 

2.  Das  ausschliessliche  Militärrecht.  Der  Bund  mag 
ein  Heer  und  eine  Flotte  halten,  die  Buiidesangehorigen, 
naturalisirte  Ausländer  indessen  erst  zehn  Jahre  seit 
der  Naturalisation  \  sind  nach  Maassgabe  des  Gesetzes 
dem  Bunde  wehrpflichtig  (Art.  67, 23,  Art.  21,  44);  die 
Provinzen  sind  auf  das  Halten  von  Milizen  nach  näherer 
Maassgabe  der  Bundesgesetze  beschränkt  (Art.  67,  8% 
Art.  108);  sie  dürfen  nur  bei  actuellem  auswärtigem 
AngriflF  oder  bei  so  drohender  Gefahr,  dass  keine 
Zogerung  zulässig  ist,  Truppen  ausheben  oder  Kriegs- 
schiffe ausrüsten,  müssen  dann  aber  dem  Congress  von 


0  * 


*  Die  argentinische  Verfassung  enthält  mehrere  Be- 
stimmungen, welche  auf  Beförderung  der  Einwanderung 
und  Naturalisation  hinzielen.     Art.  20,  21,  107. 
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den    getroffenen     Maassregeln    Rechenschaft     ablegen 
{Art.  108). 

3.  Das  auschliessliche  Gesetzgebungs-  und  Bezugs- 
recht  hinsichtlich  der  Einfuhr-  und  Ausfuhrzolle  %  welche 
für  das  Bundesgebiet  gleichförmig  sein  müssen  (Art.  67,  i, 
Art.  4, 17),  femer  die  Auflage  verhältnissmässig  gleicher 
directer  Steuern  für  eine  beschränkte  Zeit  behufs  der 
Vertheidigung  der  allgemeinen  Sicherheit  imd  der  Wohl- 
fahrt des  Bundes  (Art.  67,  2,  Art.  4),  sowie  die  Auf- 
nahme von  Nationalanleihen,  die  Verfügung  über  die 
Nationalländereien  und  die  Errichtung  einer  National- 
bank nebst  Zweiganstalten  in  den  Provinzen  mit  der 
Befiigniss  zur  Ausgabe  von  Banknoten  (Art.  67,  a-.'i, 
Art.  4)^;  im  Bedürfnissfall  können  einzelnen  Provinzen 
Zuschüsse  aus  dem  Bundesschatzamt  gezahlt  werden 
(Art.  67,  s) ;  die  Post  ist  eine  Bundesverkehrsanstalt^ 
deren  Einkünfte  in  die  Bundeskasse  fliessen  (Art.  67,  is, 
Art.  4,  108). 

4.  Ausschliessliche  gesetzliche  Gewalt  über  das  (Je- 
biet  der  Bundeshauptstadt  *  und  über  solche  Plätze, 
welche  dem  Bunde  zur  Errichtung  von  Festungen, 
Arsenalen,  Magazinen  und  anderen  Etablissements  von 
nationalem  Nutzen  abgetreten  sind,  sowie  Gesetzgobungs- 
befugnisse  über  die  Territorien  ausserhalb  der  Grenzen 
der  Provinzen  (Art.  67,  27,  u)^ 


^  Demnächstige  Aufhebung  der  Ausfuhrzölle  ist  vor- 
gesehen, wird  aber  erst  bei  Besserung  der  wirthschaftlichon 
Lage  thunlich  sein. 

^  Den  Provinzen  ist  die  Errichtung  von  Banken  mit 
Befugniss  zur  Banknotenemission  untersagt.     Art.  108. 

^  Bundeshauptstadt  ist  seit  1881  die  Stadt  Buenos-Ayres 
(Annuaire  für  1888,  S.  1042);  abweichend  von  der  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  die  Bundes- 
^uptstadt  Mitglieder  in  jedem  der  beiden  Häuser  des  Con- 
gresses  (§  18). 

^  Durch  Bundesgesetz  vom  18.  October  1^84   sind  die 

12* 
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5.  Bestimmung  der  Grenzen  der  einzelnen  Provinzen 
und  Zulassung  neuer  Provinzen;  aus  dem  Gebiete  be- 
stehender Provinzen  dürfen  nur  mit  deren  Zustimmung 
neue  Provinzen  gebildet  werden  (Art.  67,  i4,  Art.  13). 

6.  Ausschliessliche  Regulirung  des  Handels  mit  frem- 
den Staaten  und  der  Provinzen  untereinander  (Art.  67, 12, 
Art.  108),  namentlich  auch  der  freien  Schiffahrt  auf  den 
Flüssen  und  sonstigen  Wasserstrassen  (Art.  67, 9,  Art.  26), 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  das  ganze  Bundes- 
gebiet ein  einheitliches  Zoll-  und  Handelsgebiet  mit 
Verkehrsfreiheit  im  Innern  bildet  (Art.  10 — 12). 

7.  Ausschliessliche  Münzgesetzgebung  und  Münz- 
prägung mit  Einschluss  der  Bestimmung  des  Werthes 
fremder  Münzen  sowie  die  einheitliche  Regulirung  von 
Maass  und  Gewicht  (Art.  67, 10,  Art.  108). 

8.  Erlass  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches,  eines 
Strafgesetzbuches,  eines  Handelsgesetzbuches  und  eines 
Berggesetzes,  jedoch  ohne  Befugniss  zur  Regulirung  der 
Gerichtsverfassung  der  Provinzen  und  mit  der  Neben- 
bestimmung, dass  der  Erlass  solcher  Gesetze  von  Bundes- 
wegen die  Provinzen  von  einer  concurrir enden  Gesetz- 
gebungsbefugniss  ausschliesst ,  sowie  ausschliessliche 
Concursgesetzgebung  (Art.  67,  11,  Art.  108). 

9.  Ausschliessliche  Regulirung  der  Naturalisation  mit 
der  Einschränkung,  dass  Ausländern  nach  ununter- 
brochenem zweijährigem  Aufenthalt  ein  Naturalisations- 
anspruch zusteht  (Art.  67,  11,  Art.  108,  Art.  20),  sowie 

Nationalterritorien  in  neun  Regierungsbezirke  eingetbeilt, 
an  der  Spitze  der  Verwaltung  eines  jeden  derselben  steht 
ein  vom  Bundespräsidenten  mit  Zustimmung  des  Senats  er- 
nannter Gouverneur.  Jeder  Regierungsbezirk,  welcher  eine 
Bevölkenuag  von  mindestens  60,000  Seelen  erreicht  hat, 
ist  auf  sein  Begehren  als  Provinz  zuzulassen;  nach  Erreichung 
einer  Bevölkerungsziffer  von  mindestens  30,000  Seelen  be- 
steht ein  Anspruch  auf  eine  eigene  Legislatur.  Vgl.  Annuairo 
für  1884,  S.  894—895. 
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ausschliessliche  Befugniss  zur  Feststellung  der  Rechte 
der  Bürger,  wobei  selbstverständlich  die  in  der  Ver- 
fassung garantirten  Rechte  nicht  verletzt  werden  dürfen 
(Art.  67,  II,  Art.  108,  14—23). 

10.  Recht  und  Pflicht  zur  Einfuhrung  des  Jury- 
Verfahrens  (Art.  67, 11,  Art.  24,  102). 

11.  Erlass  von  Schutzgesetzen,  Ertheilung  zeitweiser 
Privilegien  und  Bewilligung  von  Prämien  zur  Forde- 
rung der  Wohlfahrt  des  Landes,  des  Fortschrittes  und 
des  Wohlergehens  sämmtlicher  Provinzen  und  der 
Hebung  der  Wissenschaften,  z.  B.  durch  Ermuthigung 
der  Industrie,  der  Einwanderung,  des  Baues  von  Eisen- 
bahnen und  Kanälen,  der  Colonisation  von  National- 
ländereien,  der  Einfuhrung  neuer  Industriezweige  und 
von  fremden  Kapitalien  und  der  Erforschung  der  in- 
ländischen Wasserstrassen  (Art.  67, 16;  vgl.  auch  Art.  107). 

12.  Zulassung  neuer  religiöser  Orden ;  die  katholische 
Religion  ist  Staatsreligion  (Art.  67, 20,  Art.  2). 

13.  Einsetzung  von  Bundesgerichten  unter  dem  höch- 
sten Bundesgerichte,  Errichtung  und  Aenderung  von 
Bundesämtern  und  Bestimmung  ihrer  Amtsbefugnisse, 
Gewährung  von  Pensionen  und  Auszeichnungen,  Ge- 
währung von  allgemeiner  Amnestie  (Art.  67, 17). 

Diesen  Befugnissen  sind  indessen  manche  Schranken 
beigefügt,  welche  darauf  abz wecken,  dass  die  Bundes- 
gewalt nicht  zu  Ungerechtigkeit,  Willkür  und  Unter- 
drückung misbraucht  wird  (§  32). 

§  12. 
Der  Canadische  Bund. 

Abweichend  von  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  ähnlich  der  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Mexiko  enthält  die  canadische 
Bundesverfassung  keine  Aufzählung  der  einzelnen  Herr- 
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schaftsrechte  des  Bundes.  Die  Urheber  dieser  Ver- 
fassung^, welche  mit  Recht  davon  ausgegangen  sind, 
dass  die  Erfahrung  das  beste  Orakel  der  Wahrheit  und 
Weisheit  sei,  aber  die  Gründe  des  Secessionskrieses 
in  den  Vereinigten  Staaten  irrthümlich  weniger  in 
schweren  Misstanden,  nämlich  der  Sklaverei  und  was 
damit  in  Verbindung  stand,  als  in  vermeintlichen  Män- 
geln der  Bundesverfassung,  nämlich  in  unzureichender 
Bestimmung  und  Abgrenzung  der  Befugnisse  des  Bun- 
des einerseits  und  der  Staaten  andererseits  gefunden 
haben,  sind  bemüht  gewesen,  die  Herrschaftsrechte  des 
Bundes  einerseits  und  der  Provinzen  andererseits  durch 
allgemeine  Kategorien  zu  bezeichnen  und  dadurch  mit 
Sicherheit  und  Bestimmtheit  gegeneinander  abzugrenzen. 
Dem  canadischen  Parlamente  wird  in  Sect.  91  der  Bun- 
dcsverfassung Gesetzgebungsbefugniss  bezüglich  aller 
Angelegenheiten  gegeben,  welche  sich  „auf  den  Frie- 
den, die  Ordnung  und  die  gute  Regierung  von  Canada" 
beziehen,  soweit  sie  nicht  durch  die  Bundesverfassung 
ausschliesslich  den  Provinziallegislaturen  überwiesen 
werden^;  zur  grosseren  Sicherheit,  aber  nicht  um  die 
allgemeine  Bedeutung  dieser  Ausdrücke  einzuschränken, 
werden    unter   29   Ziffern  Angelegenheiten    aufgezählt, 


1  Vgl.  Munro,  S.  2,  223—224. 

2  British  North  America  Act  1867,  Sect.  91:  „It  ßhall 
be  lawful  for  the  Queen,  by  and  with  advice  and  consent 
of  the  Senate  and  House  of  Commons,  to  make  laws  for 
the  peace,  order  and  good  govemment  of  Canada,  in  rela- 
tion  to  all  matters  not  Coming  within  the  classes  of  sub- 
jects  by  this  Act  assigned  exclusively  to  the  Legislatures 
of  the  Provinces ;  and  for  greater  certainty,  but  not  so  as 
to  restrict  the  generality  of  the  foregoing  terms  of  this 
Section,  it  is  hereby  declared  that  (notwithstanding  any- 
thing  in  this  Act)  the  exclusive  legislative  Authority  of  the 
Parliament  of  Canada  extends  to  all  matters  Coming  within 
the  classes  of  subjects  next  hereinafter  enumerated '^ 
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worauf  die  ausschliessliche  Gesetzgebungsbefugniss 
des  canadischen  Parlaments  sich  unangesehen  aller 
sonstigen  Bestimmungen  des  Gesetzes^  er- 
strecken soll,  namentlich  öffentliche  Schuld  und  öffent- 
liches Eigenthum,  Regulirung  Ton  Handel  und  Wandel 
(trade  and  commerce)^  jede  Art  von  Besteuerung,  ins- 
besondere  auch  Zolle*,    Geldanleihen   auf  den   öffent- 


'  Der  theoretisch  und  praktisch  gleich  bedenkliche  Zu- 
satz: „notwithstanding  anything  in  this  Act'^  findet  sich  an 
mehreren  Stellen  des  Gesetzes  (Sect.  91,  92  [1],  94,  101, 
147).  Er  besagt  nach  seinem  Wortlaut,  dass  die  betreffende 
Bestimmung  durch  die  anderen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
nicht  berührt  werden  soll,  erhebt  also  die  erstere  über  die 
letzteren,  während  doch  nach  der  Natur  der  Sache  die 
mehreren  Bestimmungen  eines  Gesetzes  sich  gegenseitig 
tragen,  ergänzen  und  beschränken.  Die  Jurisprudenz  scheint 
sich  über  diesen  namentlich  im  Eingang  von  Sect.  91  mis- 
lichen  Zusatz  insoweit  hinweggesetzt  zu  haben,  als  er  bei 
stricter  wörtlicher  Anwendung  zu  einer  ganz  erheblichen, 
vom  Gesetzgeber  schwerlich  gewollten  Einschränkung  der 
Provinzialbefugnisse  in  Sect.  92  führen  würde;  in  den  mit 
grosser  Umsicht  und  Sorgfalt  redigirten  Entscheidungs- 
gründen des  Rechtsausschusses  des  Geheimen  Rathes  im 
Rechtsstreite  Citizens  Insurance  Co.  v.  Parsons,  welche 
Munro  S.  224 — 226  mittheilt,  wird  er  zwar  ei*wähnt,  aber 
es  werden  aus  ihm  lange  nicht  alle  Folgerungen  gezogen, 
welche  er  nach  seinem  Wortlaut  rechtfertigen  würde.  Der 
Ausdruck  ist  anscheinend  aus  der  Verfassung  der  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika,  Art.  VI,  2:  „and  the  Judges  in 
every  State  shall  be  bound  thereby,  any  Thing  in  the 
Constitution  or  Laws  of  any  State  to  the  Contrary  not« 
withstanding*^  entnommen,  wo  er  guten  Sinn  hat  und 
durchaus  am  Platze  ist,  indem  er  die  Rangordnung  der 
verschiedenen  Rechtsquellen  durch  Erhebung  der  Bundes- 
verfassung, der  nach  Maassgabe  derselben  gemachten  Bundes- 
gesetze und  Bundesverträge  über  die  Staaten  Verfassungen 
und  Staatengesetze  feststellt. 

^  Schranken  des  Besteuerungsrechts  finden  sich  in  B.  N.  A. 
Act  1867,  Sect.  121 — 123.    Von  besonderer  und  dauernder 
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liehen  Credit,  der  Postdienst,  der  Census  und  die  Sta- 
tistik, Miliz,  Heer-  und  Seedienst  und  die  Vertheidigung, 
Bestimmung  der  Gehalte  und  Bezüge  der  Bundes- 
beamten, Seezeichen,  Schiffahrt,  Quarantäne  und  Marine- 
hospitaler,  See-  und  Binnenfischerei,  Fähren  zwischen 
zwei  Provinzen  oder  einer  Provinz  und  dem  Ausland, 
Geld-  und  Münzwesen,  Bankwesen,  Errichtung  von 
Banken  und  Ausgabe  von  Papiergeld,  Sparkassen,  Maass 
und  Gewicht,  Wechsel  und  Ordrepapiere  (bills  of  ex- 
change  and  promissor^  notes)^  Zinsen,  Bestimmung  der 
gesetzlichen  Zahlmittel ,  Bankrottwesen ,  Erfindungs- 
patente, Urheberrecht,  Indianer  und  das  ihnen  reser- 
virte  Land,  Naturalisation  und  Rechtsverhältnisse  der 
Ausländer,  Ehe  und  Ehescheidung,  Strafrecht  und  Straf- 
process,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Verfassung  der  Straf- 
gerichte, Zuchthäuser,  solche  Angelegenheiten,  welche 
ausdrücklich  bei  Aufisählung  der  Provinzialangelegen- 
heiten  ausgenommen  sind,  mit  der  Zusatzbestimmung, 
dass  keine  dieser  Angelegenheiten  zu  den  localen  und 
privaten  Angelegenheiten  gezählt  werden  soll,  welche 
ausschliesslich  den  Provinziallegislaturen  gehören.  Da- 
gegen werden  in  der  allgemeinen  Schlussclausel  unter 
Ziffer  16  von  Sect.  92  der  Bundesverfassung  alle  An- 
gelegenheiten von   nur  localer  oder  privater  Natur  in 


Bedeutung  ist  Sect.  121:  „All  articles  of  the  growth,  pro- 
duce,  er  manufacture  of  aoy  one  of  the  Provinces  shall, 
from  and  after  the  Union,  be  admitted  free  into  each  of 
the  other  Provinces.*'  Danach  bilden  die  im  Canadiscben 
Bunde  unirteo  Provinzen  ein  einheitliches  Zoll-  und  Handels- 
gebiet; die  Errichtung  von  Binnenzöllen  ist  sowol  dem 
Bunde  als  den  Provinzen  verboten.  Sect.  122  und  123 
beziehen  sich  auf  die  Zoll-  und  Abgabengesetze  der  ein- 
zelnen Provinzen  bei  dem  Inkrafttreten  der  Union,  sie  ent- 
halten namentlich  Uebergangsbestimmungen ,  welche  das 
Princip  von  Sect.  121  nicht  berühren. 
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der  Provinz    ausschliesslich^    den   Provinziallegis- 
laturen  überwiesen-;  unter  den  vorhergehenden  15  Ziffern 


*  Das  Wort  exclusive  (exclusively)  der  B.  N.  A.  Act  1867, 
Sect.  91,  Eingang  und  Schluss,  Ueberschrift  und  Eingang 
?on  Sect.  92,  Eingang  von  Sect.  93,  hat  zu  einer  interessan- 
ten Streitfrage  Anlass  gegeben,  nämlich  ob  durch  Ueber- 
weisung  ausschliesslicher  Gesetzgebungsbefugniss ,  bald  an 
das  canadische  Parlament,  bald  an  die  Provinziallegis- 
latu-en,  das  Gesetzgebungsrecht  des  englischen  Parlaments 
für  die  bezeichneten  Angelegenheiten  ausgeschlossen  wird. 
Sicherlich  wird  durch  diese  ausschliessliche  Ueberweisung 
die  Befugniss  des  englischen  Parlaments  zur  Aufhebung 
oder  Aenderung  der  canadischen  Bundesverfassung  nicht 
berührt  Wenn  man  auch  zugeben  mag,  dass  ausschliess- 
liches Gesetzgebungsrecht  des  canadischen  Parlaments  in 
erster  Linie  Ausschluss  der  Provinziallegislaturen  von  einer 
coDcurrirenden  Gesetzgebungsbefugniss  und  ausschliessliches 
Gesetzgebunsgrecht  der  Provinziallegislaturen  in  erster  Linie 
Ausschluss  des  canadischen  Parlaments  von  einer  concur- 
nrenden  Gesetzgebungsbefugniss  bedeutet  und  bedeuten  soll, 
so  wird  man  doch  auch  in  der  Yertheilung  der  meisten  in- 
Urnen  Gesetzgebungsbefugnisse  theils  ausschliesslich  an  das 
canadische  Parlament,  theils  ausschliesslich  an  die  Provinzial- 
legislaturen eine  Zusage  des  englischen  Parlaments  finden 
müssen,  sich  nicht  ohne  ganz  zwingenden  Anlass,  welcher 
eine  Aenderung  der  Bundesverfassung  rechtfertigt,  in  diese 
Angelegenheiten  einzumengen.  Die  in  der  Praxis  lange  be- 
standene Selbständigkeit  der  englischen  Colonien  „mit  ver- 
antwortlicher Regierung"  in  ihren  inneren  Angelegenheiten 
hat  somit  durch  den  Ausdruck  exclusive  in  den  Sect.  91, 
92,  93,  was  Canada  anbelangt,  gesetzliche  Anerkennung  er- 
halten. Das  canadische  Parlament  und  die  Provinziallegis- 
laturen üben  die  ihnen  überwiesenen  Befugnisse  aus  eigenem 
Hecht,  nicht  in  Abhängigkeit  voneinander,  auch  nicht  in 
Ahhängigkeit  von  dem  englischen  Parlament  oder  als  dessen 
Agenten,  was  bezüglich  der  Provinziallegislaturen  aus- 
drücklich von  dem  Rechtsausschuss  des  Geheimen  Rathes, 
dem  obersten  Gerichtshofe  für  die  Colonien,  entschieden  ist. 
Munro,  S.  227.  —  Die  Bemerkungen  von  Munro,  S.  226, 
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werden    einzelne  Angelegenheiten    aufgezählt,    worauf 
sich  die  ausschliessliche  Gesetzgebungsbefugniss  der 
Provinziallegislaturen  erstrecken  soll,    namentlich  uu- 
angesehen    der    sonstigen    Bestimmungen    des 
Gesetzes    die    Aenderung    der    Provinzialverfassung, 
mit  Ausnahme  des  Gouverneuramtes,  ferner  die  direete 
Besteuerung  innerhalb  der  Provinz  zur  Beschaffung  von 
Einnahmen  für  Provinzialzwecke,  Geldanleihen  auf  den 
ausschliesslichen  Credit  der  Provinz,   Errichtung   von 
Provinzialämtern,  Amtsdauer  bei  denselben,  Ernennung 
und  Bezahlung  der  Provinzialbeamten,  Verwaltung  und 
Verkauf  der  öffentlichen  Landereien  im  Eigenthume  der 
Provinz    und    ihres    Zubehörs,    Provinzialgefangnisse^ 
Stiftungen  und  wohlthätige  Anstalten  für  die  Provinzeu 
mit  Ausnahme  der  Marinehospitaler,  Communaleinrich- 
tungen  (municipal  insHtutions)  in  der  Provinz,  Gewerbe- 
scheine (licenceB)  für  Kaufläden,   Gast-  und  Schank- 
wirthschaften,  Auctionatoren  und  dergleichen  zur  Be- 
schaffung von  Einnahmen  für  Provinzial-,  Local-  oder 
Communalzwecke,  Localwerke  und  Localunternehmuu- 
gen  im  Unterschied  von  Anlagen  und  Unternehmungen 
von  allgemeiner  Bedeutung  oder  doch  von  Bedeutung 
über  das  Gebiet  einer  Provinz  hinaus,  z.  B.  Eisenbahnen, 
Kanäle,    Telegraphen   über  das   Gebiet   einer   Provinz 
hinaus,  Dampfschiffahrtslinien  zwischen  mehreren  Pro- 
vinzen oder  einer  Provinz  und  anderen  englischen  oder 
fremden  Ländern,    mit  Befugniss   für   das    canadische 
Parlament,   auch  Anlagen   und  Unternehmungen   aus- 
schliesslich innerhalb  einer  Provinz    wegen    ihrer  Be- 
deutung über  diese  Provinz  hinaus  seiner  Competenz 
zu    unterwerfen,    Ertheilung    von    Corporationsrechten 
an  Gesellschaften   für  Provinzialangelegenheiten,   Ehe- 


266  —  268   über  die  vorerwähnte  Streitfrage   acheinen  mir 
weder  erschöpfend  noch  in  allen  Punkten  zutreffend. 
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Schliessung  in  der  Provinz,  Eigenthum  und  bürgerliche 
Rechte  in  der  Provinz,  Handhabung  der  Justiz  in  der 
Provinz  mit  Einschluss  der  Verfassung,  des  Unterhalts 
and  der  Organisation  der  provinziellen  Civil-  und  Straf- 
gerichte und  mit  Einschluss  des  Civilprocesses  in  diesen 
Gerichten,  Vermögens-,  Gefängniss-  und  körperliche 
Strafen  zur  Handhabung  und  Vollziehung  (enforcing) 
von  Provinzialgesetzen  über  die  Gegenstände  von 
Sect  92.  Das  Unterrichtswesen  in  und  für  jede  Pro- 
vinz wird  durch  Sect.  93  mit  einer  Reihe  von  Ein- 
schränkungen und  mit  einigen  Vorbehalten  für  den 
Generalgouverneur  im  Geheimen  Rath  und  das  cana- 
dische  Parlament  ausschliesslich  ihrer  Legislatur  über- 
wiesen. Sect.  94  betrifft  die  Herstellung  von  Einheit 
im  Civilrecht  und  Civilprocess  für  die  drei  Provinzen 
Ontario,  Nova  Scotia  und  New  Brunswick;  hierauf  be- 
zügliche Gesetzgebungsbefugniss  wird  zwar  dem  cana- 
dischen  Parlamente  gegeben,  aber  ein  solches  Gesetz  des- 
selben soll  in  keiner  dieser  Provinzen  Geltung  erlangen, 
bis  es  von  ihrer  Legislatur  genehmigt  und  in  Kraft  gesetzt 
ist.  Bezüglich  des  Ackerbaues  und  der  Einwanderung 
haben  nach  Sect.  95  das  Parlament  und  die  Legisla- 
laturen  (diese  selbstverständlich  nur  für  das  Gebiet 
ihrer  Provinz)  concurrirende  Zuständigkeit,  für  diesen 
Fall  wird  der  Vorzug  der  Bundesgesetze  vor  den  Pro- 
vinzialgesetzen ausdrücklich  ausgesprochen. 

Abweichend  von  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  bestehen  auf  finanziellem  Gebiete 
enore  Beziehungren  zwischen  dem  Bunde  und  den  ein- 
zelnen  Provinzen  und  gebührt  der  Bundesgewalt  eine 
beträchtliche  Einwirkung  auf  Provinzialangelegenheiten : 
dem  Bunde  ist  ein  erheblicher  Theil  der  Einnahme- 
quellen und  des  Fiscaleigenthums  der  einzelneu  Pro- 
vinzen überwiesen,  wogegen  er  deren  Schulden  über- 
nommen und  deren  Zinsen  (neben  sonstigen  Zahlungen 
an  einzelne  Provinzen)  aus  seinen  Mitteln  zu  entrichten 
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hat^,  der  Bund  hat  die  Gehalte  der  Provinzialgouver- 
neure  und  mancher  Provinzialrichter  festzustellen  und 
zu  zahlen^;  Gesetze  der  Provinziallegislaturen  können 
vom  Generalgouverneur  binnen  eines  Jahres  nach  Er- 
lass  misbilligt  (düallowed)  werden  und  treten  dadurch 
ausser  Kraft®,  die  Provinzialgouverneure  werden  vom 
Generalgouvemeur  mit  einer  normalen  Amtsdauer  von 
fünf  Jahren  ernannt  und  von  ihm  entlassen,  mit  Ver- 
bindlichkeit, die  Gr&nde  vorzeitiger  Entlassung  sowol 
dem    betreffenden    Gouverneur    als    dem    canadischen 
Senate   und   Unterhause    mitzutheilen ',   manche   Pro- 
vinzialrichter werden  vom  Generalgouvemeur  ernannt? 
die  Richter  der  höheren  Gerichtshofe  während  Wohl- 
verhaltens, und  können  von  ihm,  die  Richter  der  höheren 
Gerichtshofe    nur   auf  gemeinsamen  Antrag  des  cana- 
dischen Senates  und  Unterhauses,  entlassen  werden. ^^ 
Indessen  wird  die  Einwirkung  der  Bundesgewalt  auf 
Provinzialangelegenheiten  mit  grosser  Mässigung,  Be- 
hutsamkeit und  Vorsicht  geübt;  das  immer  mehr  er- 
starkende Provinzialgefuhl  würde   namentlich  die  Mis- 
billigung  von  Provinzialgesetzen    durch    den   General- 
gouvemeur ohne  ganz  zwingende  Gründe  entschieden 
zurückweisen.^* 


6  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  102—126.  Königliche  Ver- 
ordnungen über  den  Anschluss  der  nordwestlichen  Gebiete, 
von  British  Columbia  und  Prince  Edward  Island.  Angabe 
der  sehr  complicirten  Details  würde  zu  viel  Raum  er- 
fordern. 

7  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  60,  100. 

^  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  90,  56.    Die  englische  Königin 
hat  nicht  das  Recht  der  Misbilligung  von  Provinzialgesetzen. 
5  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  58,  59. 

10  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  99,  100.  Ueber  die  Gründe 
der  Entlassung  von  Richtern  und  das  Verfahren  bei  der- 
selben vgl.  Munro,  S.  221. 

»1  Vgl.  Munro,  S.  11,  174—179. 
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Eine    Verbesserung   des   Systems    der    Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  bei  Abgrenzung  der  Befugnisse 
des  Bundes    einerseits    und    der   Staaten    andererseits 
(§  8,  i)  wird  man  in  der  canadischen  Bundesverfassung 
nicht  finden    können.     Sicherlich   ist   das  System   der 
Vereinigten  Staaten  nicht  das  allein  mögliche,  der  gerade 
entgegengesetzte  Weg  kann  eingeschlagen,  die  Zustän- 
digkeit des  Bundes  kann  als  Regel,  die  Zuständigkeit 
der  Staaten  kann  als  Ausnahme  hingestellt  werden,  die 
letztem  können  auf  diejenigen  Herrschaftsrechte,  welche 
ihnen    ausdriicklich    oder    stillschweigend    überwiesen 
sind,  beschränkt  werden.     In  der  That  haben  die  Ur- 
heber der  canadischen  Bundesverfassung,  um  vermeint- 
lichen Schwierigkeiten  und  Gefahren  des  Systems  der 
Vereinigten  Staaten  zu  entgehen,  den  letztern  Weg  be- 
treten,   indem    sie    in  Sect.  91    die  Zuständigkeit   des 
canadischen  Parlaments  auf  alle  Angelegenheiten,  welche 
^den  Frieden,   die  Ordnung  und   die  gute  Regierung 
von   Canada"    betreflfen,    ausgedehnt    und    in  Sect.  92 
unter  16  ZijBfern  die  Angelegenheiten  aufgezählt  haben, 
welche  zur  ausschliesslichen  Zuständigkeit  der  Provin- 
ziallegislaturen  gehören.     Aber  die  nicht  unberechtigte 
Abneigung   der  Angelsachsen   gegen   allgemeine  Prin- 
zipien und  das  Bedürfniss,  die  allgemeinen  Ausdriicke 
von  Sect.  91  durch  Beispiele  zu  illustriren,  haben  bewirkt, 
dass  unter  den  29  Ziflfern  dieser  Section  wichtige  Ange- 
legenheiten aufgezählt  sind,  worauf  die  ausschliessliche 
Zuständigkeit  des  canadischen  Parlaments  sich  erstrecken 
soll;  und  zwar  unter  Beifügung  der  bereits  besprochenen 
misslichen  Clausel:  „  notwithstanding  anything  in  this 
AcV'\     Die  an  diese  Art  der  Regelung  des  schwierigen 
(legenstandes  geknüpfte  Hoffnung,   eine  feste,  sichere 
Scheidungslinie  für  die  Zuständigkeit  des  Bundes  einer- 
seits und  der  Provinzen    andrerseits  zu   erhalten    und 
zugleich  die  Bedenken  zu  vermeiden,  welche  die  in  den 
Vereinigten  Staaten  häufige  concurrirende  Zuständigkeit 
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des   Bundes    und    der   Staaten    immerhin    hervorrufen 
mag,  ist  nicht  in  Erfüllung  gegangen  und  wird  ohne 
Aenderung  des  ganzen  Systems  schwerlich  in  Erfüllung 
gehen;  die  Grenzlinie  zwischen  der  Zuständigkeit  des 
Bundes    einerseits    und    der    Mitglieder    des    Bundes 
andrerseits   ist    in    Canada    weit   unsicherer    und   viel 
schwerer  zu  ziehen  als  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.*^      Die    canadischen    Gerichtishofe    und   der 
Bechtsausschuss  des  Geheimen  Rathes   haben   die  un- 
gemein  schwierige   und    verantwortungsvolle  Au%abe. 
bei  der  Bechtsprechung  nicht   allein  den  Bereich  der 
iiUgemeinen  Clausel  von  Sect.  91   und  der  allgemeinen 
und  der   besondern  Clausein   von    Sect.  92  zu   unter- 
suchen und  festzustellen,    sondern  auch  die   besondeni 
Clausein  beider  Sectionen   miteinander  zu    vergleichen 
und    ihren    gegenseitigen    Bereich    abzugrenzen;    ivas 
durch  den  Vorzug  der  besondern  Clausein  von  Sect.  ül 
vor  denen  von  Sect.  92  (mit  Ausnahme  von  Sect.  92,  i) 
nicht    erleichtert    wird.     Kann    man    auch    keineswegs 
sagen,  dass  das  canadische  Parlament,  die  Provinzial- 
legislaturen,  der  General-  und  die  Provinzialgouverneure 
es  an  demjenigen  Grad  von  Aufmerksamkeit,  den  man 
billigerweise  von  Gesetzgebern  bei  Prüfung  ihrer  Com- 
petenz   erwarten  darf,    haben  fehlen  lassen,    so  haben 
doch   manche    gesetzliche  Bestimmungen  und   sonstigt; 
Verfügungen  bald  des  Bundes,  bald  der  Provinzen  bei 
der  Rechtsprechung   annuUirt    werden    müssen  ^\  weil 
sie  ultra  vires  oder,  was  gleichbedeutend  ist,  verfassungs- 
widrig, nichtig  und  unverbindlich  waren,  also  hinaus- 
gingen über  dasjenige  Maass  der  Zuständigkeit,  welclle^ 


^^  Munro,  S.  224:  „The  result  is  that  the  interpretation 
of  the  Union  Act  (B.  N.  A.  Act  1867)  is  much  more  diffi- 
cult  than  the  interpretation  of  the  Constitution  of  the  Uniteu 
States/* 

13  Beispiele  bei  Munro,  S.  237,  241,  244,  250,   251,  252. 
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ihnen  in  der  Bundesverfassung  gegeben  ist.  Die 
Schwierigkeit  liegt  in  dem  System,  man  mag  beinahe 
sagen,  der  Systemlosigkeit  der  canadischen  Verfassung 
bei  Abgrenzung  des  Herrschaftsgebietes  des  Bundes 
und  der  Provinzen.^* 


**  Ein  Beispiel  mag  veranschaulichen,  wie  viele  Zweifel 
nnd  Streitfragen  über   die  Zuständigkeit  des  Bundes  einer- 
seits und   der    Provinzen   andrerseits    bei  Handhabung  der 
canadischen  Bundesverfassung  entstehen  können  und  in  der 
That  entstanden  sind  (vgl.  Munro,  S.  223 — 259).     Zur  aus- 
schliesslichen Zuständigkeit  des  canadischen  Parlaments  ge- 
hört „the   criminal   law,   except  the   Constitution  of  courts 
of  criminal   Jurisdiction,    but    including    the  procedure   in 
criminal  matters''   (Sect.  91,«?),    zur  ausschliesslichen  Zu- 
ständigkeit   der  Provinziallegislaturen    „the    imposition    of 
punishment  by  fine,  penalty,  or  imprisonment  for  enforcing 
any  law  of  the  province   made  in   relation   to   any  matter 
Coming  within  any  of  the  classes  enumerated  in  this  section" 
(Sect.  92, 15).      Wo   liegt   die  Grenze  zwischen   der  Gesetz- 
gebung über  Strafrecht,    die  dem  Bunde  ausschliesslich  zu- 
>teht,  und   der   Setzung  von  Strafen  zur  Handhabung  be- 
stimmter Gruppen  von  Provinzialgesetzen,  welche  den  Pro- 
vinzen ausschliesslich  zusteht  ?     Erstreckt  sich  die  Befugniss 
der  Provinzen  zur  Setzung  von  Strafen  behufs  Handhabung 
der  Provinzialgesetze  auch  auf  Gesetze,    welche  auf  Grund 
andrer  Sectionen   der  Bundesverfassung  ergehen ,  z.  B.  Er- 
ziehungswesen (Sect.  93),  Ackerbau  und  Einwanderung  (Sect. 
95)?     Entzieht   die  Befugniss   des  Bundes   zur  ausschliess- 
lichen Regelung  des  Strafprocesses  den  Provinzen  das  Recht, 
das  Strafverfahren  in   den  Fällen  zu  regeln,  wo  ihnen  Be- 
fugniss zum  Erlass  von  Strafrechtsnormen  zusteht?  Bezieht 
^ch  die    ausdrückliche  Ausnahme    der    Befugniss    zur    Er- 
richtung von  Strafgerichten  in  Sect.  91,  27  nur  auf  Provinzial- 
'>der  auch  auf  Bundesgerichte?     Die  Untersuchung  und  Be- 
antwortung   dieser    Special  fragen     liegt     selbstverständlich 
aasserhalb  des  Planes  dieser  Untersuchungen;  ich  beschränke 
mich    auf  die   Bemerkung,    dass    Bundesstrafgerichte    nach 
Maassgabe   der  B.  N.  A.  Act.  1867,   Sect.  101   nicht  unter 
die  Ausnahme    in  Sect.  91,27  fallen   werden,  weil    die  Be- 
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§  13. 

Das  Deutsehe  Reich.  ^ 

In  Uebereinstimraung  mit  der  Mehrheit  der  Bundes- 
staaten sind  die  Befugnisse  des  Deutschen  Reichs  ge- 
zählt; ihm  gebühren  nur  diejenigen  Herrschaftsrechte, 
M-^elche  ihm  in  seiner  Verfassung  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  überwiesen  sind  (§  35). 

Auch  in  dem  Deutschen  Reiche  sind  Haupt-  und 
Hülfsbefiignisse  zu  unterscheiden;  in  Ermangelung  eines 
Verbotes  mag  es  alle  Gesetze  erlassen  und  alle  andern 
Handlungen  vornehmen,  welche  zur  Erhaltung  seines 
Bestandes  und  zur  Ausführung  seiner  Hauptbefugnisse 
nothig  und  geeignet  sind  (§  8,  I,  6). 

Der  feste  Ruhepunkt  bei  Abgrenzung  der  Befug- 
nisse des  Bundes  und  der  Einzelstaaten,  welchen  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  bereits  in  der  Unions- 
verfassung vom  17.  September  1787  gewonnen  haben^ 
ist    in   Deutschland    noch    nicht    erreicht;    ähnlich    der 


fugniss  in  Sect.  101  auch  die  Zusatzclausel :  „notwitU- 
Standing  anything  in  this  Act^^  enthält,  also  ungeachtet  des 
Verbots  zur  Errichtung  von  Strafgerichten  in  Sect.  91,27 
gewährt  sein  wird,  wofern  nmn  nicht  etwa  annehmen  will 
und  muss,  dass  die  beiden  gleichlautenden  Clausein:  ,,not- 
withstanding  anything  in  this  Act^^  im  Eingang  von  Sect.  91 
und  in  Sect.  101  sich  gegenseitig  paralysiren.  Auch  bei 
wohlwollendster  Beurtheilung  kann  man  bei  den  Urhebern 
der  canadischen  Bundesverfassung  nicht  denjenigen  Grad 
von  Genauigkeit,  Weisheit  und  Voraussicht  finden,  welcher 
die  Urheber  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  aus- 
zeichnet. 

^  Einzelfragen  des  Deutschen  Bundesrechts  beabsichtige 
ich  in  spätem  Untersuchungen  zu  erörtern;  im  Hinblick 
auf  die  Symmetrie  der  Darstellung  beschränke  ich  mich 
auch  bei  dem  gegenwärtigen  Reichsrecht  auf  eine  kurze 
Uebersicht. 
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S^bweizerischen  Eidgenossenschaft  zeigt  die  neuere 
deutsche  Entwickelung  eine  stetige  Vermehrung  der 
Herrschaftsrechte  des  Bundes. 

Die  Beftignisse  des  Bundes  sind  in  Deutschland 
)rie  in  der  Schweiz  und  dem  Canadischen  Bunde  um- 
fangreicher als  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika; ihre  genaue  Abgrenzung  gegenüber  den  Herr- 
schailsrechten  der  Staaten  ist  in  dem  Deutschen  Reiche, 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  dem  Cana- 
dischen Bunde  schwieriger  und  unsicherer  als  in  der 
grossen  transatlantischen  Republik;  wie  in  der  Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft,  so  liegen  in  dem  Deutschen 
ßeiche  die  Herrschaftsrechte  des  Bundes  und  der  Einzel- 
Staaten  vielfach  im  Gemenge;  manche  Angelegenheiten 
gehören  nur  bezüglich  der  Gesetzgebung  und  der  Be- 
aufsichtigung zur  Zuständigkeit  des  Reichs,  während 
die  Vollziehung  der  Reichsgesetze  und  ihre  Anwendung 
Hei  der  Rechtsprechung  Recht  und  Pflicht  der  Einzel- 
staaten ist  (vergl.  §  27). 

Die  Ungleichartigkeit  der  verschiedenen  deutschen 
Staaten  an  Grosse  und  Einwohnerzahl  und  historische 
Gründe,  frühere  Häufigkeit  der  Privilegien  in  Deutsch- 
land und  die  günstige  Lage  der  süddeutschen  Staaten 
bei  Eintritt  in  das  Bundesverhältniss,  haben  es  mit  sich 
gebracht,  dass  die  Rechtseinheit  und  die  Rechtsgleich- 
heit im  Deutschen  Reiche  zu  Gunsten  einiger  Staaten 
durchbrochen  ist;  es  bestehen  Ausnahmsrechte  für 
einige  Staaten  sowol  bezüglich  der  Zuständigkeit  des 
Kelchs  als  auch  bezüglich  der  Organisation  der  Reichs- 
jrewalt* 

Dem   Deutschen    Reiche   wird   im    Eingang   seiner 
Verfassung  eine  dreifache  Aufgabe  zugewiesen: 
Schutz  des  Bundesgebietes, 
Schutz  des  Rechts  innerhalb  des  Bundesgebietes, 
Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes. 
Die    geringe    Genauigkeit    bei    der    Redaction    der 
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Reichsverfassung  zeigt  sich  auch  bei  dieser  Zweck- 
bestimmung. Das  Reich  ist  auf  internationalem  Ge- 
biete nicht  auf  den  Schutz  des  Bundesgebiets  beschrankt^ 
sondern  mag  manche  Handlungen  vornehmen,  die  mit 
demselben  in  keiner  oder  nur  loser  Verbindung  stehen. 
Das  Reich  ist  weder  auf  die  Gewährung  von  Rechts- 
schutz beschränkt,  noch  gehört  der  Schutz  alles  ini 
Bundesgebiet  geltenden  Rechts  zu  seiner  Zuständigkeit; 
vielmehr  gebührt  ihm  die  Herstellung  von  Rechtseinheit 
in  weiterm  Umfang  als  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und 
dem  Canadischen  Bunde.  Lange  nicht  alle  Handlungen, 
welche  geeignet  sind,  die  Wohlfahrt  des  deutschen 
Volkes  zu  begründen,  gehören  zu  seiner  Zuständigkeit. 
Ist  daher  auch  die  Zweckbestimmung  theils  wegen 
ihrer  Allgemeinheit,  theils  weil  die  einzelnen  Reichs- 
zwecke im  Vergleich  mit  den  besondern  in  der  Ver- 
fassung gewährten  Befiignissen  bald  zu  eng  bald  zu 
weit  definirt  sind,  einer  unmittelbaren  Anwendung  nicht 
fähig',  so  mag  sie  doch  als  Eintheilungsmaassstab  bei 
einer  übersichtlichen  Darstellung  seiner  Hauptbefugnisse 
benutzt  werden. 

Zu  dem  Deutschen  Reiche  gehören  wie  zu  den  meisten 
andern  Bünden  ausser  den  Einzelstaaten  andere  Gebiets- 
theile  (das  Reichsland  Elsass- Lothringen  und  die 
Schutzgebiete),  worin  ihm  eine  gesteigerte  Gewalt  zu- 
steht. 

Daraus  ergibt  sich  folgende  Gliederung  der  Befug- 
nisse des  Reichs: 

Befugnisse  zum  Schutz  des  Bundesgebietes, 
Befugnisse  zur  Herstellung  von  Rechtseinheit  und 

zur  Gewährung  von  Rechtsschutz, 
Befugnisse  zur  Pflege  der  Wohlfehrt  des  Deutschen 
Volkes, 

2  von  Mohl,  S.  135—141. 
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Befugnisse  im  Reichsland  und  in  den  Schutz- 
gebieten. 

I.  Der  ersten  und  vornehmsten  Aufgabe  des  Reichs, 
Schutz  des  Bundesgebietes,  dienen  seine  aus- 
wärtigen, militärischen  und  finanziellen  Befugnisse.^ 

1.  Das  Reich  hat,  wie  in  der  R.  V.,  Art.  11  an- 
erkannt wird,  eigene  volkerrechtliche  Persönlichkeit; 
gegenüber  fremden  Staaten  hat  es  das  Kriegs-,  Vertrags- 
und Gesandtschaftsrecht.  * 

Das  Kriegsrecht  des  Reiches  ist  ein  ausschliessliches, 
weil  ihm  allein  die  Verfügung  über  Heer  und  Flotte 
zu  Kriegszwecken  zusteht  und  weil  ein  concurrirendes 
Becht  der  Staaten  die  Kriegshoheit  des  Reiches  beein- 
trächtigen würde.  Nach  der  Art,  wie  diese  Materie  in 
der  Reichsverfassung  geordnet  ist  (Art.  11,  63,  64,  53), 
sind  nicht  allein  die  Kriegserklärung  und  die  Krieg- 
führung, sondern  auch  vorbereitende  Acte  zu  denselben 
z.  B.  der  Abschluss  von  Bündnissen,  den  Staaten  unter- 
sagt. 

Das  Vertragsrecht  des  Reiches  ist  nach  dem  Gegen- 
stand beschränkt  und  kein  ausschliessliches.  Abweichend 
von  den  meisten  modernen  Bundesverfassungen  ist  den 
Staaten  eigene  volkerrechtliche  Persönlichkeit  in  ihren 
Angelegenheiten*  verblieben,  woraus  von  selbst  folgt, 
dass  das  Vertragsrecht  des  Reiches  sich  auf  dieselben 
nicht  erstreckt.  Die  Staaten  mögen  daher  in  ihren 
Angelegenheiten  mit  fremden  oder  andern  deutschen 
Staaten  Verträge  schliessen,  indessen  selbstverständlich 


^  Selbstverständlich  wird  hierdurch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  diese  Befugnisse  auch  sonstigen  Aufgaben  des  Reichs 
dienen. 

*  Vgl.  namentlich  Laband,  II,  1 — 41 ;  Haenel,  Staatsrecht, 
§§  90—93. 

*  Bayerisches  Schlussprotokoll  vom  23.  November  1870, 
Ziffer  VIII  und  VII. 
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unbeschadet  ihrer  Unterordnung  unter  alle  verfassungs- 
mässige Acte  des  Reiches  (§  8, 1,  2). 

Ebenso  liegt  die  Sache  auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
sandtschaftswesens. Das  Reich  und  die  Staaten  haben 
nebeneinander  Gesandtschaftsrecht,  ersteres  für  die 
Reichs-,  letztere  für  ihre  Angelegenheiten;  woraus  folgt, 
dass  sowol  die  Staaten  die  bei  dem  Reiche  als  auch 
das  Reich  die  bei  den  Staaten  beglaubigten  Gesandten 
als  solche  anzuerkennen  und  ihnen  die  im  Völkerrecht 
begründeten  Privilegien  zu  gewähren  haben. ^ 

Zur  Herstellung  einer  einheitlichen  commerziellen 
Vertretung  des  Reiches  und  im  Hinblick  auf  dessen 
ausschliessliche  Zuständigkeit  zur  Regulirung  des  Zoll- 
wesens (Art.  35)  sind  die  Staaten  vom  activen  Consulats- 
recht  ausgeschlossen;  während  ihnen  die  Ertheilung 
des  Exequatur  an  die  Consuln  fremder  Staaten  für  ihr 
Gebiet  unverwehrt  istCR.V.,  Art.  56,  Bayerisches  Schluss- 
protokoll xii). 

Sämmtliche  Reichsangehorige,  ohne  Unterschied  des 
Staates,  dem  sie  angehören  und  ob  derselbe  von  seinem 
Gesandschaftsrecht  Gebrauch  macht  oder  es  unausgeübt 
lässt,  haben  gegenüber  dem  Ausland  gleichmässig  An- 
spruch auf  den  Schutz  des  Reiches  (R.  V.,  Art.  8, 
letzter  Absatz). 

Abweichend  von  andern  Bundesverfassungen,  z.  B. 
Utrechter  Union,  Art.  17,  Wiener  Schlussacte,  Art. 
36 — 38,  schweizerische  Bundesverfassung  von  1874, 
Art.  7,  9,  10,  15,  17  statuirt  die  Reichsverfassung  au 
keiner  Stelle  ein  Controlrecht  des  Reiches  gegenüber 
den  Einzelstaaten  bei  Besorgung  ihrer  auswärtigen  An- 
gelegenheiten; man  wird  indessen  nicht  fehlgehen,  wenn 
man  im  Hinblick  auf  die  Schutzpflicht  des  Reiches 
gegenüber  den  Einzelstaaten  (R.  V.,  Art.  11,  2.  Abs.), 
auf  deren  Unterordnung  unter  alle  verfassungsmässige 

^  Theilweise  a.  A.  Haenel,  a.  a.  0.,  S.  557,  Anm.  20. 
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Acte  des  Reiches  und  dass  sie  folgeweise  dessen  aus- 
wärtige Politik  nicht  stören  dürfen,  annimmt,  dass  die 
einschlagenden  Bestimmungen  der  Schlussacte  noch 
analog  anwendbar  sind. 

2.  Die  Militarhoheit  ^  bezüglich  des  Heeres  ist 
zwischen  dem  Reiche  und  den  Staaten  vertheilt,  doch 
so,  dass  dem  Reiche  ausser  in  Bayern  der  wichtigere 
und  werthvollere  Theil  derselben  zusteht.  Das  ein- 
heitliche Reichsheer  besteht  aus  den  Contingenten  der 
deutschen  Staaten.  Dem  Reich  steht  zu:  das  Gesetz- 
gebungs-  und  Verordnungsrecht  in  Militärsachen  auf 
dem  Boden  der  gleichen  allgemeinen  Wehrpflicht  ohne 
SteUvertretung,  die  Verfügung  über  das  Heer  nament- 
lich zur  Kriegführung;  die  Kosten  des  Heerwesens 
werden  aus  der  Reichskasse  bezahlt.  Das  Heer  steht 
in  Krieg  und  Frieden  unter  dem  Befehl  des  Kaisers, 
jedoch  beginnt  der  Kaiserliche  Befehl  bezüglich  des 
bayerischen  Contingents  erst  mit  der  Mobilmachung, 
welche  der  König  von  Bayern  auf  Veranlassung  des 
Kaisers  anordnet.  Zur  Verwaltung  des  Heeres  bestehen 
in  den  vier  deutschen  Königreichen  eigene  Kriegs- 
ministerien; die  Contingente  der  Staaten  von  Baden 
abwärts  sind  durch  die  Militärconventionen  mit  dem 
preussischen  Contingent  unter  dem  preussischen  Kriegs*- 
ministerium  zu  einer  einheitlichen  Verwaltung  ver- 
banden.    Die  Verwaltungsbefugnisse  von  Württemberg 


^  Angabe  des  complicirten  Details  würde  zu  viel  Raum 
beanspruchen.  Wichtigste  Gesetze:  R.  V.,  Art.  4,  u,  57 — 68, 
53;  R.  G.  über  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  vom 
9.  November  1867,  Reichsmilitärgesetz  vom  2.  Mai  1874 
mit  Novellen,  R.  G,  über  Aenderungen  der  Wehrpflicht  vom 
11.  Februar  1888.  Wichtigste  Literatur:  Brockhaus,  Das 
deutsche  Heer  (Leipzig  1888);  Laband,  II,  497—838: 
G.  Meyer,  §§  195—200;  Zorn,  I,  296—420;  Haenel,  Staats- 
recht, §§  80—89. 
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und  namentlich  von  Bayern  bezüglich  ihrer  Contingente 
sind  durch  die  AccessionsTerträge  über  das  gewöhnliche 
Maass  gesteigert.    Dagegen  fehlt   die  Vertheilung  der 
Militärhoheit  zwischen  dem  Reich  und  den  Staaten  be- 
züglich   der    Kriegsmarine;    bei    ihr    sind    Contingente 
einzelner  Staaten    nicht  vorhanden,    sie   ist  einheitlich 
unter  dem   Oberbefehl  des  Kaisers;   die  Staaten    sind 
bei  ihr  auf  einzelne  Verwaltungsbefugnisse  beschränkt 
3.    Das   Reich    hat    das    Besteuerungsrecht  ^,     ohne 
Einschränkung  bezüglich  des  Gegenstandes,  namentlich 
ohne  Unterschied  der  directen  imd  indirecten  Steuern, 
ferner  ohne  Einschränkung  bezüglich  der  Personen,  so- 
wol  gegenüber  den  Einzelstaaten  als  ihren  Angehörigen^ 
jedoch  nur  für  seine  eigenen  Zwecke,  also  nur  zur  Be- 
schaffimg   der  Mittel,  welche  zu  seinem  Bestand  und 
der  Ausführung  der  ihm  durch  seine  Verfassung  über- 
wiesenen Befugnisse  nothig  und  geeignet  sind  (K.  V., 
Art.  4, 2).     Bestimmte  Einnahmen ,   nämlich  der  Ertrag 
der  Zölle,  Salz-,  Tabak-,  Branntwein-,  Bier-  und  Zucker- 
steuer,   sowie  des  Post-  und  Telegraphenwesens  sind 
ihm  ausschliesslich  überwiesen  (R.  V.,  Art.  35—39,  49, 
70);  jedoch  vorbehaltlich  verfassungsmässiger  Ausnahms- 
rechte  einiger  Staaten    und    vorbehaltlich    der    neuern 
Ent Wickelung,  welche  in  Abweichung  von  der  Reichs- 
verfassung  zu   einer  Dotation   der  Einzelstaaten   durch 
das    Reich    geführt    hat.      Bayern,    Württemberg    und 
Baden  sind   von  der  Biersteuer    und    waren    bis    zum 
Branntweinsteuergesetz    vom   24.  Juni   1887    auch    von 
der  Branntweinsteuer,   Bayern   und  Württemberg    sind 
von  dem  Ertrag  des  Post-  und  Telegraphenwesens  aus- 
genommen   (R.  V.,   Art.  35,  38,  52).     Die  Reichsver- 
fassung steht  auf  dem  Boden,  dass  die  Ausgaben  des 


^  Vgl.  über  das  Finauzrecht  des  Reiches  Haenel,  Staats- 
recht, §§  60 — 6G  und  die  dort  angezogene  Gesetzgebung 
und  Literatur. 
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Reiches  durch  eigene  Einnahmen  desselben,  namentlich 
eigene  Steuern  gedeckt  werden;  bis  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  sind  die  Staaten  nach  Verhältniss  ihrer 
BeTolkerung  zur  Entrichtung  von  Matrikularbeiträgen 
an  das  Keich  bis  zum  budgetmässigen  Betrag  ver- 
pflichtet (Art.  70).  Das  Finanzbediirfniss  der  Einzel- 
staaten, sowie  das  Bestreben,  das  jährliche  Bewilligungs- 
recht des  Bundesrathes  und  Reichstages  bezüglich  der 
Matrikularbeiträge  nicht  zu  schmälern,  haben  zu  Ueber- 
weisungen  von  Einnahmen  des  Reiches  an  die  Staaten 
geführt;  durch  das  Zolltarifgesetz  vom  15.  Juli  1879, 
§  8  ist  derjenige  Betrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer, 
welcher  die  Summe  von  130  Millionen  Mark  in  einem 
Jahr  übersteigt,  durch  das  Stempelsteuergesetz  vom 
1.  Juli  1881,  §  32  (neue  Fassung  §  44  infolge  Zusatz- 
gesetzes vom  29.  Mai  1885)  der  Ertrag  der  Reichs- 
stempelabgaben nach  Abzug  der  gesetzlichen  Erlasse 
und  Erstattungen,  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten, 
durch  das  Branntweinsteuergesetz  vom  24.  Juni  1887, 
§  39  der  Reinertrag  der  Yerbrauchsabgabe  von  Brannt- 
wein den  einzelnen  deutschen  Staaten  (mit  Einschluss 
des  Reicbslandes,  welches  in  dieser  Beziehung  ebenso 
in  Ansehung  der  Matrikularbeiträge  einem  Staate 
gleich  behandelt  wird)  nach  dem  Maasstab  der  Be- 
völkerung, mit  welcher  sie  zu  den  Matrikularbeiträgen 
herangezogen  werden,  überwiesen.^  Im  Falle  eines 
ausserordentlichen   Bedürfnisses    kann    im    Wege    der 

^  Die  Matrikularbeiträge,  nicht  aber  die  Ueberweisungen 
sind  von  dem  jährlichen  Budgetgesetz  abhängig.  Neuer- 
dings haben  beide  einen  annähernd  gleichen  Betrag  erreicht; 
die  Matrikularbeiträge  beziffern  sich  nach  dem  Budgetgesetz 
und  den  Nachtrags-Etats  für  1890/91  auf  .312,414,900  M., 
für  1891/92  auf  316,599,300  M.,  die  Ueberweisungen  sind 
für  1890/91  auf  298,510,000  M.  und  für  1891/92  auf 
331,353,000  M.  veranschlagt  (Statistisches  Jahrbuch  für  das 
Deutsche  Reich  für  1891,  S.  169— -170).  Die  Erhebung  und 
Verwaltung    der   Zölle  und   Verbrauchssteuern   und  Reichs- 
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Keichsgesetzgebung  die  Aufnahme  einer  Anleihe  sowie 
die  Uebernahme  einer  Garantie  zu  Lasten  des  Reiches 
erfolgen  (R.  V.,  Art.  73). 

n.  Auf  die  Herstellung  von  Rechtseinheit 
und  den  Rechtsschutz  beziehen  sich  folgende  Be-» 
fugnisse  des  Reiches: 

1.  „Die  gemeinsame  Gesetzgebung  über  das  ge- 
sammte  biirgerliche  Recht,  das  Strafrecht  und  das  ge- 
richtliche Verfahren"  (R.  V.,  Art.  4, 13  in  der  Fassung 
des  Reichsgesetzes  vom  20.  December  1873).^^ 

Hinter  dieser  Verfassungsbestimmung  steht  die  alte 
Sehnsucht  des  deutschen  Volkes  nach  Rechtseinheit, 
welche  in  der  Frankfurter  Reichsverfassung,  §  64  (über- 
einstimmend Unionsverfassung,  §  61)  dahin  Ausdruck  ge- 
funden hat:  „Der  Reichsgewalt  liegt  es  ob,  durch  Er- 
lassung allgemeiner  Gesetzbücher  über  bürgerliches  Recht, 
Handels-  und  Wechselrecht,  Strafrecht  und  gerichtliches 
Verfahren  die  Rechtseinheit  im  deutschen  Volke  zu 
begründen." 

Die  Geschichte  dieser  Verfassungsbestimmung  ist 
beachtenswerth  für  das  Streben  nach  Erweiterung  der 
Zuständigkeit  des  Reiches,  welches  sich  bislang  meist ^^ 
als  erfolgreich  erwiesen  hat. 

stempelabgaben  erfolgt  unter  Controle  des  Reichs  durch  die 
Staaten  (R.  V.,  Art.,  4  2,  Art.  36).  Da  die  verschiedenen 
Staaten  nicht  gleichmässig  an  sämmtlichen  Einnahmen  des 
Reichs  (z.  B.  Biersteuer,  Post  und  Telegraphie)  und  an 
sämmtlichen  Ausgaben  des  Reichs  (z.  B.  Kosten  der  Reichs- 
gesandtschaften, Bayerisches  Schlussprotokoll,  Z.  YIII)  be> 
theiligt  sind,  so  bestehen  zwischen  dem  Reiche  und  den 
Staaten  ziemlich  verwickelte  Abrechnungsverhältnisse,  deren 
Abschluss  durch  den  Ausschuss  des  Bundesraths  für  das 
Rechnungswesen  vorbereitet  wird  und  dm*ch  den  Bundesrath 
erfolgt  (R.  y.,  Art.  39). 

^^  Vgl.  namentlich  Haenel,  Staatsrecht,  §§  76  und   123. 

^  ^  Nicht  immer ,  so  nicht  die  Bestrebungen  auf  Ueber- 
weisung  der  Eisenbahnen  an  das  Reich.     Vgl.  111,  6. 
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Der  Verfassungsentwurf  der  Terbiindeten  Regie- 
rungen an  den  eonstituirenden  Reichstag  beschränkte 
diese  Befugniss  auf  „die  gemeinsame  Civil -Process- 
Ordnung  und  das  gemeinsame  Concurs- Verfahren, 
Wechsel-  und  Handelsrecht." 

Durch  Amendement  des  eonstituirenden  Reichstaifs 
wurde  dieselbe  auf  „die  gemeinsame  Gesetzgebung  über 
das  Obligationenrecht,  Strafrecht,  Handels-  und  Wechsel- 
recht  und  das  gerichtliche  Verfahren"  erweitert. 

Durch  Reichsgesetz  vom  20.  December  1873  ist  die 
Beschrankung  der  Zuständigkeit  auf  bestimmte  Theile 
des  büi^erlichen  Rechts  (Obligationenrecht,  Handels- 
und Wechselrecht)  beseitigt. 

Die  einschränkende  Clausel  „gemeinsame"  Gesetz- 
gebung ermächtigt  nach  ihrem  Wortlaut  nur  zu  solchen 
Gesetzen,  deren  Wirksamkeit  sich  auf  sämmtliche 
Einzelstaaten  erstreckt.  Indessen  ist,  im  Hinblick  auf 
die  häufige  Ungenauigkeit  in  der  Ausdrucksweise  der 
Keichsverfassung,  die  Annahme  nicht  völlig  ausge- 
schlossen, dass  dabei  an  den  Gegensatz  von  gemeinem 
und  particularem  Recht,  wie  er  sich  in  der  Gesetz- 
gebung, Theorie  und  Praxis  der  deutschen  Staaten  ent- 
wickelt hat,  gedacht  ist  und  dass  das  gemeine  Recht 
auf  dem  Gebiete  des  Privat-,  Strafrechts  und  des  gericht- 
lichen Verfahrens  im  Unterschied  vom  particularen 
Recht  der  gewohnlichen  Zuständigkeit  des  Reiches  (Be- 
aufsichtigung und  Gesetzgebung)  hat  unterworfen  wer- 
den sollen,  dann  mit  Befugniss  des  Reiches,  die  Gebiete 
des  gemeinen  und  particularen  Rechts  zu  bestimmen 
and  zu  begrenzen;  die  Handhabung  und  Vollziehung 
der  gemeinsamen  Gesetze  ist  Recht  und  Pflicht  der 
einzelnen  Staaten  (vergl.  §  27). 

Mit  der  allgemeinen  Befugniss  des  Reiches  in  R.  V., 
Art,  4,  13  stehen  in  Verbindung  Einzelbefugnisse  in 
Specialclauseln  der  R.  V.,  Art.  4:  „die  Handelsgesetz- 
gebung" (Ziffer  2),  „die  Erfiudungspatente"  (Ziffer  5), 
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„der  Schutz  des  geistigen  Eigenthums^^  (Ziffer  6),  „Be- 
stimmungen über  die  wechselseitige  Vollstreckung  von 
Erkenntnissen  in  Civilsachen  und  Erledigung  von  Re- 
quisitionen überhaupt"  (Ziffer  11),  „sowie  über  die 
Beglaubigung  von  öffentlichen  Urkunden"  (Ziffer  12) 
diese  Einzelbefugnisse  sind  grossentheils,  wenn  auch 
nicht  vollständig,  in  der  allgemeinen  Befiigniss  der 
R.  V.,  Art.  4, 13  bereits  enthalten;  ihre  selbständige 
Aufstellung  vor  der  Generalclausel  erklärt  sich  dadareb, 
dass  letztere  erst  durch  Amendement  des  constituirenden 
Reichstages  und  durch  Zusatzgesetz  vom  20.  December 
1873  die  gegenwärtige  Ausdehnung  erhalten  hat 

2.  Die  Schlichtung  von  Streitigkeiten  der  deutschen 
Staaten  untereinander  (R.  V.,  Art.  76,  1.  Absatz).  Sind 
dieselben  privatrechtlicher  Natur,  so  gehören  sie  zur 
Zuständigkeit  der  Gerichte  und  werden  von  diesen 
endgültig  entschieden ;  sind  sie  offentlichrechtlicher 
(staatsrechtlicher)  Natur,  so  mag  jeder  der  streitenden 
Theile  sie  beim  Bundesrathe  anhängig  machen  und  ge- 
bührt diesem  ihre  Erledigung.  Aus  der  Ueberweisung 
der  Entscheidung  dieser  Streitigkeiten  bald  an  die  Ge- 
richte, bald  an  den  Bundesrath  folgt  das  Verbot  von 
Eigenmacht  bei  ihrer  Verfolgung,  welches  nur  darum 
aus  dem  früheren  Bundesrecht  (B.  A.,  Art.  11,  S.  A., 
Art.  18 — 24)  nicht  wiederholt  ist,  weil  eine  solche 
Wiederholung  unnöthig  gewesen  wäre. 

3.  Die  Erledigung  von  Verfassungsstreitigkeiten  in 
solchen  deutschen  Staaten,  deren  Verfassung  nicht  eine 
Behörde  zu  ihrer  Entscheidung  bestimmt  hat  (R.  V., 
Art.  76,  2.  Absatz).  Jeder  der  streitenden  Theile  (der 
Monarch,  die  Kammer,  der  Senat,  die  Bürgerschaft) 
kann  sie  beim  Bundesrath  anhängig  machen,  welchem 
der  Versuch  ihrer  gütlichen  Ausgleichung  obliegt.  Mis- 
lingt  der  Vermittelungsversuch,  so  hat  der  Bundesrath 
die  Streitigkeit  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  zui 
Erledigung  zu  bringen.     Unter  den  angegebenen  Vor- 
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anssetzungen  hat  das  Reich  anomaler  Weise  Zuständig- 
keit in  Bezug  auf  die  Verfassungen  der  Einzelstaaten. 

4.  Die  Abhülfe  von  Justizverweigerung  in  einem 
deutschen  Staate  (R.  V.,  Art.  77).  Beim  Zusammen- 
treffen von  drei  Voraussetzungen: 

o)  eine  Justizsache,  d.  h.  ein  Thatbestand,  welcher 
nach  Reichsrecht  ^*  oder  nach  dem  Landesrecht  des 
betreffenden  Staates  zur  Jurisdiction  der  Gerichte  ge- 
hört, 

b)  Weigerung  oder  Hemmung  der  Rechtspflege,  sei 
es  durch  Unthätigkeit  des  angegangenen  Gerichts,  sei 
es  durch  Hinderung  desselben  an  Ausübung  der  ihm 
zustehenden  Gerichtsbarkeit,  sei  es  durchNichteinsetzung 
oder  Nichtbesetzung  der  erforderlichen  Gerichte,  sei  es 
aus  einem  sonstigen  Grund, 

c)  Erschöpfung  der  nach  Reichs-  und  Landesrecht 
statthaften  Mittel,  um  der  Weigerung  oder  Hemmung 
der  Rechtspflege  abzuhelfen, 

ist  eine  Beschwerde  über  verweigerte  oder  gehemmte 
Hechtspflege  bei  dem  Bundesrath  statthaft  und  hat  der- 
selbe erwiesene  Beschwerden  anzunehmen  und  darauf 
die  gerichtliche  Hülfe  bei  der  Bundesregierung,  die  zu 
der  Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zu  bewirken. 


**  R.  V.,  Art.  77  spricht  nur  von  Landesrecht  („er- 
wiesene, nach  der  Verfassung  und  den  bestehenden  Gesetzen 
des  betreffenden  Bundesstaates  zu  beurtheilende  Beschwerden 
über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege").  Allein  es 
i$t  hier  ein  argumentum  a  minori  ad  majus  angebracht; 
ist  die  Beschwerde  schon  zulässig  bei  Versagung  der  nach 
Landesrecht  schuldigen  Justiz,  so  erst  recht,  wenn  dieselbe 
nach  dem  über  dem  Landesrecht  stehenden  Reichsrecht  ge- 
währt werden  muss.  Die  Beschränkung  des  Wortlautes 
aaf  das  Landesrecht  hat  historische  Gründe,  weil  R.  V., 
Art.  77  mit  einer  nicht  erheblichen  Fassungsänderung  aus 
der  Wiener  Schlussacte,  Art.  29  hervorgegangen  ist.  Im 
Ergebniss  übereinstimmend  Haenel,  Staatsrecht,  §  126. 
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5.  Die  Befugniss  zur  Ausstattung  des  Ober-Appel- 
latioDSgerichts  der  drei  Freien  und  Hansastadte  iii 
Lübeck  mit  Gerichtsbarkeit  bei  Hochverrath  und  Lan- 
desverrath  gegen  das  Deutsche  Reich  (R.  V.,  Art.  75, 
74),  welche  indessen  nicht  zur  Ausführung  gelangt  ist 
(§  27). 

III.  Die  Mehrzahl  der  Herrschaftsrechte  des  Reiches 
bezweckt  die  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes, 
nämlich 

1.  Die  Befugniss  des  Reiches  zur  Regelung  des 
„Staatsbürgerrechts"  (R.  V.,  Art.  4,  i),  worin  indessen 
nach  allgemein  verbindlicher  Interpretation  im  Bayeri- 
schen Schlussprotokoll  (Ziffer  II)  nicht  die  Befugniss 
zur  Bestimmung  der  Voraussetzungen  der  politischen 
Rechte  in  einem  deutschen  Staat,  namentlich  nicht  zur 
Einführung  von  Grundrechten  im  Sinne  der  Frank- 
furter Reichsverfassung  und  der  Unionsverfassung,  son- 
dern nur  das  Recht  begriffen  ist,  „die  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit  zu  regeln  und  den  Grundsatz  der 
politischen  Gleichberechtigung  aller  Confessionen  durch- 
zuführen". Durch  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870  sind 
die  Erwerbs-  und  Verlustgründe  der  Staats-  und  der 
Reichsangehorigkeit  festgestellt*';  die  Staatsangehörig- 
keit ist  das  Prinzipale,  mit  ihr  wird  die  Reichsangehorig- 
keit erworben  und  verloren;  nach  dem  Inhalte  sind 
aber  beide  verschieden,  erstere  macht  der  Rechte  und 
Pflichten  der  Angehörigen  des  betreffenden  Staates, 
letztere  der  Rechte  und  Pflichten  der  Angehörigen  des 
Deutschen  Reiches  theilhaftig.  Die  Gleichberechtigung 
der  Confessionen  in  bürgerlicher  und  staatsbürgerlicher 
Beziehung  ist  durch  Reichsgesetz  vom  3.  Juli  1861^ 
durchgeführt. 

2.  „Die  Bestimmungen  über  Freizügigkeit,  Heimaths- 


*3  Vgl.    über    den    Inhalt    dieses    Gesetzes    namentlich 
G.  Meyer,  §§  75—79. 
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und  Niederlassungs Verhältnisse,  ....  Passwesen  und 
Fremdenpolizei  .  .  .  .  ,  in  Bayern  jedoch  mit  Ausschluss 
der  Heimaths-  und  Niederlassungsverhältnisse^^  (R.  V., 
Art.  4,1);  wodurch  die  gewöhnliche  Zuständigkeit  des 
Reiches  (Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung)  auf  die 
Regelung  des  Personenverkehrs  im  Bundesgebiet,  die 
Gewährung  von  Freizügigkeit,  die  Bestimmung  des 
Unterstützungswohnsitzes  und  die  Ordnung  des  Rechts 
zur  Eheschliessung  erstreckt  wird.  Es  ist  ein  grosses 
Verdienst  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen 
Reiches,  durch  seine  Gesetzgebung  zahlreiche  frühere 
polizeiliche  Schranken  der  freien  Personenbewegung  be- 
seitigt zu  haben.  Das  Ausnahmerecht  für  Bayern  hat 
zur  Folge,  dass  die  Reicbsgesetze  über  die  Freizügig- 
keit, den  Unterstützungswohnsitz  und  die  Aufhebung 
der  polizeilichen  Beschränkungen  der  Eheschliessung 
auf  dasselbe  nicht  ausgedehnt  werden  dürfen  (vgl. 
Bayerisches  Schlussprotokoll,  i). 

3.  „Die  Bestimmungen  über  den  Gewerbebetrieb, 
einschliesslich  des  Versicherungswesens"  (R.  V.,  Art. 
4, 1).^*  Unter  dem  Ausdruck  „Gewerbebetrieb"  werden 
nur  Unternehmungen,  welche  auf  die  Bearbeitung  oder 
Verarbeitung  beweglicher  Sachen,  nicht  dagegen  Be- 
triebsarten, welche  auf  deren  Erzeugung  oder  den 
Güterumlauf  gerichtet  sind,  zu  verstehen  sein.  ^  *  Dafür 
spricht:  a)  der  Sprachgebrauch,  welcher  indessen  nicht 
völlig  sicher  ist,  b)  dass  sonst  andere  Befugnisse,  welche 
dem  Reiche  in  besondern  Clausein  der  Reichs  Verfassung 
gewährt  sind,  ganz  oder  doch  theilweise  in  dieser  Be- 
fugniss  begriffen  sein  würden,  so  „die  Handelsgesetz- 
Hebung"  (Ziffer  2),  „die  allgemeinen  Bestimmungen  über 
das    Bankwesen"    (Ziffer  4),     die    „Organisation    der 


^*  Die   einschlagende  Gesetzgebung  bei  Haenel,  Staats- 
recht §§   117—120. 

^*  A.  A.  namentlich  Haenel,  a.  a.  0.,  §  117. 
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deutschen  Schiffahrt  und  ihrer  Flagge  zur  See^'  (Ziffer  7), 
„das  Eisenbahnwesen'*  (Ziffer  8),  „der  Flosserei-  und 
Schiffahrtsbetrieb''  (Ziffer  9),  c)  dass  kein  nationales 
Interesse  ersichtlich  ist,  andere  Betriebsarten,  z.  B. 
Landwirthschafb,  Viehzucht,  Fischerei,  Jagd,  Bergbau, 
abgesehen  von  dem  darauf  beziiglichen  biirgerlichen 
und  Strafrecht  von  Reichs  wegen  zu  ordnen.  Durcli 
die  Reichsgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  mit  vielen 
Zusatzgesetzen  sind  insbesondere  die  Gewerbefreiheit 
(Befugniss  zur  Begründung  und  Fortsetzung  gewerb- 
licher Betriebe),  das  Innungswesen  (Vereinigungen  von 
Unternehmern  zur  gegenseitigen  Forderung  ihres  Ge- 
werbebetriebes) und  die  Arbeitsordnung  (Beziehungen 
zwischen  Unternehmern  und  Gehülfen  und  Arbeitern 
aus  dem  Arbeitsverhältniss)  geregelt  und  viele  frühere 
Schranken  des  Gewerbebetriebes  beseitigt.  Das  Reich 
hat  seine  Befugniss  zur  Regelung  des  Versicherungs- 
wesens namentlich  zum  Versuch  der  Milderung  socialer 
Schwierigkeiten  und  Gefahren  verwerthet;  für  weite 
Personenklassen  ist  durch  neuere  Gesetze  des  Reiches 
über  Kranken-,  Unfall-,  Invaliditats-  und  Altersver- 
sicherung eine  Versicherungspflicht  begründet.  Nach 
dem  Bayerischen  Schlussprotokoll  (Ziffer  IV)  können 
Reichsgesetze  über  die  Immobiliar- Versicherung  in 
Bayern  nur  mit  Zustimmung  der  Bayerischen  Regierung 
Geltung  erlangen. 

4.  „Die  Zoll-  und  die  Handelsgesetzgebung''  (R.  V., 
Art.  4,2)^^,  die  erstere  unter  Ausschluss  der  Staaten 
von  einer  concurrirenden  Zuständigkeit  (R.  V.,  Art..  35) 
und  mit  der  Zusatzbestimmung,  dass  Deutschland  ein 
von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze  umgebenes  Zoll-  und 
Ilandelsgebiet  bildet,  mit  Verkehrsfreiheit  im  Innern, 
jedoch    unter  Vorbehalt    des  Ausschlusses    der   wegen 


^^  Haenel,  Staatsrecht,  §  115. 
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ihrer  Lage  zur  Einschliessung  in  die  Zollgrenze  nicht 
geeigneten  einzelnen  Gebietfitheile  (R.  V.,  Art.  33)  und 
mit  einem  Ausnahuisrecht  fiir  Bremen  und  Hamburg, 
bis  auf  ihren  Antrag  auf  Einschluss  ausserhalb  der  ge- 
meinschafilichen  Zollgrenze  zu  bleiben  (Art.  34),  welches 
inzwischen  durch  den  Zollanschluss  des  weitaus  grossten 
Theiles  der  Staatsgebiete  von  Bremen  und  Hamburg 
beinahe  erledigt  ist.  Die  Befugniss  zur  Handelsgesetz- 
gebung erstreckt  sich  auf  die  Regelung  des  inner- 
staatlichen Handels  der  Einzelstaaten,  des  zwischen- 
staatlichen Handels  der  mehreren  deutschen  Staaten 
untereinander  innerhalb  der  Schranken  der  R.  V.,  Art. 
33,  und  auf  den  ausländischen  Handel. 

5.  „Die  Ordnung  des  Maass-,  Münz-  und  Gewichts- 
systems, nebst  Feststellung  der  Grundsätze  über  die 
Emission  von  fundirtem  und  unfundirtem  Papiergelde; 
die  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Bankwesen^^ 
(R.  V.,  Art.  4,  3  und  4);  in  Ausübung  dieser  Befugniss 
hat  das  Reich  die  Einheit  von  Maass,  Gewicht  und 
Münze  im  Bundesgebiete  hergestellt  und  die  Beflig- 
niss  zur  Ausgabe  von  Papiergeld  und  von  Banknoten 
regulirt.*^ 

6.  Bestimmte  und  begrenzte  Befugnisse  in  Bezug 
auf  wichtige  Verkehrsmittel,  nämlich  Land-  und  Wasser- 
strassen, Fluss-  und  Seeschiffahrt,  Eisenbahnen.  ^^ 

Die  Zuständigkeit  des  Reiches  erstreckt  sich  auf 
^die  Herstellung  von  Land-  und  Wasserstrassen  im 
Interesse  der  Landesvertheidigung  und  des  allge- 
meinen  Verkehrs"    (Art.  4,  s).     Nach    dem  Wortlaut 


^^  Die  einschlagende  Reichsgesetzgebung  in  Haenel, 
Staatsrecht,  §§  114,  116. 

^'  Wegen  des  Details,  dessen  Angabe  zu  viel  Raum 
erfordern  würde,  und  wegen  der  einschlagenden  Reichs- 
gesetzgehung  verweise  ich  auf  Haenel,  Staatsrecht,  §§  104 
—112. 
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(Eingang  von  Art.  4)  umfasst  auch  diese  Befugniss 
nur  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung,  vorbehaltlich 
der  besondern  Bestimmungen  im  Art.  41,  nach  der 
Natur  der  Sache  aber  auch  alle  diejenigen  Handlungen, 
welche  zur  Erreichung  des  von  der  Verfassung  vor- 
gesehenen und  zugelassenen  Zieles  nothig  und  geeignet 
sind.  Beispiel:  der  im  Bau  begriffene  Nordostsee- 
kanal. 

Die  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Reiches 
erstreckt  sich  weiter  auf  den  Flosserei-  und  Schiffabrts- 
betrieb  auf  solchen  Wasserstrassen,  die  in  ihrem  floss- 
und  schiffbaren  Laufe  mehreren  Staaten  gemeinsam 
sind,  und  auf  den  Zustand  derselben  (Art.  4,  9). 

Sie  bezieht  sich  ferner  auf  „die  Fluss-  und  sonstigen 
Wasserzolle"  (R.  V.,  Art.  4,  9),  mit  den  Zusatzbestim- 
mungen, dass  auf  allen  natürlichen  Wasserstrassen  Ab- 
gaben nur  für  die  Benutzung  besonderer  zur  Erleich- 
terung des  Verkehrs  bestimmter  Anstalten  erhoben 
werden  dürfen,  und  dass  diese  Abgaben  sowie  die  Ab- 
gaben für  die  Befahrung  künstlicher  Wasserstrassen  im 
Staatseigenthum  die  zur  Unterhaltung  und  gewöhn- 
lichen Herstellung  der  Anstalten  und  Anlagen  erforder- 
lichen Kosten  nicht  übersteigen  dürfen,  und  dass  es 
nur  dem  Reiche,  nicht  aber  einem  Einzelstaate  zusteht, 
auf  fremde  Schiffe  und  deren  Ladungen  andere  oder 
höhere  Abgaben  zu  legen,  als  von  inländischen  Schiffen 
oder  deren  Ladungen  zu  entrichten  sind  (R.  V.,  Art.  54, 
4.  und  5.  Absatz). 

Sie  hat  auch  zum  Gegenstand  die  „Organisation 
eines  gemeinsamen  Schutzes  des  deutschen  Handels  im 
Auslande,  der  deutschen  Schiffahrt  und  ihrer  Flagge 
zur  See"  (R.  V.,  Art.  4,  7),  mit  den  Zusatzbestimmungen, 
dass  die  Kauffahrteischiffe  aller  Einzelstaaten  eine  ein- 
heitliche Handelsmarine  bilden,  dass  das  Reich  das  Ver- 
fahren zur  Ermittelung  der  Ladungsfähigkeit  der  See- 
schiffe zu   bestimmen,  die  Ausstellung  der   Messbriefe 
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und  die  Schiffscertificate  zu  regeln  und  die  Bedingungen 
festzustellen  hat,  von  welchen  die  Erlaubniss  zur  Führung 
eines  Seeschiffes  abhängig  ist,  sowie  dass  die  Kauffahrtei- 
schiffe aller  deutschen  Staaten  in  den  Seehäfen  und  auf 
xiUen  natürlichen  und  künstlichen  Wasserstrassen  der 
deutschen  Staaten  gleichmäs^ig  zuzulassen  und  zu  be- 
handeln sind,  und  dass  die  Abgaben,  welche  in  den 
äeehäfen  von  den  Seeschiffen  oder  deren  Ladungen  für 
die  Benutzung  der  Schifiahrtsanstalten  erhoben  werden, 
die  zur  Unterhaltung  und  gewohnlichen  Herstellung 
dieser  Anstalten  erforderlichen  Kosten  nicht  übersteigen 
dürfen  (R-  V.,  Art.  54,  1.— 3.  Absatz).  Durch  ein  Zu- 
satzgesetz zu  R.  V.,  Art.  4,  9  vom  3.  März  1873  ist  die 
gewöhnliche  Zuständigkeit  des  Kelches  auf  die  See- 
^chtffahrtszeichen  (Leuchtfeuer,  Tonnen,  Baken  und 
sonstige  Tagesmarken)  ausgedehnt. 

Anlangend  die  deutschen  Eisenbahnen,  so  sind  die 
früheren  Bestrebungen  der  Reichs-  und  der  preussi- 
schen  Staatsregierung,  dieselben  ähnlich  der  Post  und 
Telegraphie  zu  einheitlichen  Reichsverkehrsanstalten  zu 
machen,  gescheitert;  das  preussische  Gesetz  vom  4.  Juni 
1876,  wodurch  die  preussische  Staatsregierung  zum 
Verkauf  sämmtlicher  preussischen  Staatseisenbahnen  an 
das  Reich  und  zur  Uebertragung  aller  Staatsbefugnisse 
bezüglich  der  Verwaltung  und  des  Betriebes  der  Privat- 
eisenbahnen an  dasselbe  ermächtigt  wurde,  hat  nicht 
ausgeführt  werden  können.  Das  Reich  hat  in  Bezug 
auf  das  Eisenbahnwesen  nur  die  in  seiner  Verfassung 
(R.  V.,  Art.  4,  8,  Art.  41 — 47)  gewährten  .Befugnisse, 
namentlich 

a)  Herstellung  (Anlage  oder  Concessionirung)  sol- 
cher Eisenbahnen,  welche  im  Interesse  der  Vertheidigung 
Deutschlands  oder  des  gemeinsamen  Verkehrs  für  noth- 
wendig  erachtet  werden  (R.  V.,  Art.  41,  1.  Absatz); 

b)  Regelung  und  Beaufsichtigung  der  Anlage,  der 
Ausrüstung,  des  Betriebes  und  des  Tarifes  der  Eisen- 

Wbstbbkaxp.  14 
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Versailler  Friedenspräliminarien  vom  26.  Februar  1871 
und  durch  den  Frankfiirter  Friedensvertrag  vom  10.  Mai 
1871  abgetreten  hat,  volle  staatliche  Gewalt.  Seit  dem 
1.  Januar  1874  gilt  in  demselben  die  Reichsverfassung, 
aber  nicht  als  Bundes-,  sondern  als  Staatsverfassung, 
also  ohne  die  gegenüber  den  Einzelstaaten  bestehende 
Beschränkung  auf  bestimmte  staatliche  Angelegenheiten. 
Der  Bundesrath  und  der  Reichstag  mögen  rechtswirk- 
sam alle  Gesetze  in  Bezug  auf  das  Reichsland  be- 
schliessen,  welche  sie  für  geeignet  halten  (§  3  des  Reichs- 
gesetzes vom  9.  Juni  1871).  Zwar  hat  das  Reich  durch 
seine  Gesetzgebung  —  Reichsgesetze  vom  2.  Mai  1877 
und  vom  4.  Juli  1879  —  dem  Reichslande  eine  besondere 
Landesgesetzgebung  und  eine  besondere  Organisation 
unter  einem  Statthalter  gegeben,  aber  unbeschadet  der 
Reichshoheit  und  unbeschadet  seines  Rechts ,  diese 
Landesgesetzgebung  und  diese  Organisation  nach  eige- 
nem Ermessen  zu  ändern.  Staatsrechtlich  ist  das  Reichs- 
land noch  immer  eine  Provinz,  kein  Staat  des  Deut- 
schen Reiches. 

Eine  der  bedauerlichsten  Folgen  der  vielhundert- 
jährigen Zerrissenheit  und  Ohnmacht  Deutschlands  ist 
seine  geringe  Betheiligung  an  der  Colonisation.  Noch 
im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  hat  Deutschland  von  seiner 
überschüssigen  Bevölkerung  etwa  vier  Millionen  ohne 
irgend  ausreichenden  nachhaltigen  Ersatz  an  das  Aus- 
land, namentlich  an  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
abgegeben  ^^;  die  Engländer,  seit  Jahrhunderten  im  Ge- 
nüsse von  Selbstregierung  und  einer  trefflichen  Staats- 
ordnung, haben  unter  Aufwendung  einer  weit  geringeren 
Bevölkerungsziffer  den  ganzen  nordamerikanischen  Con- 
tinent,  Australien  und  Neuseeland,   die  werthvollsten 


^*  Vgl.  über  die  überseeische  deutsche  Auswanderung 
Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1880,  S.  19. 
imd  1891,  S.  14. 
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Theile  von  Afrika  und  Ostindien  gewonnen  und  dort- 
hin englische  Sprache,  englisches  Recht,  englische  Ein- 
richtungen und  englischen  Handel  übertragen.  Zu  den 
wichtigsten  Besserungen  im  deutseben  Verfassungs- 
zustande  gebort  die  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  des 
Reiches  auf  „die  Colonisation  und  die  Auswanderung 
nach  ausserdeutschen  Ländern"  (R.  V.,  Art.  4,  i).  Auf 
Grund  dieser  Verfassungsbestimmung  bat  das  Deutsche 
Reich  erworben:  das  südwestafrikaniscbe  Schutzgebiet, 
das  Kamerun-  und  Togogebiet,  Deutsch-Ostafrika,  das 
Gebiet  der  Neu- Guinea -Compagnie,  die  Marschall-, 
Brown-  und  Providence- Inseln.**  In  diesen  Gebieten 
gebührt  ihm  eine  Schutzgewalt,  welche  eine  wirkliche 
Staatsgewalt  ist,  thatsächlich  nicht  rechtlich  beschränkt 
durch  die  weite  Entfernung  vom  Mutterlande,  durch 
ihre  geringe  Entwickelung  und  durch  die  in  ihnen  be- 
stehenden Verhältnisse,  welche  es  mit  sich  bringen, 
dass  eine  Hand  voll  meist  an  der  Küste  wohnender 
Europäer  keine  intensive  Herrschaft  üben  kann  über 
grosse  Massen  uncivilisirter  Eingeborenen,  welche  in 
beinahe  wegelosen  Landstrecken  weit  entfernt  von  den 
europäischen  Niederlassungen  wohnen.**^    Leider  haben 


-*  G.  Meyer,  Die  staatsrechtliche  Stellung  der  deutschen 
Schutzgebiete  (1888);  Haenel,  Staatsrecht,  §§  143—145. 

-^  Edmund  Burke  sagte  in  einer  der  meisterhaften  Reden, 
die  er  1765  oder  um  diese  Zeit  im  englischen  Unterhause 
zum  Nachweise  der  Thorheit  der  Stamp  Act  hielt,  wodurch 
die  Beziehungen  zwischen  dem  Mutterlande  und  den  nord- 
amerikanischen Colonien  erheblich  gelockert  wurden:  „In 
large  bodies  the  circulation  of  power  must  be  less  vigorous 
at  the  extremities.  Nature  has  said  it.  The  Turk  cannot 
govem  Egypt  and  Arabia  and  Curdistan  as  he  govems 
Thrace;  nor  has  he  the  same  dominion  in  Crimea  and  Algiers 
which  he  has  at  Brusa  and  Smyrna.  Despotism  itself  is 
obliged  to  truck  and  huckster.  The  Sultan  gets  such 
obedience  as   he   can.     He  govems  with  a  loose  rein,  that 
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sich  diese  Coloiiien  bislang  als  wenig  geeignet  erwiesen, 
die  überschüssige  deutsche  Bevölkerung  aufzunehmen. 


ZWEITES  KAPITEL. 
Organisation  der  Bundesgewalt. 

§  14. 
Staatenbftndische  Terfassangen. 

I.  Die  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande. Das  erste  und  vornehmste  Organ  des  Bundes 
waren  die  Generalstaaten  (Utrechter  Union,  Art.  19, 
20)  S  welche  seit  1593  permanent  geworden  sind.  Sie 
bestanden  aus  bevollmächtigten  Vertretern  der  Staaten 
(Stände)  der  einzelnen  Provinzen,  welche  in  der  Regel 
durch  die  Instructionen  ihrer  Committenten  gebunden 
wurden.  Die  Staaten  einer  jeden  Provinz  hatten  über 
Zahl,  Ernennung,  Amtsdauer  und  Vollmacht  ihrer  Ver- 
treter zu  bestimmen;  jede  der  sieben  Provinzen  führte 
eine  gleiche  Stimme,  in  der  Regel  entschied  Stimmen- 
mehrheit der  vertretenen  Provinzen  (U.  U.,  Art.  9).  Die 
Zuständigkeit  der  Generalstaaten  erstreckte  sich  auf 
alle  Bundesangelegenheiten,  soweit  sie  nicht  einem  an- 
dern Bundesorgan  überwiesen  waren;  namentlich  ge- 
bührte ihnen  die  Entscheidung  über  Krieg,    Frieden, 


he  may  govern  at  all;  and  the  wbole  of  the  force  and 
vigor  of  bis  authority  in  bis  centre  is  derived  from  a 
prudent  relaxation  in  all  liis  borders.  Spain  in  her  pro- 
vinces  (colonies)  is  perhaps  not  so  well  obeyed  as  you  are 
in  yours.  She  complies  too;  she  submits;  she  watches  times. 
This'is  the  immutable  condition,  the  eternal  law  of  exten- 
sive and  detached  empire."  Story,  §  170. 
^  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  21 — 30. 
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Waffenstillstand,  Contributionen,  insbesondere  Matriku- 
larbeiträge  der  Provinzen,  Interpretation  und  Aende- 
rung  der  Bundesverfassung,  Aufnahme  neuer  Mitglieder, 
Errichtung  und  Instruction  (Bestimmung  des  Geschäfts- 
kreises und  des  Verfahrens)  der  GeneralitätscoUegien 
und  sonstige  Bundeseinrichtungen.  U6ber  die  eben  an- 
geführten Angelegenheiten  konnte  theils  nach  der  U.  U., 
Art.  19, 21,  22,  theils  nach  der  Gewohnheit  nur  stimmen- 
einhellig entschieden  werden.  Zwingende  Bedürfnisse 
des  Staatslebens  haben  dahin  gefiihrt,  dass  das  Er- 
fordemiss  der  Stimmeneinhelligkeit  häufiger  in  der 
Praxis  nicht  beachtet  ist;  alle  Versuche  zur  Schaffung 
ausreichender  dauernder  Einrichtungen  zu  deren  Ersatz 
oder  Herbeiführung  haben  zu  keinem  Ergebniss  gefuhrt. 
Der  Staatsrath^,  das  zweite  Organ  des  Bundes, 
bestand  aus  den  Statthaltern  der  Provinzen  und  aus 
zwölf  Mitgliedern ,  w^elche  auf  die  einzelnen  Provinzen 
unter  Berücksichtigung  der  Verschiedenheit  ihrer  Lei- 
stungen an  die  Gesammtheit  vertheilt  waren.  Die 
Staaten  einer  jeden  Provinz  hatten  über  Ernennung 
und  Amtsdauer  ihrer  Mitglieder  zu  bestimmen,  da- 
gegen waren  dieselben  in  ihrer  Wirksamkeit  an  Auf- 
träge oder  Instructionen  nicht  gebunden.  Dem  Staats- 
rath  war  ursprünglich  die  Regierung  der  Republik  der 
Vereinigten  Niederlande  anvertraut;  seine  anfängliche 
Zuständigkeit  erstreckte  sich  auf  die  Einberufung  der 
Generalstaaten,  die  Verhandlungen  mit  denselben,  die 
auswärtigen  Angelegenheiten,  die  Vermittelung  von 
Streitigkeiten  der  Provinzen  untereinander  und  ihrer 
Mitglieder,  die  Militär-,  Finanz-  und  Seesachen.  Nach 
und  nach  ist  der  Staatsrath  durch  die  Generalstaaten 
zurückgedrängt  und  seine  Wirksamkeit  im  Wesent- 
lichen auf  Militär-  und  Finanzsachen  beschränkt 


*  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  31 — 33. 
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Die  Statthalter^  standen  theils  im  Dienste  und 
Gehalte  der  Generalität,  theils  einzelner  Provinzen. 
Als  Beamte  der  Generalität  hatten  sie  Sitz  und  Stimme 
im  Staatsrathe  und  konnten  an  dessen  Spitze  oder  ohne 
denselben  in  der  Versammlung  der  Generalstaaten  er- 
scheinen, dort  Anträge  stellen  und  den  Sitzungen  bei- 
wohnen, ohne  dass  ihnen  Stimmrecht  zustand.  Von 
der  Generalität  erhielten  sie  das  Amt  eines  General- 
kapitäns des  Heeres  der  Vereinigten  Niederlande  und 
eines  Generaladmirals  ihrer  Flotte,  welches  ihnen  vor- 
behaltlich der  HerrschafUrechte  der  Generalstaaten  und 
des  Staatsrathes  den  Oberbefehl  über  Heer  und  Flotte 
gewährte.  Sie  sind  häufig  und  mit  Erfolg  von  den 
Generalstaaten  zu  Gesandtschaften  an  einzelne  Pro- 
vinzen und  zur  Vermittelung  und  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  der  Provinzen  und  ihrer  Glieder  ver- 
wendet. 

Unter  den  Generalstaaten,  dem  Staatsrathe  und  den 
Statthaltern  standen,  ausser  den  Gesandten  und  Con- 
suln  der  Vereinigten  Niederlande,  dem  Personal  und 
den  Behörden  des  Heeres  und  der  Flotte,  den  Be- 
hörden und  Beamten  der  Generalitätslande,  manche 
Generalitätscollegien  und  Generalitätsbeamte  %  nament- 
lich der  Generalschatzmeister  zum  Entwurf  der 
Voranschläge  über  Einnahmen  und  Ausgaben  und  zur 
Controle  der  Finanzverwaltung,  der  Generalein- 
nehmer zur  Besorgung  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Republik,  die  Generalitäts-Rechnungskammer 
insbesondere  zur  Prüftmg  und  Feststellung  der  Rech- 
nungen zwischen  der  Generalität  und  den  einzelneu 
Provinzen,  die  Generalitäts-Finanzkammer  na- 
mentlich zur  Prüfung  und  Feststellung  der  Militär- 
rechnungen,   die    Generalitäts-Münzkammer    zur 


'  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  33 — 36. 
*  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  36 — 37. 
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Ausführung  der  Münzbefiignisse  des  Bundes  und  fünf 
Ädmiralitäts-Collegien  zur  Verwaltung  je  einer 
Abtbeilung  der  Flotte  der  Vereinigten  Niederlande, 
zum  Schutze  des  Seehandels,  der  See-,  Küsten-  und 
FlussehiflPahrt,  der  Seehäfen,  zur  Ausübung  der  Gerichts- 
barkeit in  Seesachen,  zur  Verwaltung  der  besonderen 
Einnahmen,  welche  für  die  Flotte  bestimmt  waren,  und 
zum  £ntwurf  der  Voranschläge,  soweit  diese  Einnahmen 
nicht  ausreichten. 

n.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unter  den  Confoderationsartikeln.  Das  Organ 
des  Bundes  war  der  Congress  der  Vereinigten 
Staaten,  welcher  aus  bevollmächtigten  Vertretern 
(deUgates)  der  einzelnen  Staaten  bestand.  Jeder  Staat 
sollte  nach  näherer  Anweisung  seiner  Legislatur  jähr- 
lich mindestens  zwei  und  höchstens  sieben  Delegirte 
auf  seine  Kosten  senden,  mit  Vorbehalt  für  jeden  Staat, 
seine  Del^irten  während  ihres  Amtsjahres  nach  Ge- 
fallen abzuberufen  und  durch  andere  zu  ersetzen;  nie- 
mand sollte  während  eines  Zeitraumes  von  sechs  Jahren 
über  drei  Jahre  Delegirter  sein;  kein  Delegirter  sollte 
ein  besoldetes  Amt  der  Vereinigten  Staaten  bekleiden 
dürfen  (Art.  V). 

Die  Zuständigkeit  des  Congresses  erstreckte  sich  auf 
alle  Bundesangelegenheiten  ^,  soweit  sie  nicht  durch  die 
Verfassung^  oder  Beschlüsse  des  Congresses'  anderen 
Bundesorganen  überwiesen  waren. 


^  Art.  V:  „For  the  more  convenient  management  of  the 
general  interest  of  the  United  States." 

^  Z.  B.  Gerichtshöfe  zur  Entscheidung  über  Land-  und 
Seebeute,  über  Seeräuberei  und  Verbrechen  auf  hohem  Meere, 
aber  Streitigkeiten  der  Staaten  untereinander. 

'  Z.  B.  Befugnisse,  welche  dem  Staaten-  oder  anderen 
Congress-Committees,  den  Befehlshabern  von  Heer  und  Flotte, 
den  Civilbeamten  der  Vereinigten  Staaten  überwiesen  wäre». 
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Jeder  Staat  führte  im  Congress  ohne  Kücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  seiner  Grosse,  Einwohnerzahl  und 
seiner  Leistungen  an  die  Gesammtheit  eine  gleiche 
Stimme.^  In  der  Regel  entschied  Stimmenmehrheit 
der  Staaten,  sodass  die  Beschlussfassung  ausser  über 
Vertagung  davon  abhängig  war,  dass  die  Mehrheit 
der  Staaten  Delegirte  entsandt  hatte  (Art.  IX,  6  am 
Ende).  Bei  manchen  wichtigen  Angelegenheiten  (Kriegs- 
erklärung, Ertheihmg  von  Kapereibriefen  in  Friedens- 
zeiten, Verträge  und  Bündnisse,  Münzprägung,  Be- 
stimmung des  Werthes  der  Münze,  Feststellung  der 
Matrikularbeiträge  der  Staaten,  Geldanleihen  und  Aus- 
gabe von  Papiergeld  auf  den  Credit  der  Vereinigten 
Staaten,  Anweisung  von  Geld  aus  ihrem  Schatzamte, 
Bestimmung  der  Ziffer  der  Streitkräfte  zu  Land  oder 
zu  Wasser  sowie  der  Zahl  der  zu  bauenden  oder  an- 
zukaufenden Kriegsschiffe,  Ernennung  des  Oberbefehls- 
habers über  Heer  oder  Flotte)  war  indessen  Zustimmung 
von  mindestens  neun  Staaten  erforderlich  (Art.  IX,  e). 
Der  Congress  sollte  am  ersten  Montag  im  November 
eines  jeden  Jahres  zu  einer  Sitzung  zusammentreten 
(Art.  V),  er  wählte  aus  seinen  Mitgliedern  jährlich  einen 
Präsidenten  (mit  der  Nebenbestimmung,  dass  niemand 
in  einem  Zeiträume  von  drei  Jahren  über  ein  Jabr 
Präsident  sein  dürfe)  (Art.  IX,  5),  er  entschied  über 
seinen  Sitzungsort  und  seine  Vertagung,  welche  sechs 
Monate  nicht  überdauern  durfte  (Art.  IX,  7). 

Der  Congress  durfte  während  seiner  Vertagung  ein 
Staatencommittee,  bestehend  aus  einem  Delegirten  eines 
jeden  Staates,  einsetzen  und  demselben  nach  seinem 
Ermessen  mit  Zustimmung  von  mindestens  neun  Staaten 
die  Ausübung  solcher  ihm  zustehender  Befugnisse  über- 


®  Art.  V:  „In  determiuing  questions  in  the  United 
States,  in  congress  assembled,  each  State  shall  hare  one 
vote." 
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weisen,  wobei  nicht  die  Zustimmung  von  mindestens 
neun  Staaten  erforderlich  war.* 

Der  Congress  durfte  andere  Committees  einsetzen 
und  solche  Civilbeamte  ernennen,  welche  zur  Verwal- 
tung der  allgemeinen  Angelegenheiten  der  Vereinigten 
Staaten  unter  seiner  Leitung  nothig  waren. ^^ 

III.  Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft 
unter  dem  Bundesvertrage  vom  7.  August  1815. 
Das  Organ  des  Bundes  war  die  Tagsatzung,  welche 
aus  bevollmächtigten  Vertretern  der  einzelnen  Cantone 
bestand.  Die  Verfassung  eines  jeden  Cantons  bestimmte 
über  Ernennung,  Amtsdauer  und  Instruction  seiner 
Gesandten.  Jeder  Canton,  ohne  Rücksicht  auf  Grosse, 
Einwohnerzahl  und  Leistungen  an  die  Gesammtheit, 
führte  eine  Stimme.*^ 

Die  Zuständigkeit  der  Tagsatzung  erstreckte  sich 
auf  alle  Bundesangelegenheiten,  soweit  sie  nicht  einem 
andern  Bundesorgan  (dem  Vororte,  eidgenössischen 
Repräsentanten,  der  eidgenossischen  Kanzlei,  von  der 
Tagsatzung  eingesetzten  Behörden,  z.  B.  der  eidgenössi- 
schen Militäraufsichtsbehörde   —  Tagsatzungsbeschluss 


^  Art.  IX,  5,  X.  Beschlüsse  des  Staatencommittees  be- 
durften der  Mitwirkung  von  mindestens  neun  Delegirten. 

^^  Art.  IX,  5*.  „The  United  States  in  congress  assembled 

sball  bave  authority to  appoint  such  other  committees 

and  civil  officers  as  may  be  necessary  for  m anaging  the 
general  affairs  of  the  United  States  under  their  direction." 
Die  Clausel  war  weit  genug,  um  die  Einsetzung  von  Bundes- 
ministerien  für  die  verschiedenen  Yerwaltungszweige  und 
die  Bestellung  nachgesetzter  Beamten  in  den  einzelnen 
Staaten  zu  rechtfertigen;  im  Jahre  1781  sind  in  der  That 
Bundesministerien  (departnients)  für  die  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, den  Krieg,  und  die  Finanzen  eingesetzt. 
G.  Bancroft,  I,  .30  fg.;  vgl.  auch  G.  Baucroft,  History  of 
the  United  States,  X,  566  fg. 

^^  Vgl.  über  die  Abstimmung  der  getheilten  Cantone 
Tagsatznngs- Reglement  vom   14.  Juli  1835,  Art.  50 — 52. 
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vom  9.  Juli  1816  — ,  dem  eidgenossischen  Kriegssecre- 
tariat  —  T.  B.  vom  21.  Juli  1818  — ,  dem  eidgenossi- 
schen Kriegsrath  —  T.  B.  vom  11.  August  1840)  über- 
wiesen waren  (Art.  8 — 10). 

Die  Tagsatzung  versammelte  sich  in  der  Hauptstadt 
des  jeweiligen  Vorortes,  unter  Vorsitz  des  im  Amte  stehen- 
den Bürgermeisters  oder  Schultheissen  derselben,  ordent- 
licherweise alle  Jahre  am  ersten  Montag  im  Juli,  ausser- 
ordentlicherweise auf  Ausschreiben  des  Vorortes  oder 
auf  Begehren  von  fünf  Cantonen.  Sie  bestimmte  über 
die  Dauer  ihrer  Sitzungen  und  konnte  für  die  Zeit 
ihrer  NichtVersammlung  dem  Vororte  beziehungsweise 
eidgenossischen  Repräsentanten^^,  welche  sie  demselben 
beiordnen  konnte ,  besondere  Vollmachten  ertheilen, 
d.  h.  darüber  bestimmen,  welche  ihrer  Befugnisse  sie 
ausüben  mochten  (Art.  8,  9). 

Die  Leitung  der  Bundesangelegenheiten  während 
Michtversammlung  der  Tagsatzung  gebührte  dem  Vor- 
orte, mit  den  bis  zum  Jahre  1798  geübten  Befugnissen* 
Der  Vorort  wechselte  alle  zwei  Jahre  unter  den  Can- 
tonen Zürich,  Bern  und  Luzern.  Dem  Vororte  wurde 
eine  eidgenossische  Kanzlei^',  aus  einem  von  der  Tag- 


^'"^  Das  Institut  der  eidgenössischen  Bepräsentanten : 
ausser  der  Behörde  des  Vorortes,  welche  mit  der  eid- 
genössischen Geschäftsführung  beauftragt  war,  ein  Vertreter 
der  beiden  anderen  Directorialorte ,  die  nicht  im  Amte 
standen,  ein  Vertreter  von  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  ein 
Vertreter  von  Glarus,  Zug,  Appenzell,  Schaff  hausen,  ein 
Vertreter  von  Freiburg,  Basel,  Solothurn,  Wallis,  ein  Ver- 
treter von  Graubünden,  St.-G allen,  Aargau,  Neuenburg,  ein 
Vertreter  von  Waadt,  Thurgau,  Tessin  und  Genf,  ist  nie- 
mals in  praktische  Wirksamkeit  getreten.  Blumer -Morel, 
I,  73. 

1'  Wurden  auch  der  Kanzlei  nur  untergeordnete  Ge- 
schäfte ( Secretariatsgeschäfte  ,  Correspondenz  ,  Protokoll- 
führung, Abfassung  der  Abschiede)  überwiesen  —  T.  B.  vom 
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Satzung  zu  wählenden  Kanzler  und  Staatsschreiber  be- 
stehend, beigeordnet  (Art.  10). 

In  der  Tagsatzung  entschied  absolute  Mehrheit  der 
Cantonsstimmen ;  zwei  Drittel  derselben  waren  bei  Er- 
tbeilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Vorort  und 
zur  Beiordnung  von  Repräsentanten  an  denselben  er- 
forderlich, drei  Viertel  derselben  zur  Kriegserklärung, 
dem  Friedensschluss  und  der  Errichtung  von  Bünd- 
nissen (Art.  8,  9). 

lY.  Deutschland  unter  der  Bundesacte  vom 
8.  Juni  1815  und  der  Schlussacte  vom  15.  Mai/ 
8.  Juni  1820.  Das  beständige  verfassungsmässige  Or- 
gan für  das  Wollen  und  Handeln  des  früheren  Deut- 
schen Bundes  war  die  Bundesversammlung,  mit  dem 
Sitze  in  Frankfurt  a.  M.  (B.  A.,  Art  4, 6, 9;  S.  A.,  Art.  7). 
Aehnlich  den  Generalstaaten  der  Niederlande,  dem 
Congress  der  Vereinigten  Staaten  zur  Zeit  der  Con- 
foderationsartikel,  der  Tagsatzung  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  bestand  sie  aus  bevollmächtigten  Ver- 
tretern der  einzelnen  deutschen  Staaten,  welche  von 
deren  Regierungen  ernannt,  bevollmächtigt,  instruirt 
und  abberufen  wurden  (B.  A.,  Art.  4;  S.  A.,  Art.  7). 
Die  Mitglieder  der  Bundesversammlung  waren  von 
ihren  Committenten  unbedingt  abhängig  und  nur  diesen 
verantwortlich  (S.  A.,  Art  8). 

Der  Gesammtwille  des  Bundes  wurde  durch  ver- 
fassungsmässige Beschlüsse  der  Bundesversammlung  aus- 
gesprochen (S.  A.,  Art.  10);  ihre  Zuständigkeit  er- 
streckte sich  auf  sämmtliche  Bundesangelegenheiten, 
jedoch  vorbehaltlich  der  Austrägalgerichtsbarkeit,  die 
von  dem  Austrägalgericht  nach  eigenem  Urtheil  aus- 
zuüben war  (S.  A.,  Art.  22,  23),  und  unbeschadet  ihrer 


13.  JaH  1818  — ,  80  hat  sie  doch  wegen  der  Gontinuitüt 
und  Geschäftskenntniss  ihrer  Beamten  Einfluss  auf  die  eid- 
genössischen Angelegenheiten  gewonnen.   Blumer-Morel,  1, 73. 
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Befiigniss,  die  Erledigung  einzelner  Bundesgeschäfte 
Ausschüssen  oder  nachgesetzten  Behörden  zu  über- 
tragen. ** 

Bei  der  Bundesversammlung  wurde  ein  Plenum 
(B.  A.,  Art.  6)  und  ein  Engerer  Rath  (B.  A.,  Art  4) 
unterschieden. 

Im  Plenum  führte  jeder  deutsche  Staat,  abgesehen 
von  den  zu  einer  Einheit  zusammengefassten  drei  Reuss 
jüngerer  Linie,  mindestens  eine  Stimme ;  die  deutschen 
Gross-  und  Mittelstaaten  hatten  mehrfaches  Stimm- 
recht, jedoch  keiner  über  vier  Stimmen.  Die  Gesammt- 
zahl  der  Stimmen  im  Plenum  betrug  bei  Errichtung 
des  Bundes  69,  bei  seinem  Untergang  64  (B.  A.,  Art.  6; 
vgl.  S.  A.,  Art.  16). 

Im  Engeren  Rathe  waren  17  Stimmen;  die  deutschen 
Gross-  und  Mittelstaaten  bis  zu  den  Niederlanden  wegen 
Luxemburg  führten  je  eine  Virilstimme,  mehrere  kleine 
deutsche  Staaten,  z.  B.  Braunschweig  und  Nassau,  die 
vier  Freien  Städte,  waren  zu  einer  Gesammtstimoie 
verbunden  (B.  A.,  Art.  4). 

Den  Vorsitz  in  der  Bundesversammlung  und  damit 
das  Recht  der  Geschaftsleitung,  sowie  die  Entscheidung 
bei  Stimmengleichheit  im  Engeren  Rathe  hatte  Oester- 
reich  (B.  A.,  Art.  5,  7). 


^*  Die  Verweisung  einer  Bundessache  an  einen  Ausschus^ 
war  obligatorisch  bei  Vermittelung  von  Streitigkeiten  der 
Bundesglieder  untereinander  —  B.  A.,  Art.  11  — ,  die  Zu- 
ständigkeit der  Ausschüsse  richtete  sich  nach  der  Instruction, 
welche  die  Bundesversammlung  ihnen  ertheilte,  in  der  Hegel 
war  ihre  Thätigkeit  nur  vorbereitender  Natur;  die  Zahl 
und  der  Geschäftskreis  der  nachgesetzten  Behörden,  z.  B. 
technische  Militärcommission ,  Centraluntersuchungscommis- 
sion  in  Mainz,  Centralcommission  für  politische  Unter- 
suchungen, zu  dem  reichskammergerichtlichen  Archive  von 
der  Bundesversammlung  verordnete  Commission,  Bandes- 
kanzlei, ist  nicht  sehr  beträchtlich  gewesen. 
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Sämmtliche  Bundesangelegenheiten  wurden  zur  Ent- 
scheidung im  Engeren  ßathe  vorbereitet  (B.  A.,  Art.  7; 
S.  A.,  Art.  12);  meist  entschied  Stimmenmehrheit  im 
Engeren  Rathe  (B.  A.,  Art.  7;  S.  A.,  Art.  11),  indessen 
mit  Ausnahme  der  Keligionsangelegenheiten  und  der 
jura  singuloimm^  wo  Stimmeneinheit  und  beziehungs- 
weise Zustimmung  des  betreffenden  Bundesgliedes  er- 
forderlich war  (B.  A.,  Art.  7;  S.  A.,  Art.  13,  15);  Zwei- 
drittelmehrheit im  Plenum  war  erforderlich  zur  förm- 
lichen Kriegserklärung  und  zum  Friedensschluss  (B.  A., 
Art.  7;  S.  A.,  Art.  12,  40);  Stimmeneinheit  im  Plenum 
war  erforderlich  zur  Annahme  neuer  und  zur  Aende- 
rung  der  bestehenden  Grundgesetze,  zu  organischen 
Einrichtungen,  nämlich  bleibenden  Anstalten  zur  Er- 
füllung der  ausgesprochenen  Bundeszwecke,  und  zur 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  (B.  A.,  Art.  6;  S.A.,  Art.  13); 
gemeinnützige  Anordnungen  ausserhalb  der  bestehenden 
Bundeszwecke  erforderten  eine  Uebereinkunft  der  Bun- 
desglieder (B.  A.,  Art.  6;  S.A.,  Art.  64;  vgl.  auch  Art.  65). 
Die  endgültige  Auslegung  der  Bundesverfassung  war 
dem  Engeren  Rathe  mit  Stimmenmehrheit  überwiesen, 
sowol  durch  die  Anordnung,  dass  dieser  darüber  zu 
entscheiden  hatte,  ob  eine  Angelegenheit  zu  seiner  Zu- 
ständigkeit oder  zu  der  des  Plenums  gehöre,  als  auch 
durch  besondere  ausdrückliche  Bestimmung  (B.  A.,  Art.  7 ; 
S.A.,  Art.  12,  II,  liy^ 


^*  B.  A.,  Art.  7:  „Inwieweit  ein  Gegenstand  nach  obiger 
Bestimmung  für  das  Plenum  geeignet  sei,  wird  in  der 
engeren  Versammlung  durch  Stimmenmehrheit  entschieden.'^ 
S.A.,  Art.  12:  „Ist  in  einzelnen  Fällen  die  Frage,  ob  ein 
Gegenstand  vor  das  Plenum  gehört,  zweifelhaft,  so  steht 
die  Entscheidung  derselben  dem  Engeren  Rathe  zu."  S.  A., 
Art.  17:  „Die  Bundesversammlung  ist  berufen,  zur  Aufrecht- 
haltung des  wahren  Sinnes  der  Bundesacte  die  darin  ent- 
haltenen Bestimmungen,  wenn  über  deren  Auslegung  Zweifel 
entstehen  sollten,  dem  Bundeszweck  gemäss  zu  erklären,  und 
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§  15. 

Die  Yereinigten  Staaten  Ton  Amerika  unter  der 

UnionsTerfassnng. 

Noch  wichtiger  als  die  Erweiterung  der  Bundes- 
zuständigkeit, unter  genauer  Aufzählung  der  einzelnen 
Hauptbefugnisse,  ist  die  in  der  Unionsverfassung  ver- 
ordnete neue  Organisation  der  Bundesgewalt.  An  Stelle 
des  unförmlichen  Gesandtencongresses  der  Confodera- 
tionsartikel,  welcher  den  Bund  vom  Belieben  seiner 
Mitglieder  abhängig  machte,  ist  eine  sehr  fein  aus- 
gebildete Regierung  der  Vereinigten  Staaten  durch  den 
Congress,  den  Präsidenten  und  die  Bundesgerichte  ge- 
treten. 

Der  Congress  der  Vereinigten  Staaten  besteht  aus 
zwei  Häusern,  dem  Senate  und  dem  Repräsentanten- 
hause (Art.  I,  Sect.  1).  Die  Vereinigten  Staaten  haben 
—  auch  in  den  Verfassungen  der  Einzelstaaten  —  an 
dem  aus  England  übernommenen  Zweikammersystem 
festgehalten. 

Der  Senat  der  Vereinigten  Staaten^  besteht 
aus  zwei  Senatoren  eines  jeden  Staates,  welche  von 
dessen   Legislatur   auf  sechs   Jahre   gewählt    werden.*' 


in  allen  vorkommenden  Fällen  den  Vorschriften  dieser  Ur- 
kunde ihre  richtige  Anwendung  zu  sichern."  Was  hier  aus- 
drücklich in  Bezug  auf  das  erste  und  oberste  Grundgesetz 
des  Bundes  festgestellt  war,  galt  vermöge  eines  unabweis- 
licben  argumentum  a  majori  ad  minus  auch  von  der  Schluss- 
acte  und  den  sonstigen  Gesetzen  des  Bundes. 

^  Gesetzgebung  und  wichtigste  Literatur:  Revised  Sta- 
tutes, Sect.  14  —  19;  The  Föderalist,  Nr.  62  —  66;  Kent, 
Lecture  XI  (2);  Story,  §§  690—813;  von  Holst,  §§  21— 
23;  James  Bryce,  Thl.  I,  Kap.  10. 

2  Das  Wablverfahren  ist  vom  Congress,  auf  Grund  der 
Ermächtigung  in  der  Unionsverfassung,  Art.  I,  Sect.  4,  durch 
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Keinem  Staate  darf  das  gleiche  Stimmrecht  im  Senate 
ohne  seine  Zustimmung  entzogen  werden  (Art.  V).  ^ 
Alle  zwei  Jahre  scheidet  ein  Drittel  der  Mitglieder 
aus;  die  Senatoren  (jetzt  88)  sind  beziäglich  ihrer  Amts- 
dauer durch  das  Loos  in  drei  thunlichst  gleiche  Kate- 
gorien getheilt  (Art.  I,  Sect.  3,  2),  wobei  darauf  Rück- 
sicht genommen  ist,  dass  nicht  gleichzeitig  beide  Sena- 
toren eines  Staates  ausscheiden.  Wiederwahl  von 
Senatoren  ist  statthaft  und  geschieht  häufig.   Vacanzen, 


Gesetz  vom  25.  Juli  1866  geregelt.  Die  Neuwahl  erfolgt 
von  der  Legislatur,  welche  zuletzt  vor  Beendigung  der  Amts- 
daaer  des  betreffenden  Senators  erwählt  ist.  Jedes  der 
beiden  Häuser  derselben  wählt  zunächst  getrennt  am  zweiten 
Dienstag  nach  ihrem  Zusammentritt  und  ihrer  Organisation 
eine  Person  zum  Senator  des  betreffenden  Staates.  Am 
3üttag  des  folgenden  Tages  treten  beide  Häuser  zu  gemein- 
schaftlicher Sitzung  zusammen.  Hat  dieselbe  Person  die 
absolute  Mehrheit  in  jedem  Hause  erhalten,  so  wird  sie 
zum  Senator  erklärt,  haben  die  Häuser  verschiedene  Per- 
sonen gewählt  oder  ist  in  einem  oder  keinem  derselben 
eine  Wahl  zu  Stande  gekommen,  so  wählen  die  Häuser  in 
gemeinschaftlicher  Sitzung.  Die  Wahl  muss  so  lange,  von 
Tag  zu  Tag,  fortgesetzt  werden,  bis  eine  Person  die  Mehr- 
heit der  Stimmen  erhalten  hat,  an  jedem  Tage  muss  min- 
destens eine  Abstimmung  erfolgen.  Bei  Eisatzwahlen  wird 
ahnlich  verfahren.  Sämmtliche  Wahlen  erfolgen  durch  viva 
t'oce  (namentliche)  Abstimmung ,  zur  Wahl  ist  absolute 
StimmenmehrReit  und  ferner  Theilnahme  der  Mehrheit  der 
erwählten  Mitglieder  der  Häuser  erforderlich.  Der  Gewählte 
eriiält  vom  Gouverneur  des  Staates  unter  Gegenzeichnung 
des  Staatssecretärs  desselben  ein  Wahlcertificat. 

^  Ueber  das  gleiche  Stimmrecht  der  Staaten  im  Senat 
ist  in  der  Philadelphia  -  Convention  lebhaft  gestritten;  die 
grossen  Staaten  haben  es  den  kleinen  erst  nach  langem 
gefahrlichen  Streite  bewilligt.  G.  Bancroft,  II,  36  —  88. 
Kein  Staat  hat  jemals  auf  das  gleiche  Stimmrecht  im  Senat 
verzichtet  oder  wird  das  voraussichtlich  jemals  thun.  In 
der  Praxis  hat  es  sich  gut  bewährt. 

WxBTXBKAirP.  15 
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welche  durch  Tod,  Resignation  oder  sonst  während 
NichtVersammlung  der  Legislatur  des  betreffenden 
Staates  eintreten,  können  durch  dessen  Executive  (den 
Gouverneur)  provisorisch  bis  zur  Neuwahl  durch  die 
Legislatur  bei  ihrem  nächsten  Zusammentritt  ausgefüllt 
werden;  der  Ersatzmann  hat  nur  für  den  Rest  der 
Amtsdauer  des  ausgeschiedenen  Senators  zu  fungiren 
(Art.  I,  Sect.  3,  a).  Die  verhältnissmässig  lange  Amts- 
dauer der  Senatoren  und  die  Partialerneuerung  des 
Senates  soll  die  Continuität,  Gerechtigkeit  und  Weis- 
heit seiner  Beschlüsse  fordern  (vgl.  §  37). 

Jeder  Senator  hat  eine  Stimme  (Art.  I,  Sect.  3,  i); 
er  ist  an  Aufträge  und  Instructionen  der  Legislatur 
seines  Staates  nicht  gebunden.  Da  die  Senatoren  eines 
jeden  Staates  in  der  Regel  von  verschiedenen  Legis- 
laturen desselben  gewählt  werden,  so  kommt  es  nicht 
selten  vor,  dass  sie  verschiedenen  Parteien  angehören  und 
dann  bei  streitigen  Fragen  meist  gegeneinander  stimmen. 
Der  Senat  ist  daher  nur  in  Ansehung  seiner  Zusammen- 
setzung ein  Staatenhaus;  die  Urheber  der  Bundesver- 
fassung haben  es  wol  im  Hinblick  auf  die  schlechten 
Erfahrungen  mit  dem  Congress  unter  den  Confodera- 
tionsartikeln^  nicht  für  nothig  oder  geeignet  gehalten, 
dass  die  jedesmalige  Regierung  des  Staates  im  Senate 
der  Vereinigten  Staaten  vertreten  wird. 

Die  Qualificationen  zum  Amte  eines  Senators  der  Ver- 
einigten Staaten  sind :  Alter  von  mindestens  30  Jahren 
bei  der  Wahl,  Besitz  des  Bürgerrechts  der  Vereinigten 
Staaten  für  mindestens  neun  Jahre,  Einwohner  des  be- 
treffenden Staates  zur  Zeit  der  Wahl  (Art.  I,  Sect.  3, 3). 

Der  Vicepräsident  der  Vereinigten  Staaten  ist  Präsi- 
dent des  Senates;  er  entscheidet  bei  Stimmengleichheit 
der  Senatoren,  hat  aber  sonst  kein  Stimmrecht  (Art.  1, 
Sect.  3,  4).  Der  Senat  wählt  aus  seinen  Mitgliedern 
einen  Präsidenten  pro  tempore^  welcher  bei  Benifimg 
des  Vicepräsidenten    zum  Amte    des   Präsidenten    der 
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Vereinigten  Staaten  und  bei  Abwesenheit  desselben 
den  Vorsitz  führt  (Art.  I,  Sect.  4,  5),  und  nach  der  Ge- 
schäftsordnung seine  Ausschüsse ;  er  wählt  auch  seine 
eonstigen  Beamten  (Art.  I,  Sect.  4,  5). 

Das  Repräsentantenhaus  der  Vereinigten 
Staaten  (Art.  I,  Sect.  2)*  besteht  aus  Mitgliedern, 
welche  von  den  Wählern  der  einzelnen  Staaten  auf 
zwei  Jahre  (am  Dienstag  nach  dem  ersten  Montag 
des  November  jeden  zweiten  Jahres)  durch  Stimm- 
zettel gewählt  werden.*  Die  Legislaturperiode  (Amts- 
daiier)  des  Repräsentantenhauses  beginnt  am  nächst- 
folgenden 4.  März  und  endet  mit  dem  darauffolgenden 
zweiten  3.  März;  bei  Vacanzen,  welche  durch  Tod, 
Uesignatiou  oder  sonst  während  der  Legislaturperiode 
eintreten,  hat  der  Gouverneur  des  betreftenden  Staates 
Ersatzwahlen  zu  veranlassen  (Art.  I,  Sect.  2,  4).  Die 
Mitglieder  werden  durch  Gesetz  des  Congresses  auf 
die  Staaten  nach  Verhältniss  ihrer  durch  den  Census, 
welcher  alle  zehn  Jahre  zu  wiederholen  ist,  zu  er- 
mittelnden Volkszahl  ^  vertheilt,  mit  dem  Zusatz,  dass 
auf  je  30000  Einwohner  höchstens  ein  Mitglied  kom- 
men darf,  jedoch  jeder  Staat  zu  mindestens  einem  Mit- 


*  Gesetzgebung  und  wichtigste  Literatur:  Kevised  Sta- 
tutes, Sect.  20  —  27;  The  Federalist,  Nr.  52  —  61;  Kent, 
Lecture  XI  (3);  Story,  §§  571—689;  von  Holst,  §§  21— 
23;  James  Bryce,  Tbl.  I,  Kap.  13. 

^  Gesetz  des  Congresses  vom  2.  Februar  1872. 

^  Die  nicht  besteuerten  Indianer  in  einem  Staate  werden 
in  seine  Volkszahl  nicht  eingerechnet.  Art.  I,  Sect.  2,  3, 
Sect.  2  des  14.  Zusatzartikels.  Gewährt  der  Staat  kein 
gleiches  und  allgemeines  Stimmrecht,  so  wird  seine  Volks- 
zahl nicht  zu  voll  gerechnet.  Sect.  2  des  14.  Zusatzartikels. 
Die  Mitgliederzahl  der  einzelnen  Staaten  wird  von  zehn  zu 
zehn  Jahren,  je  nach  dem  Ergebniss  des  Census,  neu  be- 
stimmt. Gegenwärtig  kommt  1  Mitglied  auf  etwa  182000  See- 
len der  effectiven  Bevölkerung  der  Staaten. 

15* 
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gliede  berechtigt  ist.    Jedes  Mitglied  wird  in  der  Kegel 
in  einem  besonderen  District  (einer  zusammenhängenden 
geographischen  Unterabtheilung  —  congressional  district) 
gewählt ;  doch  kommen,  bei  Vermehrung  der  Mitglieder 
eines  Staates  infolge  der  Bewegung  der  Bevölkerung, 
auch  Mitglieder  vor,  die  von  sämmtlichen  Wählern  des 
ganzen  Staates  (by  the  State  at  large)  gewählt  werden, 
ßev.  Stat.,  Sect.  23.  Die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  be- 
trägt 356.    Jedes  organisirte  Territorium  mag  einen  De- 
legirten  zum  Repräsentantenhause  senden,  welcher  ohne 
Stimmrecht  an  dessen  Verhandlungen  theilnehmen  darf. 
Das  Wahlrecht  zum  Kepräsentantenhause  wird  ana- 
log dem  Senate  durch  die  Verfassungen  der  einzelneu 
Staaten  bestimmt,   braucht  daher  in  den  verschiedenen 
Staaten  nicht  gleichförmig  zu  sein.     Wähler  sind  die- 
jenigen Personen,  welche  das  Wahlrecht  zu  dem  zahl- 
reichsten Hause   der  Staatslegislatur   besitzen  (Art.  I, 
Sect.  2,  i).     Das  Wahlrecht  zu   diesem  Hause  ist  das 
Principale,    das    Wahlrecht   zum    Repräsentantenhause 
das  Accessorium;   wen   immer   die  Staatenverfassungeu 
zum  activen  Wahlrecht  zulassen,  also  auch  Nichtbürger 
der  Vereinigten  Staaten  oder  Frauen,  dem  gewährt  die 
Unionsverfassung  das  Wahlrecht  zum  Repräsentanten- 
hause.    Durch  die  Bestimmung  in  Sect.  2  des  14.  Zu- 
satzartikels: „Wenn  das  Stimmrecht  bei  der  Wahl  von 
Wahlmännern  für  den  Präsidenten  und  Vicepräsidenten 
der  Vereinigten  Staaten,   die  Mitglieder  des  Repräsen- 
tantenhauses, die  Verwaltungs-  und  richterlichen  Be- 
amten   des   betreffenden    Staates    oder    die    Mitglieder 
ihrer  Legislatur  irgendwelchen  männlichen  Einwohnern 
dieses   Staates,    welche  21   Jahre  alt  und  Bürirer  der 
Vereinigten  Staaten  sind,  entzogen  oder  irgendwie  ge- 
schmälert ist,  ausser  wegen  Theilnahme  an  der  Rebellion 
oder  anderen  Verbrechen,  so  soll  die  Basis  seiner  Ver- 
tretung   im    Repräsentantenhause    in    dem    Verhältniss 
herabgesetzt    werden,    in    welchem    die    Zahl    solcher 
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männlicher  Bürger  zu  der  Gesammtzahl  der  21  Jahre 
alten  Bürger  in  diesem  Staate  steht",  haben  indessen 
die  Vereinigten  Staaten  einen  starken  Druck  auf  die 
einzelnen  Staaten  zur  Einführung  des  gleichen  und 
aligemeinen  Wahlrechts  geübt,  da  jeder  Staat  ein  er- 
hebliches Interesse  an  einer  thunlichst  grossen  Ver- 
tretung im  Repräsentantenhause  hat.  Nach  dem  15.  Zu- 
satzartikel darf,  wie  bereits  hervorgehoben  ist  (§  4), 
das  Stimmrecht  nicht  mit  Rücksicht  auf  Rasse,  Farbe 
oder  den  früheren  Zustand  der  Sklaverei  entzogen 
oder  geschmälert  werden. 

Die  Quälificationen  zum  Amte  eines  Mitgliedes  des 
Kepräsentantenhauses  sind :  Alter  von  mindestens 
'25  Jahren  bei  der  Wahl,  Besitz  des  Bürgerrechts  der 
Vereinigten  Staaten  für  mindestens  sieben  Jahre,  Ein- 
wohner des  Staates,  worin  es  gewählt  wird,  zur  Zeit 
der  Wahl  (Art.  I,  Sect.  2,  0- 

Das  Repräsentantenhaus  wählt  aus  seinen  Mitgliedern 
seinen  Präsidenten  (apeaker)^  es  wählt  auch  seine  an- 
dern Beamten  (Art.  I,  Sect.  2,  ,■>).  Nach  der  Geschäfts- 
ordnung bestimmt  der  Präsident  die  Mitglieder  der 
einzelnen  Ausschüsse  und  hat  dadurch  eine  erhebliche, 
allerdings  nur  indirecte  Einwirkung  auf  die  Beschluss- 
fassong  des  Hauses. 

Der  Senat  und  das  Repräsentantenhaus  treten  jährlich 
mindestens  einmal  zum  Congress  zusammen,  und  zwar 
am  ersten  Montag  im  December,  wenn  sie  nicht  durch  Ge- 
setz einen  andern  Tag  bestimmen  (Art.  I,  Sect.  4,2).  Der 
Congress  entscheidet  selbst  über  den  Ort  und  die  Dauer 
seiner  Sitzungen  (Art.  I,  Sect.  5,4),  kein  Haus  darf 
sich  ohne  Zustimmung  des  andern  auf  über  drei  Tage 
vertagen  (Art.  I,  Sect.  5,  4);  bei  Meinungsverschieden- 
heiten beider  Häuser  über  die  Dauer  der  Vertagung 
darf  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  dieselbe 
bestimmen  (Art.  II ,  Sect.  3 ) ;  er  mag  ausserdem  bei 
aussergewohnlichen  Veranlassungen  sowol  beide  Häuser 
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als    auch    eines   derselben    zu  einer  ausserordentlichen 
Sitzung  einberufen  (Art.  II,  SecL  3). 

Der  Congress  darf  durch  Gesetz  die  Zeit  und  das 
Verfahren  bei  Wahl  der  Senatoren  und  der  Mitglieder 
des  Repräsentantenhauses,  bei  letzteren  auch  den  Ort 
der  Wahl  regeln ;  soweit  er  von  dieser  Befugniss  keinen 
Gebrauch  macht,  entscheiden  darüber,  sowie  über  den 
Ort  der  Wahl  der  Senatoren  die  Legislaturen  der  ein- 
zelnen Staaten  (Art.  I,  Sect.  4,  i). 

Jedes  Haus  entscheidet  über  die  Wahlen  und  Quali- 
ficationen  seiner  Mitglieder,  ohne  dabei  an  die  Wahl- 
certificate  der  Gouverneure  der  einzelnen  Staaten  ge- 
bunden zu  sein  (Art.  I,  Sect.  5,  i). 

Zur  Beschlussfassung  ist  die  Anwesenheit  der  Mehr- 
heit der  gesetzlichen  Mitglieder  in  jedem  Hause  er- 
forderlich, aber  auch  eine  kleinere  Zahl  mag  sich  von 
Tag  zu  Tag  vertagen  und  das  Erscheinen  der  unent- 
schuldigt fehlenden  Mitglieder  auf  geeignete  Weise, 
nothigenfalls  durch  Verhaftung  und  Vorführung  dieser 
Mitglieder  %  erzwingen  (Art.  I,  Sect,  5,  i). 

Jedes  Haus  ist  befugt,  seine  Geschäftsordnung  zu 
regeln,  seine  Mitglieder  wegen  ordnungswidrigen  Ver- 
haltens zu  bestrafen  und  sie,  indessen  nur  mit  Zwei- 
drittelmehrheit, auszuschliessen  (Art.  I,  Sect.  5,  2). 

Die  Sitzungen  beider  Häuser  sind  nach  den  Ge- 
schäftsordnungen öffentlich,  mit  Ausnahme  der  so- 
genannten Executivsitzungen  des  Senates  (Berathungen 
über  Genehmigung  volkerrechtlicher  Verträge  und  über 
Anstellung  von  Beamten).  Die  Verfassung  beschränkt 
sich  auf  die  Bestimmung,  dass  die  Verhandlungen  beider 


'  Geschäftsordnung  des  Senates  Rule  8,  des  Repräsen- 
tantenhauses Eule  36  und  37  (schon  aus  dem  Jahre  1789, 
unbeschadet  späterer  Zusätze)  in  „The  Constitution  of  the 

United   States with  the   standing   Rules   and  Orders" 

(Washington,  Government  Printing  Office,  1867),  S.  228,  165. 
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Häuser,  ausser  soweit  sie  Heimlichkeit  erfordern,  von 
Z^it  zu  Zeit  veröffentlicht  werden  und  dass  auf 
Begehren  von  einem  Fünftel  der  anwesenden  Mitglieder 
namentliche  Abstimmung  erfolgen  soll  (Art.  T,  Sect.  5,  s). 

Die  Mitglieder  des  Senates  und  Repräsentantenhauses 
erhalten  aus  dem  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten 
eine  gesetzlich  festzustellende  Vergütung  (gegenwärtig 
Jahresgefaalt  von  5000  j?  und  Meilengelder);  sie  sind 
während  Dauer  der  Session  und  auf  der  Hin-  und 
Rückreise  (eundo^  morando  et  redeundo)  von  Verhaftung 
frei,  ausser  wegen  Hochverrath,  Verbrechen  und  Frie- 
densbruch; sie  geniessen  Redefreiheit,  indem  sie  wegen 
ihrer  Reden  und  Erörterungen  in  dem  Hause  nur  von 
demselben  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können 
(Art  I,  Sect.  6,  i). 

Die  Mitglieder  des  Senates  und  des  Repräsentanten- 
hauses dürfen  während  ihrer  Amtsdauer  kein  anderes 
Amt  der  Vereinigten  Staaten  bekleiden®;  sie  dürfen 
während  dieser  Zeit  zu  keinem  Civilamte  der  Vereinig- 
ten Staaten  berufen  werden,  welches  in  derselben  ge- 
schaffen oder  dessen  Einkünfte  in  derselben  erhöht  sind 
(Art.  I,  Sect.  6,  2). 

Der  Präsident  und  der  Vicepräsident  der 
Vereinigten  Staaten*   werden  auf  vier  Jahre  von 


^  Diese  unscheinbare  aber  höchst  wichtige  Bestimmung 
hat  ihren  Grund  in  dem  Bestreben,  die  Organe  der  gesetz- 
gebenden, vollziehenden  und  richterlichen  Gewalt  thunlichst 
voneinander  zu  trennen;  sie  schliesst  namentlich  die  Bundes- 
minister  von  jedem  der  beiden  Häuser  und  damit  die  An- 
wendbarkeit des  sog.  parlamentarischen  Systems  auf  die 
Vereinigten  Staaten  aus.  Vgl.  über  die  daraus  entspringen- 
den Vortheile  und  Nacbtheile  §§  22,  26,  Anm.  2  und  §  37. 

*  Gesetzgebung  und  wichtigste  Literatur:  Revised  Sta- 
tutes, Sect.  131— 151;  The  Föderalist,  Nr.  67—77,  Kent, 
Lect.  XIII;  Story,  §§  1410—88;  von  Holst,  §  25;  James 
Bryce,  Thl.  I,  Kap.  5. 
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Wablmännern  der  einzelnen  Staaten  gewählt  (Art.  II, 
Sect.  1,  1, 2).*®  Jeder  Staat  hat  so  viele  Wahlmänner, 
wie  die  Gesammtzahl  seiner  Mitglieder  im  Senate  und 
Repräsentantenhause  beträgt  (Art.  II,  Sect.  1,  2),  woraus 
wegen  des  gleichen  Stimmrechts  der  Staaten  im  Senat 
ein  Vorzug  der  Staaten  mit  kleiner  Bevölkerung  vor 
den  grossen  Staaten  folgt.  Die  Legislatur  eines  jeden 
Staates  bestimmt  das  Verfahren  bei  der  Wahl  seiner 
Wahlmänner  (Art.  II,  Sect.  1, 2),  mit  der  Einschränkung, 
dass  der  Congress  den  Tag  der  Wahl  der  Wahlmänner 
imd  den  Tag  ihrer  Abstimmung  gleichförmig  für  das 
ganze  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  feststellen  darf 
(Art.  II,  Sect.  1,  3).  In  Ausführung  dieser  Befugniss 
hat  der  Congress  als  Tag  der  Wahl  der  Wahlmänner 
den  Dienstag  ^^  nach  dem  ersten  November  jeden  vierten 
Jahres  und  als  Tag  der  Abstimmung  der  Wahlmänner 
den  darauffolgenden  ersten  Mittwoch**  des  December 
bestimmt.  Da  jeder  Staat  ein  erhebliches  Interesse 
hat,  dass  die  Stimmen  seiner  Wahlmänner  sich  nicht 
zersplittern  und  dadurch  an  Bedeutung  für  das  Er- 
gebniss  der  Wahl  verlieren,  so  haben  die  Legislaturen 
nach  und  nach  meist  einheitliche  Wahl  sämmtlicher 
Wahlmänner  des  Staates  im  ganzen  Staatsgebiete  durch 
die  stimmberechtigten  AVähler  vorgeschrieben,  sodass 
jeder  Wähler  soviel  Wahlmänner  wählt  wie  auf  den 
betreff'enden  Staat  fallen.*^     Die  Absicht  der  Urheber 


*®  Der  District  of  Columbia  und  die  Territorien  der 
Vereinigten  Staaten  sind,  von  der  Präsidentenwahl  und  von 
der  Wahl  von  Mitgliedern  des  Senates  und  des  Repräsen- 
tantenhauses ausgeschlossen. 

^^  Congressgesetz  vom  23.  Januar  1845.  Rev.  Stat., 
Sect.  131. 

12  Congressgesetz  vom  1.  März  1792.  Rev.  Stat.,  Sect. 
135. 

*3  Die  Bestimmungen  der  Staatengesetze  über  das  Ver- 
fahren   bei    der  Wahl    der    Wahlmänner    sind    nicht    ganz 
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der  Unionsverfassung:  die  Wahlmänner  eines  jeden 
Staates  sollen  in  gemeinsamer  Berathung  sich  darüber 
verständigen  und  darüber  entscheiden,  welche  Männer 
nach  ihrer  Ueberzeugung  am  meisten  würdig  und  be- 
fähigt sind,  das  Amt  eines  Präsidenten  und  Viceprä- 
sidenten  der  Vereinigten  Staaten  zu  bekleiden**,  hat 
sich  als  ein  unerreichbares  Ideal  erwiesen;  die  Wahl- 

gleichförmig.  Drei  verschiedene  Systeme  haben  in  Geltung 
gestanden  und  stehen  theilweise  noch  in  Geltung:  1.  Wahl 
sammtlicher  Wahlmänner  des  Staates  durch  seine  Legislatur, 
nach  Art  der  Senatorenwahl,  z.  B.  von  1788  — 1864  in 
South  Carolina,  von  1788—1828  in  Delaware,  von  1788 
—1820  in  Connecticut,  von  1792  — 1824  in  New  York 
(dies  System  jetzt  allgemein  aufgegeben);  2.  Wahl  der- 
jenigen Wahlmänner,  welche  der  Zahl  der  Repräsentanten 
des  betreffenden  Staates  entsprechen,  in  seinen  einzelnen 
^Yahl)u'ei8en  für  das  Repräsentantenhaus  {congressional 
districts)^  von  denen  jeder  einen  Wahlmann  wählt,  und  nur 
Wahl  der  überschiessenden  Wahlmänner  durch  die  Wähler 
des  ganzen  Staates  (the  State  at  large),  z.  B.  von  1796 — 
1832  in  Maryland,  von  1788  —  96  und  von  1812 — 16  in 
Virginia,  von  1804  —  24  in  Kentucky,  gegenwärtig  in 
Michigan;  3.  Wahl  sammtlicher  Wahlmänner  des  Staates 
dorch  die  Gesammtheit  seiner  Wähler  (fhe  State  at  large), 
ohne  Rücksicht  auf  die  congressional  districts,  sodass  jeder 
Wähler  soviel  Wahlmänner  wählt,  wie  auf  den  betreffenden 
Staat  fallen  (general  ticket),  —  Das  erste  und  dritte  System 
gewähren  den  Vorzug,  dass  der  Staat  bei  der  sehr  wich- 
tigen Präsidentenwahl  als  Einheit  erscheint,  indem  seine 
W^ahlmänner  normaler  Weise  einheitlich  stimmen  werden; 
das  zweite  System  berücksichtigt  die  politischen  Macht- 
und  Stimmenverhältnisse  in  den  verschiedenen  Wahlkreisen 
des  Staates  und  kann  unter  Umständen  der  Minderheit  eine 
angemessene  Vertretung  gewähren.  —  Das  dritte  System 
kommt  gegenwärtig  beinahe  allgemein  in  Anwendung.  Vgl. 
Story,  §  1472  und  „The  Nation"  vom  21.  Mai  1891,  S.  422. 
**  Um  die  zur  Verwirklichung  der  Absichten  der  Ur- 
heber der  Verfassung  nöthige  Unabhängigkeit  der  Wahl- 
männer zu  sichern,   sind  Senatoren,  Mitglieder  des  Reprä- 
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männer  sind  in  Wirklichkeit  Agenten  einer  politischen 
Partei,  welche  gewählt  werden,  um  ihre  Stimmen  den 
in  einer  Nationalconvention  dieser  Partei,  welche  im 
Sommer  vor  der  Wahl  stattzufinden  pflegt,  bestimmten 
Candidaten  zu  geben,  ohne  eigenes  Urtheil  und  eigenen 
Willen,  ausser  wenn  etwa  die  von  der  Nationalcon- 
vention bestimmten  Candidaten  durch  Tod  oder  Re- 
signation wegfallen  würden.  Mit  der  Wahl  der  Wahl- 
männer, bei  welcher  durchweg  relative  Stimmenmehrheit 
(plurality)  entscheidet,  ist  die  Wahlschlacht  (the  Prem- 
dential  campatgn)  in  der  Regel  entschieden. 

Die  Wahlmänner  eines  jeden  Staates  versammeln 
sich  in  dessen  Gebiet,  sie  stimmen  nach  einander  durch 
Wahlzettel  für  das  Amt  des  Präsidenten  und  des  Vice- 
präsidenten,  von  denen  wenigstens  einer  nicht  ein 
Einwohner  ihres  Staates  sein  darf**;  sie  senden  das 
unterschriebene  und  beglaubigte  Ergebniss  ihrer.  Ab- 
stimmung versiegelt  an  den  Sitz  der  Bundesregierung, 


sentantenhauses  und  Beamte  der  Vereinigten  Staaten  nacL 
ausdrücklicher  Verfassungsbestinmiung  (Art.  II,  Sect.  1,  s) 
unfähig,  als  Wahlmänner  zu  fungiren.  —  Für  den  Fall, 
dass  einzelne  Wahlmänner  durch  Tod,  Resignation,  Krank- 
heit oder  irgendeinen  andern  Grund  an  Ausübung  ihres 
Wahlrechts  behindert  sind,  verstatten  die  Staatengesetze 
den  übrigen  Wahlmännern  Ergänzung  durch  Cooptation. 
Vgl.  Rev.  Stat.,  Sect.  133. 

^^  Damit  steht  in  Verbindung,  dass  der  Präsident  und 
Vicepräsident  der  Vereinigten  Staaten  durchweg  verschie- 
denen Staaten  angehören.  In  den  ersten  Jahrzehnten  der 
Verfassung  hatte  Virginia  den  Ruhm  der  „fruitful  mother 
of  Presidents"  (George  Washington,  Thomas  Jefferson,  James 
Madison,  James  Monroe,  die  insgesammt  für  zwei  Wahl- 
perioden fungirt  haben);  jetzt  ist  der  Schwerpunkt  der 
Vereinigten  Staaten  mehr  nach  dem  Westen  und  Nordwesten 
gerückt  und  haben  Candidaten  aus  Illinois  (Abraham  Lin- 
coln, Ulysses  Grant)  und  Ohio  (Rutherford  B.  Hayes,  James 
A.  Garfield)  bessere  Chancen. 
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zu  Händen  des  Präsidenten  des  Senates;  dieser  eröffnet 
alle  Wahlcertiiikate  in  Gegenwart  des  Senates  und  des 
Repräsentantenhauses,  und  die  Stimmen  sollen  dann 
gezählt  werden;  wer  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen 
der  ernannten  Wahlmänner  zum  Amte  des  Präsidenten 
erhalten  hat,  der  soll  Präsident  sein;  wenn  niemand 
eine  solche  Mehrheit  erhalten  hat,  dann  soll  das  Re- 
präsentantenhaus unverzüglich  aus  denjenigen  drei  Per- 
sonen, welche  die  relativ  grösste  Stimmenzahl  erhalten 
haben,  den  Präsidenten  wählen. ^^  Diese  Wahl  soll 
Dach  Staaten  geschehen  und  sollen  dabei  die  Repräsen- 
tanten eines  jeden  Staates  eine  einheitliche  und  gleiche 
Stimme  haben;  zur  Vornahme  der  Wahl  soll  die  An- 
wesenheit eines  oder  mehrerer  Mitglieder  von  mindestens 
zwei  Dritteln  der  Staaten  und  zur  Wahl  selbst  die 
Mehrheit  aller  Staaten  erforderlich  sein.  Wenn  das 
Repräsentantenhaus  in  einem  Falle,  wo  das  Wahlrecht 
ihm  zufällt,  nicht  bis  zum  nächstfolgenden  4.  März 
einen  Präsidenten  gewählt  hat?  dann  soll  der  Vice- 
präsident  als  Präsident  fungiren,  wie  bei  dem  Tode 
oder  einer  sonstigen  verfassungsmässigen  Unfähigkeit 
des  Präsidenten  (12.  Zusatzartikel). 

Anlangend  das  Amt  des  Vicepräsidenten,  so  soll, 
wer  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen  der  ernannten 
Wahlmänner  für  dieses  Amt  erhalten  hat,  Vicepräsident 
sein;  hat  aber  niemand  eine  solche  Mehrheit  erhalten, 
so  soll  der  Senat  aus  den  beiden  Candidaten,  welche 
die  relativ  grosste  Stimmenzahl    erhalten   haben,    den 


^^  Bei  den  gegenwärtigen  Parteiverhältnissen  ist  der 
Nothbehelf  einer  Wahl  durch  das  Repräsentantenbaus  von 
nur  geringer  praktischer  Bedeutung.  Normaler  Weise  gibt 
es  in  den  Vereinigten  Staaten  nur  zwei  Parteien  von  na- 
tionaler Bedeutung;  die  politischen  Einrichtungen,  nament- 
lich die  Präsidentenwahl,  wirken  auf  grosse  geschlossene 
Parteien.     Vgl.  §  20,  Anm.  14. 
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Vicepräsidenten  wählen;  zur  Vornahme  der  Wahl  soll 
die  Anwesenheit  von  zwei  Dritteln  sammtlicher  Sena- 
toren und  zur  Wahl  selbst  die  absolute  Mehrheit 
sammtlicher  Senatoren  erforderlich  sein  (12.  Zusatz- 
artikel). 

Volle  Garantie  für  das  Zustandekommen  der  Prä- 
sidentenwahl gewähren  diese  Bestimmungen  nicht,  da 
die  Wahl  im  Kepräsentantenhause  mislingen  uud 
immerhin  auch  keiner  der  beiden  Candidaten,  unter 
denen  der  Senat  zu  wählen  hat,  die  absolute  Mehrheit 
aller  Senatoren  auf  sich  vereinigen  mag.  Indessen  ent- 
hält das  Nichtvorhandensein  einer  Verfassungsbestim- 
mung zur  Regelung  des  alsdann  eintretenden  Inter- 
regnums ein  so  starkes  patriotisches  Motiv  für  die 
Nachgiebigkeit  der  Mitglieder  des  Kepräsentantenhauses 
und  des  Senates,  dass  die  Möglichkeit  des  Scheiterns 
einer  Präsidentenwahl  aus  dieser  Ursache  ausser  Betracht 
gelassen  werden  darf. 

Grosse  Schwierigkeiten  und  Gefahren  konnten  ein- 
treten, wenn  Zweifel  darüber  bestanden,  welches  die 
gesetzliche  Electoralstimme  eines  Staates  sei,  was  bei 
Staaten,  worin  die  beiden  politischen  Parteien  an- 
nähernd gleich  stark  sind,  leicht  eintreten  kann.  Die 
Verfassung,  wie  sie  ursprünglich  war  (Art.  I,  Sect.  1,2), 
imd  der  12.  Zusatzartikel  beschränken  sich  auf  die  Be- 
stimmung, dass  die  Stimmen  der  einzelnen  Staaten  in 
Gegenwart  des  Senates  und  des  Repräsentantenhauses 
gezählt  werden  sollen,  ihre  Urheber  scheinen  also  gar 
nicht  an  die  Möglichkeit  gedacht  zu  haben,  dass  aus 
einzelnen  Staaten  verschiedene  Electoralstimmen  ein- 
gehen oder  sonst  das  Ergebniss  der  Wahlmännerwahl 
eines  Staates  beanstandet  wird.  Bei  der  Präsidenten- 
wahl 187() — 77  waren  die  Electoralstimmen  mehrerer 
Staaten,  namentlich  Louisiana,  Florida,  North  Carolina, 
streitig;  das  Ergebniss  der  Wahl  hing  davon  ab,  welches 
die  gesetzliche  Electoralstimme  dieser  Staaten  sei.    Zur 
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Vermeidung  der  schweren  Wirren,  welche  dieser  Streit 
herbeiführen  konnte,  wurde  infolge  Compromisses  der 
beiden  Parteien  (Republikaner  und  Demokraten)  die 
Entscheidung,  dem  praktischen  Erfolge  nach,  durch 
ein  Specialgesetz  des  Congresses  in  die  Hände  einer 
Commission  aus  fünf  Mitgliedern  des  höchsten  Gerichts- 
hofes, fünf  Senatoren  und  fünf  Mitgliedern  des  Re- 
präsentantenhauses gelegt,  welche  mit  einer  Mehrheit 
von  nur  einer  Stimme  für  Rutherford  B.  Hayes  gegen 
Samuel  Tilden  entschied.  Durch  ein  Bundesgesetz  aus 
dem  Jahre  1887  ist  bestimmt,  dass  von  jedem  Staate 
einzusetzende  Gerichtshofe  im  Streitfalle  darüber  ent- 
scheiden sollen,  welches  die  gesetzliche  Electoralstimme 
dieses  Staates  ist,  dass  ferner,  falls  die  Staaten  keine 
solche  Gerichtshöfe  einsetzen,  die  Entscheidung  dieser 
Frage  den  beiden  Häusern  des  Congresses  zustehen 
soll,  und  dass,  wenn  dieselben  verschieden  entscheiden, 
die  Electoralstimme  des  bezüglichen  Staates  nicht  ge- 
zählt werden  soU.*^ 


*^  James  Bi-yce,  I,  61 — 63.  —  Die  Bestimmungen  über 
die  Wahl  des  Präsidenten  und  Yicepräsidenten  können 
auch  nach  Beseitigung  einiger  früheren  Misstände  durch 
den  12.  Zusatzartikel  und  das  Bundesgesetz  von  1887  kein 
Meisterwerk  genannt  werden.  Bei  unbefangener  Prüfung 
and  Abwägung  der  Verhältnisse  zur  Zeit  der  Philadelphia- 
Convention  wird  man  zu  dem  Ergebniss  gelangen,  dass  ein 
einwandsfreier  Plan  damals  gar  nicht  möglich  war.  Die 
Ordnung  der  Präsidentenwahl  (G.  Bancroft,  II,  19—25,  165 
—194)  war  eines  ihrer  schwierigsten  Probleme.  James 
Wilson  aus  Pennsylvania  sagte  mit  Recht:  „It  is,  in  truth, 
the  most  difficult  of  all  on  which  we  have  had  to  decide" 
(a.  a.  0.,  S.  179).  Vier  Systeme,  mit  mancherlei  Abweichungen 
in  den  Einzelheiten,  wurden  in  Vorschlag  gebracht.    Wahl: 

1.  durch  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  („He''  —  Go- 
vemor  Morris  firom  Pennsylvania  —  „moved  for  au  election 
"by  the  Citizens  of  the  United  States»"  —  a.  a.  0.,  S.  166), 

2.  durch  die  Legislaturen  der  einzelnen  Staaten  oder  deren 
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Die  Qualificationen  zum  Amte  des  Präsidenten  und 
Vicepräsidenten    der    Vereinigten    Staaten    sind:    ge- 


Gouvemeure,  3.  durch  den  Congress,  sei  es  aus  eigener 
Initiative,  sei  es  auf  Benennung  eines  oder  mehrerer  Can- 
didaten  durch  jeden  Staat,  4.  durch  Wahlmänner,  über 
deren  Bestinuuung  verschiedene  Vorschläge  gemacht  wurden. 
—  Die  Annahme  des  ersten  Systems  wäre  eine  grosse  und 
wichtige  Besserung  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten : 
sie  würde  den  Präsidenten  direct  und  unmittelbar  zum 
Organ  des  Gesammtvolkes  der  Vereinigten  Staaten  machen: 
sie  würde  sein  Amt  beträchtlich  erhöhen  und  ihm  Autorität 
und  Ansehen  geben,  selbstsüchtigen  Sonderinteressen  des 
Congresses  mit  Erfolg  zu  widerstehen;  die  Gefahr  für  die 
Zukunft  der  Vereinigten  Staaten  liegt  nicht  darin,  dass  der 
Präsident  zu  hoch  steht,  sondern  eher  darin,  dass  er  nicht 
hoch  genug  steht.  Aber  dieser  Weg  war  zur  Zeit  der 
Philadelphia-Convention  kaum  gangbar.  Denn  einmal  waren 
die  Staaten  so  eifersüchtig  auf  ihre  Rechte,  doss  jeder  Plan, 
welcher  ihnen  nicht  eine  entscheidende  Stimme  bei  der 
Präsidentenwahl  gab,  das  Verfassungswerk  gefährdete,  und 
sodann  gingen  die  Verfassungsbestimmungen  der  Einzel- 
staaten über  das  Wahlrecht  damals  weit  auseinander,  und 
begehrten  die  Sklavenstaaten  entsprechende  Berücksichtignng 
der  Sklaven  (5  Sklaven  gleich  3  freien  Personen  —  Art.  1, 
Sect.  2  3,  Art.  II,  Sect.  1 , 2)  auch  bei  der  Präsidentenwahl. 
Dem  Gegengrunde  von  James  Madison  aus  Virginia,  dass 
„the  right  of  suffrage  was  much  more  diffusive  in  the 
northern  states  than  in  the  southem;  and  that  the  latter 
would  have  no  influence  on  the  score  of  the  negroes^^  (a.  a.  0., 
S.  169)  darf  man  vom  Standpunkte  der  Philadelphia-Con- 
vention aus  entscheidende  Bedeutung  nicht  versagen.  Nach- 
dem aber  der  Schandfleck  der  Neger  Sklaverei  beseitigt  ist, 
nachdem  die  Staaten  nach  und  nach  mit  kaum  nennens- 
werthen  Ausnahmen  zu  dem  gleichen  und  allgemeinen  Wahl- 
recht vorgeschritten  sind,  nachdem  die  Vereinigten  Staaten 
einen  immer  hohem  Platz  in  der  Zuneigung  und  Verehrung 
ihrer  Bürger  gewonnen  haben,  sind  die  früheren  Gegen- 
gründe gegen  directe  Wahl  „durch  die  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten"  weggefallen,  und  hindert  nur  der  in  dieser 
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borner  Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  Alter  von  min- 


Beziehung  etwas  übertrieben  conservative  Sinn  des  ame- 
rikanischen Volkes  so  lange  die  Annahme  des  Planes  von 
GoTemor  Morris,  bis  recht  böse  Erfahrungen  nicht  allein 
die  Mangelhaftigkeit,  sondern  auch  die  Gefährlichkeit  des 
gegenwärtigen  Wahlverfahrens  manifestirt  haben  werden.  — 
Das  zweite  System  wurde  den  Präsidenten  in  noch  höherem 
Grade,  als  gegenwärtig  der  Fall  ist,  zu  einem  Vertreter  der 
Kechte  und  Interessen  der  Einzelstaaten  machen;  es  würde 
den  Organen  der  Staaten  eine  Aufgabe  zuweisen,  welche 
ihrem  natürlichen  Wirkungskreis  fremd  ist,  und  der  Intrigue 
und  Corruption  Thür  und  Thor  öffnen;  seiner  Annahme 
stand  überdies  zur  Zeit  der  Philadelphia -Convention  und 
steht  gegenwärtig  die  verschiedene  Einwohnerzahl  der  ein- 
zelnen Staaten  und  die  Schwierigkeit  einer  gerechten  Ver- 
theiloDg  der  Wahlstimmen  auf  dieselben  entgegen.  Die 
Bestimmung,  dass  das  Repräsentantenhaus  nach  Staaten  ent- 
scheidet, falls  ihm  das  Wahlrecht  zufallt,  lässt  sich  durch 
zureichende  innere  Gründe  nicht  rechtfertigen;  sie  ist  ledig- 
lieh eine  Concession  der  grossen  Staaten  an  die  kleinen,  um 
das  Zustandekommen  des  Verfassungswerkes  zu  erleichtern 
(a.  a.  0.,  S.  185).  —  Das  dritte  System  wurde  zunächst  von 
der  Philadelphia- Convention  angenommen  (a.  a.  0.,  S.  184), 
aber  später  aus  dem  richtigen  Grunde  aufgegeben,  dass  das 
Geschöpf  unter  seinem  Schöpfer  steht  und  ein  vom  Con- 
gress  erwählter  Präsident  denselben  nicht  wirksam  contro- 
liren  kann.  Die  Wohlfahrt  der  Vereinigten  Staaten  er- 
fordert, dass  der  Präsident  nicht  allein  in  der  Theorie, 
sondern  auch  in  der  Praxis  ein  dem  Congress  gleichrechtiges 
Organ  ist.  —  Das  vierte  schliesslich  angenommene  System 
mochte  den  Staatsmännern  der  Philadelphia- Convention  nicht 
ohne  Grund  als  relativ  am  meisten  einwandsfrei ,  ja  viel- 
leicht als  allein  praktikabel  erscheinen.  Seine  schweren 
Misstande  liegen  auf  der  Hand;  die  Wahlmänner  sind  eine 
onnuthige,  ja  schädliche  und  unter  Umständen  gefahrliche 
Zwischenstufe  zwischen  den  Wählern  und  dem  Präsidenten. 
Die  Möglichkeit  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  einige  der- 
rielben  ihr  Vertrauensamt  misbrauchen  und  sich  bestimmen 
lassen,  ihr  Wahlrecht  nicht  auszuüben  oder  gar  dem  Can- 
didaten  einer    andern  Partei   ihre   Stimme   zu  geben.      Es 
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destens  35  Jahren,  mindestens  vierzehnjähriger  Wohn- 
sitz im  Unionsgebiete  (Art  II,  Sect.  1,4,  12.  Zusatz- 
artikel).*® 


kann  vorkommen  und  ist  wiederholt  vorgekommen,  dass 
der  Präsident,  so  1860 — 61  Abraham  Lincoln,  1876—77 
Rutherford  B.  Hayes  zwar  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen 
der  Wahlmänner,  nicht  aber  der  Wähler  ,hat,  ja  dass  dem 
Gegencandidaten,  so  1876 — 77  Samuel  Tilden,  die  absolute 
Mehrheit  der  Stimmen  der  Wähler  zugefallen  ist.  Vgl. 
James  Bryce,  I,  55.  Die  Urheber  der  Unionsverfassung 
haben  ihren  Scharfsinn  bei  dieser  höchst  schwierigen  und 
geföhrlichen  Materie  hauptsächlich  dadurch  bethätigt,  dass 
sie  ein  offenbar  mangelhaftes  System  mit  ebenso  scheinbaren 
wie  unsoliden  Gründen  (The  Federalist,  Nr.  68)  vertheidigt 
haben,  welche  durch  die  Erfahrung  völlig  widerlegt  sind. 

^®  Die  Verfassung  verbietet  nicht  die  Wiederwahl  einei> 
im  Amte  befindlichen  Präsidenten.  Die  Gründe  für  und 
gegen  die  Zulässigkeit  der  Wiederwahl  halten  einander  etwa 
die  Wage.  Nachdem  George  Washington  eine  dritte  Wieder- 
wahl abgelehnt  hat,  darf  die  Beschränkung  der  Amtsdauer 
eines  Präsidenten  auf  längstens  acht  Jahre  als  ungeschriebenes 
Gesetz  angesehen  werden,  ausser  wenn  eine  schwere  Krisis 
im  Staatsleben  das  längere  Verbleiben  eines  bestimmten 
Mannes  in  dem  ersten  Amte  gebieterisch  erfordern  sollte. 
Vielleicht  enthielt  die  Bundesverfassung  der  conföderirten 
Staaten  (Secessionsstaaten)  vom  11.  März  1861,  Art.  II. 
Sect.  1,  eine  Verbesserung,  indem  sie  die  Amtsdauer  de^ 
Präsidenten  und  Vicepräsidenten  auf  sechs  Jahre  verlängerte, 
aber  die  Wiederwahl  des  Präsidenten  verbot.  —  Das  Volk 
der  Vereinigten  Staaten  sieht  in  dem  Präsidenten  seinen 
ersten  Diener,  nicht  seinen  Herrn,  und  unterzieht  seine 
Person  und  seine  Amtshandlungen  der  freiesten,  rücksichts- 
losesten und  bisweilen  ungerechten  Kritik;  bei  billiger  Be- 
urtheilung  der  Wirksamkeit  der  Präsidenten,  unter  Berück- 
sichtigung der  Schwierigkeiten,  womit  sie  zu  kämpfen  haben, 
wird  man  anerkennen  müssen,  dass  die  meisten  ihr  schweres 
verantwortungsreiches  Amt  mit  grosser  Einsicht  und  Treue 
verwaltet  haben  und  dass  ihnen  ein  voller  Antheil  an  dem 
Kuhm  der  beispiellosen  Entwickelung  der  Vereinigten  Staaten 
(vgl.  §  37)   zukommt. 
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Im  Falle  einer  Amtsentsetzung  des  Präsidenten, 
seines  Todes,  seiner  Resignation  oder  seiner  Unfähig- 
keit znr  Ausübung  der  Rechte  und  Pflichten  seines 
Amtes  soll  dasselbe,  für  den  Rest  der  Amtsdauer  des 
behinderten  Präsidenten,  auf  den  Vicepräsidenten  über- 
gehen. Der  Congress  darf  durch  Gesetz  den  Beamten^*' 
bestimmen,  welcher  bei  gleichzeitiger  Behinderung  de!» 
Präsidenten  und  Vicepräsidenten  das  Amt  des  Präsi- 
denten versehen  soll,  bis  die  Behinderung  beseitigt  oder 
ein  Präsident  gewählt  ist  (Art.  II,  Sect.  1, 5). 

Das  Amtseinkommen  des  Präsidenten  soll  zur 
Wahrung  seiner  Unabhängigkeit  gegenüber  dem  Con- 
gress während  seiner  Amtsdauer  weder  erhöht  noch 
gemindert  werden;  der  Präsident  hat  gegenwärtig  ausser 
einer  Amtswohnung  im  „Weissen  Hause"  ein  Jahres- 
gehalt von  50000  0.  Vor  Antritt  seines  Amtes  soll  er 
schworen  oder  geloben,  dass  er  das  Amt  des  Präsidenten 
getreulich  verwalten  und  nach  bestem  Können  die  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten  erhalten,  schützen  und 
vertheidigen  will  (Art.  II,  Sect.  1,  e,  7). 

Unter  dem  Präsidenten  stehen  die  Bundesminister 
und  die  anderen  Executivbeamten  der  Vereinigten 
Staaten.  Die  Bundesminister  und  Bundesministerien 
{Principal  officer  in  each  of  the  executive  Departments, 
Ileada  of  Departments)^^    werden    in    der  Verfassung 


^^  Früher  der  Präsident  pro  tempore  des  Senates,  nach 
ilun  der  Sprecher  (Präsident)  des  Repräsentantenhauses,  jetzt 
die  Mitglieder  des  Bundesministeriums  nach  ihrer  Rang- 
ordnung, zuerst  der  Staatssecretär.  —  Gleichzeitige  Behin- 
derung des  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  ist  in  der 
Verfassungsgeschichte  der  Vereinigten  Staaten  noch  nicht 
vorgekommen. 

'^  Gegenwärtig  bestehen  folgende  Bundesministerien: 
J>epartnient  of  State  (Rev.  Stat.,  Sect.  199  —  213),  unter 
i^eitung  eines  Staatssecretärs,  namentlich  mit  folgenden  Auf- 
gaben:   Verwaltung    des    Siegels    der    Vereinigten   Staaten, 

Wkbtebkamp.  \{) 
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(Art.  II,    Sect.  2,  i,  a)    genannt.      Die    Executiväinter 
können  nur  durch  Gesetz  geschaffen  werden  (Art.  II, 

Aasfertigung    und   Verkündigung    der  Bundesgesetze  (ReT. 
Stat.,  Sect.  204),  Mittheilung  der  vom  Congress  vorgeschla- 
genen Zusatzartikel  zur  Unionsverfassung   an  die  einzelnen 
Staaten,  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Zusatzartikel, 
nachdem  sie  die  Genehmigung  von  mindestens  '/^  der  jedes- 
maligen Staaten  erhalten  haben  (Rev.  Stat.,  Sect.  205),  Be- 
sorgung   des  Verkehrs    mit    fremden    Staaten;    unter    dem 
Staatsdepartement   stehen  die  Gesandten  und  Consuln   der 
Vereinigten  Staaten ;  Treasury  Department  (Rev.  Stat.,  Sect. 
233 — 345),   unter  Leitung   eines  Schatzamtsecretärs ,    zum 
Voranschlag  und  zur  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Vereinigten  Staaten,  unter  demselben  die  Finanz- 
und  Zollämter  (collection  districts,   custom-Iiouses)  und  die 
Münze;  War  Department  (Rev.  Stat.,  Sect.  214 — 232),  unter 
Leitung  eines  Kriegssecretars,    zur   Verwaltung  des  Heer- 
wesens und   der  militärischen  Institute;   Navy  Department 
(Rev.  Stat.,  Sect.  415  —  436),   unter  Leitung  eines  Marine- 
secretärs,  zur  Verwaltung  der  Flotte  der  Vereinigten  Staaten 
und    der    zu    ihr  gehörigen  Anstalten;  Department  of  the 
Interior  (Rev.  Stat.,  Sect.  437  —  519),   unter  Leitung  eines 
Secretärs  des  Innern,  mit  sehr  mannigfachen  Aufgaben,  z.  B. 
Census,    öffentliche    Ländereien,    Indianer- Angelegenheiten, 
Patent-  und  Erziehungswesen;  Department  of  Justice  (Rev. 
Stat.,  Sect.  346 — 387),  unter  Leitung  eines  Ättorney-Generaly 
zur  Ertheilung  von  Rechtsgutachten  an  den  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staaten  und  die  anderen  Ministerien,  zur  Führung 
der  Prozesse   der  Vereinigten   Staaten   vor  ihrem  höchsten 
Gerichtshofe,  zur  Beaufsichtigung  und  Instruction  der  nicht 
richterlichen  Justizbeamten  der  Vereinigten  Staaten  (district 
attorneySy    marshnlls);    Postoffice    Department    (Rev.   Stat., 
Sect.  388 — 414),   unter  Leitung  eines  Generalpostmeisters, 
zur  Verwaltung  des  Postwesens,  unter  demselben  die  zahl- 
reichen  Postämter  und   Poststellen  im   Unionsgebiete;  De- 
partment  of  Agriculture  (Rev.  Stat.,  Sect.  520 — 529),  zur 
Förderung  der  Landwirthschaft  der  Vereinigten  Staaten.  — 
Die  Chefs   der   einzelnen  Amtszweige   bilden   den  Minister- 
rath  (§  22).  —    Die  Bundesministerien   stammen  schon  aus 
der  Zeit  der  Conföderationsartikel  (§  14,  Anm.  10). 
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Sect.  2, 2),   die   Gesetze    bestimmen    genau    die  Amts- 
rechte und  Amtspflichten  der  einzelnen  Beamten. 

Das  dritte,  dem  Congress  und  dem  Präsidenten 
gleichrechtige  Glied  der  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  ist  ihr  höchster  Gerichtshof  (Supreme 
Court)  mit  den  ihm  nachgesetzten  Gerichten  (In- 
ferior  Courts)  (Art  III,  Sect.  1)  »i  ^K  Die  Existenz  und 
die  Gerichtsbarkeit^^  des  höchsten  Gerichtshofes  ent- 
springt unmittelbar  aus  der  Verfassung;  er  bildet  einen 
ebenso  wesentlichen  und  nothwendigen  Theil  der  Re- 
gierung, wie  der  Congress  und  der  Präsident;  die  Auf- 
gaben des  Congresses  und  des  Präsidenten  beziiglich 
des  höchsten  Gerichtshofes  sind  darauf  beschränkt,  seine 


^^  Gesetzgebung  und  wichtigste  Literatur:  Revised  Sta- 
tutes, Sect.  530 — 710;  United  Statutes  at  Large,  5l»*  Con- 
gress, S.  826  fg.  (Bundesgesetz  vom  3.  März  1891);  The 
Federalist,  Nr.  78—83;  Kent,  Lect.  XIV;  Story,  §§  1573— 
1795;  von  Holst,  §  27;  James  Bryce,  Thl.  I,  Kap.  22. 

**  Aufgabe  der  nachgesetzten  Gerichte  ist  die  Erleich- 
terung der  Rechtsprechung  des  höchsten  Gerichtshofes,  in- 
dem sie  minder  wichtige  Rechtsstreitigkeiten  endgültig  ent- 
scheiden, andere  unter  Vorbehalt  von  Rechtsmitteln  an  den 
höchsten  Gerichtshof.  Bei  zwei  Gruppen  von  Rechtsstreitig- 
keiten hat  der  höchste  Gerichtshof  Gerichtsbarkeit  erster 
und  letzter  Instanz  (original  Jurisdiction), 

2'  Art.  III,  Sect.  2,  2:  „In  all  Gases  affecting  Ambassa- 
dors,  other  public  Ministers  and  Consuls,  and  those  in 
which  a  State  shall  be  Party,  the  supreme  Court  shall  have 
original  Jurisdiction.  In  all  the  other  Gases  before  men- 
tioned  the  supreme  Court  shall  have  appellate  Jurisdiction, 
both  as  to  Law  and  Fact,  with  such  Exceptions,  and  under 
such  Regulations  as  the  Congress  shall  make."  Sowol  die 
ursprüngliche  als  die  Appellationsgerichtsbarkeit  des  höch- 
sten Gerichtshofes  entspringt  aus  der  Unionsverfassung;  bei 
der  letztern  wird  aber  dem  Congress  ein  Ermessen  dahin 
gegeben,  dass  er  sie  reguliren  und  Rechtsstreitigkeiten  von 
derselben  ausnehmen  mag. 

16* 
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Organisation  und  sein  V^erfahren  durch  Gesetz  zu 
regeln ,  die  Fälle  seiner  Appellationsgerichtsbarkeit 
durch  Gesetz  zu  bestimmen,  die  Richter  bei  ihm  an- 
zustellen und  bei  Vollziehung  seiner  Urtheile  nach 
Maassgabe  der  Gesetze  mitzuwirken.  Anders  bei  den 
nachgesetzten  Gerichten;  nicht  allein  ihre  Organisation 
und  ihr  Verfahren,  sondern  auch  ihre  £xistenz  und 
Gerichtsbarkeit  hängt  von  den  Willensbeschlüssen  de> 
Congresses  (Art,  I,  Sect.  8,  9)  ab,  welcher  jedoch  durcli 
die  Verfassung  (Art,  III,  Sect.  1,  2)  verpflichtet  ist, 
diejenigen  nachgesetzten  Gerichte  einzusetzen,  welche 
zur  Handhabung  der  den  Vereinigten  Staaten  durch 
ihre  Verfassung  überwiesenen  Gerichtsbarkeit  nöthig 
sind.  Die  Organisation  der  Bundesgerichte  basirt  auf 
dem  Gerichtsverfassungsgesetz  vom  24.  September  1789, 
zu  dem  indessen  zahlreiche  Zusatzgesetze  ergangen 
sind.^*  Der  höchste  Gerichtshof  besteht  gegenwärtig 
aus  einem  Oberrichter  (Chief  Justice)  und  acht  bei- 
sitzenden  Richtern  (Aasodate  Justices)^  unter  ihm  stehen 
die  Circuit ^^  und  die  District  Courts'-^  der  Vereinigten 
Staaten  und  der  Court  of  Ciaims,*^'^ 


^*  Die  Bundesgesetze,  wodurch  neue  Staaten  zugelassen 
werden  ,  reguliren  die  Bundesgerichte  (Circuit  imd  Disfrid 
Courts)  in  denselben. 

^*  In  den  Vereinigten  Staaten  bestehen  neun  Cirvnit^. 
von  denen  jeder  das  Gebiet  mehrerer  Staaten  umfasst.  Die 
Circuit  Courts  bestehen  aus  einem  Richter  des  höchsten  Ge- 
richtshofes, einem  Ciraut  Judgc  und  bei  Abwesenheit  des 
einen  oder  andern  derselben  aus  einem  oder  mehreren 
District  Judges.  Zur  Entlastung  des  höchsten  Gerichtshöfe- 
sind  neuerdings  durch  Bundesgesetz  vom  ,3.  März  1891 
Circuit  Courts  of  Apjßeals,  bestehend  aus  drei  Richtern,  je 
einem  Richter  des  höchsten  Gerichtshofes  der  Vereinigten 
Staaten,  zwei  Circuit  Judges  und  für  den  Fall  einer  Be- 
hinderung eines  oder  mehrerer  derselben  District  Judgis 
aus  dem  Circuit  geschaffen.     Die  Zahl   der   Circuit  Judga^ 
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Die  Richter  sowol  bei  dem  höchsten  als  bei  den 
nachgesetzten  Gerichten  werden  von  dem  Präsidenten 
mit  Beirath  und  Zustimmung  des  Senates  auf  Lebens- 
zeit (during  good  behavior)  angestellte^;  sie  erhalten 
für  ihre  Dienstleistungen  eine  Vergiitung,  welche  wäh- 
rend ihrer  Amtsdauer  nicht  vermindert  werden  darf 
(Art.  II,  Sect.  2,  2;  Art.  III,  Sect.  \y^ 


ist  durch  dieses  Gesetz  von  9  auf  18  vermehrt.  —  Die  ge- 
wichtigen Einwendungen  gegen  die  Verbindung  des  Richter- 
amtes in  mehreren  Instanzen,  welche  im  Schreiben  des 
höchsten  Gerichtshofes  an  den  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  aus  dem  Jahre  1789  (Story,  §  1579)  ausgeführt 
Mnd,  haben  bislang  nur  tlieilweise  Beachtung  gefunden. 
Sect.  3  des  Bundesgesetzes  vom  3.  März  1891. 

^^  Unter  Vorsitz  eines  District  Judge.  Die  Zahl  der 
Liärict  Courts  ist  von  ursprünglich  13  auf  über  100  ver- 
mehrt. 

'-'  Der  Court  of  Claims^  mit  dem  Sitz  in  der  Bundes- 
hauptstadt, hat  die  besondere  Aufgabe,  über  Civilansprüche 
gegen  die  Vereinigten  Staaten  zu  entscheiden. 

^^  Das  wird  von  der  Verfassung  nur  bei  den  Richtern 
fies  höchsten  Gerichtshofes  ausdrücklich  bestimmt  (Art.  II, 
Sect.  2,  2).  Allein  es  hat  nie  ein  Zweifel  darüber  bestanden, 
dass  die  Richter  bei  den  anderen  Bundesgerichten  nicht  zu 
den  nachgesetzten  Beamten  gehören,  deren  Ernennung  durch 
besetz  dem  Präsidenten  allein,  den  Gerichtshöfen  oder  den 
Bundesministern  anvertraut  werden  darf. 

**  Jahresgehalt  des  Chief  Justice  10500  i?,  jedes  Asso- 
nate  Justice  10000/^,  jedes  Circuit  Judge  6000  i?,  jedes 
J)istrict  Judge  5000  $.  —  Die  Unzulässigkeit  der  Gehalts- 
verminderung  soll  die  Unabhängigkeit  der  Richter  gegen- 
über dem  Congress  sichern.  Aus  derselben  ist  gefolgert, 
dass  das  Gehalt  der  Bundesrichter  nicht  besteuert  werden 
darf,  da  eine  Besteuerung  eine  Minderung  desselben  be- 
wirken wurde. 
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§  16. 

Die  Schweizerisebe  Eidgenossenschaft  seit  1848. 

Die  Organisation  der  Bundesgewalt  ist  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  nachgebildet.  Die  Bundes- 
versammlung correspondirt  mit  dem  Congress,  der 
Bundesrath  mit  dem  Präsidenten  und  Bundesministerium, 
das  Bundesgericht  mit  dem  höchsten  Gerichtshof  der 
Vereinigten  Staaten.  Die  Bundeskanzlei  (Art.  105  [93]), 
unter  der  besondern  Aufsicht  des  Bundesrathes,  besorgt 
die  Kanzlei-,  namentlich  Secretariatsgeschäfte  bei  der 
Bundesversammlung  und  dem  Bundesrath;  für  ihre  be- 
sondere Erwähnung  hinter  der  Bundesversammlung  und 
dem  Bundesrath,  aber  vor  dem  Bundesgericht  lassen 
sich  nur  historische  Gründe,  Einfluss  der  Bundeskanzlei 
auf  die  eidgenossischen  Geschäfte  bis  1848^,  anführen. 

Am  weitesten  geht  die  Analogie  bei  der  Bundes- 
versammlung (Art  71 — 94  [60 — 82]),  dem  ersten  und 
vornehmsten  Organ  des  Bundes,  welchem  unter  Vor- 
behalt der  Rechte  des  Volkes  und  der  Cantone  die 
Ausübung  seiner  obersten,  namentlich  seiner  gesetz- 
gebenden Gewalt  anvertraut  ist.  Gleich  dem  Congress 
der  Vereinigten  Staaten  zerfällt  sie  in  zwei  Abthei- 
lungen,  den  Ständerath  und  den  Nationalrath,  welche 
nur  ausnahmsweise  für  bestimmte  Geschäfte  zu  einer 
einheitlichen  Versammlung  zusammentreten. 

Der  Ständerath,  die  Vertretung  der  Cantone  für 
Bundesangelegenheiten,  besteht  aus  44  Abgeordneten* 


*  G.  Vogt,  Zur  Charakteristik  der  schweizerischen  Me- 
diationsacte,  S.  22. 

*  Die  Verfassung  von  1848,  Art.  71,  nannte  in  Remi- 
niscenz  an  die  frühere  Tagsatzung  die  Mitglieder  eines 
Cantons  im  Ständerath  seine  Gesandten;  diese  nicht  mehr 
passende  Bezeichnung  ist  in  der  Verfassung  von  1874  ver- 
mieden. 
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der  22  Cantone.  Jeder  Canton,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  seiner  Grosse  und  Einwohnerzahl 
and  seiner  Leistungen  für  den  Bund,  wählt  zwei  Ab- 
geordnete, in  den  drei  getheilten  Cantonen  (Unter- 
waiden, Appenzell,  Basel),  jeder  Landestheil  einen  Ab- 
geordneten (Art.  80  [69]). 

Abweichend  von  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  überlässt  die  schweizerische  Verfassung  die 
Bestimmung  der  Wahlkorper,  der  Wahlart,  der  Amts- 
dauer, der  Qualificationen  und  der  Entschädigung  den 
Cantonen,  und  zwar  jedem  Canton  und  bei  getrennten 
Cantonen  jedem  Landestheil  für  seine  Mitglieder';  wo- 
mit in  Verbindung  steht,  dass  der  Ständerath  nicht 
dieselbe  einflussreiche  Stellung  in  Bundesangelegen- 
heiten hat  erringen  können,  die  dem  Senate  der  Ver- 
einigten Staaten  zweifellos  zukommt. 

Mitglieder  des  Nationalrathes,  des  Bundesrathes  und 
des  Bundesgerichts  können  nicht  zugleich  Mitglieder 
des  Standerathes  sein.^ 

Der  Ständerath  wählt  für  jede  Sitzung  aus  seinen 
Mitgliedern  einen  Präsidenten  und  Vicepräsidenten. 
Aus  den  Mitgliedern  desjenigen  Cantons,  woraus  für 
eine  ordentliche  Sitzung  der  Präsident  gewählt  worden 
ist,  darf  für  die  nächstfolgende  ordentliche  Sitzung 
weder  der  Präsident  noch  der  Vicepräsident  gewählt 
werden;  Mitglieder  desselben  Cantons  dürfen  nicht  in 


'  Die  Bestiminungen  der  Canton sverfassungen  über  diese 
wichtige  Frage  sind  mannigfaltig.  Vgl.  Blumer-Morel,  11  2, 
54—57;  Dnbs,  II,  54—59;  Orelli,  S.  30.  Nach  ausdrück- 
lieber  Verfassungsbestimmung  (Art.  83  [72])  werden  die 
Mitglieder  von  den  Cantonen,  nicht  aus  der  Bandeskasse 
entschädigt. 

*  Art.  81  (70)  und  108;  der  Ausschluss  der  Mitglieder 
des  Bandesgericlits  ist  eine  Neuerung  der  Verfassung  von 
1874.     Vgl.  Art.  97  der  Verfassung  von  1848. 
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zwei  aufeinander  folgenden  ordentlichen  Sitzungen  das 
Amt  eines  Vieepräsideuten  bekleiden.  Der  Präsident 
hat  bei  gleich  getheilten  Stimmen  zu  entscheiden;  bei 
Wahlen  hat  er  dasselbe  Stimmrecht  wie  jedes  andere 
Mitglied  (Art.  82  [71]). 

Der  Nationalrath  (Art.  72—79  [61—68]),  die  Ver- 
tretung des  schweizerischen  Volkes  für  Bundesangelegen- 
heiten, besteht  aus  Mitgliedern,  welche  von  den  Wählern 
der  einzelnen  Cantone  in  directen  Wahlen  (Art.  73  [62]) 
auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt  werden.  Stimm- 
berechtigt bei  Wahlen  und  Abstimmungen  ist  jeder 
Schweizer,  welcher  das  zwanzigste  Lebensjahr  zurück- 
gelegt hat  und  im  übrigen  (unbeschadet  der  Befugniss 
des  Bundes  zur  einheitlichen  gesetzlichen  Regulirung 
des  Stimmrechts)  nach  der  Gesetzgebung  des  Cantons^ 
worin  er  seinen  Wohnsitz  hat,  nicht  von  dem  Activ- 
bürgerrecht  ausgeschlossen  ist  (Art.  74  [63]).  Die  Mit- 
glieder werden  durch  Bundesgesetz  auf  die  einzelnen 
Cantone  und  ihre  Wahlkreise  nach  Verhältniss  ihrer 
jedesmaligen  Bevölkerung  vertheilt*,  mit  der  Neben- 
bestimmung, dass  auf  je  20000  Seelen  der  Gesaramt- 
bevolkerung  eines  Cantons  ein   Mitglied  kommt,  eine 


*  Wie  in  den  Vereinigten  Staaten  so  wird  auch  in  der 
Schweiz  von  10  zu  10  Jahren  eine  Volkszählung  vorge- 
nommen und  auf  deren  Grundlage  die  Zahl  der  Mitglieder 
des  Nationalrathes  festgestellt.  Die  Gesammtzahl  der  Mit- 
glieder ist  von  120  nach  der  Volkszählung  von  1850 
(2390116  Seelen)  auf  145  nach  der  Volkszählung  von 
1880  (2831787  Seelen)  vermehrt.  Die  Cantone  üri  und 
Zug,  die  Halbcantone  Obwalden,  Nidwaiden  und  Appeuzell- 
Innerrhoden  haben  nur  je  ein  Mitglied,  dagegen  der  Canton 
Bern  27  Mitglieder  in  6  Wahlkreisen,  der  Canton  Zürich 
16  Mitglieder  in  4  Wahlkreisen,  der  Canton  Waadt  12  Mit- 
glieder in  3  Wahlkreisen,  die  Cantone  St.-Gallen  und  Aar- 
gau je  10  Mitglieder  in  3  Wahlkreisen.  Das  Bundesgebiet 
zerfällt  in  49  eidgenössische  Wahlkreise;  die  grösseren  Can- 
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Bruchzahl  von  über  10000  Seelen  für  20000  Seelen 
gerechnet  wird  und  jeder  Canton  sowie  bei  getheilten 
CaDtonen  jeder  Landestheil  mindestens  ein  Mitglied  zu 
wählen  hat  (Art.  72  [61]).  Jeder  über  20  Jahre  alte 
stimmberechtigte  Schweizerbürger  weltlichen  Standes^ 
ist  als  Mitglied  des  Nationalrathes  wahlfähig  (Art.  75 
[64]);  doch  können  die  Mitglieder  des  Standerathes, 
des  Bundesgerichts,  des  Bundesrathes  und  die  von 
letztem!  gewählten  Beamten  nicht  zugleich  Mitglieder 
des  Nationalrathes  sein.^ 

Der  Nationalrath  wählt  für  jede  Sitzung  aus  seinen 
Mitgliedern  einen  Präsidenten  und  Vicepräsidenten. 
Wer  während  einer  ordentlichen  Sitzung  das  Amt  eines 
Präsidenten  bekleidet  hat,  ist  für  die  nächstfolgende 
ordentliche  Sitzung  weder  als  Präsident  noch  als  Vice- 
präsident  wählbar.  Das  gleiche  Mitglied  kann  nicht 
während  zwei  unmittelbar  aufeinander  folgenden  Sitz- 
ungen Vicepräsident  sein.  Der  Präsident  hat  bei  gleich 
getheilten  Stimmen  zu  entscheiden.  Bei  Wahlen  hat 
er  das  gleiche  Stimmrecht  wie  jedes  Mitglied  (Art.  78 
[67]). 

Die  Mitglieder  des  Nationalrathes  erhalten  Ent- 
schädigung aus  der  Bundeskasse  (Art.  79  [68]). 

Die  beiden  Räthe  versammeln  sich  jährlich  einmal 
zur  ordentlichen  Sitzung  an  einem  durch  das  Reglement 


tone  Bern,  Zürich,  Luzern,  Freiburg,  St.-Gallen,  Graubünden, 
Aargaa,  Tessin,  Waadt  und  Wallis  zerfallen  in  mehrere, 
höchstens  6  Wahlkreise.  Blumer-Morel ,  II  2 ,  48  fg. ;  Orelli, 
S.  29. 

^  Der  Ausschluss  der  Geistlichen  hat  seinen  Grund  iu 
den  früheren  confessionellen  Streitigkeiten  der  Gantone  und 
dürfte  für  die  Gegenwart  innerer  Gerechtigkeit  entbehren. 

^  Art.  77  (66),  108.  Der  Ausschluss  der  Mitglieder 
des  Bundesgenchts  ist  eine  Neuerung  der  Verfassung  von 
1874. 
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festzusetzenden  Tage^;  sie  bestimmen  selbst  über  die 
Dauer  ihrer  Sitzungen;  sie  treten  zu  ausserordentlichen 
Sitzungen  zusammen  auf  Berufung  des  Bundesrathes, 
welcher  zu  ihrer  Einberufung  verpflichtet  ist,  sowie  ein 
Viertel  der  Mitglieder  des  Nationalrathes  oder  fünf 
Cantone  es  verlangen  (Art.  86  [75])- 

Jeder  Rath  verhandelt  abgesondert  (Art.  92  [80]). 
Zur  Beschlussfassung  ist  die  Anwesenheit  der  absoluten 
Mehrheit  der  Mitglieder  erforderlich  (Art.  87  [76]).  In 
jedem  Rath  entscheidet  die  absolute  Mehrheit  der  Stim- 
menden (Art.  88  [77]).  Die  Mitglieder,  auch  des  Stande- 
rathes,  stimmen  ohne  Instructionen  (Art.  91  [79]).  Jedem 
der  beiden  Räthe  und  jedem  Mitglied  derselben  steht 
das  Vorschlagsrecht  zu,  ebenso  (abweichend  von  meh- 
reren anderen  Bundesverfassungen)  jedem  Canton,  wel- 
cher dasselbe  durch  Correspondenz  ausiibt  (Art.  93  [81]). 
Die  Sitzungen  der  beiden  Rathe  sind  in  der  Regel 
öffentlich  (Art.  94  [82]). 

Beide  Rathe  treten  in  drei  Fällen,  bei  Wahlen,  bei 
Ausübung  des  Begnadigungsrechts,  bei  Entscheidung 
von  Competenzstreitigkeiten,  unter  Leitung  des  Präsi- 
denten des  Nationalrathes  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Verhandlung  zusammen,  in  welcher  die  absolute  Mehr- 
heit der  stimmenden  •  Mitglieder  beider  Räthe  ent- 
scheidet (Art.  92  [80]). 

Der  Bundesrath   (Art.  95  — 104  [83— 92])^  die 


^  Am  ersten  Montag  des  Monats  Juni;  zur  Badget- 
berathung  wird  die  ordentliche  Sitzung  am  ersten  Montag 
des  Monats  December  fortgesetzt.  Blumer -Morel,  11  2. 
72. 

^  Dr.  J.  Dubs,  welcher  die  höchsten  Amtsstellen  der 
Schweiz  (Bundespräsident,  Mitglied  des  Bundesrathes,  Bundes- 
nchter)  bekleidet  hat  und  dem  daher  eine  ganz  besondere 
Erfahrung  in  den  Bundessachen  seines  Landes  zur  Seite  steht, 
sagt  Bd.  II,  S.  66,  dass  die  Einsetzung  des  Bundesrathes 
„das  Hauptmoment   der  Umgestaltung   von  1848"  gewesen 


Bundesrath.  251 

oberste  yoUziehende  und  leitende  Behörde  des  Bundes, 
besteht  aus  sieben  Mitgliedern,  welche  nach  jeder  Neu- 
wahl des  Nationalrathes  von  der  Bundesversammlung: 
aus  den  mindestens  20  Jahre  alten  stimmberechtigten 
Schweizerbürgern  weltlichen  Standes  gewählt  werden 
(Art.  95,  96  [83,  84]).  Aus  dem  nämlichen  Canton 
darf  nicht  mehr  als  ein  Mitglied  genommen  werden; 
die  grosseren  Cantone,  Bern,  Zürich,  Aargau,  meist 
auch  Waadt  und  St. -Gallen,  pflegen  einen  Vertreter 
im  Bundesrathe  zu  haben.  ^^  Die  Mitglieder  des  Bundes- 
rathes  gehören  häufiger  verschiedenen  politischen  Par- 
teien an;  Wiederwahl  der  durch  Zeitablauf  ausscheiden- 
den Mitglieder  ist  auch  dann  gebräuchlich,  wenn  sie 
nicht  mehr  als  Repräsentanten  der  jeweiligen  Mehrheit 
der  Bundesversammlung    angesehen  werden   können.  ^^ 


und  der  Bund  „erst  durch  diese  permanente  und  selbständige, 
vom  Cantonalleben  unabhängig  gestellte  Behörde  zum  Be- 
wnsstsein  seiner  staatlichen  Besonderheit  gekommen**  sei. 

»«  Dubs,  II,  67. 

^^  Die  Bundesversammlung  hat  bislang  immer  bei  den 
Mitgliedern  des  Bundesrathes  auf  den  Besitz  der  zu  tüch- 
tiger Geschäftsführung  nöthigen  intellectuellen  und  morali- 
schen Eigenschaften  grösseres  Gewicht  gelegt  als  auf  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  politischen  Partei;  sie  weiss,  dass  die 
Continuität  der  Verwaltung  langes  Verbleiben  der  Mitglieder 
des  Bundesrathes  in  ihrem  schwierigen  und  verantwortungs- 
vollen Amte  wünschenswerth  macht  und  dass  ein  häufiger 
unmotivirter  Wechsel  wichtige  Interessen  der  Eidgenossen- 
schaft, namentlich  auch  die  Bereitwilligkeit  ihrer  Staats- 
männer zur  Uebernahme  der  durchweg  gering  besoldeten 
Aemter  schädigen  würde;  daher  werden  die  durch  Zeit- 
ablauf ausscheidenden  Mitglieder  in  der  Regel  unbeanstandet 
wiedergewählt  und  nur  die  durch  Tod  oder  Resignation 
&ei  werdenden  Stellen  hervorragenden  Staatsmännern  der 
jeweilig  in  der  Mehrheit  befindlichen  Partei  verliehen.  Vgl. 
namentlich  Adams  -  Cunningham ,  S.  66  —  67.  Indessen  be- 
steht keine  verfassungsmässige  Garantie   für   die  Fortdauer 
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Die  während  der  Legislaturperiode  des  Nationalrathes 
ledig  gewordenen  Stellen  werden  bei  der  nächstfolgen- 
den Sitzung  der  Bunde8vers.ammlung  für  den  Re^t  der 
Amtsdauer  wieder  besetzt  (Art.  96  [84]). 

Die  Mitglieder  des  Bundesrathes  beziehen  Jahres- 
gehalt aus  der  Bundeskasse  (Art.  99  [87]);  sie  dürfen 
kein  anderes  Amt  bekleiden,  auch  keinen  andern  Be- 
ruf oder  ein  Gewerbe  treiben  (Art.  97  [85]). 

Den  Vorsitz  im  Bundesrathe  führt  der  Bundes- 
präsident, welcher  gleich  dessen  Vicepräsidenten  aus 
seinen  Mitgliedern  für  ein  Jahr  von  der  Bundesver- 
sammlung gewählt  wird.  Der  abtretende  Präsident  ist 
für  das  nächstfolgende  Jahr  weder  als  Präsident  noch 
als  Vicepräsident  wählbar;  niemand  kann  während  zwei 
unmittelbar  aufeinander  folgender  Jahre  Vicepräsident 
sein  (Art.  98  [86]);  nach  constanter  Sitte  pflegt  der 
Vicepräsident  des  einen  Jahres  zum  Bundespräsidenten 
des  folgenden  Jahres  gewählt  zu  werden. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Bmides- 
versammlung vorzugsweise  eigene  Mitglieder  zu  er- 
ledigten Stellen  im  Bundesrathe  berufl  und  dass  Ein- 
fluss  und  hervorragende  Leistungen  in  dem  Nationalratb 
bessere  Wahlaussichten  gewähren  als  in  dem  Stände- 
rath,  welcher  noch  nicht  ein  Drittel  der  Stimmenzahl 
des  Nationalrathes  hat.  Auch  hierin  liegt  ein  Vorzug 
des  Nationalrathes  vor  dem  Ständerat h. 


dieser  sehr  weisen  Praxis.  —  Bei  dem  Regierungsrathe  der 
Cantone,  welcher  mit  dem  Bundesrathe  der  Eidgenossen- 
schaft correspondirt,  ist  bisweilen  in  den  Cantons Verfassungen 
geradezu  die  Vertretung  der  politischen  Minderheit  vor- 
gesehen, z.  B.  Aargau,  Cantonsverfassung  vom  23.  April 
1885,  Art.  37:  „Bei  Bestellung  des  RegieruDgsrathes  ist  die 
Minderheit  zu  berücksichtigen";  Solothum,  Cantonsverfassung 
vom  1.  October  1887,  Art.  11:  „Bei  der  Wahl  sämmtlicher 
staatlichen  Behörden  sollen  die  verschiedenen  Parteirich- 
tungen möglichst  vertreten  werden." 
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Die  Geschäfte  des  Bundesrathes  werden  durch  dessen 
Beschluss  nach  Departementen  unter  die  einzelnen  Mit- 
glieder vertheilt  (Art.  103  [91]).  Jedes  Mitglied  ist 
Chef  eines  der  sieben  Verwaltungszweige  des  Bundes : 
auswärtige  Angelegenheiten;  Inneres;  Justiz  und  Poli- 
zei; Militär;  Zolle  und  Finanzen;  Industrie  und  Land- 
wirthschaft;  Post,  Telegraphen  und  Eisenbahnen.  ^^ 
Wenn  auch  die  Verfassung  ausdrücklich  bestimmt,  dass 
die  Eintheilung  der  Geschäfte  in  verschiedene  Departe- 
mente lediglich  deren  Prüfiing  und  Besorgung  fördern 
solle,  dass  aber  der  jeweilige  Bescheid  von  dem  Bundes- 
rathe  ausgehe  (Art.  103  [91])  und  die  Anwesenheit  von 
mindestens  vier  Mitgliedern  zur  Beschlussfassung  nöthig 
sei  (Art.  100  [88]),  so  liegt  es  doch  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  bei  der  immer  wachsenden  Masse  der  exe- 
cutiven  Geschäfte  des  Bundes  die  minder  wichtigen 
derselben  von  dem  Departementschef  ohne  zu  vorigen 
CoUegialbeschluss  erledigt  werden  und  dass  dieser  sehr 
oft  ohne  eingehende  eigene  Prüfung  auf  den  Vorschlag 
der  ihm  nachgesetzten  Beamten  handeln  muss.  Unter 
dem  Bundesrathe  und  seinen  Departementen  stehen  die 
eidgenossischen  Beamten  und  Behörden,  deren  Zahl 
selbstverständlich  mit  der  ununterbrochen  fortschreiten- 
den Erweiterung  der  Bundesgeschäfte  steigt.  Nach  aus- 
drücklicher Verfassungsbestimmung  können  der  Bnndes- 
rath und  seine  Departemente  für  besondere  Geschäfte 
fachkundige  beiziehen  (Art.  104  [92]). 

Eine  vollständige  Analogie  für  den  Bnndesrath  sucht 
man  in  anderen  Bundesverfassungen  vergeblich.  Er  ist 
aus  den  schweizerischen  Verhältnissen,  aus  der  Ana- 
logie  der  Gestaltung  der  obersten  Regierungsbehörden 
der  Cantone  hervorgegangen;  er  hat  sich  nach  all- 
•jemeinem  Urtheil  bislang  gut  bewährt.  Als  Geschöpf 
der  Bundesversammlung  und  bezüglich  seiner  W^ieder- 

*-  Blumer-Morel,  II  2,  92—98. 
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wähl  von  ihr  abhängig  ist  er  zu  deren  directer  Con- 
trole  nicht  geeignet,  wodurch  nicht  ausgeschlossen  wird, 
dass  er  in  feinen  Formen  ihre  Verhandlungen  und  Be- 
schlüsse leitet  und  wenn  nothig  einen  mässigenden  Eiu- 
fluss  auf  dieselben  ausiibt.  Der  in  langer  Selbstregierung 
errungene  verstandige  politische  Sinn  des  schweizeri- 
schen Volkes  ersetzt  auch  hier  Mängel  der  Verfassung, 
die  man  bei  abstracter  Untersuchung  leicht  finden 
konnte.^' 

Aus  der  Allmacht  ^^  der  Bundesversammlung  hat 
sich  miihsam  das  Bundesgericht  losgeruugen,  nach 
der  Verfassung  von  1848  (Art.  94 — 107)  eine  Com- 
mission  von  elf  Mitgliedern  nebst  einer  durch  die 
Bundesgesetzgebung  festzustellenden  Zahl  von  Ersatz- 
männern, ohne  ausreichende  Zuständigkeit,  ohne  regel- 
mässigen festen  Amtssitz,  die  im  Bedürfnissfall  unter 
Bezug  von  Tagegeldern  aus  der  Bundeskasse  zur  Recht- 
sprechung zusammentraten  und  von  der  Bundesversamm- 
lung auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  (gleich  dem  Bun- 
desrathe)  gewählt  wurden.**  Mit  Orelli*^  finde  ich 
den  Glanzpunkt  der  Revision  von  1874  in  der  besseren 
Ausgestaltung  des  Bundesgerichts  und  in  der  Erweiterung 
seiner    Zuständigkeit ,    wenngleich    die    schweizerische 


13  Vgl.  Dubs,  11,  68—70;  OreUi,  S.  36—37. 

1^  Allmacht  nicht  im  Sinne  schrankenloser  Macht,  son- 
dern dass  sie  die  gesammte  Bundesgewalt  umfasst;  all 
powerful  ist  der  correspondirende  englische  Ausdruck.  Vgl. 
§  33,  Anm.  3. 

1*  Vgl.  über  die  langsame  Entwickelung  der  Bundes- 
gerichtsbarkeit in  der  Schweiz  und  die  mit  den  früneren 
Einrichtungen  verknüpften  Misstände  namentlich  Dubs,  II, 

72  fg. 

^6  S.  38.  Aehnlich  Blumer-Morel ,  II  2,  140:  „Diese  Er- 
weiterung der  Competenzen  auf  staatsrechtlichem  Gebiete 
ist  eine  der  grössten  und  schönsten  Emingenschaften  der 
Bundesverfassung  von  1874." 
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Bundesverfassung  bezüglich  des  Bundesgerichts  auch 
jetzt  noch  weit  hinter  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  zurück  ist.  Das  sehr  richtige  und  wichtige 
Princip  der  Bundesverfassung  von  1874,  Art.  106:  Auf- 
gabe des  Bundesgerichts  ist  die  ,,Ausübung  der  Rechts- 
pflege, soweit  dieselbe  in  den  Bereich  des  Bundes 
fällt ^^,  ist  noch  lange  nicht  verwirklicht,  da  ein  be- 
trächtlicher Theil  der  Rechtspflege  der  Eidgenossen- 
schaft noch  immer  politischen  Körperschaften  und  Be- 
hörden, nämlich  der  Bundesversammlung  und  dem 
Bundesrath,  anvertraut  ist  (vgl.  §  23).^^ 

Die  Verfassung  von  1874  überlässt  der  Bundes- 
i^esetzgebung  die  Bestimmung  der  Organisation  des 
Bundesgerichts  und  seiner  Abtheilungen,  der  Zahl  der 
Mitglieder  und  Ersatzmänner,  ihrer  Amtsdauer  und 
Besoldung,  mit  der  Einschränkung,  dass  die  Mitglieder 
and  die  Ersatzmänner  von  der  Bundesversammlung 
aus  den  mindestens  20  Jahre  alten  stimmberechtigten 
Schweizerbürgern  weltlichen  Standes  gewählt  werden, 
dass  bei  dieser  Wahl  auf  die  Vertretung  aller  drei 
Nationalsprachen  (deutsch,  franzosisch  und  italienisch) 
Bedacht  zu  nehmen  ist,  dass  die  Mitglieder  der  Bundes- 
versammlung und  des  Bundesrathes  und  die  von  diesen 
Behörden  gewählten  Beamten  nicht  gleichzeitig  Mit- 
glieder des  Bundesgerichts  sein  können,  dass  die  Mit- 
glieder des  Bundesgerichts  kein  anderes  Amt  bekleiden, 
auch  keinen  andern  Beruf  oder  Gewerbe  treiben  dürfen, 
dass   für    die    Beurtheilung    von    Straff'ällen    Schwur- 


*'  Der  hiermit  völlig  übereinstimmende  erste  Satz  der 
von  Blumer -Morel,  II  2,  138  mitgetheilten  Aeussening 
des  Bundesrathes:  „Für  Klagen  über  Rechtsverletzungen 
i't  der  Richter  in  aller  Welt  die  natürliche  Entscheidungs- 
instanz,  nicht  die  Regierung  und  nicht  der  gesetzgebende 
Körper"  ist  in  der  Verfassung  und  der  Gesetzgebung  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  noch  lange  nicht  ver- 
wirklicht. 
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gerichte  gebildet  werden  soUen  und  dass  das  Bundes- 
gericht selbst  seine  Kanzlei  bestellt  (Art.  106 — 109). 

Das  Bundesgesetz  vom  27.  Juni  1874**  hat  die 
Zahl  der  Mitglieder  und  der  Ersatzmänner  auf  je  neun 
und  ihre  Amtsdauer  auf  sechs  Jahre  festgestellt;  Wieder- 
wahl nach  Ablauf  der  Amtsdauer  ist  statthaft  und  ge- 
bräuchlich ,  aber  nicht  verfassungsrechtlich  gesichert. 
Während  der  Amtsdauer  eintretende  Vacanzen  werden 
für  den  Rest  derselben  analog  dem  Bundesrathe  durch 
Wahl  der  Bundesversammlung  in  ihrer  nächstfolgenden 
Sitzung  ausgefüllt.  Das  Bundesgericht  entscheidet  ah 
Staats-  und  Civilgerichtshof  stets  als  Plenum,  mit  einer 
ungeraden  Zahl,  mindestens  sieben  Richtern.  Für  die 
Strafrechtspflege  bestehen  besondere  Abtheilungen,  na- 
mentlich eine  Anklage-  und  Criminalkammer  aus  je 
drei  Mitgliedern  und  ein  Cassationsgericht  aus  dem 
jedesmaligen  Präsidenten  und  vier  anderen  Mitgliedern: 
die  Mitglieder  dieser  Abtheilungen  werden  vom  Bundes- 
gericht jährlich  gewählt.  Die  Behörden  und  Beamten 
der  Bundesrechtspflege  können  alle  Amtshandlungen 
in  jedem  Canton  vornehmen,  ohne  vorher  die  Ein- 
williffunff  der  Gantonsbehorden  nachzusuchen. 

Der  Sitz  der  Bundesbehorden  und  was  sich  darauf 
bezieht,  namentlich  auch  die  Ausnahme  der  Bundes- 
organe und  ihrer  Mitglieder  von  dem  Territorialrecht 
desjenigen  Cantons,  worin  sie  ihren  Amtssitz  haben, 
ist  Sache  der  Bundesgesetzgebung  (Art.  115  [108]).^' 
Bern  ist  Bundeshauptstadt,  Sitz  der  Bundesversamm- 
lung, des  Bundesrathes  und  einer  grossen  Zahl  von 
nachgesetzten  Bundesbehorden,  Lausanne  ist  Sitz  des 
Bimdessgerichts.^^     Die  deutsche,  franzosische  und  ita- 


^^  Vgl.  Blumer-Morel,  II  2,  140—145;  Orelli,  S.  38— 3i>. 
^^  Vgl.  über  die  politischen  und  polizeilichen  Garantien  zu 
Gunsten  der  Bundesbehörden  Bluraer-Morel,  II  2,  221 — 223. 
2«  Blumer-Morel,  II  2,  217—221. 
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lienische  Sprache  sind  Natioualsprachen  des  Bundes 
(Art.  116  [109]).  2*  Die  Bundesbeamten  sind  nach 
Maassgabe  des  Gesetzes  für  ihre  Amtshandlungen  ver- 
antwortlich (Art.  117  [110],  Bundesgesetz  vom  9.  De- 
cember  1850).22 

§  17. 

Die  Yereinlgten  Staaten  von  Mexiko. 

Die  Bundesgewalt  wird  wie  in  den  Vereinigten  Staaten 
Ton  Amerika  durch  den  Congress,  den  Präsidenten  und 
die  unter  ihm  stehenden  Bundesminister,  den  höchsten 
Gerichtshof  und  die  nachgesetzten  Bezirks-  und  Kreis- 
gerichte geübt. 

Der  Congress  besteht  aus  zwei  Häusern,  dem 
Senate  und  der  Deputirtenkammer  (Art.  51). 

Der  Senat  besteht  aus  je  zwei  Mitgliedern  eines 
jeden  Staates  und  des  Bundesdistricts,  welche  abwei- 
chend von  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  nicht  durch  die  Legislaturen,  sondern  durch 
Wahlmänner,  je  ein  Wahlmann  auf  500  Einwohner^, 
gewählt  werden.  Die  Legislatur  des  betreffenden  Staates^ 
untersucht  das  Wahlergebniss ;  sie  hat  eigenes  Wahl- 
recht nur,  wenn  keiner  der  Candidaten  die  absolute 
Mehrheit  der  Stimmen  der  Wahlmänner  erhalten  hat, 
und  dann  nur  unter  den  Candidaten,  welche  die  rela- 
tive  Stimmenmehrheit    erhalten    haben;    neben    jedem 


^^  Vgl.  über  die  Folgerungen  aus  diesem  Verfassungs- 
satze Blumer -Morel,  II  2,  235—237;    Orelli,  S.  44  —  45. 

•2  Blumer-Morel,  II  2,  224—235. 

^  Wegen  des  Stimmrechts  (Erwerb  und  Verlust  des 
Bürgerrechts,  Rechte  und  Pflichten  der  mexikanischen  Bürger) 
vgl.  Art.  30  —  32,  34 — 38;  Angabe  des  Details  würde  zu 
viel  Raum  erfordern. 

^  An  die  Stelle  der  Legislatur  tritt  bei  den  Senatoren 
des  Bundesdistricts  die  Deputirtenkammer  (Art.  72,  A  I). 

Wkiterxaxp.  17 
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Senator  wird  ein  Stellvertreter  gewählt.  Die  Amts- 
dauer der  Senatoren  beträgt  vier  Jahre,  alle  zwei  Jährt* 
erfolgt  Erneuerung  der  Hälfte  der  Mitglieder.  Die 
Qualificationen  für  das  Amt  der  Senatoren  sind:  mexi- 
kanischer Bürger  im  Besitz  der  Bürgerrechte,  Alter 
von  mindestens  30  Jahren  bei  Eröffnung  der  nächsten 
Sitzung  des  Congresses,  weltlicher  Stand,  Domicil  in 
dem  Staate  beziehungsweise  Bundesdistricte ,  für  den 
sie  gewählt  werden,  mit  der  Nebenbestimmung,  dass 
dasselbe  nicht  durch  Abwesenheit  in  Ausübung  eine^ 
öffentlichen  Wahlamtes  verloren  geht  (Art.  58,  56). 

Die  Deputirtenkammer  besteht  aus  Vertretern 
des  mexikanischen  Volkes,  je  ein  Vertreter  für  jede 
40  000  Seelen  eines  Staates,  des  Bundesdistricts  und 
eines  Territoriums,  mit  der  Nebenbestimmung,  dass 
jedes  Territorium  mindestens  einen  Deputirten  hat,  und 
dass  ein  überschiessender  Bruchtheil  der  Bevölkerung? 
von  über  20  000  Seelen  zu  voll  gerechnet  wird.  Die 
Wahl  der  Deputirten  wie  der  Senatoren  erfolgt  durch 
Wahlmänner;  neben  jedem  Deputirten  wird  ein  Stell- 
vertreter gewählt.  Die  Legislaturperiode  der  Depu- 
tirtenkammer dauert  zwei  Jahre. '  Für  Deputirte  gelten 
dieselben  Qualificationen  wie  für  Senatoren;  jedoch  i^t 
Alter  von  25  Jahren  ausreichend  (Art.  52 — 50). 

Der  Congress  versammelt  sich  jährlich  zweimal  zu 
ordentlichen  Sitzungen,  die  erste  vom  16.  September 
bis  15.  December  mit  Verlängerungsbefugniss  für  höch- 
stens 30  Geschäftstage,  die  andere  vom  1.  April  bis 
31.  Mai  mit  Verlängerungsbefugniss  für  hochtens  15  Ge- 
schäftstage (Art.  62).  Am  vorletzten  Tage  der  ersten 
Sitzung  hat  die  vollziehende  Gewalt  den  Entwurf  de:? 
Budgetgesetzes  für  das  folgende  Jahr  nebst  den  Rech- 


3  Der  Abdruck  im  Annuaire  für  1874,  S.  706:  „toub 
les  quatre  ans"  statt  „tous  les  deux  ans"  ist  wol  ein  Druck- 
fehler. 
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nuügen  des  abgelaufenen  Jahres  einzubringen,  welche 
sofort  einer  Commission  von  fünf  Mitgliedern  zur  Vor- 
prüfung zu  überweisen  sind  (Art.  69) ;  die  zweite  Sitzung 
dient  vorzugsweise  zur  Feststellung  des  Budgetgesetzes, 
zur  Bestimmung  der  Deckungsmittel  für  die  Ausgaben 
und  zur  Prüfung  der  Rechnungen  (Art.  68).  Der  Con- 
gress bestimmt  über  den  Ort  seiner  Sitzungen;  Mei- 
nungsverschiedenheiten beider  Häuser  über  diese  Frage 
entscheidet  die  Executive  (Art.  71  G). 

Während  der  Nichtversammlung  des  Congresses  be- 
steht eine  permanente  Congress-Deputation  aus 
29  Mitgliedern,  nämlich  15  Deputirten,  welche  die 
Deputirtenkammer,  und  14  Senatoren,  welche  der  Senat 
erwählt,  namentlich  mit  der  Befugnis«,  nach  Anhörung 
oder  auf  Antrag  der  Executive  mit  Zweidrittelmehr- 
heit die  beiden  Häuser  des  Congresses  oder  das  eine 
oder  andere  derselben  unter  Angabe  der  Berathungs- 
gegenstände*  zu  einer  ausserordentlichen  Sitzung  ein- 
zubemfen  (Art.  73,  74). 

Jedes  Haus  bestimmt  über  seine  Organisation  und 
Geschäftsordnung,  prüft  die  Wahl  imd  die  Qualifica- 
tionen  seiner  Mitglieder  und  entscheidet  darüber,  ver- 
handelt mit  dem  andern  Hause  oder  der  Bundesexe- 
.  cutive  durch  Commissionen  aus  seinen  Mitgliedern, 
ernennt  sein  Secretariat  und  bestimmt  dessen  Ge- 
schäftsordnung und  veranlasst  nöthigenfalls  Ersatz- 
wahlen (Art.  72  C,  60).  Die  Mitglieder  jedes  Hauses 
haben  Redefreiheit  (Art.  59).  Kein  Haus  darf  ohne 
Zustimmung  des  andern  seine  Sitzungen  auf  über  drei 
Tage  suspendiren  (Art.  71  H). 

Der  Senat  ist  nur  bei  Anwesenheit  von  Zweidrittel- 


^  Die  Wirksamkeit  ausserordentlicher  Sitzungen  ist  auf 
die  bei  der  Einberufung  angegebenen  Berathungsgegenstände 
beschränkt;  der  Beginn  der  ordentlichen  Sitzung  bewirkt 
den  Schluss  der  ausserordentlichen  Sitzung  (Art.  71  H). 

17* 
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mehrheit  seiner  Mitglieder,  die  Deputirtenkamiper  nur 
bei  Anwesenheit  der  Mehrheit  ihrer  Mitglieder  be- 
schlussfahig,  sie  können  gegen  /ibwesende  Mitglieder 
die  gesetzlichen  Strafen  verhängen  (Art.  61). 

Die  Mitglieder  des  Senates  und  der  Deputirteu- 
kammer  erhalten  aus  der  Bundeskasse  eine  durch  Ge- 
setz zu  bestimmende,  während  ihrer  Amtsdauer  unver- 
änderliche Vergütung,  worauf  sie  nicht  Verzicht  leisten 
können  (Art.  120). 

Das  Amt  eines  Senators  und  Deputirten  ist  mit 
jedem  andern  bezahlten  Bundesamte  unvereinbar;  die 
Mitglieder  des  Senates  und  der  Deputirtenkammer  (auch 
ihre  in  Function  getretenen  Stellvertreter)  können  bis 
zum  Ablauf  ihres  Mandates  ein  besoldetes  Bundesamt 
auf  Ernennung  der  Executive  nur  mit  Zustimmung  des 
betreffenden  Hauses  annehmen  (Art.  57,  58). 

Der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko 
wird  ähnlich  den  Richtern  des  höchsten  Gerichtshofes 
und  den  Mitgliedern  des  Senates  und  der  Deputirten- 
kammer durch  Wahlmänner  erwählt,  je  ein  Wahlmanu 
auf  500  Seelen  der  Bevölkerung.  Der  Congress  be- 
stimmt den  Tjig  der  Wahl  der  Wahlmänner  (Primär- 
wahlen). Die  Wahlmänner  eines  jeden  Bezirks  treten 
an  dem  vom  Congress  zu  bestimmenden  Tage  zur  Wahl 
des  Präsidenten  zusammen  (Secundärwahlen).  Das  end- 
gültig entscheidende  WahlcoUegium ,  an  welches  dif 
Abstimmungen  der  Wahlmänner  eingesandt  werden, 
ist  die  Deputirtenkammer.* 


*  Das  Material,  welches  mir  bezüglich  der  Präsidenten- 
wahl zu  Gebote  steht,  ist  sehr  unvollständig.  Die  Ver- 
fassung, Art.  76  und  72  AI,  verweist  auf  das  Wahlgesetz. 
Die  Wahlgesetze  vom  12.  Februar  1867  und  15.  December 
1874  (Dareste,  II,  487)  habe  ich  nicht  zm-  Hand.  Nament- 
lich bin  ich  nicht  im  Stande,  die  Befugnisse  der  Deputirten- 
kftramer  als  WahlcoUegium  im  Einzelnen  anzugeben. 
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Neben  dem  Präsidenten  wird  nicht  wie  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ein  Vicepräsident  gewählt; 
die  Functionen  des  Präsidenten  werden  bei  vorüber- 
gehender Behinderung  desselben  und  bei  Erledigung 
seines  Amtes  durch  den  Präsidenten  des  Senates,  bei 
dessen  NichtVersammlung  durch  den  Präsidenten  der 
permanenten  Congressdeputation ,  und  zwar  durch  den 
Präsidenten,  welcher  in  dem  Monat  vor  der  Behinde- 
rung oder  Resignation  fungirt  hat,  ausgeübt,  in  dem 
letztem  Falle  aber  nur  bis  zur  Neuwahl  eines  Nach- 
folgers für  den  Rest  der  Amtsdauer.  ^  Nach  diesen 
Grundsätzen  wird  auch  verfahren,  wenn  bei  Ablauf 
der  Amtsdauer  eines  Präsidenten  eine  Neuwahl  noch 
nicht  vollzogen  ist  (Art.  82). 

Die  Amtsdauer  des  Präsidenten  beträgt  wie  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vier  Jahre,  beginnend 
mit  dem  1.  December.  Wiederwahl  des  aus  dem  Amte 
scheidenden  Präsidenten  war  nach  der  ursprünglichen 
Verfassung  statthaft,  ist  dann  durch  ein  Zusatzgesetz 
aus  dem  Jahre  1878  verboten,  neuerdings  aber  wieder 
zugelassen  (Art.  78). 

Die  Qualificationen  zum  Amte  des  Präsidenten  sind: 
gebomer  mexikanischer  Bürger,  im  Besitz  der  Bürger- 
rechte, Alter  von  mindestens  35  Jahren  am  Tage  der 
Wahl,  weltlicher  Stand,  Wohnsitz  im  Bundesgebiete 
bei  der  Wahl  (Art.  77).  Der  Präsident  hat  bei  Ueber- 
nahme  seines  Amtes  in  Gegenwart  des  Congresses,  bei 
dessen  NichtVersammlung  der  permanenten  Congress- 
deputation die  loyale  und  patriotische  Ausübung  seines 
Amtes  nach  Maassgabe  der  Verfassung  eidlich  zu  ver- 
sprechen oder  zu  geloben  (Art.  83). 


*  Art.  78  der  Verfassung  ist  durch  ein  Zusatzgesetz  aus 
dem  Jahre  1882  geändert;  früher  gebührte  die  Vertretung 
des  Bundespräsidenten  dem  Präsidenten  des  Bundesgerichts. 
VglAnnuaire  für  1882,  S.  1043,  1044. 


262  n.    2.    §  18.  Die  Argentinische  Republik. 

Der  Präsident  erhält  aus  der  Bundeskasse  eine  durch 
Gesetz  festzustellende,  während  seiner  Amtsdauer  un- 
veränderliche Vergütung,  worauf  er  nicht  verzichten 
darf  (Art.  120). 

Die  llesignation  des  im  Amte  befindlichen  Präsi- 
denten bedarf  der  Genehmigung  der  Deputirtenkammer. 

Der  höchste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten 
von  Mexiko  besteht  aus  11  Richtern,  4  Stellvertretern, 
1  Fiscal  und  1  Generalanwalt  (Art.  91).  Die  Mit- 
glieder des  Gerichtshofes  werden  wie  der  Bundes- 
präsident durch  Wahlmänner  mit  einer  Amtsdauer  von 
sechs  Jahren  gewählt  (Art.  92).  Die  Qualificationen  der 
Mitglieder  sind:  Rechtskenntnisse,  worüber  die  Wahl- 
männer entscheiden,  Alter  von  mindestens  35  Jahren, 
mexikanischer  Bürger  durch  Geburt  im  Besitz  der 
Bürgerrechte  (Art.  93).  Bei  Uebernahme  des  Amtes 
haben  sie  die  getreue  Erfüllung  ihrer  Pflichten  nach 
Maassgabe  der  Verfassung  in  Gegenwart  des  Con- 
gresses,  bei  dessen  Nichtversammlung  der  permanenten 
Congressdeputation  eidlich  zu  versprechen  oder  zu  ge- 
loben (Art.  94).  Bezüglich  ihrer  Besoldung  und  Amts- 
niederlegung gelten  dieselben  Grundsätze  wüe  beim 
Bundespräsidenten  (Art.  120,  95,  72,  lA).  Das  Gesetz 
bestimmt  die  Errichtung  und  die  Organisation  der  Be- 
zirks- und  Kreisgerichte  (Art.  96). 


§  18. 
Die  Argentinische  Republik. 

In  Uebereinstimmung  mit  anderen  modernen  Bundes- 
verfassungen folgt  die  Argentinische  Republik  in  Bezug 
auf  die  Organisation  der  Bundesgewalt  mit  einigen  Ab- 
weichungen, namentlich  längere  Amtsdauer  jedes  der 
beiden  Häuser  des  Congresses,  des  Präsidenten  und 
Vicepräsidenten    des  Bundes,    Partialerneuerung   auch 
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der  Deputirtenkammer,  Nichtwiederwählbarkeit  des  aus 
dem  Amte  scheidenden  Präsidenten  und  Vicepräsiden- 
teu,  dem  Vorbilde  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika. 

Der  Congress  besteht  aus  zwei  Häusern,  dem  Se- 
nate und  der  Deputirtenkammer  (Art.  36). 

Idi  Senate  hat  nicht  allein  jede  Provinz,  sondern 
auch  die  Bundeshauptstadt  zwei  Mitglieder.  Die  Sena- 
toren einer  jeden  Provinz  werden  von  deren  Legislatur 
nach  Stimmenmehrheit  gewählt,  die  Senatoren  der 
Bundeshauptstadt  nach  den  Regeln  für  die  Präsiden- 
tenwahl; jeder  Senator  hat  eine  Stimme  (Art.  46).  Die 
Qualificatiouen  für  das  Amt  eines  Senators  sind:  Alter 
von  mindestens  30  Jahren,  Ausübung  des  Bundesbürger- 
rechts auf  die  Dauer  von  mindestens  sechs  Jahren,  Be- 
sitz eines  bestimmten  Jahreseinkommens  ^,  Geburt  oder 
mindestens  zweijähriger  Wohnsitz  in  der  betreffenden 
Provinz  beziehungsweise  der  Bundeshauptstadt  vor  der 
Wahl  (Art.  47).  Die  Amtsdauer  der  Senatoren  beträgt 
neun  Jahre,  alle  drei  Jahre  erfolgt  Drittelerneuerung 
(Art.  48).  Die  Stellen  von  Mitgliedern,  welche  während 
der  Amtsdauer  ausscheiden,  werden  für  den  Kest  der- 
selben durch  Neuwahl  besetzt  (Art.  54).^ 


*  Das  Jahreseinkommen  wird  in  der  Dareste'schen  Ueber- 
setzung  der  argentinischen  Verfassung  (Art.  47)  zu  2000 
Pesos,  in  der  Uebersicht  über  die  argentinische  Verfassung 
im  Annuaire  für  1873,  S.  524,  zu  10000  Pesos  angegeben. 
Welche  Ziffer  die  richtige  ist,  vermag  ich  nicht  festzustellen. 

^  Die  regelmässigen  Erneuerungswahlen  erfolgen  in  einer 
besoudem  Sitzung  der  Provinziallegislaturen  spätestens  zwei 
Monate  vor  Eröffnung  der  nächsten  ordentlichen  Sitzung 
des  Congresses.  Der  Provinzialgouverneur  benachrichtigt 
den  erwählten  Senator  von  dem  Wahlergebniss.  Resigna- 
tionen von  Senatoren  bedürfen  der  Genehmigung  durch  die 
betreffende  Provinziallegislatur.  Ersatzwahlen  werden  durch 
den   Provinzialgouverneur   nöthigenfalls   unter    Einberufung 
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Der  Vicepräsident  des  Bundes  ist  Präsident  des 
Senates,  ohne  Stimmrecht,  ausser  bei  Stimmengleich- 
heit der  Senatoren,  in  welchem  Falle  ihm  die  Ent- 
scheidung zusteht  (Art.  49).  Der  Senat  wählt  aus  seinen 
Mitgliedern  einen  Stellvertreter  des  Präsidenten  (Art.  50). 

Die  Deputirtenkammer  besteht  aus  Vertretern 
der  Provinzen  und  der  Bundeshauptstadt,  welche  in 
directen  Wahlen  mit  Stimmenmehrheit  gewählt  werden, 
ein  Mitglied  für  je  20  000  Seelen  der  Bevölkerung 
und  fiir  einen  überschiessenden  Bruchtheil  von  über 
10  000  Seelen  (Art.  37).  Alle  zehn  Jahre,  findet  eine 
Volkszählung  (Census)  statt,  deren  Ergebniss  die  Zalil 
der  Vertreter  einer  jeden  Provinz  und  der  Bundes- 
hauptstadt bestimmt  (Art.  39).  Die  QualificÄtioneu 
für  das  Amt  eines  Deputirten  stimmen  mit  den  Quali- 
ficationen  für  die  Senatoren  überein,  ausser  dass  ein 
Alter  von  25  Jahren  und  vierjährige  Ausübung  des 
Bundesbürgerrechts  ausreicht  und  der  Nachweis  eines 
Einkommens  nicht  erforderlich  ist  (Art.  40).  Die  Anits- 
dauer  der  Deputirten  beträgt  vier  Jahre,  alle  zwei  Jahre 
erfolgt  Erneuerung  der  Hälfte  der  Mitglieder  (Art.  42). 
Vacanzen  werden  wie  beim  Senate  durch  Ersatzwahlen 
ausgefüllt  (Art.  43).  ^ 


der  Provinziallegislatur  veranlasst.  Argentinisches  Bundes- 
wahlgesetz  vom  25.  September  1873,  Art.  43 — 45,  51,  52, 
im  Annuaire  für  1873,  S.  530,  531. 

3  Jede  Provinz  bildet  in  Bezug  auf  die  Wahlen  zur 
Deputirtenkammer  einen  einheitlichen  Wahlkreis  (Art.  37: 
Calvo,  Le  droit  international,  I,  200);  jeder  Wähler  mag 
so  viel  Candidaten  wählen,  als  die  Gesammtzahl  der  jedes- 
mal von  der  Provinz  zu  wählenden  Mitglieder  beträgt.  Bit' 
Wahl  geschieht  in  Wahlbezirken,  in  der  Regel  bildet  jedes 
Kirchspiel  einen  Wahlbezirk  für  sich  (Bundes Wahlgesetz, 
Art.  1).  Für  jeden  Wahlbezirk  wird  ein  Wahlregister  ge- 
führt, welches  alle  Jahre  revidirt  und  alle  vier  Jahre  er- 
neuert wird.    Die  Wahlberechtigten  haben  sich  zum  Wahl- 
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Die  ordentlichen  Sitzungen  des  Congresses  dauern 
vom  1.  Mai  bis  30.  September  eines  jeden  Jahres;  der 
Präsident  kann  denselben  im  Bedürfnissfall  zu  einer 
ausserordentlichen  Sitzung  einberufen,  auch  können  die 
ordentlichen  Sitzungen  durch  übereinstimmenden  Be- 
schluss  beider  Häuser  verlängert  werden.  Eröffnung 
and  Schluss  bezieht  sich  gleichmässig  auf  beide  Häuser, 
keines  derselben  kann  während  Dauer  der  Session  ohne 
Zustimmung  des  andern  seine  Sitzungen  auf  über  drei 
Tage  suspendiren  (Art.  55,  86,  12,  57). 

Jedes  Haus  entscheidet  über  die  Wahl  und  die 
Qualificationen   seiner  Mitglieder.     Reguläre  Geistliche 


regißt^r   des  Bezirks   ihres  Domicils  anzumelden  (B.  W.  G., 
Art.  2).     Vorbehaltlich   einiger  Ausnahmen,    z.  B.  reguläre 
Geistliche,  Soldaten  und  Unteroffiziere  des  stehenden  Heeres 
und  der  mobilisirten  Nationalgarde  (B.  W.  G.,  Art.  7,  60), 
bind  alle  im  Bezirke  domicilirte  Bürger  im  Alter  von  über 
17  Jahren    wahlberechtigt.      Ueber    die    Wahlberechtigung 
kann  richterliche  Entscheidung    erwirkt  werden  (B.  W.  G., 
Art.  8 — 11).     Die  regelmässigen  Deputirtenwahlen  erfolgen 
alle  zwei  Jahre  am  ersten  Sonntag  im  Februar,  Ersatzwahlen 
auf  Veranlassung   des   Provinzialgouverneurs ,    nachdem   die 
Wahlcollegien   der  Bezirke    30  Tage  zuvor  einberufen  sind 
(ß.  W.  G.,   Art.  41 ,  42).     Das  Wahlergebniss   der  Provinz 
wird  durch  eine  Commission  aus  drei  Mitgliedern,  nämlich 
dem  Präsidenten  der  Provinziallegislatur,   dem  Präsidenten 
des  höchsten  Provinzialgerichts  und  dem  Bundesrichter  für 
die  Provinzialhauptstadt  festgestellt,  vorbehaltlich  der  Ent- 
.^cheidung  der   Deputirtenkammer   über   die   Gültigkeit    der 
Wahl.     Die   Gewählten   werden   von   der   Commission    über 
das  Wahlergebniss  benachrichtigt  (B.  W.  G.,  Art.  35 — 40, 
22).     Der  Verzicht  eines  Deputirten   auf  Mitgliedschaft   in 
der  Deputirtenkammer  erfordert  Zustimmung  der  betreffen- 
den Provinziallegislatur  (B.  W.  G.,  Art.  51,  52).    Bezüglich 
der  Deputirten  für  die  Bundeshauptstadt  vgl.  Annuaire  für 
1882,   S.  1102;   Angabe   des  Details  würde  zu  viel  Raum 
erfordern. 
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sind  von  jedem  Hause  ausgeschlossen,  Provinzialgouver- 
neure  dürfen  ihre  Provinz  nicht  vertreten  (Art.  56,  65). 

Jedes  Haus  bestimmt  seine  Geschäftsordnung.  Zur 
Beschlussfassung  ist  die  Anwesenheit  der  absoluten 
Mehrheit  in  jedem  Hause  erforderlich,  aber  die  Minder- 
heit mag  das  Erscheinen  abwesender  Mitglieder  durch 
angemessene  Strafen  erzwingen.  Ueber  die  Resignation 
der  Mitglieder,  welche,  wie  bereits  hervorgehoben,  Zu- 
stimmung der  betreffenden  Provinziallegislatur  erfordert, 
entscheidet  einfache  Mehrheit,  mit  Zweidrittelmehrheit 
können  Mitglieder  wegen  Verirrungen  in  ihren  amt- 
lichen Verrichtungen  getadelt  oder  auch  wegen  körper- 
licher oder  geistiger  Unfähigkeit,  die  seit  ihrer  Zulassung 
eingetreten  ist,  ausgeschlossen  werden  (Art.  56,  58). 

Die  Mitglieder  eines  jeden  Hauses  haben  bei  ihrer 
Zulassung  die  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
und  die  Beachtung  der  Bundesverfassung  eidlich  zu 
versprechen.  Sie  geniessen  Redefreiheit  und  einige 
Privilegien  zum  Schutze  ihrer  personlichen  Freiheit; 
sie  beziehen  aus  der  Bundeskasse  für  ihre  Dienst- 
leistungen eine  durch  Gesetz  zu  bestimmende  Ver- 
gütung. Zur  Uebernahme  eines  Amtes,  welches  ihnen 
von  der  Executivgewalt  angetragen  wird,  bedürfen  sie 
in  der  Kegel  der  Zustimmung  des  Hauses,  dem  sie  nn- 
gehoren  (Art.  59— (52,  64,  66). 

Der  Präsident  und  der  Vicepräsident  der  argen- 
tinischen Nation  (des  Bundes)  werden  auf  sechs  Jahre 
durch  Wahlmänner  der  Provinzen  und  der  Bundes- 
hauptstadt nach  denselben  Regeln,  welche  für  die  Wahl 
der  Mitglieder  der  Deputirtenkammer  gelten,  gewählt.* 
Jede   Provinz  und  die  Bundeshauptstadt    hat  doppolt 


*  Vollständige  Angabe  des  complicirten  Details  würde 
zu  viel  Raum  erfordern ;  dasselbe  ist  enthalten  in  der  Bundes- 
verfassung, Art.  81  —  85,  und  im  Bundes  Wahlgesetz  vom 
25.  September  1873. 
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soviel  Wahlmänner  wie  die  Gesammtzahl  ihrer  Mit- 
glieder im  Senate  und  im  Kepräsentantenhause  betragt. 
Die  Wahlmänner  werden  durch  directe  Wahl  der  stimm- 
berechtigten Bürger  der  Provinzen  und  der  Bundes- 
hauptstadt sechs  Monate  vor  Ablauf  der  Amtsperiode 
des  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  gewählt;  Mit- 
glieder des  Senates  und  der  Deputirtenkammer  und 
besoldete  Beamte  des  Bundes  sind  als  Wahlmänner 
aicht  wählbar.  Die  Wahlmänner  *  versammeln  sich  vier 
Monate  vor  Ablauf  der  Amtsperiode  in  der  Hauptstadt 
ihrer  Provinz  beziehungsweise  der  Bundeshauptstadt 
und  wählen  getrennt  für  das  Amt  des  Präsidenten  und 
Vicepräsidenten.  Das  Ergebniss  der  Wahl  wird  ver- 
siegelt, mit  Unterschrift  der  Wahlmänner,  dem  Präsi- 
denten des  Senates  einberichtet,  welcher  einen  Monat 
vor  Ablauf  der  Amtsperiode  in  gemeinschaftlicher  Sitzung 
der  behufs  des  Wahlgeschäfts  zu  einer  einheitlichen  Ver- 
^mmlung  zusammentretenden  beiden  Häuser  des  Con- 
gresses  die  Wahlcertificate  erofinet  und  ihr  Ergebniss 
unter  Mitwirkung  eines  Wahl  Vorstandes,  welcher  aus 
vier  durch  das  Loos  zu  bestimmenden  Mitgliedern  des 
C'ongresses  besteht,  verkündet.  Hat  ein  Candidat  die 
absolute  Mehrheit  der  Stimmen  der  Wahlmänner,  welche 
au  der  Abstimmung  theilgenommen  haben,  so  wird  er 
sofort  als  Präsident  beziehungsweise  Viceprasident 
proclaroirt ;  andernfalls  gebührt  dem  Congress  die 
engere  Wahl  zwischen  den  zwei  oder  mehreren  Candi- 
daten,  welche  die  relativ  grösste  Stimmenzahl  erhalten 
haben.  Diese  engere  Wahl  erfolgt  in  namentlicher 
Abstimmung  mit  absoluter  Stimmenmehrheit;  wird  die- 
selbe bei  der  ersten  Abstimmung  nicht  erreicht,  so  findet 


*  Verzicht  auf  das  Amt  eines  Wahlmannes  ist  nicht 
statthaft.  Der  Wahlmann,  welcher  ohne  ausreichenden  Grund 
^ich  der  Abstimmung  enthält,  verwirkt  Geldstrafe  von 
■2m  Pesos.     B.  W.  G.,  Art.  53. 
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eine  zweite  Abstimmung  statt,  wobei  nur  diejenigen 
beiden  Candidaten  wählbar  sind,  welche  bei  der  ersten 
Abstimmung  die  relativ  grosste  Stimmenzahl  erhalten 
haben.  Auf  die  zweite  Abstimmung  folgt  eine  dritte, 
falls  erstere  Stimmengleichheit  ergibt;  endet  auch  die 
letztere  mit  Stimmengleichheit,  so  gebührt  die  Ent- 
scheidung dem  Senatspräsidenten. 

Bei  Feststellung  des  Wahlergebnisses  und  bei  der 
engern  Wahl  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  drei 
Vierteln  der  Gesammtzahl  der  Mitglieder  des  Con- 
gresses  erforderlich.^ 

Zum  Amte  eines  Präsidenten  und  Vicepräsidenten 
sind  nur  solche  Personen  wählbar,  welche  die  Quali- 
ücationen  für  das  Amt  eines  Senators  haben  und  ausser- 
dem durch  Geburt  Bürger  der  Argentinischen  Republik 
sind  und  der  katholischen  Kirche  angehören  (Art.  76). 

Die  sechsjährige  Amtsperiode  des  Präsidenten  und 
Vicepräsidenten  darf  unter  keinerlei  Vorwand  verlängert 
werden;  der  aus  dem  Amte  scheidende  Präsident  und 
Vicepräsident  sind  für  die  nächstfolgende  Amtsperiode 
nicht  wieder  wählbar  (Art.  78,  77). 

Der  Präsident  und  der  Vicepräsident  haben  bei  An- 
tritt ihres  Amtes  in  die  Hände  des  Senatspräsidenten 
die  gewisvsenhafte  und  patriotische  Ausübung  ihres  Amtes 
und  die  getreue  Beachtung  der  Bundesverfassung  eid- 
lich zu  versprechen  (Art.  80).  Sie  dürfen  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Congresses  "ihr  Amt  während  ihrer  Amt^ 
periode  niederlegen  (Art.  (57,  is);  sie  beziehen  aus  der 
Bundeskasse  ein  während  dieser  Zeit  unveränderliches 
Gehalt;  sie  dürfen  während  derselben  kein  anderes  Amt 
des  Bundes,  auch  kein  Provinzialamt  bekleiden  (Art  79). 

Der  Vicepräsident  tritt  an  die  Stelle  des  Präsidenten, 


^  Mitglieder  des  Congresses,  welche  ohne  ausreichenden 
Grund  bei  der  Wahlsitzung  fehlen,  verwirken  Geldstrafe 
von  500  Pesos.     B.  W.  G.,  Art.  50. 
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falls  dieser  durch  Krankheit,  Abwesenheit  von  der  , 
Bundeshauptstadt,  Tod,  Amtsniederlegung  oder  Amts- 
entsetzung an  Ausübung  seines  Amtes  gehindert  ist. 
Bei  gleichzeitiger  vonibergehender  oder  dauernder  Be- 
hinderung des  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  werden 
die  Functionen  des  Präsidenten  durch  einen  vom  Con- 
gress  zu  wählenden  Bürger  bis  dahin  ausgeübt,  dass 
die  Behinderung  gehoben  oder  ein  neuer  Präsident  ge- 
wählt ist  (Art.  75). 

unter  dem  Präsidenten  stehen  fiinf  verantwortliche 
Bundesminister,  für  auswärtige  Angelegenheiten,  Finan- 
zen, Justiz  Cultus  und  öffentlichen  Unterricht,  Heer, 
Marine,  welche  von  dem  Präsidenten  nach  freiem  Er- 
messen ernannt  und  entlassen  werden  (Art.  87,  86,  lo). 
Jeder  Regierungsact  des  Präsidenten  bedarf  zu  seiner 
Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  mindestens  eines  Mi- . 
nisters  (Art.  87,  88).  Den  Bundesministern  gebührt 
selbständiges  Entscheidungsrecht  nur  bei  der  wirth- 
schafllichen  und  administrativen  Leitung  ihres  Ver- 
waltungszweiges, im  übrigen  sind  sie  verantwortliche 
Iiathgeber  des  Präsidenten  (Art.  89).  Sie  können  nicht 
zugleich  Mitglieder  des  Senates  oder  der  Deputirten- 
kammer  sein  (Art.  91);  sie  beziehen  aus  der  Bundes- 
kasse ein  durch  Gesetz  festzustellendes  Gehalt,  welches 
während  ihrer  Amtsdauer  unveränderlich  ist  (Art.  93). 

Die  Mitglieder  des  höchsten  Bundesgerichts 
und  der  nachgesetzten  Bundesgerichte  werden 
von  dem  Präsidenten  mit  Zustimmung  des  Senates  auf 
Lebenszeit  (während  Wohlverhaltens)  ernannt;  sie  be- 
ziehen aus  der  Bundeskasse  ein  durch  Gesetz  festzu- 
btellendes  Gehalt,  welches  während  ihrer  Amtsdauer 
nicht  verändert  werden  darf  (Art.  86,  5,  96);  sie  können 
nicht  zugleich  Provinzialrichter  sein  (Art.  34).  Die 
Mitglieder  des  höchsten  Bundesgerichts  müssen  die 
QuaUficationen  zum  Amte  eines  Bundessenators  be- 
sitzen  und    ausserdem    mindestens    acht  Jahre   in  der 
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Bundesanwaltschaft  thätig  gewesen  sein  (Art,  97).  Die 
Bundesrichter  haben  bei  Antritt  ihres  Amtes  die  sorg- 
fältige und  gesetzmässige  Handhabung  der  Justiz,  iu 
Uebereinstimmung  mit  der  Bundesverfassung,  eidlich 
zu  versprechen  (Art.  98).  Das  höchste  Bundesgericht 
bestimmt  seine  Geschäftsordnung  und  ernennt  seine 
Subalternbeamten  (Art.  99). 

§  19. 
Der  Canadische  Bund. 

Die  Ausübung  der  Herrschaftsrechte,  welche  dem 
Bunde  durch  die  British  North  America  Act  1867  und 
die  Zusatzgesetze  übertragen  sind,  geschieht  auf  legis- 
lativem Gebiete  durch  die  englische  Königin  unter 
Beirath  und  Verantwortlichkeit  ihres  Ministeriums, 
namentlich  des  Colonialsecretärs ,  durch  den  General- 
gouverneur, meist  unter  Beirath  vmd  Verantwortlich- 
keit des  Bundesministeriums,  und  durch  die  beiden 
Häuser  des  canadischen  Parlaments,  den  Senat  und 
das  Unterhaus,  auf  executivem  Gebiete  durch  die 
englische  Königin  unter  Beirath  und  Verantwortlich- 
keit ihrer  Minister,  den  Generalgouvenieur,  das  Bundes- 
ministerium, die  einzelnen  Bundesminister  und  durch 
die  unter  ihnen  stehenden  Executivämter  imd  Executiv- 
beamten,  auf  richterlichem  Gebiete  durch  die  Bundes- 
gerichte, unter  beschränkter  Zulassung  von  Rechtsmitteln 
an  den  Rechtsausschuss  des  Geheimen  Rathes.^ 


^  Die  sehr  zuversichtliche  und  kategorische  Behauptang 
von  Laband,  I,  56:  „Es  gibt  kein  einziges  Beispiel  eines 
zusammengesetzten  Staatswesens,  welches  man  als  Bond 
oder  Bundesstaat  je  bezeichnet  hätte,  in  welchem  nicht 
den  Eiozelstaaten  ein  Antheil  an  dem  Zustandekommen  und 
der  Bethätigung  des  Gesammtstaats willens  zugestanden  hätte" 
steht  mit  den  That  Sachen  nicht  in  Uebereinstimmung.    Die 
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Die  Königin  von  England  lässt  sich  bei  Aus- 
übung des  ihr  zustehenden  Theiles  der  Bundesgewalt 
in  den  meisten  Fällen*  durch   den  Generalgouver- 


Provinzen  und  Territorien  in  Canada  haben  keinerlei  An- 
theil  an  dem  Zustandekommen  des  Gesammtstaatswillens ; 
der  canadische  Senat  besteht  aus  Mitgliedern,  die  von  dem 
Generalgouvemeur  auf  Lebenszeit  aus  den  Provinzen  und 
Territorien  ernannt  werden.  In  den  Vereinigten  Staaten 
von  Mexiko  bedürfen  zwar  Verfassungsänderungen  der  Ge- 
Dehmigung  durch  die  Mehrheit  der  Staatslegislaturen  (§  31) 
and  gebührt  diesen  die  vorläufige  Feststellung  des  Ergeb- 
nisses der  Senatswahlen  und  unter  Umständen  die  Stichwahl 
unter  mehreren  Candidaten  (§  17);  indessen  kann  man  diese 
nicht  continuirliche,  nur  gelegentlich  eintretende  Mitwirkung 
nicht  „einen  Antheil  an  dem  Zustandekommen  des  Gesammt- 
staatswillens" nennen,  üeberdies  werden  die  Mitglieder 
des  Senates  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
Mexiko,  des  schweizerischen  Ständerathes  und  des  Senates 
der  Argentinischen  Republik  durch  Aufträge  oder  Instruc- 
tionen nicht  gebunden;  sie  sind  daher  zwar  Vertreter  der 
Rechte  und  Interessen  der  Einzelstaaten,  aber  nicht  ihres 
Willens;  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unter  der  Unionsverfassung,  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft seit  1848  und  der  Argentinischen  Republik  haben 
daher  die  Einzelstaaten  keinen  Antheil  an  dem  Zustande- 
kommen des  Gesammtstaatswillens.  Vgl.  §  36.  —  Die  Vor- 
sicht und  die  Billigkeit  fordern  gleichmässig,  vor  Aufstellung 
solcher  allgemeinen  Behauptungen  wenigstens  die  leicht  zu- 
gänglichen Bundesverfassungen  einzusehen. 

*  Nicht  in  allen  Fällen,  so  nicht  bei  dem  Oberbefehl 
über  die  bewaffnete  canadische  Macht,  B.  N.  A.  Act  1867, 
Sect.  15,  obwol  alle  Civil-  und  Militärbeamte  in  Canada 
durch  die  neuen  Amtsinstructionen  (Munro,  S.  333,  VIII) 
zum  Gehorsam  an  den  Generalgouverneur  und  zu  seiner 
Unterstützung  aufgefordert  werden,  ebenso  nicht  bei  Be- 
stimmung des  Sitzes  der  Bundesregierung,  B.  N.  A.  Act  1867, 
Sect.  16,  auch  nicht  bei  Vermehrung  der  Zahl  der  Senatoren 
über  die  Normalzahl,  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  25,  26,  ferner 
nicht  bei  der  Misbilligung  von  Bundesgesetzen  und  bei  der 
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neur  (Governor  General)^  vertreten,  welcher  von  ihr 
unter  Verantwortlichkeit  des  englischen  Ministeriums 
(mit  einer  Amtsdauer  von  meist  fünf  oder  sechs  Jahren) 
ernannt,  instruirt  und  abberufen  wird.  Seine  neuen 
Amtsinstructionen  aus  dem  Jahre  1878  (Letters  J^atent^ 
Instructions)  haben  die  Amtsbefugnisse,  welche  er  nach 
eigenem  Ermessen  auszuüben  hat,  auf  Anregung  des 
canadischen  Justizministers,  welcher  hervorgehoben  hat, 
dass  Canada  ein  ausgedehnteres  Maass  von  Selbst- 
regierung als  irgendeiner  andern  englischen  Colonie 
zustehe,  erweitert.*  Mit  Ermächtigung  der  Königin 
mag  er  General-  oder  Specialvertreter  ernennen,  wodurch 
er  jedoch  an  eigener  Vornahme  einer  Amtshandlung 
nicht  behindert  wird.^  Sein  Gehalt  (10  000  £)  wird 
aus  der  canadischen  Bimdeskasse  gezahlt;  das  canadische 
Parlament  kann  dasselbe  mehren  oder  mindern  (B.  N.  A. 
Act  1867,  Sect.  105).  Bei  seiner  Amtsführung  steht 
ihm  ein  Bundesministerium  (Qiieen's  Privy  Council 
for  Canada)^  zur  Seite,  welches  von  ihm  analog  dem 

Entscheidung  über  Bundesgesetze,  welche  der  Generalgouver- 
neur ihr  vorbehalten  hat,  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  56,  57, 
weiter  nicht  bei  Eiiiennung,  Instruction  und  Abberufung 
des  Generalgouverneurs;  in  allen  ausgenommenen  Fällen 
handelt  die  englische  Königin  unter  Verantwortlichkeit  ihres 
Ministeriums. 

^  Vgl.  über  das  Amt  des  Generalgouverneurs  B.  N.  A. 
Act  1867,  Sect.  10,  12—14,  24—26,  34,  38,  55—59,  90, 
93,  96,  105,  128,  131,  sowie  Munro,  S.  162—181.. 

^  Die  Amtsinstructionen  sind  abgedruckt  bei  Munro, 
S.  330—336,  vgl.  S.  162,  163. 

^  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  14.  Durch  die  neuen  Amts- 
instructionen wird  dem  Generalgouvemeur  die  freie  Er- 
nennung von  localen  Stellvertretern  überlassen  und  zugleich 
seine  allgemeine  Stellvertretung  bei  Tod,  Abwesenheit,  Un- 
fähigkeit zur  Versehung  des  Amtes  und  Amtsentlassung 
geregelt. 

^   Das    canadische  Bundesministerium    ist    nicht   gleich 
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englischen  Ministerium  aus  Staatsmännern  gebildet  wird, 
welche  der  jedesmaligen  Mehrheit  des  canadischen  Unter- 
hauses genehm  und  wenigstens  in  der  Regel  Mitglieder 
des  Senates  oder  des  Unterhauses  sind.     Der  Auftrag 
ziir  Bildung   des  Ministeriums  wird   dem  Führer  des 
Unterhauses    ertheilt;    dieser    benennt   seine   Collegen, 
welche  der  Generalgouverneur  ernennt.    Tod,  Resigna- 
tion oder  Entlassung  des  Premierministers  bewirkt  die 
Bildung  eines  neuen  Ministeriums.    Der  Generalgouver- 
neur darf  manche  Amtshandlungen  nur  als  Govemor  in 
Council  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  12,  13,  58,  67,  93, 
131,  143),  d.  h.  mit  Beirath  seines  Ministeriums,  vor- 
nehmen; aber  auch  sonst  lässt  er  sich  bei  seiner  Amts- 
iuhrung  durch  den  Rath  seines  Ministeriums  leiten  und 
bestimmen;  er  mag  zwar  remonstriren,  gibt  aber  nach, 
wenn  er  sein  Ministerium  nicht  überzeugen  kann  und 
die  Umstände  einen  Wechsel  desselben  nicht  rathsam 
machen.     Das  Ministerium    hat  bei  Leitung   und  Be- 
stimmung der  legislativen  und  executiven  Bundessachen 
eine  ähnliche  ausschlaggebende  Stellung,  wie  dem  eng- 
lischen Ministerium  nach  langer  constitutioneller  Praxis 
bei   den    legislativen  und    executiven   Angelegenheiten 
des  englischen  Staates  zukommt.     Der  Generalgouver- 
neur ist  nur  der  Konigin  und   den  Häusern  des  eng- 
lischen, nicht  des  canadischen  Parlaments  verantwort- 


seinem  berühmten  Vorbilde,  dem  englischen  Ministerium, 
..unknown  to  the  law",  sondern  wird  durch  die  B.  N.  A. 
Act,  Sect.  11,  ausdrücklich  verordnet  und  an  manchen  Stellen 
des  Gesetzes  genannt.  —  Der  Premierminister  hat  8000  0 
•/ahresgehalt,  jeder  andere  Bundesminister  7000  9,  der  High 
Commissioner  10,000  $ ;  die  Zahl  der  Bundesminister  ist 
gross,  meist  14  oder  15.  —  Eine  Aufzählung  der  einzelnen 
^nisterien  und  eine  Beschreibung  ihrer  Zuständigkeit,  sowie 
der  nachgesetzten  Executivämter  und  Executivbeamten  liegt 
ausserhalb  des  Planes  dieser  Uebersicht.  —  Vgl.  Munro, 
S.  182—215. 

WEfiTBBXAJIP.  28 
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lieh,  wodurch  jedoch  ein  Antrag  eines  jeden  der  letzteren 
auf  seine  Abberufung  nicht  ausgeschlossen  wird  (Munro, 
S.  179);  eigene  Verantwortlichkeit  besteht  nur  bei  sol- 
chen Angelegenheiten,  welche  die  königliche  Präroga- 
tive oder  die  Reichsinteressen  ^  betreffen,  und  auch  hier 
nimmt  er  auf  den  Rath  seines  Ministeriums  geziemende 
Rücksicht.®  Das  Ministerium  ist  zwar  auch  der  eng- 
lischen Krone,  zumeist  aber  den  beiden  Häusern  des 
canadischen  Parlaments  verantwortlich ;  ein  Mistrauens- 
votum  des  canadischen  Unterhauses  stellt  es  vor  die 
Alternative  der  Resignation  oder  der  Auflosung  des- 
selben; da  letztere  ein  Act  der  königlichen  Prärogative 
ist,  so  wird  der  Generalgouvemeur  zu  derselben  durch 
den  Rath  seines  Ministeriums  nicht  schlechthin  ver- 
pflichtet, sondern  er  mag  versuchen,  ob  er  ohne  die- 
selbe eine  wirksame  Verwaltung  bilden  kann.  Der 
Generalgouverneur  hat  zur  Vertretung  der  Interessen 
der  Colonie  einen  Agenten  (Iligh  Cammission&r)  in  Eng- 
land, welcher  von  ihm  unter  Verantwortlichkeit  seines 
Ministeriums  ernannt  und  instniirt  wird. 


^  Nur  solche  Angelegenheiten  gelten  als  imperial  inter- 
ests,  welche  auch  andere  Theile  des  englischen  Reiches  an- 
gehen. Der  Bereich  derselben  wird  durch  Präcedenzfalle 
bestimmt.  Nach  gegenwärtiger  Praxis  wird  eine  Berübrang 
derselben  nicht  darin  gefunden,  dass  die  Legislaturen  der 
Colonien  mit  verantwortlicher  Regierung  Waaren  englischer 
Provenienz  nach  Gefallen  mit  Schutz-  und  Finanzzöllen  bei 
ihrer  Einfuhr  in  die  Colonie  belegen;  jedoch  vorausgesetzt, 
dass  die  Waaren  anderer  Länder,  z.  B.  der  Yereinigteii 
Staaten,  nicht  vor  den  englischen  Waaren  bevorzugt  werden. 
Vgl.  über  die  völlig  abweichende  englische  Colonialpraxis 
früherer  Jahrhunderte  und  die  Gründe  ihrer  Aenderung  und 
Besserung  J.  R.  Seeley,  The  Expansion  of  England,  S.  68 
—76. 

^  Vgl.  die  Darstellung  des  Letellier  Case  bei  Manro, 
S.  173,  174. 
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Der  canadiscbe  Senat  ^  hat  seinen  Namen  und  einige 
der  ihn  angehenden  Bestimmungen  von  dem  Senate  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  eine  grossere  Zahl 
dieser  Bestimmungen  ist  indessen  dem  englischen  Ober- 
hauge  entnommen;  jedoch  werden  seine  Mitglieder  auf 
Lebenszeit,  ohne  erbliche  Berechtigung,  ernannt,  sie 
beziehen  aus  der  Bundeskasse  eine  Vergütung  fiir  ihre 
Dienstleistungen,  täglich  10  $  (im  Hochstbetrage  von 
10001^   für  eine  Session)  und  Meilengelder.  ^^ 

Die  ursprungliche  Normalzahl  der  Senatoren  war 
12  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  21,  22,  147);  das  erste 
Drittel  aus  Ontario,  das  andere  aus  Quebec**,  das  letzte 
aus  den  Seeprovinzen,  und  zwar  je  zwölf  aus  Nova 
Scotia  und  New  Brunswick,  solange  Prince  Edward 
Island  ausserhalb  der  Union  war,  dagegen  je  zehn  nach 
Beitritt  dieser  Provinz  und  unter  Ueberweisung  der 
vier  dadurch  vacant  werdenden  Stellen  an  dieselbe. 

Um  einen  Ausgleich  erheblicher  Meinungsverschie- 
denheiten zwischen  dem  Senate  und  dem  Unterhause 
herbeiführen  zu  können,  ist  der  englischen  Konigin 
das  Recht  beigelegt,  die  Normalzahl  der  Senatoren  um 
drei  oder  sechs  Mitglieder  auf  Empfehlung  des  General- 
gouvemeurs  vermehren  zu  dürfen;  die  in  der  B.  N.  A. 
Act  1867,  Sect  26 — 28,  vorgesehene  Maximalzahl  sollte 
78  Mitglieder  nicht  übersteigen.  *^ 


^  Munro,  S.  142—148. 

*®  Ebd.,  S.  118,  119. 

^^  Für  Quebec  gilt  die  besondere  Bestimmung,  dass  aus 
jedem  seiner  24  Bezirke  ein  Senator  ernannt  werden  soll. 
B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  22. 

^'  £s  steht  dabin,  ob  dieses  Mittel  immer  ausreichen 
wird.  Bei  schweren  dauernden  Meinungsverschiedenheiten, 
deren  Ausgleich  keine  Zögerang  zulässt  und  welche  nicht 
dztrch  dieses  Auskunftsmittel  erledigt  werden  können,  würde 
Intervention  des  englischen  Parlamentes,  etwa  durch  gesetz- 
liche Ermächtigung  der  Krone  zur  Ernennung  einer  grossem 

18» 
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Durch  die  B.  N.  A.  Act.  1871,  Sect  2,  und  1886, 
Sect.  1,  ist  indessen  das  canadische  Parlament  er- 
mächtigt, bei  Zulassung  neuer  Provinzen  deren  Ver- 
tretung im  canadischen  Parlamente  (dem  Senat  und 
dem  Unterhaus)  zu  regeln  und  Mitglieder  derselben 
aus  den  Territorien  zuzulassen. 

Den  Provinzen  British  Columbia  und  Manitoba 
sind  je  drei  Mitglieder  bei  ihrer  Zulassung,  und  dem 
nordwestlichen  Territorium  zwei  Mitglieder  durch  ein 
canadisches  BundeSgesetz  aus  dem  Jahre  1887  zuge- 
theilt,  sodass  die  gegenwärtige  Normalzahl  der  Sena- 
toren 80  beträgt.^' 

Die  ursprünglichen  Senatoren  sind  von  der  eng- 
lischen Königin  ernannt;  ihre  Namen  sind  in  die 
Königliche  Verordnung  aufgenommen,  wodurch  das 
Bundesverhältniss  in  Kraft  gesetzt  ist.  Die  Ernennung 
der  Senatoren  seit  dem  Inkrafttreten  der  Union  gehört 
zu  den  Amtsbefugnissen  des  Generalgouverneurs  (B.  X. 
A.  Act  1867,  Sect.  25,  24). 

Jeder  Senator  muss  folgende  Eigenschaften  (quali- 
ficaticm)  haben  (B.  N.  A.  Act.  1867,  Sect.  23): 

Alter  von  mindestens  30  Jahren; 

geborener  oder  naturalisirter  Unterthan  der  Königin; 
Naturalisation  durch  eine  andere  englische  Colonie 
ausser  durch  Canada  und  in  der  Zeit  vor  der  Union 
durch  die  einzelnen  Colonien,  welche  demnächst  der 
Union  beigetreten  sind,  ist  nicht  ausreichend; 

Immobiliareigenthum  in  der  Provinz  beziehungs- 
weise dem  Territorium,  woraus  er  ernannt  ist,  im 
Werthe  von  mindestens  4000  ?,  nach  Abzug  der  darauf 
haftenden  Lasten; 


Zahl  von  Senatoren,  das  einzige  Hülfsmittel  sein,  so  schwere 
Bedenken    auch   seiner  Anwendung   entgegenstehen   mögen. 

Vgl.  §  37. 

13  Munro,  S.  142. 
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Rein  vermögen  von  mindestens  4000  «?; 

Wohnsitz  in  der  Provinz  beziehungsweise  dem 
Territorium,  woraus  er  ernannt  ist,  bei  den  Senatoren 
aus  Quebec  Immobiliareigenthum  in  dem  Ernennungs- 
bezirk oder  Wohnsitz  in  demselben. 

Die  Mitgliedschaft  im  Senate  geht  verloren  (B.  N.  A. 
Act  1867,  Sect.  30,  31): 

durch  Resignation; 

durch  unentschuldigtes  Fernbleiben  in  zwei  auf- 
einanderfolgenden Sessionen ; 

durch  Erwerb  einer  fremden  Staatsangehörigkeit 
und  (im  Hinblick  auf  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika)  durch  bestimmte  vorbereitende  Schritte  zum 
Erwerb  einer  solchen; 

durch  Bankerotterklarung  oder  Vermogensverfall; 

durch  Verurtheilung  wegen  Verbrechen; 

durch  Verlust  der  Vermögens-  oder  Wohnsitzqua- 
lification,  ohne  dass  jedoch  Wohnsitz  am  Sitze  der 
Bundes regienmg  (Ottawa)  ^*  infolge  der  Bekleidung 
eines  Bundesamts  den  Verlust  der  Wohnsitzquali- 
fication  bewirkt. 

Der  Senat  entscheidet  über  die  Qualification  seiner 
Mitglieder  und  über  den  Verlust  der  Mitgliedschaft 
(B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  33). 


**  Auch    bei    Bestimmung    von    Ottawa    als    Sitz     der 
Bundesregierung  ist  die  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  16,  dem 
Vorbilde    der    Vereinigten    Staaten    von    Amerika    gefolgt. 
Die  Vereinigten  Staaten  und  ebenso  die  einzelnen  Unions- 
Staaten    sehen    bei    Bestimmung    des    Regierungssitzes    auf 
centrale    Lage    und    meiden    thunüehst    grosse    volkreiche 
Städte.     Ottawa  hat   bei   der  gegenwärtigen  Entwickelung 
von    Canada    centrale    Lage    gleich    wie    Washington    vor 
reichlich   100  Jahren,    als    dorthin    der   Sitz    der  Bundes- 
regierung verlegt  wurde.     Die  grösseren  canadischen  Städte, 
Montreal,    Quebec,   Toronto,   Halifax,   sind   nicht   Sitz   der 
Bundesregierung. 
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Der  Generalgouverneur  ernennt  aus  den  Senatoren 
den  Vorsitzenden  des  Senates  und  entlässt  denselben 
(B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  35). 

Bis  zu  anderweitiger  Anordnung  durch  das  cana- 
discbe Parlament  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens 
15  Senatoren  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden  zur  Be- 
scblussfassung  erforderlich.  Der  Senat  entscheidet  in 
allen  Fällen  mit  einfacher  Stimmenmehrheit,  bei 
Stimmengleichheit  gilt  der  Antrag  als  abgelehnt  (B.  N.  A. 
Act  1867,  Sect.  36). 

Das  canadische  Unterhaus  (House  of  Commom) 
ist  dem  Reprasentantenhause  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  nachgebildet.^^  Es  besteht  ausschliesslich 
aus  gewählten  Mitgliedern,  die  Legislaturperiode  dauert 
5  Jahre  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  50).  Seine  Mit- 
glieder werden  nach  Maassgabe  der  Bevölkerung,  welche 
durch  einen  alle  10  Jahre  (1891,  1901  u.  s.  w.)  zu 
wiederholenden  Census  zu  ermitteln  ist,  auf  die  ein- 
zelnen Provinzen  vertheilt  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  51; 
Königliche  Verordnungen  über  den  Anschluss  von 
British  Columbia,  Sect.  8  und  Prince  Edward  Islands 
Sect.  9,  12).  Quebec  hat  ohne  Eücksicht  auf  die  Be- 
wegung seiner  Bevölkerung  65  Mitglieder,  je  eine« 
für  jeden  seiner  65  Wahlkreise;  seine  jedesmalige  Be- 
völkerungsziffer, getheilt  durch  65,  ist  die  Normalzahl 
für  die  Mitglieder  der  anderen  Provinzen,  sodass  die^e 
so  viel  Mitglieder,  haben  als  ihre  Bevölkerungsziffer  die 
Normalzahl  enthält;  ein  überschiessender  Bruchtheil 
der  Bevölkerung  bis  zur  Hälfte  derselben  wird  nicht 
berücksichtigt,  ein  grösserer  Bruchtheil  gewährt  ein 
Mitglied  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  51). i«    Das  cana- 


1^  Vgl.  Munro,  S.  6.  Statt  „the  United  States  Assem- 
bly^^,  welche  gar  nicht  besteht,  ist  offenbar  „the  House  of 
Repräsentatives^'  gemeint. 

^^  In  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  51  und  den  Anschluss- 
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dische  Parlament  kann  Mitglieder  aus  den  Territorien 
zulassen  (B.  N.  A.  Act  1886,  Sect.  1).  Auf  je  20,115 
Seelen  der  Bevölkerung  von  1881  kommt  gegenwärtig 
ein  Mitglied.  ^^  Das  jetzige  Parlament  hat  eine  Neu- 
bestimmung der  Mitgliederzahl  vorzunehmen,  welche 
erst  bei  seinem  Ende  (der  nächsten  allgemeinen  Neu- 
wahl) in  Kraft  tritt  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  51,  s). 

Die  gegenwärtige  Gesammtzahl  der  Mitglieder  be- 
tragt 215,  Ontario  hat  92  Mitglieder,  Quebec  65,  Nova 
Scotia  21,  New  Brunswick  16,  Manitoba  5,  British 
Columbia  6,  Prince  Edward  Island  6,  North  West 
Territories  4.  Die  meisten  Wahlkreise  senden  ein  Mit- 
glied, einzelne  zwei  Mitglieder.^* 

Während  ursprünglich  (wie  noch  jetzt  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika)  das  active  Wahlrecht 
znm  Unterhause  mit  dem  activen  Wahlrecht  zur  Pro- 
vinziallegislatur  zusammenfiel,  ist  nunmehr  infolge  einer 
Ermächtigung  der  B.  N.  A,  Act  1867,  Sect.  41  sowol 
das  active  als  das  passive  Wahlrecht  zum  Unterhäuse 
durch  ein  Bundesgesetz  aus  dem  Jahre  1885  gleich- 
förmig, unbeschadet  einiger  wenig  erheblicher  Ab- 
weichungen für  Prince  Edward  Island,  British  Columbia 
und  die  North  West  Territories,  geregelt. ^^ 

Die  Wähler  eines  jeden  Wahlkreises  werden  re- 
gistrirt,  jährlich  findet  eine  Kevision  des  Registers 
statt;  gegen  Vollständigkeit  und  Richtigkeit  desselben 
kann  Einsage  erhoben  und  über  dieselbe  richterliche 
Entscheidung  erwirkt  werden.20 


Verordnungen  besondere  Bestimmungen  für  den  Fall,  dass 
die  Bewegung  dei*  Bevölkerung  in  Quebec  eine  Minderung 
der  Mitglieder  der  andern  Provinzen   herbeiführen  möchte. 

^^  Munro,  S.  7. 

1«  Ebd.,  S.  123,  124. 

'^  Ebd.,  S.  126. 

'^  Munro,  S.  127,  128. 
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Ausser  Wohnsitz  im  Wahlkreis  ist  zum  activen 
Wahlrecht  erforderlich: 

Englische  Staatsangehörigkeit  durch  Geburt  oder 
Naturalisation; 

Alter  von  mindestens  21  Jahren  und  männliches 
Geschlecht; 

eine  Vermogensqualification,  indessen  von  nur  ge- 
ringem Betrage,  z.  B.  Immobiliareigenthum  im  Werthe 
von  mindestens  150 — 300  $^  je  nach  Verschiedenheit 
des  Wohnsitzes,  oder  Pacht  oder  sonstige  Inhabung 
(occupaney)  von  solchem  Grundeigenthum  für  die 
Dauer  wenigstens  eines  Jahres,  oder  Zahlung  einer 
Jahresmiethe  von  20  9  oder  mehr,  oder  Jahresein- 
kommen in  Canada  von  mindestens  300  $ ; 

das  Nichtvorhandensein  von  Ausschliessungsgrunden 
(disqualißcations)  ^  namentlich  vom  Generalgouverneur 
ernannte  Richter,  ein  Theil  der  Wahlbeamten,  bezahlte 
Wahlagenten,  in  einigen  Provinzen  Indianer  Chinesen 
und  Mongolen,  ferner  auf  die  Dauer  von  8  Jahren 
Personen,  welche  wegen  corrupter  Wahlpraktiken  z.  B. 
Bestechung,  ungebührliche  Wahlbeeinflussung  verurtheilt 
sind.^^ 

Zum  passiven  Wahlrecht  ist  erforderlich: 

Staatsangehörigkeit,  Alter  und  männliches  Geschlecht 
wie  beim  activen  Wahlrecht;  eine  Vermogensqualifica- 
tion ist  dagegen  nicht  vorgeschrieben; 

das  Nichtvorhandensein  von  Ausschliessungsgründen, 
namentlich  Bekleidung  von  Aemtem,  mit  denen  die 
Mitgliedschaft  im  Unterhause  unvereinbar  ist,  insbe- 
sondere Bundessenatoren  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  39), 
Provinzialminister,  Mitglieder  einer  Provinziallegislatur, 
besoldete  Bundesbeamte  mit  einigen  Ausnahmen,  na- 
mentlich  Bundesminister    sofern  sie   dies  Amt  bereit j* 


^^  Das   ziemlich    complicirte   Detail   des    activen  Wahl- 
rechts bei  Munro,  S.  124—128. 
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bei  der  Wahl  bekleiden,  ferner  ohne  die  eben  ange- 
führte Beschränkung  Offiziere,  Beamte  und  Mann- 
schaften der  Miliz ;  weiter  Personen,  welche  Kontrakte 
mit  der  Bundesregierung  haben,  mit  Ausnahme  von 
Geldgläubigern  aus  Darlehen,  und  welche  corrupter 
Wahlpraktiken  schuldig  sind.'^ 

Zur  Aufstellung  eines  Candidaten  (nomination) 
ist  die  Unterschrift  von  mindestens  25  Wählern,  schrift- 
liche Zustimmung  des  Candidaten,  ausser  wenn  er  aus 
der  Provinz  abwesend  ist,  und  Deponirung  von  200  $ 
erforderlich,  welche  zu  den  Wahlkosten  verwendet 
werden,  falls  er  nicht  gewählt  wird  auch  nicht  mindestens 
die  Hälfte  der  Stimmenzahl  des  erfolgreichen  Candi- 
daten erhält.  Abstimmung  (poll)^  und  zwar  geheime 
Abstimmung  durch  Wahlzettel  in  Unterabtheilungen 
des  Wahlkreises  erfolgt  nur,  falls  ein  oder  mehrere 
Gegencandidaten  aufgestellt  sind.  Zur  Wahl  ist  re- 
lative Mehrheit  ausreichend,  bei*  Stimmengleichheit  ge- 
bührt dem  Wahlvorsteher  (retuming  officer)  die  Ent- 
scheidung.** 

Die  Zählung  der  Stimmen  durch  den  Wahlvorsteher 
kann  angefochten  und  darüber  richterliche  Entscheidung 
erwirkt  werden.  Corrupte  Wahlpraktiken  des  erfolg- 
reichen Candidaten  und  seiner  Agenten,  namentlich 
Bestechung  und  ungebührliche  Beeinflussung,  machen 
die  Wahl  ungültig;  über  das  Vorhandensein  derselben 
entscheiden  die  Gerichtshöfe.^* 

Das  Unterhaus  wählt  aus  seinen  Mitgliedern  seinen 


'^  Die  Einzelheiten  des  passiven  Wahlrechts  bei  Munro, 

S.  128—130. 

^'  Das  Detail   des   Wahlverfahrens   bei  Munro,   S.   130 

—137. 

"  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  41  („the  trial  of  contro- 
Terted  elections,  and  proceedings  incident  thereto").  Vgl. 
Munro,  S.  137,  138,  222. 
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Vorsitzenden  (Speaker)^  welcher  in  Behinderuugs- 
f  allen  durch  den  Vorsitzenden  der  Committees  (chair- 
man  of  committees)^  eventuell  durch  ein  anderes  Mit- 
glied, welches  er  selbst  bestimmt,  vertreten  wird.  Er 
hat  kein  Stimmrecht,  ausser  bei  Stimmengleichheit.^^ 

Zur  Beschlussfassung  ist  die  Anwesenheit  von  min- 
destens 20  Mitgliedern  erforderlich.  Der  Beschluss  der 
einfachen  Mehrheit  gilt  in  allen  Fällen  als  Beschluss 
des  Hauses  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  48). 

Die  Stelle  von  Mitgliedern,  deren  Amt  durch  Tod, 
Resignation,  Annahme  bestimmter  Aemter  (vgl.  die 
Bestimmungen  über  das  passive  Wahlrecht)  oder  durch 
Ausstossung  infolge  Beschlusses  des  Hauses  erlischt, 
wird  für  den  Rest  der  Legislaturperiode  durch  Neu- 
wahl ausgefüllt  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  43). 

Die  Mitglieder  des  Unterhauses  erhalten  für  ihre 
Dienstleistungen  gleiche  Vergütung  wie  die  Sena- 
toren.*-^ 

Der  Generalgouverueur  hat  die  beiden  Häuser  des 
canadischen  Parlaments  jährlich  einzuberufen  und  ihre 
Sitzungen  zu  eroffiien.  Er  entscheidet  über  die 
Schliessung  des  Parlaments  und  die  Auflosung  des 
Unterhauses.  Da  diese  Handlungen  zur  königlichen 
Prärogative  .gehören,  so  ist  der  Rath  des  Bundes- 
ministeriums für  ihn  nicht  schlechthin  maassgebend.^' 

Nur  die  obersten  Grundzüge  der  Bundesgerichts- 
verfassung werden  in  der  B.  N.  A.  Act  1867  geregelt 
Zur  Zuständigkeit  des  Bundes  gehört  die  Errichtung, 
der  Unterhalt  und  die  Organisation  eines  allgemeinen 
Appellationsgerichtshofes  (General  Court  of  Appeal 
for   Canada)^  ferner  die  Einsetzung  von  Hülfsgerichten 


•^  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  44  —  47,  49  und  Revised 
Statutes  of  Canada  1886,  Kap.  14,  Sect.  1,  2. 

26  Vgl.  Munro,  S.  118,  119. 

27  Vgl.  Munro,  S.  186. 


Bnndesgericlite.  283 

(any  additional  Courts)  zur  besseren  Handhabung 
der  Gesetze  von  Canada  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  101), 
wogegen  die  Errichtung,  der  Unterhalt^®  und  die  Or- 
ganisation der  Provinzialgerichte  Sache  der  einzelnen 
Provinzen  ist  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  92,  u).  In 
Ausführung  dieser  Befugniss  ist  durch  Bundesgesetz 
neben  einigen  Hülfsgerichten  (^Exchequer  Court  nament* 
lieh  für  fiscalische  Prozesse,  Maritime  Court  for  On- 
iario  namentlich  für  Schiffahrtssachen)  ein  Appellations- 
gerichtshof für  Canada  (Supreme  Cotirt)^  bestehend 
aus  einem  Oberrichter  und  fünf  beisitzenden  Richtern, 
errichtet,  welchem  nach  Maassgabe  der  Prozessgesetze 
Appellationsgerichtsbarkeit  für  das  ganze  Bundesgebiet 
in  Straf-  und  Civilsacheu  zusteht.*^  Unter  Voraus- 
setzung einer  besondem  Ermächtigung  durch  die  eng-* 
lische  Konigin  ist  gegen  Entscheidungen  dieses  Gerichts- 
hofes Berufung  an  den  Kechtsausschuss  des  Geheimen 
Käthes  für  England  statthaft,  ausser  bei  der  gericht- 
lichen Entscheidung  über  streitige  Wahlen.'® 


-^  Die  Bundeskasse  zahlt  die  Gehalte,  Competenzen  und 
Pensionen  solcher  Provinzialrichter,  welche  vom  General- 
gouvemeur  angestellt  und  entlassen  werden.  B.  N.  A.  Act 
1867,  Sect.  100. 

^^  Der  Supreme  Court  hat  abgesehen  von  dem  ausnahms- 
weise statthaften  Weiterzug  an  den  Rechtsausschuss  des 
Geheimen  Käthes  gegenüber  den  nachgesetzten  Bundes-  und 
den  Provinzialgerichten  eine  älmliche  Stellung,  wie  das 
Reichsgericht  in  Leipzig  gegenüber  den  Gerichten  der 
deutschen  Staaten  und  des  Reichslandes  Elsass-Lothringen. 
Vgl.  Munro,  S.  216—222. 

30  Vgl.  Munro,  S.  222. 
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§  20. 

Das  Deutsche  R^ich. 

Auch  bezüglich  der  Organisation  der  Bundesgewalt 
bestehen  manche  Parallelen  zwischen  der  Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  und  dem  Deutschen  Reiche. 
Vor  dem  Uebergange  zum  Bundesstaate  ist  in  der 
Schweiz  wie  in  Deutschland  ein  Gesandtencongress  der 
verbündeten  Staaten  das  beschlussfassende  und  ent- 
scheidende Organ  gewesen;  der  Vorort  der  firuhereu 
Eidgenossenschaft  correspondirt  mit  dem  Präsidium  des 
frühern  Deutschen  Bundes.  Die  Unterschiede  beider 
Länder  bei  der  neuen  bundesstaatlichen  Organisation 
betreffen  vorzugsweise  drei  Organe. 

Die  Bundesversammlung  des  frühem  Deutschen 
Bundes  ist  in  der  verbesserten  Form  des  Bundesrathes 
bestehen  geblieben  und  mit  wichtigen  legislativen, 
executiven  und  vereinzelten  richterlichen  Befugnissen 
ausgestattet,  während  der  Ständerath  der  Schweiz  nach 
dem  Vorbilde  des  Senates  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  errichtet  und  im  Wesentlichen  auf  legislative 
Functionen  beschränkt  ist. 

Das  Präsidium  des  früheren  Deutschen  Bundes  ist 
beibehalten,  auf  Preussen  übertragen  und  mit  sehr 
wichtigen  neuen  executiven  Befugnissen  ausgestattet, 
während  der  Vorort  der  frühern  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft beseitigt  und  eine  neue  oberste  colle- 
gialische  executive  Behörde,  der  schweizerische  Bundes- 
rath,  geschaffen  ist. 

Es  ist  eine  Eigenthümlichkeit  der  deutschen  Reichs- 
verfassung, im  Unterschied  von  allen  mir  bekannten 
modernen  bundesstaatlichen  Verfassungen,  im  Unter- 
schied auch  von  den  Entwürfen  deutscher  bundesstaat- 
licher  Verfassungen    des   Jahres    1849,    dass    sie  ein 
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Reichs-  (Bundes-)  gericht  nicht  kennt  ^;  ein  solches  ist 
erst  aus  dem  Bedürfhiss  des  Rechtslebens,  wie  es  sich 
unter  der  neuen  Bundesverfassung  gestaltet  hat,  zur 
Entstehung  gekommen  und  noch  immer  ohne  ver- 
fassungsrechtliche Grundlage;  während  die  schweize- 
rische Bundesverfassung  von  1848  bereits  ein  Bundes- 
gericht  anordnet,  welches  in  der  revidirten  Bundes- 
verfassung von  1874  erheblich  verbessert  und  vervoll- 
kommnet ist. 

Der  deutsche  Reichstag  und  der  schweizerische 
Nationalrath  correspondiren  miteinander,  in  ihrer  Zu- 
sammensetzung und  in  ihren  Functionen;  hinter  beiden 
steht  das  Bedürfniss  des  modernen  Bundesstaates, 
einer  Vertretung  der  Bundesangehorigen  das^ustim- 
mungsrecht  bei  Bundesgesetzen  und  eine  Einwirkung 
auf  die  Handhabung  der  Bundesgewalt  zu  gewähren. 

Aehnlich  der  Republik  der  Vereinigten  Niederlande 
ist  die  Organisation  des  Deutschen  Reiches  thunlichst 
an  gewohnte  frühere  Einrichtungen  unter  sorgfältiger 
Berücksichtigung  der  thatsächlich  vorhandenen  Macht- 
verhältnisse angelehnt;  die  Urheber  der  gegenwärtigen 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  des  Canadischen 
Bundes  haben  sich  in  weit  grosserem  Umfange  von 
den  früher  vorhandenen  Verhältnissen  und  Einrichtungen 
frei  gemacht. 

Die  Reichsverfassung  setzt  und  ordnet  in  drei  auf 
einander  folgenden  Abschnitten  den  Bundesrath  (Art. 
<>—10),  das  Präsidium  (Art.  11 — 19)  und  den  Reichs- 
tag (Art.  20 — 32)  des  Deutschen  Reiches;  sie  überweist 
theils  in  den  allgemeinen,  theils  in  den  besonderen  Ab- 


^  Alle  Anträge  im  constituirenden  Reichstage  auf  als- 
baldige oder  demnächstige  Einsetzung  eines  Bundesgerichts 
sind  abgelehnt.-  Bezold,  Materialien  der  deutschen  Reichs- 
verfassung, II,  566  —  607. 
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scbnitten,  jedem  derselben  die  selbständige  Ausübung 
bestimmter  und  begrenzter  Herrschaftsrechte  des  Reiches, 
ohne  die  Befugnisse  des  einen  Organs  von  denen  des 
andern  abzuleiten  oder  eine  Unterordnung  oder  Ver- 
antwortlichkeit des  einen  gegenüber  dem  andern  zu 
bestimmen*;  die  Ausübung  der  in  ihr  verliehenen  Ge- 
walt, welche  dem  Reiche  selbst  und  niemandem  sonst, 
namentlich  nicht  der  Gesammtheit  der  verbündeten 
Staaten  (§  6,  Anm.  11)  oder  der  verbündeten  Regie- 
rungen, zusteht,  erfolgt  je  nach  Verschiedenheit  der 
Fälle  durch  den  Bundesrath,  das  Präsidium  und  die 
unter  ihm  stehenden  Reichsämter,  und  durch  den 
Reichstag  (§  27).  Der  Bundesrath,  das  Präsidium  und 
der  Reichstag  sind  daher  coordinirt  und  gleich  rechtig. 
Der  Bundesrath  des  Deutschen  Reiches  ist  die 
Vertretung  der  deutschen  Staaten  für  Reichsangelegen- 
heiten durch  Gesandte,  welche  an  Instructionen  ge- 
bunden sind;  er  besteht  aus  bevollmächtigten  Ver- 
tretern  der  Mitglieder  des  Bundes,  d.  h.  der  deutschen 
Einzelstaaten  (Art.  6).  Die  Gesammtzahl  der  Stimmen 
im  Bundesrathe  beträgt  58.     Die  Stimmvertheilung  ist 


^  Die  Reichsverfassung  setzt  für  jedes  dieser  drei  ober- 
sten Organe  des  Reiches  nicht  nur  Rechte,  sondern  auch 
Pflichten ;  so  ist  es  Pflicht  des  Kaisers,  den  Bundesrath  und 
den  Reichstag  alljährlich  zu  berufen  (Art.  13,  12)  und  die 
von  ihnen  angenommenen  Reichsgesetze  zu  verkündigen 
(Art.  17,  5);  so  ist  es  Pflicht  des  Bundesrathes  und  des 
Reichstages,  auf  Berufung  des  Kaisers  sich  zu  versammeln 
und  bis  zur  Vertagung  oder  Schliessung  versammelt  zu 
bleiben  (Art.  12,  13)  und  die  zur  Ausführung  der  Reichs- 
gesetze nöthigen  Mittel  zu  bewilligen,  weil  sie,  wie  jeder- 
mann den  es  angeht,  durch  die  Reichsgesetze  gebunden 
werden  (Art.  71,  62);  hinter  keiner  Pflicht  des  Bundes- 
rathes, des  Kaisers  oder  des  Reichstages  steht  ein  directer 
Zwang.  Die  Zwangsgewalt  des  modernen  oonstitutionellen 
Staates  endet  bei  seinen  obersten  Organen. 
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nach  Analogie  der  Bestimmungen  für  das  Plenum  der 
frühem  Bundesversammlung  (Bundesacte,  Art.  6)  er* 
folgt;  Preussen  führt  ausser  den  früheren  eigenen 
Stimmen  (4)  die  ehemaligen  Stimmen  von  Hannover 
(4),  Kiu-hessen  (3),  Holstein  (3),  Nassau  (2),  Frank- 
furt (1),  also  17  Stimmen,  Bayern  anstatt  der  früheren 
4  Stinmien  6  *,  Sachsen  und  Württemberg  je  4,  Baden 
und  Hessen  je  3,  Mecklenburg- Schwerin  und  Braun- 
schweig je  2,  und  jeder  der  anderen  17  Staaten  je  1. 
Das  Reichsland  hat  im  Bundesrathe  keine  Stimme, 
doch  kann  der  Statthalter  Commissare  zur  Wahr- 
nehmung der  elsass  -  lothringischen  Interessen  in  den- 
selben entsenden  (R.  G.  vom  4.  Juli  1879,  §  7). 

Jeder  Staat  kann  so  viel  Vertreter  ernennen,  wie  er 
Stimmen  hat,  doch  kann  die  Gesammtheit  der  zu- 
ständigen Stimmen  nur  einheitlich  abgegeben  werden 
(Art  6),  woraus  bei  Staaten,  die  mehrere  Stimmen 
führen  und  mehrere  Vertreter  senden,  der  Unterschied 
von  stimmführenden  und  nichtstimmführenden  Mit- 
gliedern folgt. 

Die  Ernennung,  Bevollmächtigung,  Instruction  und 
Abberufung  der  Bevollmächtigten  ist  Sache  des  be- 
treffenden Staates.  Jeder  Staat  mag  diese  Angelegen- 
heiten, welche  ihm  durch  die  Reichsverfassung  über- 
wiesen sind,  nach  seinem  Gefallen  ordnen,  auch  die 
Verantwortlichkeit  seiner  Vertreter  und  die  Verant- 
wortlichkeit für  deren  Instruirung  bestimmen.  Das 
Reich  kann  Mitglieder  des  Bundesrathes  nicht  zur 
Verantwortung  ziehen  (Art.  10). 

Der  Bundesrath  prüft  die  Legitimation  seiner  Mit- 
glieder und  entscheidet  darüber;  die  Zulassung  eines 


'  Bayern  sind  6  Stimmen  im  ZoUbundesrath  durch  den 
ZoUvereinigungsvertrag  vom  8.  Juli  1867  bewilligt  und  bei 
Eintritt  in  das  Bundes verhältniss  gelassen. 


• 
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Bevollmächtigten  enthält  ein  Anerkenntniss  der  ßecht- 
mässigkeit  der  Regierung,  welche  ihn  ernannt  hat* 

Der  Vorsitz  im  Bundesrathe  und  die  Leitung  der 
Geschäfte  steht  dem  Reichskanzler  zu,  welcher  vom 
Kaiser  ernannt  wird.  Derselbe  kann  sich  vermöge 
schriftlicher  Substitution  durch  jedes  andere  Mitglied 
des  Bundesrathes  vertreten  lassen  (Art.  15),  muss  daher 
selbst  Mitglied  des  Bundesrathes  sein.  Die  bayerische 
Regierung  hat  im  Schlussprotokoll  vom.  23.  November 
1870  (IX)  das  Recht  ausbedungen,  dass  ihr  Vertreter 
bei  Behinderung  Preussens  d.  h.  aller  preussischen  Be- 
vollmächtigten den  Vorsitz  führe.* 

Jedes  Bundesglied  d.  h.  jeder  deutsche  Staat,  nach 
der  Praxis  auch  das  Präsidium  \  ist  befugt,  Vorschläge 
zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen,  und  das  Prä- 
sidium ist  verpflichtet,  dieselben  der  Berathung  zu 
iibergeben  (Art.  7). 

Die  Beschlussfassung  im  Bundesrathe  erfolgt,  vor- 
behaltlich einiger  Ausnahmen  (Art.  5,  37,  78)  mit  ein- 
facher Mehrheit  der  vertretenen  Stimmen.  Nicht  ver- 
tretene oder  nicht  instruirte  Stimmen  werden  nicht 
gezählt,  sodass  die  Beschlussfähigkeit  nicht  von  der 
Anwesenheit   einer   bestimmten  Zahl    von  Mitgliedern 


*  Aehnlich  bezüglich  des  Fürstencollegiums  Unions- 
verfassung, §  76. 

*  Diese  Praxis  ist  sehr  bedenklich;  nur  den  Bundes- 
gliedem  ist  das  Vorschlagsrecht gegeben  und  das  Präsidium 
ist  kein  Bundesglied.  Jeder  Bevollmächtigte  ist  seiner  Re- 
gierung für  die  Vorschläge,  welche  er  im  Bundesrathe 
macht,  verantwortlich.  Die  bezügliche  Vorschrift  des  Art.  7 
ist  der  Bundesacte,  Art.  5  entnommen;  in  dem  frühem 
Deutschen  Bunde  konnte  von  Präsidialvorschlägen,  getrennt 
und  verschieden  von  Vorschlägen  der  österreichischen  Re- 
gierung, keine  Rede  sein.  Hinter  den  Präsidialvorlagen 
steht  keine  Verantwortlichkeit  gegenüber  einer  deutschen 
Staatsregierung. 
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abhängig  ist.  Bei  Stimmengleichheit  gibt  die  Präsidial- 
stimme  den  Ausschlag.  Die  Präsidialstimme  ist  immer 
die  preussische  Stimme,  weil  Preussen  sich  zwar  im 
Vorsitze  des  Biindesrathes,  nicht  aber  in  Führung  des 
Präsidiums  des  Bundes  vertreten  lassen  kann.^  Ent* 
hält  Preussen  sich  der  Abstimmung,  so  gilt  der  Antrag 
bei  Stimmengleichheit  als  abgelehnt  (Art.  7). 

Bei  der  Beschlussfassung  über  eine  Angelegenheit, 
bei  welcher  die  Zuständigkeit  des  Reiches  nach  den 
Bestimmungen  seiner  Verfassung  auf  einen  Theil  seines 
Gebietes  beschränkt  ist,  z.  B.  .Ausnahme  Bayerns  von 
den  Heimats-  und  Niederlassungsverhältnissen,  Bayerns 
Württembergs  und  Badens  von  der  Biersteuer,  werden 
die  Stimmen  nur  derjenigen  Staaten  gezählt,  denen  die 
Angelegenheit  gemeinschaftlich  ist  (Art.  7). 

Der  Bundesrath  bildet  aus  seiner  Mitte,  also  aus 
seinen  Mitgliedern  dauernde,  d.  h.  fortwährend  existi- 
rende  wenn  auch  nicht  ununterbrochen  versammelte 
Ausschüsse,  nämlich  1.  für  das  Landheer  und  die 
Festungen,  2.  für  das  Seewesen  (namentlich  die  Kriegs- 
marine), 3.  für  Zoll-  und  Steuer wesen,  4.  für  Handel 
und  Verkehr,  5.  für  Eisenbahnen,  Post  und  Telegraphen, 
6.  für  Justizwesen,  7.  für  Rechnungswesen,  8.  für  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  (Art.  8).  In  jedem  dieser 
Ausschüsse  müssen  mindestens  5,  im  Ausschuss  für  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  gerade  5  Staaten  ver- 
treten sein;  jeder  Staat  führt  in  denselben  eine  gleiche 
Stimme. 


•  Anders  nach  der  Unionsverfassung,  §§  76,  77,  wonach 
im  FärstencoUegium  die  Stimme  des  jedesmaligen  Vor- 
sitzenden, des  Reichs  Vorstandes  also  nur  falls  er  den  Vor- 
sitz fahrte,  sonst  die  Stimme  Bayerns,  falls  es  bei  Behin- 
derung Preussens  den  Vorsitz  führte,  entscheiden  sollte. 
Jetzt  ist  der  Stichentscheid  dem  Präsidium,  welches  mit 
dem  Reichs  vorstände  der  Uni  ons  Verfassung  correspondirt, 
gegeben. 

WcmEKAKP.  19 
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Mehrere  Staaten  haben  verfassungsmässige  MitgliecU- 
rechte  in  Bezug  auf  diese  Ausschüsse.  Das  Prasidium 
(Preussen)  hat  ein  Recht  auf  Sitz  und  Vorsitz  in  jedem 
dieser  Ausschüsse  mit  Ausnahme  des  Ausschusses  für 
die  auswärtigen  Angelegenheiten,  worin  Bayern  den 
Vorsitz  hat.  Bayern,  Sachsen  und  Württemberg  haben 
ständigen  Sitz  in  dem  Ausschuss  für  die  auswärtigen 
Angelegenheiten,  Bayern  und  Württemberg^  in  dem 
Ausschuss  für  das  Landheer  und  die  Festungen.  Bei 
Bestimmung  der  übrigen  Mitglieder  dieser  Ausschüsse 
wird  verschieden  verfahren;  die  Mitglieder  der  mili- 
tärischen Ausschüsse  (für  Landheer,  Festungen  und 
für  Seewesen)  werden  vom  Kaiser  ernannt,  die  Mit- 
glieder der  anderen  Ausschüsse  werden  vom  Bundes- 
rathe   gewählt.^     Die   Zusammensetzung    dieser   Aus- 


^  Das  Mitgliedsrecht  Württembergs  ist  formell  ah- 
weichend  von  dem  bayerischen  Bechte  behandelt,  materiell 
aber  mit  ihm  übereinstimmend.  Es  basirt  auf  Art.  15 
seiner  Militärconvention,  welche  nach  der  Schlussbestinunmig 
zum  XI.  Abschnitt  einen  Theil  der  Verfassung  bildet,  und 
ist  von  der  Berufung  Württembergs  in  diesen  Ausschuss 
durch  den  Kaiser,  welche  aber  dessen  verfassungsmässige 
Pflicht  ist,  abhängig.  Auch  Sachsen  ist  in  seiner  Militar- 
convention,  die  aber  keinen  Theil  der  Verfassung  bildet 
die  Vertretung  in  diesem  Ausschuss  zugesichert. 

^  Die  Bestimmung  der  Mitglieder  der  Ausschüsse  erfolgt 
nach  der  Praxis  (Geschäftsordnung)  des  Bundesrathes  durch 
die  Bestimmung  der  Staaten,  welche  in  dem  Ausschuss  ver- 
treten sein  sollen;  diese  ernennen  hinwiederum  die  Mit- 
glieder der  Ausschüsse.  Diese  Praxis  steht  bei  den  Mit- 
gliedern, wozu  einzelne  Staaten  verfassungsmässig  berechtigt 
sind,  mit  der  Verfassung  in  UebereinstimmuDg ,  schwerlich 
aber  bei  den  anderen  Mitgliedern.    Der  Wortlaut  im  Art.  8 : 

„die   übrigen  Mitglieder werden  ernannt",   „die  Mit^ 

glieder  ....  werden  ....  gewählt",  „die  ausscheidenden  Mit- 
glieder sind  wieder  wählbar",  „zwei  vom  Bundesrath  all- 
jährlich   zu    wählenden   Bevollmächtigten    anderer  Bundes- 
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Schüsse  ist  für  jede  Session  des  Bundesrathes  beziehungs- 
weise mit  jedem  Jahre  zu  erneuern,  wobei  die  aus- 
scheidenden Mitglieder  wieder  wählbar  sind  (Art.  8). 

Dem  Bundesrathe  steht  kraft  seiner  Autonomie  die 
Einsetzung  anderer  Ausschüsse  zu,  z.  B.  für  das  ßeichs- 
land,  die  Verfassung,  die  Geschäftsordnung;  er  bestimmt 
über  ihre  Zusammensetzung  und  Dauer. 

Den  Ausschüssen  werden  durch  die  Reichsverfassung 
(Art.  36,  39,  56,  63)  und  durch  Eeichsgesetze  (z.  B.  vom 
9.  November  1867,  §  9)  einige  selbständige  Verrich- 
tungen überwiesen;  ihre  Hauptaufgabe  ist  indessen  die 
Vorbereitung  der  Beschlussfassung  im  Bundesrathe.  Es 
liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  wird  durch  die  Er- 
fahrung aller  gesetzgebenden  Körperschaften  bestätigt, 
dass  dieselben  in  der  Regel  geneigt  sind,  den  Vor- 
schlägen ihrer  Ausschüsse,  die  mit  der  Vorbereitung 
der  Beschlussfassung  beauftragt  sind,  sich  anzuschliessen. 
Das  grosse  Gewicht,  welches  Preussen  als  Präsidial- 
macht und  durch  seine  17  Stimmen  auf  die  Beschluss- 
fassung des  Bundesrathes  ausübt,  wird  durch  das  gleiche 
Stimmrecht  der  Staaten  in  den  Ausschüssen  etwas  er- 
mässigt.  Die  Ausschüsse  werden  durch  die  Beschlüsse 
und  Instructionen  des  Bundesrathes  gebunden. 

Den  Ausschüssen  werden  durch  das  Präsidium  die 
zu  ihren  Arbeiten  nothigen  Beamten  zur  Verfügung 
gestellt  (Art.  8). 

Jedes  Mitglied  des  Bundesrathes  darf  im  Reichs- 
tage erscheinen  und  muss  daselbst  auf  Verlangen  jeder- 


staaten"  fordert  individuelle  Ernennung  beziehungsweise 
Wahl  der  Personen,  die  Mitglieder  der  Ausschüsse  sein 
sollen.  Das  wird  noch  klarer  durch  Heranziehung  des  un- 
mittelbar folgenden  Art.  9,  wo  der  zweimal  vorkommende 
Ausdruck:  „Mitglied  des  Bundesrathes"  zweifellos  nicht  den 
zur  Ernennung  berechtigten  Staat,  sondern  die  von  einem 
Staate  zum  Mitgliede  ernannte  Person  bedeutet. 

19* 
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Zuziehung  von  Richtern  verstärkte  Reichseisenbahnamt 
wenn  es  als  Verwnltungsgerichtshof  fungirt,  das  Reichs- 
patentamt,  das  Reichsoberseeamt,  das  Reichsversiche- 
rungsamt, die  Disciplinarbehorden  für  Reichsbeamte 
und  namentlich  die  Reichsjustizbehorden ,  nämlich  das 
Reichsgericht  in  Leipzig,  und  die  Consuln  und  Con- 
sulargerichte,  soweit  sie  streitige  Gerichtsbarkeit  üben. 
Der  früher  häufige  Zustand,  dass  der  Norddeutsche 
Bund  und  das  Deutsche  Reich  sich  zur  Besorgung 
ihrer  Angelegenheiten  der  Hülfeleistung  preussischer 
Behörden  bedienten,  dauert  noch  fort  bei  dem  preussi- 
schen  Kriegsministerium,  der  preussischen  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  und  der  preussischen  Ober- 
rechnungskammer. 

Die  Verhältnisse  der  Reichsbeamten  werden  durch 
Reichsrecht  geregelt,  namentlich  durch  R,  V.,  Art,  18, 
und  durch  das  Reichsbeamtengesetz  vom  31.  März  1873. 
Die  Anstellung  der  Reichsbeamten  erfolgt  in  der  Regel 
durch  den  Kaiser  oder  im  Namen  des  Kaisers,  bis- 
weilen unter  Mitwirkung  des  Bundesrathes.  „Jeder 
Reichsbeamte  ist  für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  amt- 
lichen Handlungen  verantwortlich"  (§  13  des  Reichs- 
beamtengesetzes). Der  Kaiser  kann  den  Reichskanzler 
und  eine  grossere  Zahl  anderer  (politischer)  Reichs- 
beamten nach  Gefallen  des  Amtes  entlassen. 

Dem  Präsidium  sind  wichtige  Rechte  bezüglich  der 
anderen  Organe  des  Reiches  übertragen.  Der  Bundes- 
rath  und  der  Reichstag  sind  nicht  permanent  und  haben 
kein  Selbstversammlungsrecht.  Ihre  Berufung,  Erofl- 
nung,  Vertagung  und  Schliessung  ist  Prärogative  des 
Kaisers  (Art.  12).  Der  Bundesrath  kann  ohne  den 
Reichstag,  nicht  aber  der  Reichstag  ohne  den  Bundes- 
rath berufen  werden  (Art.  13).  Die  Berufung  des 
Bundesrathes  und  des  Reichstages  muss  alljährlich  er- 
folgen (Art.  13),  die  Berufung  des  Bundesrathes  ausser- 
dem,  sobald   sie  von   einem  Drittel  der  Stimmenzahl, 
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d.  b.  von  Staaten  mit  zusammen  mindestens  20  Stimmen, 
verlangt  wird  (Art.  14).  Die  Vertagung  des  Iteichs- 
tages  darf  ohne  seine  Zustimmung  die  Frist  von 
30  Tagen  nicht  übersteigen  und  während  derselben 
Session  nicht  wiederholt  werden  (Art.  26).  Der  Kaiser 
ernennt  und  entlasst  den  Reichskanzler,  welcher  Vor- 
sitzender des  Bundesrathes  ist  (Art.  15,  18).  Zustim- 
mung des  Kaisers  ist  zur  Auflosung  des  Reichstages 
während  seiner  Legislaturperiode  durch  Beschluss  des 
Bundesrathes  erforderlich  (Art.  24). 

Der  Reichstag,  das  dritte,  dem  Bundesrath  und 
dem  Präsidium  coordinirte  Organ  des  Deutschen  Reiches, 
eine  Neubildung  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes,  correspondirend  mit  dem  Volkshause  der  Frank- 
furter R.  V.  und  der  Unionsverfassung,  ohne  Vorbild 
in  dem  frühem  Rechtszustande  Deutschlands,  ist  die 
Vertretung  des  deutschen  Volkes  für  Reichsangelegen- 
heiten; er  soll  die  Rechte  und  Interessen  der  Reichs- 
angehorigen  vertreten.  Seine  Mitglieder  werden  in 
R.  V.,  Art.  29,  ausdrücklich  „Vertreter  des  gesammten 
Volkes^  genannt,  womit  deutlich  ausgesprochen  ist, 
dass  dieses  Rechtssubject  in  Reichsangelegenheiten  ist; 
denn  wer  kein  Rechtssubject  ist,  kann  auch  keinen 
Vertreter  haben.  ^^  Zu  diesen  Rechten  gehört  nament- 
lich, dass  die  Reichsverfassung  in  allen  ihren  Bestim- 


^'  Der  entgegengesetzte  Satz  von  Laband,  I,  274 :  ,,Das 

gesanunte   deutsche  Volk ist  kein   Rechtssubject" 

widerstreitet  der  Beichsverfassung ;  er  steht  auf  dem  Boden 
des  absolutistischen,  nicht  des  constitutionellen  Staates.    Der 

Zusatz :   „  Das  gesammte  Volk hat  juristisch  keinen 

Willen"  gilt  von  jedem  Gesammtvolke  im  Unterschiede  von 
den  stimmberechtigten  Bürgern;  aber  das  Haben  von  Rech- 
ten ist  vom  Haben  eines  juristisch  relevanten  Willens  un- 
abhängig, sonst  wären  Kinder  und  Geisteskranke  keine 
Rechtssubjecte. 
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mungeQ  gehalten  wird^^,  dass,  um  Einzelheiten  her- 
vorzuheben, das  deutsche  Volk  nur  durch  solche  Keichs- 
gesetze  verpflichtet  wird,  denen  es  durch  seine  Vertreter 
im  Reichstage  zugestimmt  hat  (Art.  5),  dass  es  nur  die 
von  diesen  bewilligten  Keichslasten,  auf  militärischem 
und  finanziellem  Gebiete,  zu  tragen  hat  (Art.  60,  70, 
73),  dass  bei  Vertheilung  der  Lasten  und  Kosten  des 
gesammten  Kriegswesens  weder  Bevorzugungen  noch 
Prägravationen  einzelner  Staaten  oder  Klassen  grund- 
sätzlich zulässig  sind  (Art.  58),  dass  Deutschland  ein 
von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze  umgebenes  Zoll-  und 
Handelsgebiet  bildet  (Art.  33).  Die  weitere  Bestimmung 
des  Art.  29:  Die  Mitglieder  des  Reichstages  sind  „an 
Aufträge  und  Instructionen  nicht  gebunden"  ändert 
daran  nichts,  weil  das  Gebundensein  an  Aufträge  und 
Instructionen  nicht  zum  Wesen  eines  Vertreters,  weder 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  noch  des  Privatrechts 
gehört. 

„Der  Reichstag  geht  aus  allgemeinen  und  directen 
Wahlen  mit  geheimer  Abstimmung  hervor"  (Art.  20).*' 
Wähler  für  den  Reichstag  ist  mit  einigen  nicht  sehr 
beträchtlichen  Ausnahmen  jeder  Deutsche,  welcher  das 
25.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  in  dem  Staate  (Reichs- 


*^  DaBselbe  Recht  haben  die  deutschen  Staaten;  sie 
üben  es  durch  den  Bundesrath ;  das  deutsche  Volk  übt  es 
durch  den  Reichstag. 

^^  Uebereinstimmend  das  Reichswahlgesetz  der  Frank- 
fiuter  Nationalversammlung  vom  12.  April  1849,  §§  1,  13, 
14,  abweichend  das  Reichswahlgesetz  zur  Unionsverfassungf 
§§  11  —  23,  indem  ea  indirecte  Wahlen  auf  Grund  des 
preussischen  Dreiklassensystems  und  offene  Stimmgebung  zu 
Protokoll  vorschrieb.  Directe  Wahlen  mit  geheimer  Ab- 
stimmung gewinnen  im  Gesammtkreise  der  europäischen 
Civilisation  nach  und  nach  die  Oberhand  über  indirecte 
Wahlen  mit  offener  Stimmgebung. 
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lande),  wo   er  seinen  Wohnsitz  hat  (Reichstags Wahl- 
gesetz vom  31.  Mai  1869,  §§  1 — 3,  vgl.  auch  Reichs- 
militargesetz  vom  2.  Mai  1874,  §  49).    Wählbar  zum 
Abgeordneten  ist  jeder  Deutsche,  welcher  das  25.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  hat,  ohne  Rücksicht  auf  Angehorig- 
keit    zum  Staate    des  Wahlkreises  und  auf  Wohnsitz 
in  demselben,  jedoch  vorausgesetzt  Reichsangehörigkeit 
seit   mindestens  einem  Jahre  am  Tage   der  Wahl  und 
dass    er  nicht  zu  den  vom  activen  Wahlrecht  ausge- 
schlossenen Personen  gehört  (W.  G.,  §  4).    Das  Bundes- 
gebiet zerfällt  in  397  Wahlkreise,  von  denen  jeder  einen 
Abgeordneten  entsendet;  kein  Wahlkreis  umfasst  6e- 
bietstheile  verschiedener  Staaten.     In  jedem  norddeut- 
schen  Staate    ist   auf  durchschnittlich    100000  Seelen 
•^derjenigen  Bevölkerungszahl,  welche  den  Wahlen  zum 
verfassunggebenden  Reichstage  zu  Grunde  gelegen  hat", 
in    den    süddeutschen  Staaten    auf  je    durchschnittlich 
100000  Seelen  der  Bevölkerungszahl  bei  den  Wahlen 
zum  ersten  Zollparlament,  im  Reichslande  ebenfalls  auf 
je   100000  Seelen   ein  Wahlkreis  gebildet;   ein  Ueber- 
schuss  von  mindestens   50000  Seelen   ist   zu  voll  be- 
rechnet;   ein   Staat    mit    einer    Bevölkerungszifter    von 
unter  50000  Seelen  (Schaumburg -Lippe,  Reuss  ältere 
Linie)  bildet  einen  Wahlkreis.    Preussen  (mit  dem  in- 
zwischen einverleibten  Lauenburg)  hat  236,  Bayern  48, 
Sachsen  23,  Württemberg   17,  Elsass -Lothringen   15, 
Baden  14,  Hessen  9,  Mecklenburg-Schwerin  6,  Sachsen- 
Weimar,  Oldenburg,  Braunschweig  und  Hamburg  je  3, 
Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Coburg-Gotha  und  Anhalt 
je  2,  jeder  andere  Staat  je  1  Abgeordneten  (W.  G.,  §  5; 
ß.  V.,  Art.  20;  R.  G.  vom  25.  Juni  1873,  §  3).    Ab- 
weichend von  allen  anderen  mir  bekannten  bundesstaat- 
lichen Verfassungen   ist  keine  periodische  Neuverthei- 
lung  der  Abgeordneten  auf  die  verschiedenen  Staaten 
je  nach  der  Bewegung  der  Bevölkerung  vorgeschrieben. 
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sondern  nur  eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Abgeord- 
neten infolge  der  steigenden  Bevölkerung  durch  Gesetz 
Torbehalten  ( W.  G.,  §  5) ;  ein  solches  Gesetz  ist  noch 
nicht  ergangen. 

Jeder  Wahlkreis  wird  behufs  der  Stimmabgabe  in 
kleinere  Bezirke  getheilt,  welche  thunlichst  mit  den 
Ortsgemeinden  zusammenfallen  sollen ;  volkreiche  Orts- 
gemeinden werden  in  kleinere  Bezirke  getheilt.  Die 
Wahler  eines  jeden  Bezirks  werden  registrirt;  spätestens 
vier  Wochen  vor  der  Wahl  werden  die  Wählerlisten 
zu  jedermanns  Einsicht  ausgelegt;  binnen  acht  Tagen 
seit  der  Auslegung  sind  Einsprachen  gegen  Richtigkeit 
und  Vollständigkeit  statthaft,  worüber  binnen  der  folgen- 
den vierzehn  Tage  im  Verwaltungswege  entschieden  wird. 
Nur  die  in  die  Listen  aufgenommenen  Personen  sind 
zur  Theilnahme  an  der  Wahl  berechtigt;  niemand  darf 
in  mehr  als  einem  Bezirke  wählen.  Das  Wahlrecht 
wird  in  Person  durch  verdeckte,  in  eine  Wahlurne 
niederzulegende  Stimmzettel  ausgeübt;  die  Stimmzettel 
müssen  von  weissem  Papier  sein  und  dürfen  kein 
Kennzeichen  haben.  Ueber  Gültigkeit  oder  Ungültig- 
keit der  Stimmzettel  entscheidet  unter  Vorbehalt  der 
Prüfimg  und  Entscheidung  des  Reichstages  allein  der 
Vorstand  des  Wahlbezirks  nach  Stimmenmehrheit  seiner 
Mitglieder.  Die  Wahlhandlung  sowie  die  Ermittelung 
des  Wahlergebnisses  sind  öffentlich.  Die  allgemeinen 
Wahlen  sind  im  ganzen  Bundesgebiete  an  demselben 
vom  Kaiser  zu  bestimmenden  Tage  vorzunehmen  (W.  G., 
§§  6-14). 

Abweichend  von  dem  in  den  Gebieten  des  engli- 
schen Rechts  vorherrschenden  System  ist  zur  Wahl 
absolute  Mehrheit  aller  in  einem  Wahlkreise  abge- 
gebenen Stimmen  erforderlich.  Erhält  keiner  der  Candi- 
daten  die  absolute  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen, 
so  findet  engere  Wahl  zwischen  den  beiden  Candidaten 
statt,    welche    die    meisten    Stimmen    erhalten    haben. 
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Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos  (W.  G., 
§  12). » 

Beamte,  d.  b.  Reichs-  und  Staatsbeamte,  bedürfen 
keines  Urlaubes  zum  Eintritt  in  den  Reichstag  (Art.  21). 

Die  Verhandlungen  des  Reichstages  sind  öffentlich; 
wahrheitsgetreue  Berichte  über  dieselben  sind  von  jeder 
Verantwortlichkeit  frei  (Art.  22). 

Der  Reichstag  prüft  die  Legitimation  seiner  Mit- 
glieder und  entscheidet  darüber.  Er  regelt  seinen  Ge- 
schäftsgang und  seine  Disciplin  durch  eine  Geschäfts- 
ordnung und  erwählt  seinen  Präsidenten,  seine  Vice- 
prasidenten  und  Schriftführer  (Art.  27).  Das  Discipli- 
narrexrht  des  Reichstages  über  seine  Mitglieder  ist  analog 
dem  Disciplinarrecht  des  Staates  über  seine  Beamten; 
man  wird  in  ihm  die  Befugniss  finden  können  und 
müssen,  durch  geeignete  Strafen  (Geldstrafen,  Sus- 
pension,   äussersten  Falls  Ausschliessung)    sich  gegen 


^*  Das  angelsächsische  System,  wonach,  mit  einigen  Aus- 
nahmen, relative  Mehrheit  (phirality)  entscheidet,  verdient 
gewiss  den  Vorzug.  Es  wirkt  auf  eine  Minderung  der 
Zahl  der  Candidaturen  und  der  Zahl  der  politischen  Par- 
teien; es  hindert  die  recht  bedenklichen  Geschäfte  zur 
Uebertragnng  der  Stimmen  derjenigen  Partei,  die  nicht  in 
die  Stichwahl  kommt.  Die  Zersplitterung  der  Wähler  des 
Deutschen  Reiches  in  über  ein  Dutzend  politische  Parteien 
Ut  ein  sehr  unerfreuliches  Residuum  der  sechshundertjährigen 
Leidensgeschichte  Deutschlands;  sie  mindert  das  Ansehen 
and  den  Einfluss  des  Reichstages  und  kann  unter  Umständen 
erhebliche  Gefahren  herbeiführen.  Vgl.  die  Uebersicht  über 
die  Abstimmungen  bei  den  Wahlen  zum  Deutschen  Reichs- 
tage und  die  Vertretung  der  verschiedenen  Parteien  in  dem- 
selben seit  1871  im  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
ßeich,  1891,  S.  133.  —  Die  Wirkung  des  in  Deutschland 
geltenden  Systems,  welches  auf  dem  europäischen  Continent 
verbreitet  ist,  wird  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
mit  dem  Ausdruck :  survival  of  the  unßttest  bezeichnet.  Vgl. 
The  Nation  vom  17.  März  1892,  S.  202. 
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Ungebühr  seiner  Mitglieder  zu  schützen  und  dadurch 
das  Erscheinen  unentschuldigt  abwesender  Mitglieder 
zu  erzwingen.  Die  Disciplinarmittel  der  gegenwärtigen 
Geschäftsordnung  sind  schwächlich. 

Der  Keichstag  beschliesst  immer  nach  einfacher 
Mehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  gilt  der  Antrag  als 
abgelehnt.  Zur  Gültigkeit  der  Beschlussfassung  ist  die 
Anwesenheit  der  Mehrheit  der  gesetzlichen  Zahl  der 
Mitglieder  (mindestens  199)  erforderlich  (Art.  28).  Das 
nothwendige  Correlat  dieser  Bestimmung  ist  ein  Zwangs- 
recht des  Reichstages,  das  Erscheinen  seiner  Mitglieder 
zu  veranlassen;  ein  solches  ist,  wie  eben  hervorgehobeiu 
in  dem  Disciplinarrecht  des  Reichstages  über  seine  Mit- 
glieder enthalten.  Hat  keine  Auszählung  des  Reichs- 
tages stattgefunden,  so  kann  die  Gültigkeit  der  Be- 
schlussfassung nicht  wegen  Mangels  der  Beschluss- 
fähigkeit beanstandet  werden. 

Kein  Mitglied  darf  wegen  seiner  Abstimmung  oder 
wegen  der  Aeusserungen  in  Ausübung  seines  Berufes 
ausserhalb  des  Reichstages  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  (Art.  30).  Während  der  Dauer  der  Sitzungs- 
periode sind  die  Mitglieder  auf  Verlangen  des  Reichs- 
tages von  Untersuchung,  Untersuchungs-  und  Civilhaft 
frei;  die  Einleitung  einer  Untersuchung,  die  Verhängung 
von  Untersuchungs-  und  von  Civilhaft  sind  während 
dieser  Zeit  von  der  Genehmigung  des  Reichstages  ab- 
hängig, die  Untersuchungshaft  ausser  wenn  das  Mit- 
glied bei  Ausübung  der  That  oder  im  Laufe  des  nächst- 
folgenden Tages  ergriffen  wird  (Art.  31). 

Die  Mitglieder  des  Reichstages  dürfen  als  solche 
keine  Besoldung  oder  Entschädigung  beziehen  (Art  32). 
Wiederholte  Anträge  des  Reichstages  auf  Aenderung 
dieser  Bestimmung  sind  bislang  am  Widerspruche  des 
Bundesrathes  gescheitert. 

Die  Legislaturperiode  des  Reichstages  dauerte  nach 
der  Reichs  Verfassung,    Art.  24,    drei  Jahre,  gerechnet 
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vom  Tage  der  allgemeinen  Wahl,  ist  aber  durch  Zu- 
satzgesetz zu  demselben  vom  19.  März  1888  auf  fünf 
Jahre  verlängert.  Der  Ablauf  derselben  bewirkt  das 
Erlöschen  des  Amtes  sämmtlicher  Reichstagsmitglieder. 
Gleiche  Wirkung  hat  der  Auflosungsbeschluss  des 
Bundesrathes,  welcher  der  Zustimmung  des  Kaisers 
bedarf  (Art.  24).  Im  Falle  der  Auflosung  des  Reichs- 
tages müssen  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  60  Tagen, 
gerechnet  von  Bekanntmachung  des  Auflosungsbe- 
schlusses, die  Wähler  und  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  90  Tagen  der  Reichstag  versammelt  werden  (Art.  25). 
Das  Amt  des  einzelnen  Reichstagsmitgliedes  erlischt 
durch  Eintritt  in  den  Bundesrath  (Art.  9),  durch  Ver- 
lust der  für  die  Wählbarkeit  erforderlichen  Eigen- 
schaften und  durch  rechtskräftige  Aberkennung  der  aus 
öffentlichen  Wahlen  hervorgegangenen  Rechte,  durch 
Annahme  eines  besoldeten  Reichs-  oder  Staatsamtes, 
durch  Eintritt  in  ein  solches  Reichs-  oder  Staatsamt, 
mit  welchem  ein  höherer  Rang  oder  ein  höheres  Ge- 
halt als  mit  dem  bisher  bekleideten  Amte  verbunden 
ist  (Art.  21)  und  durch  Niederlegung  des  Mandates. 
In  allen  diesen  Fällen  sowie  beim  Tode  eines  Mit- 
gliedes soll  sofort  eine  Neuwahl  stattfinden  (Wahl- 
reglement des  Bundesrathes  vom  28.  Mai  1870,  §  34). 
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DRITTES  KAPITEL. 
Functionen  der  Bundesregierung. 

§  21. 
StaatenbAndische  Yerfassungen. 

I.  Die  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande.^ Die  Unterscheidung  gesetzgebender,  voll- 
ziehender und  richterlicher  Gewalt  und  die  Ueber- 
weisung  derselben  an  verschiedene  Bundesorgane,  welche 
aus  der  gegenwartigen  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  in  die  meisten  neueren  Bundes- 
verfassungen übergegangen  ist,  war  dem  Bundesrecbt 
der  Vereinigten  Niederlande  fremd;  die  Generalstaateu 
und  der  Staatsrath  haben  nebeneinander  legislative, 
executive  und  richterliche  Befugnisse  geübt. 

Die  Utrechter  Union  enthält  keine  Definition  de^ 
Bereiches  der  gesetzgebenden,  vollziehenden  und  richter- 
lichen Gewalt  der  Generalität,  w^eil  sie  die  Regierung 
des  Bundes  nicht  regelt.  Aber  sie  überweist  der  Gene- 
ralität wichtige  Herrschaftsrechte  auf  internationalem 
und  staatlichem  Gebiete,  welche  ohne  legislative,  exe- 
cutive und  richterliche  Befugnisse  nicht  ausgeübt  wer- 
den konnten.  Daraus  wird  man  folgern  dürfen  und 
müssen,  dass  der  Generalität  so  weit,  aber  auch  nur  j^o 
weit,  gesetzgebende,  vollziehende  und  richterliche  -Ge- 
walt zustand,  als  zur  Ausübung  ihrer  materiellen  Herr- 
schailsrechte  nothig  war.  Die  Generalitätslande  und 
die  Colonien  standen  indessen,  wie  bereits  hervor- 
gehoben ist  (§  7),  unter  voller  Jurisdiction  der  Gene- 
ralität. 

Die  Republik  der  Vereinigten  Niederlande  hat  von 


1  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  37 — 47. 
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der  ihr  zustehenden  Gesetzgebungsbefugniss^  sehr 
umfassenden  Gebrauch  gemacht ;  die  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen der  Republik  betrafen  namentlich  die  Or- 
ganisation der  Bundesgewalt  und  die  den  verschiedenen 


^  Die  Behauptung  von  Laband,  I,  75 :  „1<^  Staatenbund 
kann  von   einer  gesetzgebenden  Gewalt   des  Vereins   keine 
Bede  sein;  Gesetze  können  nur  die  einzelnen  Staaten  geben; 
der  Bund  kann  nur  die  Grundsätze  feststellen,   welche  die 
einzelnen    Staaten    hierbei     befolgen    sollen^*    widerstreitet 
offenkundigen  Thatsachen.    Das  holländische  Groot  Placaat- 
Boek  enthält  viele  hundert  Gesetze  und  Verordnungen  der 
Generalstaaten,   des   Staatsrathes  und   des   Generalkapitäns 
Leicester;    die  Conföderationsartikel  gewährten  den   United 
States  in  congress  assembled   manche   Gesetzgebungsbefug- 
oisse  (vgl.  II);   die  alte  Eidgenossenschaft,  ein  wenig  aus- 
gebildeter Staatenbund,  hatte  eine  Reihe  von  Bundesgesetzen, 
z.  B.  den  Pfaffenbrief  vom  7.  October  1370,  den  Sempacher- 
brief  vom   10.  Juli   1393,    das   Stanser  Verkommniss   vom 
22.  December  1481,  den  Tagsatzungsbeschluss  vom  30.  Sep- 
tember  1551    über    Unterhaltung    der    Armen    (Bluntschli, 
I,  401,  402,  II,  34—36,  266—269;  Blumer-Morel,  I,  34 
— 36);   die  Schweiz   unter  der  Vermittelungsacte  (1803 — 
13)  hat    eine    grössere  Zahl   von   Bundesgesetzen    erlassen 
(Blumer-Morel,  I,  59 — 62);  die  deutsche  Bundesacte  und  die 
Schlussacte  sprechen  oft  und  mit  Kecht  von  Grundgesetzen, 
organischen    Gesetzen    und    anderen   Gesetzen    des   Bundes 
(vgl.  IV);  Aufgabe  des   sehr  wenig   ausgebildeten  australi- 
^cben  Staatenbundes   unter  der   Verfassung   von    1885    ist 
die  gemeinsame  Gesetzgebung  über  die  unirten  australischen 
Colonien.  —  Der  Gesetzgebungs-Inhalt  und  -Befehl  (unbe- 
schadet der  Frage,  ob  eine  Unterscheidung  beider  statthaft 
und  nützlich  ist)  ist  gleichmässig  bei  den  Gesetzen  der  Re- 
publik der  Vereinigten  Niederlande,  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  unter  den  Conföderationsartikeln,  der  Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft,  des  Deutschen  Bundes  und  des 
australischen   Staatenbundes    von   der   Gesammtheit    ausge- 
gangen, wenngleich  dieselbe,  was  die  Ausführung  der  Bundes- 
gesetze anlangt,  häufiger  auf  den  guten  Willen  der  Bundes- 
glieder angewiesen  war  und  in  Australien  noch  angewiesen  ist. 
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Bundesorganen  zustehenden  Befugnisse ;  Kriegsange- 
legenheiten und  das  Militarwesen ;  die  Finanzen  der 
Generalität ;  fieligionsangelegenheiten ;  Druckschriften 
und  die  Presse;  Seeschiffahrt  und  das  Seewesen;  Handel, 
Verkehr  und  den  Gewerbebetrieb;  das  Münzwesen. 

Der  Vollzug  der  meisten  Gesetze  und  Verordnungen 
der  Generalität  war  Recht  und  Pflicht  der  einzelnen 
Provinzen  und  ihrer  Glieder;  indessen  gab  es  auch 
Angelegenheiten  in  eigener  und  unmittelbarer,  wenn 
auch  meist  nicht  vollständiger  Verwaltung  der  Gene- 
ralität, nämlich  die  inneren  Angelegenheiten  der  General- 
staaten,  des  Staatsrathes,  der  GeneralitätscoUegien  und 
-Beamten;  die  auswärtigen  Angelegenheiten  der  Ver- 
einigten Niederlande,  welche  von  den  Generalstaaten 
und  ihrem  Ausschuss  fiir  die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, den  Gesandten  und  Consuln  der  Republik  im 
Auslande  besorgt  wurden;  Heer  und  Flotte,  unter  Ver- 
waltung der  Generalstaaten,  des  Staatsrathes,  der  Statt- 
halter, der  Felddeputirten,  der  AdmiralitätscoUegieu 
und  sonstiger  Heer-  und  Marinebehorden;  die  Bundes- 
finanzen, welche  unter  Leitung  des  Staatsrathes  und 
der  ihm  nachgesetzten  Behörden  und  Beamten  standen. 

Die  richterliche  Gewalt  der  Generalität,  welche 
von  den  Generalstaaten'  und  den  von  ihnen  bestimm- 
ten Richtern,  dem  Staatsrathe,  den  Admiralitätscollegien, 
der  Generalitätsmünzkammer  und  anderen  Generalita ts- 
behorden  und  -Beamten  geübt  wurde,  erstreckte  sich 
namentlich  auf  die  Vermittlung  und  Entscheidung  tou 
Streitigkeiten  der  Provinzen  und  ihrer  Glieder,  auf 
Militär-,  Finanz-,  See-  und  Münzsachen  und  auf  die 
Angestellten  der  Generalität.     Sie  bezweckte  die  Er- 


^  Die  Mitglieder  der  Generalstaaten  waren  bei  Aus- 
übung der  diesen  zustehenden  Gerichtsbarkeit  an  die  In- 
structionen ihrer  Con.mittenten  nicht  gebunden.  Slingelandt, 
II,  236. 
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haltung  von  Frieden  und  Eintracht  unter  den  Gliedern 
der  Republik  und  den  Schutz  der  Bundeseinrichtungen. 

IL  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unter  den  Conföderationeartikeln.  Die  Unter- 
scheidung gesetzgebender,  vollziehender  und  richter- 
licher Gewalt  und  deren  Ueberweisung  an  verschiedene 
Bundesorgane  war  auch  den  Confoderationsartikeln 
fremd.  Die  Vereinigten  Staaten  durften  staatliche  Ge- 
walt nur  so  weit  üben,  als  sie  ihnen  ausdrücklich  über- 
tragen war;  indessen  hat  die  Noth  der  Zeit  zu  manchen 
Competenzüberschreitungen  der  Gesammtheit  geführt.* 

Die  gesetzgebende  Gewalt  der  Vereinigten 
Staaten  erstreckte  sich  namentlich  auf  folgende  An- 
gelegenheiten: nähere  Bestimmung  der  Grundsätze  über 
Vertheilung  der  Matrikularbeiträge  auf  die  einzelnen 
Staaten*;  Land-  und  Seebeute  und  ihre  Vertheilung 
oder  Verwendung,  letzteres  sofern  sie  von  der  Land- 
oder Seemacht  der  Vereinigten  Staaten  gemacht  war^; 
Einsetzung  von  Gerichtshöfen  zur  Untersuchung  von 
Seerauberei  und  von  Verbrechen  auf  hohem  Meere 
und  zur  Entscheidung  darüber,  sowie  von  Appellations- 
gerichten zur  Entscheidung  über  Land-  und  Seebeute  ^; 


*  Vgl.  The  Federalist,  Nr.  38,  40,  43. 

*  Art.  YIII:  „aecordiug  to  such  mode  as  the  United 
States  in  congress  assembled  shall  from  time  to  time  direct 
and  appoint .  . .  /' 

^  Art.  IX,  1 :  „The  United  States  in  congress  assembled 
ähall  have  the  sole  and  exclusive  right  and  power .  . .  .  of 
establishing  rules  for  deciding  in  all  cases,  what  captures 
OD  land  or  water  shall  be  legal,  and  in  what  manner  prizes 
taken  by  land  or  naval  forces  in  the  Service  of  the  United 
States  shall  be  divided  or  appropriated.^' 

^  Art.  IX,  1 :  „appointing  courts  for  the  trial  of  piracies 
and  felonies  committed  on  the  high  seas  and  establishing 
courts  for  receiving  and  determining  finally  appeals  in  all 
cases  of  captures." 

WEflntSKAKP.  20 
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Bestimmung  der  Zusammensetzung  der  Münze  und  ihres 
Werthes*;  Regulirung  von  Maass  und  Gewicht*;  Ord- 
nung des  Handels  mit  den  Indianern  und  sonstige  An- 
gelegenheiten der  Indianer  ^^;  Regelung  des  Postwesens 
von  einem  Staate  zum  andern  ^  ^ ;  Gesetzgebung  über 
Landheer  und  Flotte  im  Dienste  der  Vereinigten 
Staaten.  ^^ 

Die  gesetzgebende  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten 
wurde  durch  den  Congress  und  das  Staatencommittee 
ausgeübt  (Art.  V,  IX,  X). 

In  eigener  und  unmittelbarer  Verwaltung 
der  Vereinigten  Staaten  standen :  die  inneren  Angel^en- 
heiten  des  Congresses,  seiner  Ausschüsse  und  der  von 
ihm  eingesetzten  Gerichte,  Behörden  und  Beamten; 
die  auswärtigen  Angelegenheiten  des  Bundes;  Heer 
und  Flotte  der  Vereinigten  Staaten,  indessen  unter 
Vorbehalt  erheblicher  Verwaltungsbefugnisse  für  die 
Staaten  bei  dem  Heere  (Art.  IX,  VII);  die  Bundes- 
finanzen (Art.  VIII :  a  common  treasury) ;  die  Münze 
der  Vereinigten  Staaten  und  das  Postwesen  von  Staat 
zu   Staat   (Art.  IX);    die  Angelegenheiten    derjenigen 


^  Art.  IX ,  1 :  „  regulating  the  alloy  and  value  of  coin 
Struck  by  their  own  authority,  or  by  that  of  the  respective 
States.'' 

^  Art.  DC,  i:  „fixing  the  Standard  of  weights  and  mea- 


sures." 


^^  Art.  IX,  i:  „regulating  the  trade  and  managing  all 
affairs  with  the  Indians,  not  members  of  any  of  the  States, 
provided  that  the  legislative  right  of  any  State  within  its 
own  limits  be  not  infringed  or  violated." 

^^  Art.  IX,  i:  „ establishing  or  regulating  post-offices 
from  one  State  to  anotber,  throughout  all  the  United  States, 
and  exacting  such  postage  on  tbe  papers  passing  through 
the  same  as  may  be  requisite  to  defray  the  expenses  of 
the  Said  office." 

^2  Art.  IX:  „making  rules  for  the  government  and  re- 
gulation  of  the  said  land  and  naval  forces." 
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Gerichtshofe,  die  von  den  Vereinigten  Staaten  ein- 
gesetzt wurden  (Art.  IX).  Meist  war  indessen  die 
Ausführung  der  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  Recht 
und  Pflicht  der  einzelnen  Staaten  (Art.  XIII). 

Die  vollziehende  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten 
Würde  durch  den  Congress,  seine  Ausschüsse  und  durch 
die  von  ihm  eingesetzten  Behörden  und  Beamten  aus- 
geübt (Art.  V,  IX). 

Di^  richterliche  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten 
hatte  nicht  gleiche  Ausdehnung  mit  ihrer  gesetzgeben- 
den und  vollziehenden  Gewalt.*'  Sie  erstreckte  sich 
namentlich  auf  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  der 
Staaten  untereinander,  auf  Seeräuberei,  Verbrechen  auf 
hohem  Meere,  Land-  und  Seebeute  und  auf  Militär- 
sachen. Sie  wurde  theils  von  ausserordentlichen  Com- 
missionen  theils  von  besonderen  Gerichtshöfen  aus- 
geübt. Der  Congress  und  seine  Ausschüsse  waren 
nicht  grundsätzlich  von  der  Ausübung  der  Bundes- 
gerichtsbarkeit ausgeschlossen.  ^* 


*'  Alexander  Hamilton  sagt  mit  Recht  im  Federalist, 
Nr.  22:  „A  circumstance,  which  crowns  the  defects  of  the 
confederation,  remains  yet  to  be  mentioned  —  the  want  of 
a  judiciary  power^S  nämlich,  wie  die  folgenden  Sätze  zeigen, 
der  Mangel  eines  obersten  Gerichtshofes  (supreme  tribunal) 
zur  endgültigen  einheitlichen  Auslegung  und  Anwendung 
der  Rechtsnormen  des  Bundes. 

^^  Die  allgemeine  Clausel  zur  Bestimmung  der  Zuständig- 
keit des  Congresses :  „For  the  more  convenient  management 
of  the  general  interest  of  the  United  States"  (Art.  V)  machte 
den  Congress  zum  Träger  der  wenig  entwickelten  Bundes- 
gerichtsbarkeit, soweit  sie  nicht  besonderen  Commissionen 
(Art.  IX)  oder  Gerichtshöfen  (courts  for  the  trial  ofpiracies 
^nd  felonies  committed  on  the  high  seas,  courtsfor  receiving 
ond  deiermining  finally  appeals  in  all  cases  of  captures) 
durch  die  Bundesverfassung  oder  durch  nach  Maassgabe 
derselben  gefasste  Beschlüsse  des  Congresses  übertragen  war. 

20* 
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III.  Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft 
unter  dem  Bundesvertrage  vom  T.August  1815. 
Die  Regierung  des  Bundes  geschah  durch  Tagsatzungs- 
beschlüsse ,  welche  meist  aber  nicht  immer  an  alle 
oder  einzelne  Cantone  gerichtet  waren.  Aus  der  ver- 
fassungsmässigen Unterordnung  der  Cantone  unter  die 
Eidgenossenschaft  folgte  ihre  Pflicht,  die  sie  angehen- 
den Tagsatzungsbeschlüsse  in  Vollzug  zu  setzen,  soweit 
sie  von  der  Tagsatzung  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit 
in  den  verfassungsmässigen  Formen  ergangen  waren. 

Das  Gebiet  der  Tagsatzungsbeschlüsse  ist  ein  sehr 
weites  gewesen.  Manche  derselben,  z.  B.  über  die  Linth- 
unternehmung  (Tagsatzungsbeschlüsse  vom  22.  Juli  1822, 
U.  August  1823,  6.  August  1824,  9.  August  1825,  20.  JuU 
1826),  über  das  Münzwesen  (T.  B.  vom  14.  Juli  1819), 
über  die  Pressfreiheit  (T.  B.  vom  20.  August  1816  und 
3.  September  1819),  über  die  Ertheilung  und  Beurkun- 
dung des  schweizerischen  Bürgerrechts  (T.B.  vom  13.  Juli 
1819),  über  die  Aufrechthaltung  früherer  Niederlassungen 
von  Eidgenossen  (T.  B.  vom  10.  Juli  1819),  über  einen 
eidgenössischen  Buss-  und  Bettag  (T.  B.  vom  1.  August 
1832),  lugen  wol  ausserhalb  der  Competenz  des  Bundes, 
scheinen  aber  von  den  Cantonen  nicht  beanstandet  zu 
sein.^*  Die  Tagsatzungsbeschlüsse  betreffen  namentlich 
folgende  dem  Bunde  durch  seine  Verfassung  überwiesene 
Angelegenheiten :  die  Gewährleistung  von  Cantonal Ver- 
fassungen (B.  V.,  Art.  1);  das  Heerwesen  und  die  Matri- 
kularbeiträge  der  Cantone  (B.  V.,  Art.  2,  3,  8,  z.  B. 
T.  B.  vom  20.  August  1817,  20.  Juli  1820,  25.  Juli  1823, 
25.  Juli  1825,  20.  Juli  1830,  verschiedene  T.  B.  über 


^^  Gelegentlich  ist  von  einem  oder  mehreren  Cantonen 
die  Zuständigkeit  zum  Erlass  eines  Beschlusses  beanstandet 
oder  bestritten,  so  z.  B.  bei  dem  T.  B.  vom  11.  August  1836 
über  die  unverzügliche  Ausweisung  der  unruhigen  Flücht- 
linge und  Fremden  aus  der  Schweiz. 
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die  Scala  der  Mannschaften  und  die  Geldbeiträge  aus 
1816  und  1817);  die  eidgenossische  Kriegskasse  (B.  V., 
Art  3,  z.  B.  T.  B.  vom  11.  Juli  1820,  13.  August  1835, 
8.  August  1837);  die  Grenzgebuhren  (B.  V,  Art.  3,  z.  B. 
T.  B.  vom  16.  August  1819,  20.  Juli  1821,  U.August 
1835,  5.  August  1837);  das  eidgenössische  Recht  (B.  V., 
Art.  5,  T.  B.  vom  26.  Juli  1820);  Verbindungen  der 
Cantone  untereinander  (B.  V.,  Art.  6,  T.  B.  vom  20.  Juli 
1847);  das  Verfahren  der  Tagsatzung,  die  Organisation 
und  Zuständigkeit  der  ihr  nachgesetzten  Behörden, 
internationale  Vertrage  der  Cantone  (z.  B.  Tagsatzungs- 
reglement vom  14.  Juli  1835,  T.  B.  vom  22.  Juli  1819); 
die  eidgenossische  Kanzlei  (B.  V.,  Art.  10,  T.  B.  vom 
16.  Juli  1816,  16.  Juli  1817,  13.  Juli  1818,  5.  Juli 
1831);  den  freien  Verkehr  von  Canton  zu  Canton  und 
die  cantonalen  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  (B.V., 
Art  11,  z.  B.  T.  B.  vom  30.  Juli  1824,  16.  August  1828, 
14.  August  1835,  12.  Juli  1836);  den  Fortbestand  der 
Klöster  und  Kapitel  (B.  V.,  Art  12,  T.  B.  vom  2.  April 
1841  und  9.  Juli  1841);  die  eidgenössischen  Concordate 
(B.  V.,  Art.  14,  T.  B.  vom  25.  JuU  1836). 

Manche  dieser  Beschlüsse  hatten  einen  legislativen 
Inhalt,  einige  derselben  verpflichteten  nicht  allein  die 
Cantone,  sondern  jedermann,  den  sie  nach  ihrem  In- 
halt angehen  konnten.  Namentlich  galt  letzteres  von 
den  Beschlüssen,  welche  den  Zolltarif  für  die  vom 
Auslande  eingehenden  Waaren  und  das  Verfahren  bei 
der  Zollerhebung  regelten. 

In  eigener  und  unmittelbarer  Verwaltung  des  Bundes 
standen  die  Angelegenheiten  der  Tagsatzung  und  der 
Ton  ihr  eingesetzten  Behörden  und  Beamten,  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  der  Eidgenossenschaft,  die 
Bundesfinanzen  mit  Einschluss  der  Nationalschuld  (B.V., 
Art.  14)  und  vorbehaltlich  der  sehr  weit  ausgedehnten  Ver- 
waltungsbefugnisse der  einzelnen  Cantone  dasHeerwesen. 

Die  richterliche  Gewalt  der  Eidgenossenschaft  hatte 
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geringen  Umfang;  zu  derselben  gehorte  die  Entscheidung 
über  die  Uebereinstimmung  der  Cantonsverfassungen 
und  der  Handlungen  der  Cantone  mit  der  Bundesver- 
fassung (Art.  1),  das  eidgenossische  Recht  (Art.  5)  und 
die  Befugniss  zur  Aufstellung  eidgenossischer  Kriegs- 
gerichte in  Fällen  von  Aufruhr  (T.  B.  vom  13.  Juli  1818). 

IV-  Deutschland  unterder  Bundesacte  vom 
8.  Juni  1815  und  der  Schlussacte  vom  15.  Mai/ 
8.  Juni  1820.  Die  Regierung  des  Deutschen  Bundes 
geschah  durch  verfassungsmässige  Beschlüsse  der  Bundes- 
versammlung ;  verfassungsmässig  waren  alle  Bundes- 
beschliisse,  welche  von  der  Bundesversammlung  inner- 
halb ihrer  Competenz  nach  vorgängiger  Berathung  durch 
freie  Abstimmung  entweder  im  Engeren  Rathe  oder  im 
Plenum,  je  nachdem  das  eine  oder  andere  durch  die 
grundgesetzlichen  Bestimmungen  vorgeschrieben  war, 
gefasst  waren  (S.  A.,  Art.  10,  vgl.  mit  Art.  9,  11,  12). 
Dabei  galt  der  wichtige  Satz,  dass  die  Bundesversamm- 
lung selbst  (nicht  etwa  die  Regierungen  der  einzelnen 
Staaten)  über  ihre  Competenz  zu  entscheiden  hatte; 
denn  dem  Engeren  Rathe  war,  wie  bereits  hervor- 
gehoben (§  14,  IV,  insbesondere  Anm.  15),  die  end- 
gültige Auslegung  der  Bundesverfassung  mit  Stimmen- 
mehrheit anvertraut. 

Die  Bundesversammlung  hatte  nebeneinander  ge- 
setzgebende, vollziehende  und  richterliche  Gewalt. 

Drei  Arten  von  Bundesgesetzen  wurden  unter- 
schieden: Grundgesetze  (B.  A.,  Art.  6,  7,  10;  S.A., 
Art.  3,  9,  13,  31),  organische  Gesetze  (B.  A.,  Art  6,  im 
Eingang  „organische  Bundeseinrichtungen",  am  Schluss 
„organische  Bundesgesetze",  Art.  7  „organische  Bundes- 
einrichtungen", Art.  8  „organische  Gesetze",  S.A.,  Art  13 
„organische  Einrichtungen")  und  einfache  Gesetze.*^ 


1^  Das  durch  Bundesbeschluss  vom  29.  Juli  1819  provi- 
sorisch  angenommene   Commissionsgutachten   hat   den  Aus- 
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Die  Grundgesetze  hatten  zum  Gegenstand:  „die  Er- 
richtung des  Bundes,  den  Verein  seiner  Glieder,  die 
Festsetzung  seines  Zweckes,  sowie  der  Rechte  der  Ge- 
sammtheit,  der  Theilnahme  der  einzelnen  Bundesglieder 
an  deren  Ausübung,  die  Verpflichtungen  derselben  gegen 
den  Bund  und  der  Verbindlichkeiten  dieses  gegen  sie, 
endlich  des.  Rechts,  die  Bundesangelegenheiten  zu  be- 
sorgen". *' 


druck  „übrige  Bundesgesetze^^  Meyer-Zöpfl,  II,  83  fg.  Zahl- 
reiche Bundesbeschlüsse  (Beispiele  in  Meyer-Zöpfl,  U,  152, 
160,  163,  241,  252)  enthalten  den  Ausdruck  „Bundes- 
gesetze" oder  „Bundesgesetzgebung". 

^^  Wortlaut  des  angezogenen  Commissionsgutachtens, 
welches  dahin  zu  vervollständigen  ist,  dass  auch  die  Aende- 
mng  der  Grundgesetze  zum  Gebiete  der  Bundesgrundgesetz- 
gebung  gehörte.  Die  Bezeichnung  der  Grundgesetze  als 
„vertragsmässige  Bestimmungen"  oder  als  „Grundvertrag" 
in  dem  Commissionsgutachten  und  sonst  —  z.  B.  S.  A«, 
Art.  3  —  hat  darin  ihren  Grund,  dass  der  Bund  durch 
Erfüllung  eines  völkerrechtlichen  Vertrages  der  deutschen 
Staaten  untereinander  entstanden  ist  und  dass  sie  nur  mit 
Zustimmung  sämmtlicher  deutscher  Staaten  im  Plenum  der 
BandesversammluDg  ergehen  konnten.  Von  völkerrechtlichen 
Verträgen  unterschieden  sie  sich  durch  die  Art  ihrer  Ent- 
stehung —  völkerrechtlicher  Vertrag  der  deutschen  Staaten 
untereinander  weder  erforderlich  noch  ausreichend  —  und 
durch  ihre  Wirksamkeit  und  Dauer,  welche  sich  nach  den 
Regeln  des  Bundes-,  nicht  des  Völkerrechts  richtete.  Der 
einstimmige  Beschluss  der  Plenarversammlung  vom  8.  Juni 
1820:  „Es  wird  die  von  den  Bevollmächtigten  der  sämmt- 
lichen  Bundesstaaten  zu  Wien  vollzogene  Schlussacte  der 
daselbst  über  Ausbildung  und  Befestigung  des  Bundes  ge- 
haltenen Ministenalconferenzen ,  ihrer  ausgesprochenen  Be- 
stimmung gemäss,  zu  einem  der  Bundesacte  an  Kraft  und 
Gültigkeit  gleichen  Grundgesetze  des  Bundes  erhoben"  be- 
zeichnet treffend  und  anschaulich  das  hier  obwaltende  Ver- 
hältniss.  Bis  zu  diesem  Beschluss  war  die  Schlussacte  ein 
völkerrechtlicher  Vertrag  der  deutschen  Staaten  unter- 
einander,   erst    durch   denselben   wurde    sie   ein   Theil   des 
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Organische  Bundeseinrichtungen  waren  „bleibende 
Anstalten  als  Mittel  zur  Erfüllung  der  ausgesprochenen 
Bundeszwecke"  (S.  A.,  Art.  13),  „Anstellten  und  Mittel 
zur  Erreichung  des  Bundeszweckes,  zur  Ausübung  der 
Bundesrechte,  zur  Besorgung  der  Bundesangelegen- 
heiten,  ohne  welche  die  Wirksamkeit  des  Bundes  nicht 
möglich  wäre"  (Ausdrücke  des  Commissionsgutachtens); 
zu  denselben  gehorten  namentlich  das  Bundesheer  und 
die  Bundesfestungen. 

Grundgesetze  und  organische  Bundeseinrichtungen 
erforderten  Stimmeneinhelligkeit  im  Plenum  der  Bundes- 
versammlung (B.  A.,  Art.  6,  7;  S.  A.,  Art.  12,  13).  Der 
Anregung  in  dem  Commissionsgutachten,  organische 
Einrichtungen  schon  bei  Zweidrittelmehrheit  zuzulassen, 
ist  zwar  keine  Folge  gegeben,  wol  aber  bei  ihnen  das 
Erfordemiss  der  Stimmeneinhelligkeit  auf  „die  allge- 
meinen Umrisse  und  wesentlichen  Bestimmungen"  be- 
schränkt (S.A.,  Art.  U)." 

Das  Gebiet  der  einfachen  Bundesgesetzgebung  waren 
Regeln  zur  Ausführung  der  Grundgesetze  und  der  or- 


Bundesrcchts  und  für  den  Bund  und  sein  Organ,  die  Bundes- 
versammlung, verbindlich. 

^^  Anwendungen:  Grundbestimmungen  wegen  Ueber- 
nahme  der  Festungen  Mainz,  Luxemburg  und  Landau  von 
Seiten  des  Deutschen  Bundes,  einstimmig  angenommen  am 
5.  October  1820,  Plenarversammlung,  §  2  (Meyer-Zöpfl,  II, 
116);  Eriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes  in  ihren  all- 
gemeinen Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen,  ein- 
stimmig angenommen  in  der  Plenarversammlung  vom  9.  April 
1821  (Meyer-Zöpfl,  II,  133—135).  Dagegen  gehörten  die 
näheren  Bestimmungen  über  die  Kriegsverfassung  des  Deut- 
schen Bundes  und  über  die  Bundesfestungen  zur  Zuständig- 
keit des  Engeren  Rathes,  und  war  bei  ihnen,  soweit  es 
sich  nicht  um  jura  singulorum  handelte,  Einstimmigkeit 
nicht  erforderlich.  Vgl.  Meyer-Zöpfl,  II,  136,  namentlich 
auch  Anm.  1,  und  die  folgenden  Seiten. 
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gallischen  Bundeseinricbtungen,  z.  B.  über  das  Verfahren 
der  Bundesversammlung  und  ihrer  Ausschusse,  über  die 
Organisation  und  Zuständigkeit  der  ihr  nachgesetzten 
Behörden,  über  die  Sicherstellung  der  Kechte  der  Ur- 
heber und  Verleger,  über  die  bürgerlichen  Rechte  der 
Bekenner  des  jüdischen  Glaubens,  über  die  Presse,  die 
Universitäten  und  Vereine,  soweit  dieselben  überhaupt 
zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörten,  nähere  Bestimmungen 
über  das  Bundesheer  und  die  Bundesfestungen.  Ein- 
fache Gesetze  wurden,  unbeschadet  der  besonderen  Be- 
stimmungen über  Religionsangelegenheiten  und  jura 
mgulorum  (B.  A.,  Art.  7;  S.  A.,  Art.  13,  15),  mit 
Stimmenmehrheit  im  Engeren  Rathe  beschlossen  (B.  A., 
Art  7). 

Die  Wirksamkeit  der  Bundesgesetze  war  von  ihrer 
Verkündigung  nicht  abhängig.*^ 

^'-'  Ein  Bundesgesetzblatt  hat  nicht  bestanden.  Die  Be- 
schlüsse des  Bundes  wrurden  in  der  Regel  wie  noch  gegen- 
.wärtig  die  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(Revised  Statutes,  Sect.  204)  durch  Zeitungen  verkündet. 
Note  der  Bundesversammlung  an  den  Senat  der  Stadt  Frank- 
furt vom  22.  October  1816  unter  II;  Geschäftsordnung  vom 
14.  November  1816.  III,  7e;  B.  B.  vom  5.  Februar  1824, 
1.  Juli  1824,  21.  Juni  1838,  7.  April  1848,  7.  November 
1851;  revidirte  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854,  §  30e 
(Meyer-Zöpfl,  II,  30,  35,  153,  156,  353,  479,  565,  599). 
Mehrere  Bundesgesetze  bestimmen  über  die  Zeit  ihres  In- 
krafttretens, z.  B.  durch  die  Clausel:  „Dieses  Bundesgesetz 
tritt  nach  seinem  nähern  Inhalte  sogleich  in  allen  Bundes- 
.staaten  in  Anwendung  und  Vollziehung"  (Meyer-Zöpfl,  II, 
95,  96,  97,  99).  —  In  dem  Bericht  des  Politischen  Aus- 
schusses der  Bundesversammlung  vom  8.  März  1848  (Meyer- 
Zöpfl,  II,  462)  wird  gesagt:  „In  manchen  Bundesgebieten 
ist  weder  die  Bundesacte  noch  die  Schlussacte  und  die  an- 
deren Grundgesetze  des  Bundes  jemals  gesetzlich  bekannt 
gemacht" ;  dieselben  würden  daher  in  diesen  Bundesgebieten 
niemals  in  Kraft  gewesen  sein,  wenn  dieselbe  von  der  Ver- 
kündigung abhängig  gewesen  wäre. 
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Die  Gesetzgebung  des  Bundes  war  analog  der  Ge- 
setzgebung der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  unter 
den  Confoderationsartikeln  in  der  Regel  eine  Gesetz- 
gebung über  und  für  die  Staaten  und  nur  ausnahms- 
weise eine  Gesetzgebung  über  und  für  die  Angehörigen 
der  einzelnen  deutschen  Staaten.'^ 

Der  Vollzug  der  Bundesgesetze  war  Recht  und 
Pflicht  der  einzelnen  deutschen  Staaten;  nur  wenige 
Angelegenheiten  standen  in  eigener  und  unmittelbarer 
V^erwaltung  des  Bundes,  nämlich  die  Angelegenheiten 
der  Bundesversammlung,  ihrer  Ausschüsse  und  der  ihr 
nachgesetzten  Behörden;  die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten des  Bundes;  ein  kleiner  Theil  der  Angelegen- 
heiten des  Bundesheeres  und  der  Bundesfestungen.  ^^ 
Die  vollziehende  Gewalt  des  Bundes  wurde  durch  die 
Bundesversammlung  und  die  ihr  nachgesetzten  Behörden 
und  Beamten  ausgeübt  (B.  A.,  Art.  4;  S.  A.,  Art  7,  9, 
10,  11). 

Die  richterliche  Gewalt  des  Bundes  hatte  nicht 
gleiche  Ausdehnung  mit  seiner  gesetzgebenden  Gewalt; 
die  Auslegung  und  Anwendung  der  Rechtsnormen, 
welche  von  ihm  ausgegangen  sind,  geschah  meist  durch 


^^  Z.  B.  §  6  des  Bundespressgesetzes  vom  20.  September 
1819,  wonach  bestimmte  Drackschriften  von  der  BundesTer- 
sammlung  unterdrückt  werden  konnten;  Art.  7  des  Bandes- 
gesetzes vom  20.  September  1819,  wonach  die  Centralbundes- 
commission  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Verhaf- 
tung und  Vorführung  von  Personen  anordnen  durfte;  S.  A., 
Art.  63,  welche  den  mediatisirten  Fürsten,  Grafen  und  Herren 
ein  Hecursrecht  an  die  Bundesversammlung  gewährte. 

^^  Z.  B.  Wahl  und  Beeidigung  des  Bundesoberfeldherm, 
Art.  14  und  15  des  Plenarbeschlusses  vom  9.  April  1821; 
Unterordnung  der  Bundesfestungen  unter  die  Aufsicht  und 
Befehle  der  Bundesversammlung  und  des  Oberfeldherm,  be- 
sonders im  Kriegsfalle ;  vgl.  namentlich  B.  B.  vom  28.  Jnli 
1825. 
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die  Gerichtshofe  der  einzelnen  deutschen  Staaten.  Die 
richterliche  Gewalt  des  Bundes  erstreckte  sich  nament- 
lich auf  folgende  Gegenstände: 

1.  Untersuchung  und  Entscheidung  der  Frage,  ob 
die  Verfassungen,  Gesetze  und  Einrichtungen  der  ein- 
zelnen deutschen  Staaten  mit  den  Gesetzen  des  Bundes 
übereinstimmten  ^^; 

2.  Entscheidung  von  Streitigkeiten  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  imtereinander  (B.  A.,  Art.  11 ;  S.  A., 
Art.  19—23); 

3.  Abhülfe  von  Justizverweigerung  in  einzelnen 
deutschen  Staaten  (S.  A.,  Art.  29)^'; 

4.  Militärgerichtsbarkeit  über  den  Bundesoberfeld- 
herrn  (Art.  15  des  Plenar- Beschlusses  vom  9.  April 
1821); 

5.  Entscheidung  von  Recursen  der  mittelbar  ge- 
wordenen Fürsten,  Grafen  und  Herren  wegen  Verletzung 
der  ihnen  durch  die  Bundesacte  garantirten  Rechte  ab- 
seiten  einer  deutschen  Regierung  (S.  A.,  Art.  63); 

6.  Unterdrückung  von  Zeitungen,  Zeitschriften  und 
anderen  Druckschriften  von  unter  20  Bogen  im  Falle 


'^  B.  B.  vom  5.  Juli  1832  wegen  Aufhebung  des  ba- 
dischen Pressgesetzes,  wodurch  dasselbe  mit  der  bestehenden 
Bandesgesetzgebung  über  die  Presse  für  unvereinbar  erklärt 
wurde;  B.  B.  vom  23.  August  1851,  wodurch  ein  eigener 
Ansschuss,  der  sog.  Verfassungsausschuss,  eingesetzt  wurde, 
um  die  Uebereinstimmung  der  in  den  einzelnen  Staaten 
jjeit  dem  Jahre  1848  getroffenen  staatlichen  Einrichtungen 
und  erlassenen  gesetzlichen  Bestimmungen  mit  den  Bundes- 
gmndgesetzen  zu  prüfen.  Vgl.  über  die  sehr  unerfreuliche 
•Jurisprudenz  der  Bundesversammlung,  die  sich  an  diesen 
Beschluss  angeschlossen  hat,  Westerkamp,  Reichs  Verfassung, 
S.  217—222. 

25  Anwendungsfall  in  Meyer-Zöpfl,  II,  218. 
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des  §  6   des  Bundespressgesetzes  vom   20.  September 
1819." 

In  den  Fällen  2  und  4  beschränkte  sich  die  Juris- 
diction der  Bundesversammlung  auf  Bestimmung  oder 
Einsetzung  des  Gerichtshofes,  welcher  Recht  zu  sprechen 
hatte,  und  auf  die  Aufsicht  über  den  Vollzug  des  von 
ihm  ergangenen  Urtheils;  in  den  anderen  Fällen  hatte 
die  Bundesversammlung  volle  Jurisdiction,  obwol  sie 
zu  deren  Ausübung  nach  ihrer  Zusammensetzung  (ein 
nach  Instructionen  stimmender  ^^  Gesandtencongress 
der  einzelnen  deutschen  Staaten)  offenbar  sehr  wenig 
geeignet  war. 


§  22. 

Die  Terelnigten  Staaten  Ton  Amerika  unter  der 

ünlonsrerfassnng. 

Ein  dritter  Unterschied  der  frühem  und  der  jetzigen 
Bundesverfassung  betrifft  die  Functionen  der  Bundes- 
regierung. Dieselbe  war  unter  den  CJonfoderations- 
artikeln  eine  Regierung    über  Regierungen^;   die  Be- 


2*  Anwendungsfälle  in  Meyer-Zöpfl , "  U,  163,  389,  392, 
418,  433,  437,  448,  456,  458. 

2*  Der  Satz  des  niederländischen  Bandesrechts,  dass 
die  Mitglieder  der  Generalstaaten  in  Rechtssachen  von  In- 
structionen unabhängig  seien,  „weil  niemand  unter  Parteien 
Recht  sprechen  könne  als  nach  seinem  eigenen  Urtheil  und 
Gemüth"  (Slingelandt,  II,  236)  hat  für  die  Frankfurter 
Bundesversammlung  nicht  gegolten.  Auch  in  der  Schweiz 
unter  der  Vennittelungsacte  waren  die  Mitglieder  der  Tag- 
satzung von  Instructionen  unabhängig,  wenn  dieselbe  als 
Syndicat  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen 
Cantonen  zusammentrat.  Vgl.  G.  Vogt,  Zur  Charakteristik 
der  schweizerischen  Mediationsacte ,  S.  20. 

1  The  Federalist,  Nr.  15,  40. 
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Schlüsse  des  Congresses  wurden  in  den  wichtigsten 
Fällen  an  die  Regierungen  der  Einzelstaaten  gerichtet; 
ihre  Ausfiihrung  war  deren  Recht  und  Pflicht,  ohne 
dass  der  Gesammtheit  ein  irgend  ausreichendes  Zwangs- 
recht gegen  die  renitenten  Glieder  zustand;  nur  bei 
einigen  Angelegenheiten  hatten  die  Vereinigten  Staaten 
unter  den  Conföderationsartikeln  eigene  vollziehende 
und  richterliche  Gewalt  (§§4;  21,  ii;  36,  a). 

Die  Aenderung  der  Unionsverfassung  besteht  auch 
auf  diesem  Gebiete  in  einer  beträchtlichen  Ausdehnung 
und  Erweiterung  der  Befugnisse  der  Gesammtheit. 
Die  Urheber  der  Unionsverfassung,  welche  mit  Recht 
davon  ausgegangen  sind,  dass  jede  Regierung  die  Mittel 
ihrer  eigenen  Erhaltung  in  sich  selbst  haben  sollte^, 
haben  die  frühere  Abhängigkeit  der  Bundesregierung 
von  den  Regierungen  der  einzelnen  Staaten  thunlichst 
gemindert.'     Daher    die    erhebliche   Vermehrung    der 

^  Hamilton  im  Federalist,  Nr.  59:  „Every  govemment 
ought  to  contain  in  itsolf  the  means  of  its  own  preser- 
vation." 

'  Schon  an  einer  frühern  Stelle,  bei  Untersuchung  der 
Beziehungen  zwischen  der  Bundes-  und  den  Staatsgewalten 
(.^  8,  I,  i)  ist  darauf  hingewiesen,  dass  zahlreiche  Binde- 
glieder zwischen  c^em  Bunde  und  den  Einzelstaaten  be- 
stehen, welche  die  Urheber  der  Unionsverfassung  weder 
haben  lösen  wollen  noch  haben  lösen  können.  Der  Bestand, 
die  Rechte,  Pflichten  und  Interessen  des  Bundes  einerseits 
nnd  der  einzelnen  Staaten  andererseits  sind  vielfach  mit 
einander  verknüpft.  Manche  Gesetze  und  Anordnungen  des 
Bundes  werden  auch  unter  der  Unionsverfassung  an  die 
Staaten  gerichtet,  so  die  Gesetze  des  Bundes,  welche  sich 
auf  die  Wahl  der  Bundessenatoren,  der  Wahlmänner  für 
das  Amt  des  Präsidenten  und  Yicepräsidenten  der  Ver- 
einigten Staaten  und  auf  die  Staatsmilizen  beziehen,  so  die 
Verfügungen  des  Präsidenten,  wodurch  er  auf  Anordnung 
des  Congresses  in  den  verfassungsmässigen  Fällen  die 
Staatsmilizen  in  den  Dienst  des  Bundes  ruft;  manche 
völkerrechtliche   Verträge   der   Vereinigten    Staaten   werden 
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gesetzgebenden,  vollziehenden  und  richterlichen  Gewalt 
der  Vereinigten  Staaten,  deren  Bereich  durch  die  ihnen 
in  der  Bundesverfassung  gegebene  Zuständigkeit  be- 
stimmt und  begrenzt  wird. 

Die  gesammte  gesetzgebende  Gewalt  der 
Vereinigten  Staaten  wird  durch  den  Congress 
ausgeübt*  Die  Uebereinstimmung  der  Mehrheits- 
beschlüsse des  Senates  und  des  Repräsentantenhauses, 
in  den  durch  die  Geschäftsordnung  bestimmten  Formen, 
ist  zu  jedem  Bundesgesetze  erforderlich  und,  sofern  der 
Präsident  der  Vereinigten  Staaten  keine  Einwendungen 
erhebt,  ausreichend. 

Der  Senat  und  das  Repräsentantenhaus  sind  gleich- 
berechtigte gesetzgebende  Körperschaften.  Bundes- 
gesetze können  sowol  im  Senat  als  im  Repräsentanten- 
hause ihren  Ursprung  nehmen.  Lediglich  bei  Finanz- 
gesetzen* gebührt  dem  Repräsentantenhause  ausschliess- 


von  den  Einzelstaaten  für  ihr  Gebiet  ausgeführt.  Das  £r- 
gebniss  der  Gewaltentheilung  zwischen  Bund  und  Einzel- 
Staaten  f  wie  sie  im  Einzelnen  in  der  Bundesverfassung  re- 
gulirt  wird,  ist  „eine  unzerstörliche  Union  aus  unzerstor- 
liehen  Staaten". 

*  Art.  I,  Sect.  1 :  „AU  legislative  Powers  herein  granted 
shall  be  vested  in  a  Congress  of  the  United  States,  whicb 
shall  consist  of  a  Senate  and  House  of  Representatives.*' 
Zu  der  gesetzgebenden  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
hört nicht  die  Befugniss  zur  Aenderung  der  Bundesver- 
fassung, wovon  Art.  V  handelt.     Vgl.  §  29. 

^  Art.  I,  Sect.  7,  i :  „All  Bills  for  raising  Revenue  shall 
originate  in  the  House  of  Representatives ;  but  the  Senate 
may  propose  or  concur  with  Amendments  as  on  other 
Bills."  Der  Vorzug  des  Repräsentantenhauses  ist  nach  dem 
Wortlaut  auf  Steuergesetze,  welche  dem  Schatzamt  der  Ver- 
einigten Staaten  Einnahmen  zuführen  sollen,  beschrankt, 
die  Praxis  hat  ihn  auf  die  sog.  Approjmations  Bills,  wo- 
durch über  Verwendung  der  Einnahmen  bestimmt  wird, 
ausgedehnt.     Von  Holst,  §  37. 
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liebes  Initiativrecht,  doch  hat  auch  bei  diesen  der  Senat 
Amendirungsrecht.  Dasjenige  Haus,  welches  zuerst 
einen  Gesetzentwurf  angenommen  hat,  übersendet  ihn 
dem  andern  Hause  zur  verfassungsmässigen  Beschluss- 
fassung. Gehen  die  Beschlüsse  beider  Häuser  bei  einem 
Gesetzentwurf  auseinander,  so  kann  er  an  einen  ge- 
meinschaftlichen Ausschuss  (Joint  committee)^  bestehend 
aus  einer  kleinern  Zahl  von  Mitgliedern  des  Senates 
und  des  Kepräsentantenhauses,  zu  gemeinsamer  Be- 
rathung  und  zum  Versuch  einer  Verständigung  über- 
wiesen  werden;  die  Compromissvorschläge  des  gemein- 
schaftlichen Ausschusses  werden  häufig  vom  Senate  und 
vom  Repräsentantenhause  angenommen.^ 

Jeder  Gesetzentwurf,  welcher  vom  Senate  und  Re- 
präsentantenhause angenommen  ist,  und  jeder  Beschluss, 
wozu  die  Uebereinstimmung  beider  Körperschaften  er- 
forderlich^ ist  (Beschlüsse  über  Vertagung  des  Con- 
gresses  ausgenommen),  ist  dem  Präsidenten  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  unterbreiten.  Im  Falle  der  Ge- 
nehmigung soll  er  ihn  unterzeichnen,  sonst  aber  ihn 
mit  seinen  Einwendungen  demjenigen  Hause  wieder- 
zustellen, worin  er  seinen  Ursprung  genommen  hat. 
Die  Einwendungen  des  Präsidenten  hindern  dieGesetzes- 


^  Das  Verfahren  bei  der  Bundesgesetzgebung  richtet 
sich  nach  der  Geschäftsordnung  des  Senates  und  des  Re- 
präsentantenhauses. Der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten 
bat  kein  Gesetzes  vorschlagsrecht.  Ueber  die  Form  der  Ge- 
setze und  der  gemeinschaftlichen  Beschlüsse  des  Gongresses, 
sowie  die  Wirkung  des  Widerrufes  (repeal)  von  Gesetzen 
vgl.  Rev.  Stat.,  Sect.  7 — 13. 

^  Z.  B.  Kriegserklärung,  Einberufung  von  Milizen  in 
den  Dienst  der  Vereinigten  Staaten,  Ermächtigung  an  Unions- 
beamte zur  Annahme  von  Geschenken,  Honoraren,  Aemtern 
oder  Titeln  fremder  Staaten  (Art.  I,  Sect.  8,  ii  und  is, 
Sect.  9, 8). 
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kraft  des  Gesetzentwurfes  oder  Beschlusses,  ausser  wenn 
er  in  jedem  Hause  nach  nochmaliger  Berathung  bei 
namentlicher  Abstimmung  mit  wenigstens  Zweidrittel- 
mehrheit der  stimmenden  Mitglieder  angenommen  wird. 
Stillschweigen  des  Präsidenten  während  10  Wochen- 
tagen gilt  als  Genehmigung,  ausser  wenn  der  Congress 
vor  Ablauf  dieser  Frist  sich  vertagt  (Art.  I,  Sect  7, 
2  und  3). 

Das  Einwendungsrecht  des  Präsidenten,  welches 
herkömmlich  mit  dem  Worte  Veto  bezeichnet  wird, 
dient  einem  doppelten  Zwecke:  einmal  zum  Schutze 
seiner  Kechte  gegen  Uebergriffe  und  dann  zur  Controle 
des  Congresses.  ^  Es  gewährt  keinen  Antheil  an  der 
gesetzgebenden  Gewalt,  wol  aber  eine  erhebliche  Ein- 
wirkung auf  deren  Ausübung;  viele  Gesetzentwürfe 
des  Congresses  sind  am  Veto  des  Präsidenten  ge- 
scheitert. 

Die  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Bundes- 
gesetze ist  Pflicht  des  Staatssecretärs  (Kev.  Stat.^ 
Sect.  204) ;  ihre  verbindliche  Kraft  ist  davon  nicht  ab- 
hängig (Art.  I,  Sect.  7, 2).^ 


8  Vgl.  namentlich  Story,  §§  881—893. 

^  Die  neueren  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  und  der 
meisten  zu  ihnen  gehörigen  Staaten  sind  nach  dem  ziem- 
lich einmüthigen  Urtheil  der  Amerikaner,  welchem  ein 
Fremder  zu  widersprechen  keinen  Anlass  hat,  von  Voll- 
kommenheit weit  entfernt.  Der  Schwerpunkt  bei  der  Ge- 
setzgebung liegt  in  den  Ausschüssen  der  gesetzgebenden 
Körperschaften;  Gesetzentwürfe,  die  nicht  von  dem  Aus- 
schusse, an  den  sie  verwiesen  sind,  empfohlen  werden, 
haben  geringe  Aussicht  auf  Annahme;  viele  Gesetzen! wrürfe 
der  Mitglieder  werden  in  den  Ausschüssen  begraben.  Die 
Ausschüsse  stehen  nicht  unter  genügender  Controle  der 
Oeffentlichkeit,  eine  ausreichende  Verbindung  der  Ausschüsse 
untereinander  ist  nicht  vorhanden,  ihre  politische  Verant- 
wortlichkeit ist  gering  und  noch  geringer  ist  häufig  ilu'e 
technische    Befähigung    zur    Gesetzgebung,    selbstsüchtigen 
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Die  vollziehende  Gewalt  wird  durch  den  Prä- 


Sonderinteressen    ist    bei    ihnen   Thür    und   Thor   geöffnet. 
Dfts  jetzt  nach  dem  Vorgänge  anderer  Bundesverfassungen, 
z.  B.  schweizerische  Verfassung  von  1874,   Art.  101,  102, 
argentinische    Verfassung,   Art.  92,    Verfassung   der  confö- 
derirten  Staaten  vom  11.  März  1861,  Art.  I,  Sect.  6,  2,  viel- 
fach empfohlene  Heilmittel,   den  Gesetzgebungsapparat  da- 
durch zu  vervollständigen,  dass  den  Bundesministern  Sprech- 
und  Vorschlagsrecht  in  jedem  Hause  des  Congresses  gewährt 
wird,  könnte  manche  Vortheile  herbeiführen:   für  das  Vor- 
schlagsrecht    würden    verantwortliche    Organe     geschaffen, 
selbstsüchtige  Sonderinteressen  möchten  in    einigen   Fällen 
zurückgedrängt  werden,  die  Einheitlichkeit  der  Gesetzgebung 
möchte  etwas   gewinnen.     Aber    die  Nachtheile   sind   doch 
wol  überwiegend:   der   freien    ungehinderten  Ausübung  des 
Einwendungsrechts    des     Präsidenten    würde     in    manchen 
Fällen    durch   die   Aeusserungen    von   Bundesministern  bei 
Berathnng    der   Gesetze    präjudizirt   werden;    die   Stellung 
der  Bundesminister  gegenüber  dem  Präsidenten  würde  von 
Grund  aus   geändert,    wenn    sie   eine   leitende  Stellung    in 
dem   einen   oder  andern  Hause    des   Congresses    gewönnen 
und   diese    ihm    gegenüber   ausbeuten   könnten;    der   Senat 
UDd  das  Repräsentantenhaus  sind  nicht  allein  in  der  Theorie 
sondern  auch  in  der  Praxis  gleichberechtigte  gesetzgebende 
Körperschaften,   der  Einfluss  eines  Ministers  in   dem   einen 
Hanse  möchte  ein  Grund    der  Abneigung    und  Feindschaft 
in  dem  andern  Hause    werden,    zumal   wenn   was  oft  vor- 
kommt verschiedene  Parteien   die  Mehrheit   im  Senate  und 
im  Repräsentantenhause  haben;  Rücksichten  auf  den  Senat 
oder    das    Repräsentantenhaus    möchten    zu    häufigen   Aen- 
derungen  in  der  Person  der  Bundesminister  führen  und  die 
ohnehin  nicht  sehr  starke  Stabilität  der  Executive  schwächen : 
Senat  und  Repräsentantenbaus  würden  eine  Einwirkung  der 
Bundesminister  namentlich  bei  Gesetzentwürfen,  welche  kein 
unmittelbares   Interesse    für    die   Executive   haben,    ungern 
sehen     und    nur     widerwillig    ertragen.       Das     Heilmittel 
für   die  Mängel   bei   der  Gesetzgebung  wird   nur  von  dem 
amerikanischen  Volke  ausgehen  können;  ein  wirklich  freies 
und  einsichtiges  Volk,   welches  unfähige  oder  gar  corrupte 
Gesetzgeber  wählt  und   wiederwählt,    ist  nicht  berechtigt, 
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sidenten   der  Vereinigten  Staaten*®  ausgeübt,  welcher 


sich  über  Mängel  der  Gesetzgebung  zu  beklagen.  Nach 
und  nach  mag  die  Erkenntniss  durchdringen,  dass  grosse 
gesetzgebende  Körperschaften  kein  Geschick  für  die  Technik 
der  Gesetzgebung  haben  (vgl.  John  Stuart  MiU,  Conside- 
rations  on  Representative  Government,  Eap.  5),  und  mag 
die  öffentliche  Meinung  die  gesetzgebenden  Körperschaften 
zwingen,  bei  der  Gesetzgebung  einsichtigen  technischen 
Beirath  anzuwenden,  welcher  dann  nicht  allein  auf  die 
Form,  sondern  auch  auf  den  Inhalt  der  Gesetze  eine  günstige 
Rückwirkung  üben  möchte.  Da  der  Senat  und  das  Re- 
präsentantenhaus ihre  Beamten  selbst  wählen,  da  sie  das 
Verfahren  bei  der  Gesetzgebung  durch  ihre  Geschäfts- 
ordnungen regeln,  da  sie  über  die  Ausgaben  der  Vereinigten 
Staaten  durch  die  von  ihnen  ausgehenden  Appropriations- 
gesetze verfügen,  so  besteht  kein  verfassungsrechtliches 
Hindemiss  gegen  Einsetzung  einer  durch  den  Senat  und 
das  Repräsentantenhaus  zu  wählenden  Commission  aus  ein- 
sichtigen gesetzeskundigen  Sachverständigen  (legal  experis) 
und  gegen  eine  gemeinschaftliche  Bestimmung  der  Geschäfts- 
ordnung, dass  ihr  jeder  Gesetzentwurf  vor  definitiver  An- 
nahme zur  technischen  Begutachtung  vorzulegen  ist;  wie 
denn  die  wichtigeren  Ausschüsse  sowol  des  Senates  als  auch 
des  Repräsentantenhauses  (onFinance^Claims,  Appropriatious^ 
— Ways  and  Means,  Appropriati^ms,  Claims,  Public  Lands) 
bereits  gegenwärtig  ständige  besoldete  Secretäre  haben 
(Rev.  Stat.,  Sect.  52,  53).  In  dem  benachbarten  Canadischen 
Bunde  findet  sich  bereits  ein  Ansatz  von  legal  experts  zur 
Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  welcher  weiterer  Ent- 
Wickelung  fähig  ist.  Munro,  Preface,  S.  VI.  —  Die  gesetz- 
gebende Thätigkeit  des  Congresses  wird  mit  grosser  An- 
schaulichkeit von  James  Bryce,  Tbl.  I,  Kap.  15 — 17,  be- 
schrieben. Die  Schlussbemerkungen  in  Kap.  17:  „Under 
the  System  of  congressional  finance  here  described  America 
wastes  millions  annually.  But  her  wealth  is  so  great,  her 
revenue  so  elastic,  that  she  is  not  sensible  of  the  loss. 
She  has  the  glorious  privilege  of  youth,  the  privilege  of 
committing  errors  without  suffering  from  their  consequences'' 
sind  zweifellos  richtig. 

*^  Art.  II,   Sect.  l,i:   „The   executive  Power   shall  be 


Vollziehende  Gewalt.  323 

durch  die  Verfassung  ausdrücklich  angewiesen  ist,  ffir 
getreue  Ausfuhrung  der  Bundesgesetze  zu  sorgen 
(Art.  II,  Sect.  3) ,  und  welchem  daher  der  Congress 
durch  Gesetz  alle  diejenigen  Befugnisse  übertragen 
darf,  welche  hierzu  nothig  und  geeignet  sind  (Art.  I, 
Sect  8,  is).  Der  Präsident  ist  der  alleinige  Träger  der 
Tollziehenden  Gewalt,  wodurch  nicht  ausgeschlossen 
wird,  dass  einige  executive  Angelegenheiten  der  Be- 
schlussfassung des  Congresses^^  vorbehalten  sind,  bei 
anderen  der  Beirath  und  die  Zustimmung  des  Senates  ^^ 
erforderlich  ist,  und   dass  den  Bundesministern*'  und 


vested  in  a  President  of  the  United  States  of  America/' 
Anf  die  Einheit  der  Executive  haben  die  Urheber  der 
Verfassung  mit  Recht  grossen  Werth  gelegt.  The  Federalist, 
Nr.  70;  Story,  §§  1418  —  29;  Kent,  Lect.  XIII. 

**  Kriegserklärung,  Ertheilung  von  Kapereibriefen,  Ver- 
anlassung der  Einberufung  von  Staatsmilizen  in  den  Dienst 
der  Vereinigten  Staaten  zur  Ausführung  der  Bundesgesetze, 
zur  Unterdrückung  von  Aufruhr  und  zur  Abweisung  eines 
auswärtigen  Angriffes.     Art.  I,  Sect.  8,  ii,  15. 

^^  Völkerrechtliche  Verträge,  Anstellung  und  Entlassung 
Ton  Bundesbeamten. 

13  Die  Bundesminister  und  die  anderen  Executivbeamten 
der  Vereinigten  Staaten  sind  Gehülfen  und  Berather  des 
Präsidenten  bei  Ausübung  der  ihm  zustehenden  vollziehen- 
den Gewalt.  Ein  Ministerrath  (cdbinet)  ist  der  Verfassung 
nicht  bekannt,  besteht  aber  thatsächlich  zur  Erhaltung  der 
Einheit  der  Verwaltung.  Auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
hat  die  Erfahrung  gegeben,  dass  die  gemeinsame  Beratbung 
und  Verständigung  der  Chefs  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige über  die  wichtigeren  Angelegenheiten  im  Minister- 
rathe  zweckmässig  ist.  Der  Präsident  pflegt  in  denselben 
leitende  Staatsmänner  der  Partei  zu  berufen,  welcher  er 
selbst  angehört,  unter  thunlichster  Berücksichtigung  der 
verschiedenen  geographischen  Theile  des  Bundesgebietes. 
Die  Beschlüsse  des  Ministerrathes  sind  für  den  Präsidenten 
nicht  verbindlich,  weil  er  alleiniger  verantwortlicher  Träger 
der  vollziehenden  Gewalt  ist.    Glauben  die  Minister  die  po- 
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anderen  Executivbenuiten  durch  zahlreiche  Bundes- 
gesetze selbständige  Amtspflichten  auferlegt  sind,  für 
deren  Erfüllung  sie  persönlich  haften. 

Die  wichtigeren  Amtsrechte  und  Amtspflichten  des 
Präsidenten  werden  in  der  Verfassung  (Art.  II,  Seet.  2, 
3)  besonders  aufgezählt: 

1.  Oberbefehl  über  Heer  und  Flotte  der  Vereinigten 
Staaten  und  über  die  Staatsmilizen,  über  letztere,  wenn 
sie  in  den  efiectiven  Dienst  der  Vereinigten  Staatt^n 
gerufen  sind; 

2.  Einforderung  schriftlicher  Gutachten  der  Bundes- 
minister** über  Angelegenheiten  ihres  Amtes; 

3.  Begnadigung  bei  strafbaren  Handlungen  gegen 
die  Vereinigten  Staaten,  ausser  bei  Staatsanklagen  (im- 
peacliment^  §  29); 

4.  Abschluss  volkerrechtlicher  Verträge,  welche 
selbstverständlich  mit  der  Verfassung  in  Einklang  stehen 
müssen ; 

5.  Auswahl  (nomination)  ^  Ernennung  (appointment) 
und  Bestallung  (commimoning)  der  Bundesbeamten 
mit  Einschluss  der  Bundesrichter,  soweit  nicht  die 
Ernennung    nachgesetzter    Bundesbeamten    durch   Ge- 


litische  VeraDtwortlichkeit  für  die  Amtshandlungen  des 
Präsidenten  nicht  länger  übernehmen  zu  können  oder  könneu 
sie  sich  mit  ihm  über  Amtshandlungen,  wobei  das  Gesetz 
ihnen  eigene  Verantwortlichkeit  auflegt,  nicht  verständigeu, 
KO  mögen  sie  ihre  Entlassung  nehmen.  Die  Bundesminister 
bedürfen  des  Vertrauens  des  Präsidenten,  aber  nicht  eines 
der  Häuser  des  Congresses.     Von  Holst,  §  26. 

***  Ein  argumentum  e  contrario  nach  keiner  Richtung 
hin  angebracht.  Nicht  ausgeschlossen:  mündliche  Berathung 
mit  den  Bundesministern  im  Ministerrath ,  Einforderang 
mündlicher  oder  schriftlicher  Gutachten  anderer  Executiv- 
beamten.  Erbittung  von  Gutachten  der  Bundesgerichte  über 
Fragen  der  Gerichtsverfassung  oder  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens (Beispiel  bei  Story,  §  1579). 
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5?etz  den  Bundesgeriehten   oder  Bundesministern   über- 
tragen ist; 

6.  Benachrichtigung  des  Congresses  über  den  Zu- 
stand der  Vereinigten  Staaten  und  Empfebhmg  solcher 
Maassregeln  an  denselben,  welche  er  für  nothig  oder 
geeignet  hält^*; 

7.  Einberufung  der  beiden  Häuser  des  Congresses 
oder  des  einen  oder  andern  derselben  bei  ausserordent- 
lichen Veranlassungen  und  Entscheidung  von  Meinungs- 
verschiedenheiten derselben  iiber  die  Zeit  der  Ver- 
tagung ; 

8.  Empfang  von  Botschaftern  und  Gesandten  frem- 
der Staaten; 

9.  Sorge  für  getreue  Ausführung  der  Gesetze  der 
Vereinigten  Staaten. 

Bei  volkerrechtlichen  Verträgen  fordert  die  Ver- 
fassung (Art.  II,  Sect.  2,  2)  den  Beirath  und  die  Zu- 
>timmung  von  zwei  Dritteln  der  bei  der  Abstimmung 
anwesenden  Senatoren,  welche  der  Präsident  nach  Ab- 
schlnss  aber  vor  Ratification  des  Vertrages  einzuholen 
pflegt. 

Bei  der  Ernennung  von  Botschaftern,  Gesandten 
und  Consuln,  von  Richtern  des  höchsten  Gerichtshofes 
und  allen  anderen   Beamten   der  Vereinigten   Staaten, 


^*  Der  Präsident  pflegt  dem  Congress  beim  Beginn  der 
Session  eine  Jahresbotschaft  über  die  auswärtigen  und 
inneren  Angelegenheiten  des  Bundes  zu  übersenden,  welchem 
aosführliche  Berichte  der  Bundesminister  über  die  Ange- 
legenheiten und  Bedürfnisse  ihrer  Amtszweige  beigefügt 
werden.  Die  Bundesminister  ertheilen  den  Ausschüssen  des 
Senates  und  Repräsentantenhauses  auf  Ansuchen  mündliche 
nnd  schriftliche  Auskunft  über  legislative  Fragen,  nament- 
lich auf  dem  Gebiete  der  Finanzgesetzgebung.  Das  Vor- 
schlagsrecht bei  Gesetzen  ist  indessen  ausschliesslich  bei 
dem  Senate  und  Repräsentantenhause  und  bei  ihren  Aus- 
schüssen.    Von' Holst,  §§  26,  34. 
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deren  Ernennung  nicht  in  der  Verfassung  anderweit 
regulirt  ist  (Beamte  des  Senates  und  des  Repräsen- 
tantenhauses, Art,  I,  Sect.  2,  s,  3,  s)  fordert  die  Ver- 
fassung den  Beirath  und  die  Zustimmung  des  Senates^*': 
jedoch  mit  Befugniss  für  den  Congress,  die  Ernennung 
nachgesetzter  Beamten  durch  Gesetz  dem  Präsidenten 
allein,  den  Gerichtshöfen  oder  den  Bundesministern  zu 
überlassen,  und  mit  Befugniss  für  den  Präsidenten, 
während  Vertagung  des  Senates  eintretende  Vacanzen 
provisorisch  (bis  zum  Ende  der  nächsten  Sitzung  des 
Senates)  zu  besetzen. 

Das  Recht  der  Entlassung  der  civilen  Executiv- 
beamten  wird  in  der  Verfassung  nicht  ausdrücklich  ge- 
regelt; die  im  Federalist,  Nr.  77  nachdrücklich  und  mit 


*^  Die  Verquickung  der  vielen  executiven  Civilämter 
mit  den  politischen  Parteikämpfen,  die  Verleihung  derselben 
als  Belohnung  für  geleistete  Parteidienste  ist  ein  sehr  un- 
befriedigendes Kapitel  der  amerikanischen  Verfassungs- 
geschichte.  Die  Mitwirkung  des  Senates  bei  Anstellung 
und  Entlassung  der  Civilbeamten  hat  zu  manchen  Streitig- 
keiten mit  dem  Präsidenten  Anlass  gegeben.  Dem  Geiste 
der  Verfassung  ist  es  gemäss,  dass  der  Senat  dem  Präsi- 
denten mindestens  bei  Anstellung  und  Entlassung  der 
Bundesminister  freie  Hand  lässt,  und  ist  darnach  auch  in 
der  Regel  verfahren;  dem  Geiste  der  Verfassung  ist  es 
weiter  gemäss,  dass  der  Senat  Vorschläge  des  Präsidenten 
ziur  Anstellung  und  Entlassung  von  Civilbeamten  nur  dann 
beanstandet,  wenn  erhebliche  sachliche  oder  persönhclie  Be- 
denken vorliegen,  wonach  aber  lange  nicht  immer  verfahren 
ist.  Die  höchst  bedenkliche  Clausel  am  Schlüsse  der  Sect.  1 
des  Bundes -Civildienstgesetzes  vom  2.  März  1867,  welche 
den  Präsidenten  Andrew  Johnson  zwingen  wollte,  Bundes- 
minister, die  mit  seiner  politischen  Ansicht  über  die  wich- 
tigsten Fragen  nicht  übereinstimmten,  aber  den  beiden 
Häusern  des  Congresses  genehm  waren,  im  Amte  zu  be- 
halten, ist  durch  das  Zusatzgesetz  vom  5.  April  1869  ge- 
strichen.    Von  Holst,  §  26. 


Richterliche  Gewalt.  327 

gewichtigen  Gründen  vertretene  Ansicht,  dass  es  nach 
den  Grundsätzen  für  Ernennung  der  Beamten  (also  in 
der  Regel  mit  Beirath  und  Zustimmung  des  Senates) 
auszu&ben  sei,  ist  zwar  lange  bei  Seite  gesetzt*',  aber 
durch  neuere  Bundesgesetze  (2.  März  1867,  5.  April 
1869)  bestätigt,  unter  gesetzlicher  Regulirung  der  Be- 
fuguiss  zu  Amtssuspensionen  während  Vertagung  des 
Senates  (Rev.  Stat.,  Sect.  1767,  1768). 

Die  richterliche  Gewalt  der  Vereinigten 
Staaten  wird  durch  einen  höchsten  Gerichts- 
hof und  die  ihm  nachgesetzten  Bundesgerichte 
ausgeübt.*®  Sie  hat  gleiche  Ausdehnung  mit  der  ge- 
setzgebenden Gewalt,  indem  sie  sich  auf  alle  Rechts- 
streitigkeiten erstreckt,  welche  unter  der  Bundes- 
verfassung, den  Bundesgesetzen  und  den  volkerrecht- 
lichen Verträgen  der  Vereinigten  Staaten  zur  Entstehung 
kommen,  deren  richtige  Entscheidung  also  von  Aus- 
legung und  Anwendung  einer  dieser  Rechtsquellen 
abhängt.  Die  Urheber  der  Unionsverfassung  haben 
mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass  die  einheitliche 
Auslegung  und  Anwendung  dieser  Rechtsnormen  ein 
dringendes  nationales  Bedürfniss  sei,  dessen  Erfüllung 
allein  durch  das  Auslaufen  der  Gerichtsbarkeit  in  einen 
höchsten  Gerichtshof  bewirkt  werden  könne.  *^  Derselbe 


*^  Vgl.  über  die  sog.  Removal  Power  des  Präsidenten 
und  die  Gründe  für  und  gegen  dieselbe  Story,  §§  1537 — 
1544. 

1»  Art.  m,  Sect.  1:  „The  judicial  Power  of  the  United 
States  shall  be  vested  in  one  Supreme  Court,  and  in  such 
inferior  Courts  as  the  Congress  may  from  time  to  time 
ordain  and  establish."  Der  erste  Satz  des  Art.  IIl  corre- 
spondirt  in  Form  und  Fassung  mit  dem  ersten  Satze  des 
Art.  I  und  des  Art.  IL  Art.  I  regulirt  die  gesetzgebende, 
Art.  II  die  vollziehende  und  Art.  III  die  richterliche  Gewalt, 
von  denen  jede  der  andern  coordinirt  und  gleichrechtig  ist. 

^»  The  Föderalist,  Nr.  22.. 
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entscheidet  namentlich  in  letzter  Instanz  über  die  Aus- 
legung und  Anwendung  der  Bundesverfassung  und 
damit  über  die  Verfassungsmässigkeit  der  Bundesgesetze, 
der  Staatenverfassungen  und  der  Staatengesetze  und 
der  sonstigen  Acte  der  Bundes-  und  der  Staaten- 
gCMralten  (§  29)  ^^,  wobei  in  Betracht  kommt,  dass  die 


2^^  Rev.  Stat.,  Sect.  709  (Sect.  25  der  Judiciary  Act  des 
Congresses  vom  24.  September  1789):  „A  final  judgment 
or  decree  in  the  highest  court  of  a  State,  in  whick  a  de- 
cision  in  the  suit  could  be  had,  where  is  drawn  in  question 
the  validity  of  a  treaty  or  Statute  of,  or  an  authority 
exercised  under,  the  United  States,  and  the  decision  i^ 
against  their  validity;  or  where  is  drawn  in  question  the 
validity  of  a  Statute  of,  or  an  authority  exercised  under 
any  State,  on  the  ground  on  their  being  repugnant  to  the 
Constitution,  treaties  or  laws  of  the  United  Status,  and  the 
decision  is  in  favor  of  their  validity;  or  where  any  title, 
right,  privilege,  or  immunity  is  claimed  under  the  Con- 
stitution, or  any  treaty  or  Statute  of,  or  commission  held 
or  authority  exercised  under,  the  United  States,  and  the 
decision  is  against  the  title,  right,  privilege,  or  immunity 
specially  set  up  or  claimed,  by  either  party,  under  such 
Constitution,  treaty,  Statute,  commission,  or  authority,  may 
be  re-examined  and  reversed  or  affirmed  in  the  Supreme 
Court  upon  a  writ  of  error.  The  writ  shall  have  the  same 
effect  as  if  the  judgment  or  decree  complained  of  had  beeii 
rendcred  or  passed  in  a  court  of  the  United  States;  aud 
tlie  proceeding  upon  the  reversal  shall  be  the  same,  except 
that  the  Supreme  Court  may,  at  their  discretion,  proceed 
to  a  final  decision  of  the  case,  and  award  execution,  or 
remand  the  same  to  the  court  from  which  it  was  so  re- 
moved."  —  In  der  Gerichtsverfassung  der  Vereinigten 
Staaten  (§  15)  ist  sorgfaltig  darauf  geachtet,  dass  diejenigen 
Fälle,  bei  denen  es  sich  um  die  Auslegung  oder  Anwendung 
der  Unionsverfassung  handelt,  zur  endgültigen  Entscheidung 
an  den  höchsten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
bracht werden  können.  Sect.  5  des  Bundesgesetzes  vom 
.3.  März  1891  (Einsetzung  von  Circuit  Courts  of  Aj)p(ah 
zur  Entlastung  des  höchsten  Gerichtshofes):   „That  appeals 
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Zuständigkeit  der  Gerichte  in  den  Gebieten  des  eng- 
lischen Rechts  nicht  auf  das  Straf-  und  Civilrecht  be- 
schränkt ist,  sondern  sich  auf  die  meisten  (nicht  alle) 
Streitfragen  des  öffentlichen  Rechts  erstreckt.  Die 
richterliche  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten  ist  auf 
eine  Reihe    von  Streitfällen    ausgedehnt,    wobei    aus- 


or  writs  of  error  may  be  taken  from  the  district  courts  er 
from    the    existiog    circuit    courts    direct    to    the  Supreme 

Coui-t  in  the  foUowing  cases: 

„In  any  case  that  involves  the  construction  or  applica- 
tion  of  the  Constitution  of  the  United  States. 

„In  any  case  in  which  the  Constitution ality  of  any  law 
of  the  United  States,  or  the  validity  or  construction  of  any 
treaty  made  under  its  authority,  is  drawn  in  question. 

,Jn  any  case  in  which  the  Constitution  or  law  of  a  State 
iä  claimed  to  be  in  contravention  of  the  Constitution  of 
the  United  States. 

„Nothing  in  this  act  shall  affect  the  Jurisdiction  of  the 
Supreme  Court  in   cases   appealed  from   the  highest  court 
of  a  State,   nor   the  construction   of  the   Statute  providing 
for  review    of  such    cases."   —   Die    in    der   That   weitaus 
wichtigste  Function   des   höchsten  Gerichtshofes,  welche  in 
den   eben    angeführten   Gesetzen    besonders    hervorgehoben 
wird,  ist  die  Wahrung  der  Grenzlinie  zwischen  der  Bundes- 
und den  Staatengewalten,  und  was  daraus  unmittelbar  folgt, 
die  Zurückweisung    von   Uebergriffen   des   Bundes   auf  das 
Gebiet  der    Staaten   imd   der   Staaten   auf  das   Gebiet   des 
Bundes.     Diese  Aufgabe  entspringt  daraus,  dass  dem  Bunde 
nur   bestimmte   und  begrenzte  Gewalten,    und    auch    diese 
nur  unter  Beifügung  einer  Reihe  von  Schranken  überwiesen 
(§  8),  daher  alle  seine  Handlungen  ausserhalb  dieses  Macht- 
bereiches oder  unter  Verletzung  der  ihm  gesetzten  Schranken 
verfassungswidrig,    nichtig   und   unverbindlich   sind,    sowie 
dass    die  Bundesverfassung   und   die   nach   ihrer  Maassgabe 
gemachten  Gesetze    den   Staatenverfassungen    und  Staaten- 
gesetzen vorgehen  (§  29).    Die  amerikanischen  Staatsmänner 
und  Juristen  nennen  die  Bundesverfassung  mit  Recht  a  //- 
miteä  Constitution  (The  Federalist,  Nr.  78),  welche  bestimmte 
und  begrenzte  Befugnisse  (defincd  and  limited  powers  [Su- 
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schliessliche  Gerichtsbarkeit  der  Staatengerichte  die 
nationale  Sicherheit  oder  Wohlfahrt  gefährden  mochte, 
nämlich  Rechtsstreitigkeiten 

1.  welche  die  Botschafter,  Gesandten  oder  Consulu 
anderer  Staaten  an  die  Vereinigten  Staaten   berühren; 

2.  der  Admiralitäts-  und  Seegerichtsbarkeit; 

3.  wobei  die  Vereinigten  Staaten  eine  Partei  sind; 

4.  zwischen  Unionsstaaten; 

5.  zwischen  einem  Staate  und  Biirgern  (Einwohnern) 
eines  andern  Staates,  wodurch  indessen  nach  dem  11.  Zu- 
satzartikel den  Bürgern  eines  Unionsstaates  oder  den 
Angehörigen  eines  fremden  Staates  kein  Klagrecht  gegen 
einen  Unionsstaat  vor  den  Bundesgerichten  gewährt  wird; 

6.  zwischen  Bürgern  verschiedener  Unionsstaateu; 

7.  zwischen  Bürgern  desselben  Unionsstaates  über 
Ländereien  auf  Grund  eines  Besitztitels  (grant)  ver- 
schiedener Staaten,  sowie  zwischen  einem  Staate  be- 
ziehungsweise seinen  Bürgern  und  fremden  Staaten 
beziehungsweise  ihren  Angehörigen  (Art.  III,  Sect.  2). 


preme  Court  in  Marbury  v.  Madison,  Story,  §  1576])  ge- 
währt. Der  Ersatz  der  in  der  amerikanischen  Rechtssprache 
hergebrachten  Ausdrücke:  a  limited  ConstittUion ^  a  trritten 
Constitution,  limited  and  unlimited  powers  (Marbury  v.  Ma- 
dison) durch  die  Ausdrücke  rigid  Constitution  und  im 
Gegensatz  dazu  flexible  Constitution  y  welche  James  Bryce, 
Thl.  I,  Kap.  31  und  an  anderen  Stellen  anwendet,  scheint 
mir  trotz  des  Beifalls  von  Amerikanern  keine  Yerbessenmg 
zu  sein.  —  Vgl.  über  die  Voraussetzungen ,  worunter  eine 
gesetzliche  Anordnung  von  den  Gerichten  für  verfassungs- 
widrig erklärt  werden  mag  und  muss  (Story,  §  1576,  letzte 
Anm.);  The  Federalist,  Nr.  78;  Story,  §§  1573  fg.  und  die 
dort  angeführten  Urtheile  des  höchsten  Gerichtshofes;  Kent, 
Lect.  20  und  namentlich  die  sorgfältigen  Ausführungen  von 
Cooley,  Kap.  VII,  192  —  224,  wo  die  einschlagende  Juris- 
prudenz der  Bundes-  und  der  Staatengerichte  angeführt  ist, 
gelegentlich  unter  Hinweis  auf  die  Jurisprudenz  im  Cona- 
dischen  Bunde. 
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Die  Sehweizerische  Eidgenossenschaft  seit  1848. 

Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  hat  gleich 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zur  Ausübung 
der  ihr  überwiesenen  materiellen  Befugnisse  gesetz- 
gebende, vollziehende  und  richterliche  Gewalt.  Indessen 
bestehen  in  der  Schweiz  gegenüber  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  zwei  wichtige  Unterschiede:  ein- 
mal ist  die  Selbständigkeit  der  Bundesgewalt  gegen- 
über den  Cantonen  nicht  gleich  weit  durchgeführt^, 
dann  fehlt  die  feste  Unterscheidung  der  drei  Gewalten 
und  ihre  Ueberweisung  an  je  eines  der  drei  Bundes- 
organe. Der  Bundesversammlung  ist  die  Ausübung 
der  obersten  Gewalt  des  Bundes  anvertraut;  ihre  Zu- 
ständigkeit erstreckt  sich  auf  alle  Angelegenheiten, 
,,welche  nach  Inhalt  der  gegenwärtigen  Verfassung  in 
die  Competenz  des  Bundes  gehören  und  nicht  einer 
andern    Bundesbehorde    zugeschieden    sind".  ^      Dem- 


^  In  der  Schweiz  wie  in  Deutschland  unterstehen  manche 
Angelegenheiten  bezüglich  der  Gesetzgebung  und  Beaufsich- 
tigung der  Herrschaft  des  Bundes,  während  die  Ausführung 
nnd  Handhabung  der  Bundesgesetze  in  weit  grösserem  Um- 
fange als  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  den  ein- 
zelnen Bundesgliedem  (Cantonen  und  Staaten)  zusteht.     Vgl. 

§§  9,  27. 

'^  Man  beachte  den  Unterschied  und  Gegensatz:  Schweiz, 
Art.  71  (60)  „Unter  Vorbehalt  der  Rechte  des  Volkes  und 
der  Cantone  (Art.  89  und  121)  wird  die  oberste  Gewalt 
des  Bundes  durch  die  Bundesversammlung  ausgeübt",  und 
Art.  84  (73)  „Der  Nationalrath  und  der  Ständerath  haben 
alle  Gegenstände  zu  behandeln,  welche  nach  Inhalt  der  gegen- 
wärtigen Verfassung  in  die  Competenz  des  Bundes  gehören 
und  nicht  einer  andern  Bundesbehörde  zugeschieden  sind^'; 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Art.  I,  Sect.  1  „All  legis- 
lative Powers  herein  granted  shall  be  vested  in  a  Congress 
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gemäss  haben  Nationalrath  und  Ständerath  neben- 
einander  gesetzgebende,  vollziehende  und  richterliche 
Gewalt;  aber  sie  sind  nicht  Trager  der  gesammten  ge- 
setzgebenden Gewalt,  indem  sie  das  Vorschlagsrecht 
mit  dem  Bundesrath  und  mit  den  Cantonen  theilen 
und  indem  durch  das  sog.  Referendum  die  Entschei- 
dung über  Bundesgesetze  und  über  bestimmte  Bundes- 
beschlüsse in  die  Hände  des  schweizerischen  Volkes 
gelegt  werden  kann;  sie  sind  auch  nicht  Träger  der 
gesammten  vollziehenden  Gewalt,  indem  der  grosste 
Theil  derselben  dem  Bundesrathe  und  den  unter  ihm 
stehenden  Behörden  und  Beamten  überwiesen  ist;  sie 
sind  ebenso  wenig  Träger  der  gesammten  richterlichen 
Gewalt,  weil  die  Ausübung  eines  stetig  zunehmenden 
Theiles  der  Bundesrechtspflege  dem  Bundesgericht  zu- 
steht und  auch  dem  Bundesrath  richterliche  Befiignisse 
gegeben  sind.  Der  Bundesrath  ist  vorzugsweise  mit 
executiven  Befugnissen  ausgestattet,  hat  aber  daneben 
das  Vorschlagsrecht  auf  dem  Gebiete  der  gesetzgebenden 
Gewalt  und  einige  richterliche  Befugnisse.  Das  Bundes- 
gericht hat,  abgesehen  von  einigen  autonomen  Befug- 
nissen zur  Wahrung  seiner  Selbständigkeit  und  Unab- 
hängigkeit (z.  B.  Bestellung  der  Bundesgerichtskanzlei. 
Art.  109),  nur  richterliche  Gewalt.  Der  besonders  er- 
fahrene Dr.  Dubs  hat  die  Misstände,  die  aus  dieser 
eigenartigen  Mischung  und  Vertheilung  staatlicher 
Functionen  hervorgehen,  in  dem  Ausdrucke  „orga- 
nische Gewaltenconfusion"^  zusammengefasst.  Die 


ot'  the  United  States",  Art.  II,  Sect.  1  „The  executive  Powers 
ßhall  be  vested  in  a  President  of  the  United  States  of 
America",  Art.  III,  Sect.  1  „The  judicial  Power  of  the  United 
States  shall  be  vested  in  one  Supreme  Court,  and  in  such 
inferior  Courts  as  the  Congress  may  from  time  to  time 
ordain  and  establish." 

'  II,  71:  „Dieser  Zustand  der  Dinge,  den  man  mit  dem 
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neuere  Verfassungs-  und  Rechtseiitwickelung  strebt  mit 
Recht  nach  ihrer  Minderung,  historische  Grunde  machen 
ihre  rasche  und  radicale  Beseitigung  unthunlich. 


Namen    der    « organischen    Gewaltenconfusion  o    bezeichnen 
darf,  ist  praktisch  darum  schädlich,  weil  er  im  allgemeinen 
die  Stellung  der  beiden   Staatskörper  (Bundesversammlung 
und  Bandesrath)  denaturirt,  den  Bundesrath  zu  einer  Unter- 
imi&uz   der  Bundesversammlung   macht,   in   dieser   letztern 
ein  ganz  abnormes  Machtbewusstseiu  entwickelt,  damit  aber 
auch  die  Verantwortlichkeit  ins  Unge^visse  stellt  und  lähmt." 
Orelli,  S.  37,  erwähnt  den  Dubs'schen  Ausdruck,  ohne  ihn 
zu  misbiiligen.      Dr.  Munzinger,   Studie   über   Bundesrecht 
und  Bundesgerichtsbarkeit  (Bern  1871),  spricht  S.  91 — 93, 
unter  Anziehung  mehrerer  in  der  Hauptsache  übereinstim- 
mender Schriftsteller,   und   S.  95   von   einer  „Confusion  in 
der  Stellung  der  Staatsgewalten".     Aehnlich   schon   früher 
der  Bandesrath  in  seiner  Botschaft  vom  11.  November  1863 
iBlumer-Morel,  II  2,  65):  „Die  Art,  wie  gegenwärtig  (Bundes- 
verfassung von  1848,  Art.  74,  15)  auf  dem  Beschwerdeweg 
jede  Entscheidung  des  Bundesrathes  an  die  Bundesversamm- 
lung als  eine  Art  Appellationsinstanz  gebracht  werden  kann, 
i^t  im  Widerspruch  mit   dem  Grundprincip    der   Gewalten- 
trennung, macht  die  Verantwortlichkeit  ganz  unklar,  passt 
nicht  zum  Zweikammersystem   und  hat   mit  Bezug  auf  die 
materielle  Rechtsprechung  grosse  Gefahren.^'  Bei  einer  Durch- 
»icht  der  schweizerischen  Bibliotheken  in  Zürich,  Bern,  Lau- 
sanne  und   Basel  habe  ich   keinen    Schriftsteller  gefunden, 
welcher  den  Zustand  der  Gewalteutheilung  im  Bunde  billigt 
und  vertheidigt.    —   Anders   die   meisten  Deutschen,    z.  B. 
Laband,  I,   517,   welcher  meint,    dass   die  Lehre   von  der 
Theilung  der  Gewalten   „die  Einheit  des  Staates  zerstöre^S 
Mweder  logisch   haltbar   noch  praktisch    durchführbar'*    sei, 
und  die  beinahe  vollständige  Einmüthigkeit  der  deutscheu 
Literatur  „über  die  Verwerflichkeit  dieser  Theorie"  rühmt. 
Da  die  Einheit  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,    der 
einzelnen  zu   ihnen   gehörigen  Staaten   und   der  vielen  an- 
deren Staaten,    deren  Verfassung   auf  dem  Boden   der   Ge- 
waltentheilung steht,  noch  keinen  Schaden  gelitten  hat  oder 
gar    zerstört    ist    und   wol   niemand    in    denselben    an    der 
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Das  Vorschlagsrecht  zu  Bundesgesetzen  und 
Bundesbeschlüssen^  steht  dem  National-  und  Stände- 
rath  und  jedem  Mitgliede  desselben  (Art  93  [81]),  so- 
wie dem  Bundesrath  (nicht  aber  dessen  einzelnen  De- 
partements)* und  jedem  Canton  zu.*  National-  und 
Ständerath  verstandigen  einander  beim  Beginn  einer 
jeden  Sitzung  über  die  Reihenfolge,  worin  sie  die  von 
aussen  an  sie  gelangenden  Vorschläge  behandeln  wollen.* 


logischen  Haltbarkeit  und  der  praktischen  Durchführbarkeit 
einer  Theorie  zweifelt,  welcher  eine  Bewährung  von  über 
hundert  Jahren  in  der  Staatenpraxis  zur  Seite  steht,  so 
darf  ich  wol  anheimgeben,  die  angeführten  Ausdrücke  durch 
die  einfacheren  und  anspruchsloseren  Worte:  „mit  der 
Rousseau-Lahand'schen  Theorie  von  der  Souveränetät  (§  6) 
unvereinhar*'  zu  ersetzen;  wodurch  die  Sache  rechtlich  und 
factisch  richtig  gestellt  wird. 

*  Bundesgesetze  und  „allgemein  verbindliche"  Bundes- 
beschlüsse der  Schweiz  correspondiren  mit  den  Bundes- 
gesetzen anderer  Bundesstaaten.  Beide  haben  gleiche  Kraft, 
Bundesbeschlüsse  sind  aber  der  Volksabstinunung  entzogen, 
wenn  sie  von  der  Bundesversammlung  für  dringlich  erklärt 
sind.  Vgl.  Blumer-Morel,  II  2,  20 — 24;  von  Salis,  1, 
Nr.  242—245. 

*  Art.  102,  4  (90,4).  Der  Bundesrath  „schlägt  der 
Bundesversammlung  Gesetze  und  Beschlüsse  vor  und  be- 
gutachtet die  Anträge,  welche  von  den  Käthen  oder  von 
den  Cantonen  an  ihn  gelangen".  Sowol  der  National-  und 
der  Ständerath  als  die  Cantone  können  den  Bundesrath  um 
Ausarbeitung  des  Entwurfs  eines  Bundesgesetzes  oder  Bundes- 
beschlusses und  um  dessen  Vorlage  an  die  Bundesversamm- 
lung ersuchen. 

^  Art.  93  (81).  Die  Cantonsräthe  üben  das  Vorschlags- 
recht  durch  Correspondenz;  aus  dem  Vorschlagsrecht  folgt, 
dass  National-  und  Ständerath  ihre  Vorschläge  in  Erwägung 
nehmen  müssen.  —  Die  Schweizerbürger  haben,  ausser  bei 
der  Verfassungsgesetzgebung  (§  30),  kein  Vorschlags-,  son- 
dern nur  Petitionsrecht  in  Bezug  auf  Bundesgesetze  und 
Bundesbeschlüsse.     Art.  57  (47). 

7  Vgl.  Blumer-Morel,  II  2,  72  und  73. 
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Beide  sind  gleichberechtigte  Körperschaften;  Vorzuge, 
die  in  anderen  Bundesverfassungen  zu  Gunsten  des 
A'olks-  oder  Staatenhauses  vorkommen,  sind  der  schwei- 
zerischen Bundesverfassung  fremd.  Die  Ueberein- 
stimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  des  Natio- 
nal- und  Ständerathes  beziehungsweise  der 
Mehrheitsbeschluss  der  vereinigten  Bundes- 
versammlung ist  zu  jedem  Bundesgesetz  und 
Bundesbeschluss  erforderlich,  unbeschadet  der 
besonderen  Bestimmungen  über  Verfassungsänderungen 
(§  30),  und  vorbehaltlich  des  Referendums  und  der  Ver- 
kündigung ausreichend  (Art.  89  [78]).  Entwürfe  von 
Bandesgesetzen  und  Bundesbeschlüssen  können  von 
dem  einen  Rathe  an  den  andern  gehen,  bis  eine  Ueber- 
einstimmung  erzielt  oder  die  Unmöglichkeit  einer  solchen 
dargethan  ist.®  Die  Mitglieder  des  Bundesrathes  haben 
bei  den  Verhandlungen  beider  Räthe  berathende  Stimme 
und  auch  das  Recht,  über  einen  in  Berathung  liegen- 
den Gegenstand  (aber  auch  nur  über  einen  solchen) 
Anträge  zu  stellen  (Art.  101  [89]).^ 


«  Blumer-Morel,  II  2,  72  und  73. 

^  Abweichend  von  den  modernen  Ministerien  sind  die 
MitgHeder  des  Bundesrathes  weder  durch  Recht  noch  durch 
Sitte  verpflichtet,  bei  politischen  Fragen  übereinstimmend 
und  einheitlich  zu  handeln.  Selbst  Vorlagen  des  Bundes- 
rathes mögen  im  National-  und  Ständerath  durch  Mitglieder 
des  Bundesrathes  angegriffen  und  zu  Fall  gebracht  werden. 
Die  Verwerfung  von  Vorlagen  des  Bundesrathes  durch 
National-  oder  Ständerath  bewirkt  keinen  Rücktritt  des 
Bundesrathes  oder  einzelner  Mitglieder  desselben.  Weder 
im  Bunde  noch  in  den  Cantonen  besteht  das  sog.  parla- 
mentarische System.  Misstände  von  Belang  sind,  soweit 
ich  habe  in  Erfahrung  bringen  können,  bislang  aus  diesem 
Mangel  an  Einheit  in  der  Executive  nicht  hervorgegangen, 
woraus  selbstverständlich  nicht  folgt,  dass  eine  Üebertragung 
dieses  eigenartigen  Sj'stems  auf  andere  Länder  mit  ver- 
schiedenen historischen  und   politischen  Lebensbedingungen 
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Die  von  beideu  Käthen  genehmigten  Bundesge^etze, 
ebenso  die  von  ihnen  gefassten  allgemein  verbindlichen 
Bundesbeschlüsse  nicht  dringlicher  Natur  *^  werden  vom 
Bundesrathe  im  Bundesblatte  bekannt  gemacht  und 
iiberdies  den  Cantonen  in  einer  angemessenen  Zahl 
von  Exemplaren  mitgetheilt.  Sie  müssen  dem  Volke, 
nämlich  den  stimmberechtigten  Schweizerbürgem,  zur 
Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt  werden,  wenn  es 
von  30000  stimmberechtigten  Schweizerbürgern  oder 
von  acht  Cantonen  verlangt  wird  (Art.  89);  National- 
und  Ständerath  können  die  Volksabstimmung  anordnen, 
wenn  es  ihnen  rathsam  erscheint  (sog.  facultatives  Re- 
ferendum). **     Ist  die    Volksabstimmung  begehrt  oder 


rathsam  oder  nur  gefahrlos  ist.  Vgl.  namentlich  die  feinen 
aus  langjähriger  Beobachtung  au  hervorragender  Stelle 
(Adams  war  englischer  Gesandter  bei  der  Eidgenossenschaft) 
hervorgegangenen  Bemerkungen  von  Adams  -  Cunningham, 
S.  59—72,  301,  302;  ferner  Vincent,  S.  52—57. 

*®  Die  einschränkende  Clausel  des  Art.  89,  „die  nicht 
dringlicher  Natur  sind",  bezieht  sich  nach  der  Entstehungs- 
geschichte und  nach  dem  Wortlaute  des  französischen  und 
auch  des  italienischen  Textes  der  Bundesverfassung  ledig* 
lieh  auf  Bundesbeschlüsse,  nicht  auf  Bundesgesetze,  wogegen 
der  deutsche  Wortlaut  nicht  zweifellos  ist.  Bundesgesetze 
können  daher  Miicht  dadurch  der  Volksabstimmung  entzogen 
werden,  dass  sie  für  dringlich  erklärt  werden.  Die  Bundes- 
versammlung entscheidet  endgültig  darüber,  ob  ein  Bundes- 
beschluss  allgemein  verbindlich  und  oh  er  dringlicher  Natur 
ist.    Vgl.  Blumer-Morel ,  112,  20,  25,  26. 

*^  Die  directe  Volksgesetzgebung,  nämlich  InitiatiTe, 
d.  h.  Begehren  eines  Gesetzes  durch  das  Volk,  wonach  ein 
von  einer  bestimmten  beträchtlichen  Zahl  stimmberechtigter 
Bürger  in  bestimmter  Form  begehrter  Gesetzentwurf  dem 
Volke  zur  Amiahme  oder  Verwerfung  vorgelegt  werden 
muss  (vgl.  §  30),  ferner  das  sog.  Referendum,  Abstimmang 
der  stimmberechtigten  Bürger  über  Annahme  oder  Ver- 
werfung eines  von  dem  gesetzgebenden  Körper  beschlossenen 
Gesetzentwurfs  oder  sonstigen  Vorschlags,  in  zwei  Formen, 
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verordnet,  so  entscheidet  ihr  Ergebniss  über  Annahme 
oder  Verwerfung  des  Gesetzentwurfs  beziehungsweise 
Beschlussentwurfs.  Die  Verkündigung  der  angenom- 
menen Bundesgesetze  und  allgemein  verbindlichen 
Buüdesbeschlüsse  ist  Recht  und  Pflicht  des  Bundes- 
rathes.^^ 


entweder  obligatorisches  Referendum,  wonach  jeder  Gesetz- 
entwurf beziehungsweise  Vorschlag  von  bestimmtem  Inhalt, 
z.  B.   über   erhebliche   Geldausgaben,   dem   Volke   zur   Ab- 
stimmung unterbreitet  werden  muss,   oder   facultatives  Re- 
ferendum,   wonach   die  Volksabstimmung    nur    auf  das   in 
bestimmter  Form    ausgedrückte  Verlangen    einer    beträcht- 
lichen Zahl  berechtigter  Personen  obligatorisch  ist,  —  be- 
theiligt das   Volk  unmittelbar   bei    den    wichtigsten   Acten 
des  staatlichen  Lebens,  veranlasst  jeden  stimmberechtigten 
Bürger   zu   deren  Prüfung  und  legt  die  Verantwortlichkeit 
für  dieselben  in   die  Hände   des   Volkes    selbst.      Nur  bei 
einem  durch  lange  Selbstregierung  staatlich  gut  geschulten 
Volke  wird  sie  von  Nutzen  sein.    Volksinitiative  und  obliga- 
torisches Referendiun   findet  sich   in   manchen    Cantonsver- 
fassungen.      Das   sog.   facultative   Referendum    hat    in    die 
Bundesverfassung  von  1874  Aufnahme   gefunden.     Ein  be- 
achtenswerther  Vorzug   des  Referendums   liegt  darin,   dass 
es  der  ganz  übermässigen  Gesetzesmacherei,  worunter  viele 
Culturstaaten  der  Gegenwart  leiden,  einen  wirksamen  Hemm- 
schuh anlegt;   dem  Volke  im  Gegensatz  zu  den  Politikern 
ist  die  häufige  Aenderung  der  Gesetze  zuwider.    Vgl.  über 
diese  wichtige  Materie,  die  ich  hier  nur  eben  streifen  kann, 
BIumer-Morel,   112,  8—34;  Dubs,  H,  104  — 108; -Orelli, 
•S.  80,  81,  101—108;  Vincent,  S.  46—50,  240;  James  Bryce, 
11,  67—82,  405  und  406,  Anm.;  von  Salis,  I,  430—437. 
^^  Die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  Bundes- 
beschlüsse wird  durch  Bundesgesetz  vom  17.  Juni  1874  ge- 
regelt ,    woraus    ich    hervorhebe ,     dass    das    Begehren    um 
Volksabstimmung  binnen  neunzig  Tagen  an  den  Bundesrath 
zu  richten  ist,   entweder   durch   schriftliche  Eingabe   einer 
ausreichenden  Zahl  stimmberechtigter  Schweizerbürger  oder 
durch  schriftliches  Verlangen  von  mindestens  acht  Cantons- 
räthen  (Grosser  Rath,  Landrath);  dass  die  Volksabstimmung 
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Das  Gebiet  der  Bundesgesetzgebung  (Bundesgesetze 
und  allgemein  verbindliche  Bundesbeschlüsse)  ergibt 
sich  aus  den  materiellen  Befiignissen  des  Bundes.  Zum 
Geschäftskreise  der  Bundesversammlung  gehören  ,,Ge- 
setze  und  Beschlüsse  über  diejenigen  Gegenstände^ 
zu  deren  Regelung  der  Bund  nach  Maassgabe  der 
Bundesverfassung  befugt  ist"  (Art.  85,  2  [74,  1]).  Es 
umfasst  weiter:  die  Organisation  und  Wahlart  der 
Bundesbehorden,  die  Besoldung  und  Entschädigung  der 
Mitglieder  der  Bundesbehörden,  die  Errichtung  blei- 
bender Beamtungen  und  die  Bestimmung  ihrer  Gehalte, 
Maassregeln  zur  Handhabung  der  Bundesverfassung, 
Aufstellung  des  jährlichen  Voranschlags  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  und  Abnahme  der  Staatsrechnung  ^*\  so- 
wie Beschlüsse  über  Aufnahme  von  Anleihen  und  end- 
lich die  Revision  der  Bundesverfassung  (Art  85,  1,  3,  8, 
10, 14  [Art.  74,  1,  2,  8,  9, 10—13]).  Für  die  letztere  gelten 
besondere  Bestimmungen  (§  30). 


im  ganzen  Bundesgebiete  gemeindeweise  an  einem  und  dem- 
selben Tage,  welchen  der  Bundesrath  bestimmt,  mittels  Ab- 
gabe bedruckter  Stimmzettel  (Ja  —  Nein)  geschieht,  und 
dass,  ausser  bei  Yerfassungsgesetzen,  die  einfache  Mehrheit 
der  Abstimmenden,  ohne  Eücksicht  auf  die  Cantone,  ent- 
scheidet. Vgl.  über  die  Misstände,  die  daraus  hervorgehen, 
dass  zwar  dde  Cantone  Volksabstimmung  begehren  können, 
aber  bei  derselben  nur  die  Stimmen  der  Schweizerbürger, 
nicht  die  Cantonsstimmen  gezählt  werden,  Dubs,  IT,  182 — 
186.  —  Im  Hinblick  auf  das  Referendum  pflegt  die  Schluss- 
clausel  der  Bundesgesetze  zu  lauten :  „Der  Bundesrath  wird 
beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  Bandes- 
gesetzes vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung 
über  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekannt- 
machung dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den  Beginn 
der  Wirksamkeit  desselben  festzustellen." 

^3  Die  Abnahme  der  Staatsrechnung  erwähne  ich  hier 
des  Zusammenhanges  halber,  wenngleich  sie  zum  Gebiete 
der  vollziehenden  Gewalt  gehören  mag. 
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Zu  den  executiven  Befugnissen  des  National- 
iiiid  Ständerathes  gehören  namentlich: 

1.  Maassregeln  für  die  äussere  Sicherheit,  für  Be- 
hauptung der  Unabhängigkeit  und  Neutralität  der 
Schweiz,  Kriegserklärungen  und  Friedensschlüsse,  Bünd- 
nisse und  Verträge  mit  dem  Auslande,  sowie  im  Falle 
der  Einsprache  des  Bundesrathes  oder  eines  andern 
Cantons  Verträge  der  Cantoue  untereinander  oder  mit 
dem  Auslande,  ferner  Verfügungen  über  das  Heer 
(Art.  85,  6, 5,  9  [Art.  74,  6,  &,  9]).  Die  Beschlussfassung 
über  diese  Angelegenheiten  pflegt  durch  Vorlagen  des 
Bundesrathes  vorbereitet  zu  werden; 

2.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Bundesrathes^  der 
Richter  und  Ersatzmänner  bei  dem  Bundesgericht,  des 
Kanzlers,  sowie  des  Generals  der  eidgenössischen  Armee. 
Die  Bundesgesetzgebung  kann  die  Vornahme  oder  Be- 
stätigung anderer  Wahlen  zu  eidgenössischen  Aemteru 
der  Bundesversammlung  übertragen.  Die  Wahlen  er- 
folgen in  vereinigter  Sitzung  beider  Käthe  (Art.  85,  4 
•[74,1],  92  [80]); 

3.  Maassregeln,  welche  die  Handhabung  der  Bundes- 
verfassung, die  Erfüllung  der  bundesmässigen  Verpflich- 
tungen, namentlich  auch  die  Garantie  der  Cantonsver- 
fassungen  zum  Gegenstande  haben.  Dahin  gehören 
Maassregeln  für  die  innere  Sicherheit,  Kühe  und  Ord- 
nung des  Bundes  und  die  Intervention  in  cantonalen 
Angelegenheiten  infolge  der  übernommenen  Garantie 
(Art  85, 9,  7  [74,  8,  7] ) ; 

4.  Amnestie  und  Begnadigung  bei  strafbaren  Hand- 
lungen gegen  den  Bund.  Zur  Ausübung  des  Be- 
gnadigungsrechts, nicht  aber  bei  der  Beschlussfassung 
über  Amnestie  treten  beide  Käthe  zu  einer  vereinigten 
Sitzung  zusammen  (Art.  85,  7  [74,7],  92  [80])  i*; 


**  Vgl.  Blumer-Morel,  112,  77—79. 

22* 


340    n.  3.  §  23.  Die  Schweizerische  EidgenossenBchaft  seit  1848. 

5.  die  Oberaufsicht  über  die  eidgenossische  Ver- 
waltung und  Kechtspflege.  Der  Bundesrath  und  das 
Bundesgericht  haben  der  Bundesversammlung  alljähr- 
lich einen  Bericht  iiber  ihre  Geschäftsführung  einzu- 
reichen. Die  Bundesversammlung  mag  Mängel  bei  der 
Geschäftsführung  rügen  und  auf  deren  Abstellung 
dringen,  ohne  indessen  nach  Gefallen  Beschlüsse  des 
Bundesrathes  und  des  Bundesgerichts  beanstanden  zu 
dürfen  (Art,  83,  7  [74,  7]). 

Die  richterlichen  Befugnisse  des  National-  und 
Ständerathes  betreffen  namentlich:  ^^ 

1.  die  Prüfung  der  Cantonalverfassungeu  nach  der 
Kichtuug,  ob  sie  den  Normativbestimmungen  der  Bundes- 
verfassung genügen,  namentlich  nichts  derselben  Zu- 
widerhandelndes enthalten  (Art.  85, 7  [74, 7]).  Der  Bund 
hat  die  Garantie  zu  versagen,  wenn  und  soweit  dies 
der  Fall  ist.  ^^  Da  die  Prüfung  nach  politischen  Ge- 
sichtspunkten erfolgt,  so  enthält  die  Gewährleistung 
einer  Cantonalverfassung  durch  den  Bund  keine  aus- 
reichende Garantie,  dass  sie  nichts  der  Bundesver- 
fassung Zuwiderlaufendes  enthält; 

2.  die  Entscheidung  von  Competenzstreitigkeiten 
zwischen  Bundesbehörden,  namentlich  zwischen  dem 
Bundesrath  und  dem  Bundesgericht,  während  Com- 
petenzstreitigkeiten zwischen  dem  Bunde  und  den  Can- 
tonen  nach  der  Bundesverfassung  von  1874  zur  Zu- 
ständigkeit des  Bundesgerichts  gehören.    Die  Entschei- 


^*  Zu  den  richterlichen  Befugnissen  der  Bundesversamm- 
lung gehört  auch  die  „Erwahrung^^  des  Ergebnisses  eid- 
genössischer Volksabstimmungen  über  Yerfassungsgesetze. 
Vgl.  §  30. 

^^  Beispiele  in  der  amtlichen  Sammlung  der  Bundes- 
verfassung und  der  am  1.  Januar  1880  in  Kraft  stehenden 
Cantonsverfassungen ,  S.  324,  360—361,  440—441,  502 
—504. 
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düng  von  Competenzstreitigkeiten  erfolgt  in  vereinigter 
Sitzung  beider  Räthe  (Art.  85, 13  [74,  17],  92  [80]); 

3.  die  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen  Be- 
schlüsse des  Bundesrathes  in  sog.  Administrativstreitig- 
keiten, welche  sich  vorzugsweise  auf  die  Verletzung 
einer  begrenzten  Zahl  verfassungsmässiger  Grundrechte 
der  Schweizerbürger,  z.  B.  Handels-  und  Gewerbe-, 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  aber  auch  auf  sonstige 
Angelegenheiten,  z.  B.  Feststellung  des  Ergebnisses 
cantonaler  Wahlen  und  Abstimmungen,  durch  Ver- 
lugungen  von  Bundes-  oder  Cantonsbehorden  beziehen. 
Gegen  die  Verfugung  der  Bundes-  oder  Cantonsbehorde 
hi  Beschwerde  an  den  Bundesrath,  gegen  dessen  Ent- 
scheidung Recurs  an  die  Bundesversammlung  statthaft. 
Es  bleibt  bei  dem  Beschluss  des  Bundesrathes,  wenn 
National-  und  Ständerath  sich  nicht  über  dessen  Aende- 
rung  oder  Aufhebung  zu  einigen  vermögen  (Art.  85,  12 
[74,  .5],  113)." 

Der  Bundesrath,  die  einzelnen  Departements  des- 
selben und  die  ihm  nachgesetzten  Civil-  und  Militär- 
behörden sind  die  Träger  der  vollziehenden  Gewalt 


^^  Die  Angabe  des  complicirten  Details  würde  zu  viel 
Raum  erfordern.  Eine  umfassende,  vielleicht  nicht  in  allen 
Einzelheiten  einwandsfreie  Darstellung  dieser  Materie  bei 
Blumer-Morel,  II  2,  62 — 70,  woraus  namentlich  hervorgeht, 
das8  Administrativbeschwerden  nicht  auf  Verfügungen  von 
Cantonsbehorden  beschränkt  sind.  Die  Ueberweisung  der 
Entscheidung  der  sog.  Administrativstreitigkeiten  an  das 
Bnndesgericht  würde  ein  erheblicher  Fortschritt  sein.  Bundes- 
rath und  Bundesversammlung  sind  nach  ihrer  Zusanunen- 
setzung  zu  einer  Entscheidung  von  Administrativstreitig- 
keiten wenig  geeignet,  überdies  sind  dieselben  oft  (vgl.  z.  B. 
(he  Fälle  in  von  Salis,  II,  Nr.  565,  653—657,  662,  667,  671, 
678)  von  80  geringfügiger  Bedeutung,  dass  der  Apparat, 
welcher  jetzt  zu  ihrer  Entscheidung  verwendet  ^vird,  ganz 
unverhältnissmässig  ist. 
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der  Eidgenossenschaft,  soweit  sie  nicht  der  Bundesver- 
6«iQimhing  iiberwiesen  ist.  Der  Bundesrath,  die 
oberste  vollziehende  Behörde  der  Eidgenossenschaft 
(Art.  95  [83]),  leitet  deren  Angelegenheiten  nach 
Maassgabe  der  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse 
(Art.  102,  i  [90,  i]);  er  hat  namentlich  für  Beobachtung 
der  Verfassung,  der  Gesetze  und  Beschliisse  des  Bundes, 
sowie  der  Vorschriften  der  eidgenossischen  Concordate 
zu  wachen  und  erlässt  von  Amtswegen  oder  auf  An- 
ruf die  zu  ihrer  Handhabung  nöthigen  Verfügungen, 
soweit  sie  nicht  in  das  Gebiet  der  dem  Bundesgericht 
überwiesenen  Rechtspflege  gehören  oder  nachgesetzten 
Behörden  oder  Beamten  übertragen  sind  (Art.  102,  2 
[90,  2]).  Er  wacht  weiter  für  die  äussere  Sicherheit, 
für  die  Behauptung  der  Unabhängigkeit  und  Neutrali- 
tät der  Schweiz,  er  wahrt  ihre  Interessen  nach  aussen 
und  besorgt  ihre  auswärtigen  Angelegenheiten  (xVrt. 
102,9,8  [90,9,8]);  er  kann  in  Fällen  von  Dringlich- 
keit, bei  NichtVersammlung  der  Räthe,  sowol  aus  An- 
lass  äusserer  als  innerer  Gefahren  die  erforderliche 
Truppenzahl  aufbieten  und  darüber  verfügen,  muss 
aber  die  Bundesversammlung  unverzüglich  einberufen, 
sofern  die  aufgebotenen  Truppen  2000  Mann  über- 
steigen oder  das  Aufgebot  über  drei  Wochen  dauert 
(Art.  102,  11  [90,  n]).^®  Er  sorgt  ferner  für  die  innere 
Sicherheit  der  Eidgenossenschaft,  für  die  Handhabung 
von  Ruhe  und  Ordnung  (Art.  102,  10  [90,  10]),  er  wacht 
für  die  Garantie  der  Cantonalverfassungen  und  kann 
nöthigenfalls  eine  Intervention  in  cantonalen  Angelegen- 
heiten einleiten,  namentlich  durch  Truppensendung, 
unbeschadet  der  spätem  Beschlussfassung  der  Bundes- 
versammlung (Art.  102,  3  [90,  s],  85,  7,  9  [74,  7, 9]).  Er 
vollzieht  auch  die  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse, 


i^  Verfügungen  über  das  Bundeeheer  gehören  im  übrigen 
zur  Zuständigkeit  der  Bundesversammlung.    Art.  85,  9  (74,  ?)• 
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die  Urtheile  des  Bundesgerichts ,  sowie  die  Vergleiche 
oder  schiedsrichterlichen  Spruche  über  Streitigkeiten 
zwischen  Cantonen  (Art.  102,  5  [90,  5]);  er  hat  die- 
jenigen Wahlen  zu  treffen,  welche  nicht  der  Bundes- 
versammlung, dem  Bundesgericht  oder  einer  andern 
Behörde  übertragen  sind  (Art.  102,  e  [90,  e]).  Er  prüft 
die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Cantone,  welche 
seiner  Genehmigung  bedürfen,  sowie  die  Vertrage  der 
Cantone  untereinander  oder  mit  dem  Auslande  und 
genehmigt  dieselben,  sofern  sie  nach  seiner  Ansicht 
zulässig  sind  und  keine  Einsage  von  einem  andern 
Canton  erhoben  wird  ^^,  er  überwacht  diejenigen  Zweige 
der  Cantonalverwaltung,  welche  seiner  Aufsicht  unter- 
stellt sind  (Art.  102, 13, 7  [90, 13,  7],  85, 5  [74,  5]).  Er 
besorgt  das  eidgenössische  Militarwesen  und  alle  Zweige 
der  Verwaltung,  welche  dem  Bunde  angehören  (Art. 
102,  li  [90,  12]);  er  sorgt  für  die  Verwaltung  der  Fi- 
nanzen des  Bundes,  für  die  Entwerfung  des  Vor- 
anschlages und  die  Stellung  der  Rechnungen  über  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Bundes  (Art.  102,  u 
[90,  u]);  er  hat  die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung 
aller  Beamten  und  Angestellten  der  eidgenossischen 
Verwaltung  (Art.  102,  15  [90,  15]).  Er  erstattet  endlich 
der  Bundesversammlung  jährlich  bei  ihrer  ordentlichen 
Sitzung  Rechenschaft  über  seine  Verrichtungen,  sowie 
über  den  Zustand  der  Eidgenossenschaft  sowol  im 
Innern  als  nach  aussen,  ferner  jeder  Abtheilung  der- 
selben auf  Ersuchen  besondere  Berichte  und  empfiehlt 
der  Aufmerksamkeit  der  Räthe  diejenigen  Maassregeln, 
welche  er  zur  Forderung  der  gemeinsamen  Wohlfahrt 
für  dienlich  erachtet  (Art.  102,  le  [90,  le]). 

Die  richterlichen  Befugnisse  des  Bundesrathes 
sind    durch    die    Erweiterung    der    Zuständigkeit    des 


^^  Bei  Einsprache  des  Bundesrathes   oder  eines  andern 
Cantone  gebühH  die  Entscheidung  der  Bundesversammlung. 
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Bundesgerichts  in  erfreulicher  Weise  gemindert.  Er 
hat  Gerichtsbarkeit  bei  Administrativstreitigkeiten,  wo- 
von bereits  die  Rede  gewesen  ist,  femer  bei  staats- 
rechtlichen Recursen  (102, «  [90, 2]  ^^,  nämlich  Beschwer- 
den wegen  Verletzung  der  Bundesverfassung,  der 
Bundesgesetze  und  der  Cantonsverfassungen,  soweit 
nicht  nach  Art.  113,  3  die  Zuständigkeit  des  Bundes- 
gerichts begründet  ist.  Das  Prüfungs-  und  Ge- 
nehmigungsrecht des  Bundesrathes  in  Bezug  auf  be- 
stimmte cantonale  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen 
wird  man  nicht  zu  den  richterlichen  Befugnissen  rech- 
nen dürfen,  da  seine  Cognition  nicht  auf  ihre  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Bundesverfassung  und  den  Bundes- 
gesetzen beschränkt  ist,  sondern  sich  auch  auf  ihre 
Angemessenheit  erstreckt.  *^ 

Die  richterliche  Gewalt  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  hat  nicht  gleiche  Ausdehnung  mit 
ihrer  gesetzgebenden  Gewalt.  Ungeachtet  beträcht- 
licher Erweiterung  der  Zuständigkeit  des  Bundes- 
gerichts  durch  die  Verfassung  von  1874  und  durch  die 
Bundesgesetzgebung,  welche  in  der  Verfassung  nicht 
vorgesehene  Fälle  in  die  Competenz  des  Bundesgerichts 
legen,  also  dieselbe  nach  Gefallen  ausdehnen  mag 
(Art.  114),  ist  die  Schweiz  zu  dem  einfachen  und 
durchgreifenden  Satze  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  (Art.  III,  Sect.  2),  wonach  ihre 
richterliche  Gewalt  sich  auf  alle  Rechtsstreitigkeiteu 
unter  der  Verfassung,  den  Gesetzen  und  den  völker- 


'^  Vgl.  Blumer-Morel,  II  2,  90,  91. 

21  Z.  B.  Art.  9,  43,  55  (45).  Da  die  Genehmigung 
solcher  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen  ein  Verwaltungs- 
act  ist,  so  ist  der  Bundesrath  durch  dieselbe  nicht  ge- 
bunden, wenn  ihre  Rechtsgültigkeit  bei  einem  staatsrecht- 
lichen Recurse  oder  bei  einer  Administrativstreitigkeit  be- 
anstandet wird.     Vgl.  Blumer-Morel,  II  2,  90. 
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rechtlichen  Vertragen  des  Bundes  erstreckt,  noch  nicht 
gelangt. 

Die  Bundesverfassung  (Art  110  — 114)  und  das 
Bimdesgesetz  über  die  Organisation  der  Bundesrechts- 
pflege vom  27.  Juni  1874  überweisen  der  Zuständig- 
keit des  Bundesgerichts: 

1.  eine  Reihe  von  civil  rechtlichen  Streitig- 
keiten (Art.  110,  111  [101,  102]),  nämlich: 

a)  zwischen  dem  Bunde  und  einem  oder  mehreren 
Cantonen,  wohin  auch  Anstände  über  Heimatslosig^eit 
gehören-^; 

h)  zwischen  dem  Bunde  als  Beklagtem  und  Corpo- 
rationen  oder  Privaten  bei  einem  Streitgegenstand  von 
mindestens  3000  Frs.; 

c)  zwischen  den  Cantonen  untereinander; 

d)  zwischen  den  Cantonen  einerseits  und  Corpora- 
tionen  oder  Privaten  andererseits  bei  einem  Streit- 
gegeostand von  mindestens  3000  Frs.  auf  Verlangen 
der  einen  oder  andern  Partei; 

e)  Streitigkeiten  zwischen  Gemeinden  verschiedener 
Cantone  über  die  Zugehörigkeit  einer  Person  zu  der 


'^  Die  frühere  Heimatslosigkeit  von  vielen  tausend 
Schweizern  war  eine  traurige  Folge  der  Rechtsungleichheit 
in  den  Cantonen  und  der  Exclusivität  der  Cantone  und 
Gemeinden,  die  mit  grosser  Unbarmherzigkeit  ihnen  nicht 
aDgehörige  bedürftige  Personen  auswiesen.  Concordate  der 
Cantone  untereinander  haben  das  Uebel  zu  mindern  ge- 
sucht, es  hat  solche  Ausdehnung  gewonnen,  dass  die  Aus- 
mittelung  von  Bürgerrechten  für  Heimatslose  und  Maass- 
regeln zur  Verhinderung  der  Entstehung  neuer  Heimats- 
loser zum  Gegenstande  der  Bundesgesetzgebung  (Art.  68 
[56])  haben  gemacht  werden  müssen.  Das  Bundesgesetz 
vom  3.  December  1850  enthält  die  Grundsätze  für  Zuthei- 
long  heimatsloser  Personen  an  die  einzelnen  Cantone; 
weigern  sie  deren  Aufnahme,  so  hat  der  Bund  (Bundes- 
rath)  gegen  sie  Klage  beim  Bundesgerichte.  Vgl.  Blumer- 
Morel,  II  1,  221—240;  H  2,  149, 
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einen  oder  andern  Gemeinde  (sog.  Bürgerrechtsstreitig- 
keiten) ; 

f)  auf  Anruf  beider  Parteien  bei  einem  Streitgegen- 
stand von  mindestens  3000  Frs. ; 

cj)  in  einigen  anderen  Fällen,  welche  durch  besondere 
gesetzliehe  Bestimmung  der  Entscheidung  des  Bundes- 
gerichts überwiesen  sind,  z.  B.  Expropriationsstreitig- 
keiten bei  Eisenbahnen  und  anderen  öffentlichen  Wer- 
ken, Streitfragen  bei  der  Zwangsliquidation  von  Eiseu- 
bahnen  ; 

li)  ausserdem  ist  den  Parteien  zur  Wahrung  der 
einheitlichen  Anwendung  des  eidgenossischen  Rechts 
das  Rechtsmittel  der  Revision  an  das  Bundesgericht 
gegen  Haupturtheil  der  cnntonalen  Gerichte  in  Rechts- 
streitigkeiten, die  nach  eidgenossischen  Gesetzen  zu 
beurtheilen  sind,  bei  einem  Streitgegenstand  von  min- 
destens 3000  Frs.  gegeben.  2^ 

2.  Eine  Reihe  von  Straffällen  (Art.  112  [104]), 
namentlich: 


23  Vgl.  Blumer- Morel,  II  2,  145—168;  Dubs,  II,  92— 
101 ;  Orelli,  S.  39 — 40.  Die  Civilgerichtsbarkeit  des  Bundes- 
gerichts kann  nicht  auf  einen  leitenden  Gedanken  zurück- 
geführt werden,  sie  ist  das  Ergebniss  historischer  £nt- 
wickelung  und  nicht  frei  von  Zufälligkeiten.  In  den  Fällen 
a — g  hat  das  Bundesgericht  Gerichtsbarkeit  erster  und  letz- 
ter Instanz,  in  dem  Falle  h  nur  Gerichtsbarkeit  letzter  In- 
stanz. Der  Fall  unter  /,  forum  prorogatum  (Art.  111  [102]\ 
ist  willkürlich,  eine  irgend  zureichende  innere  Begründung 
ist  nicht  möglich;  das  Bundesgericht  lehnt  in  diesem  Falle 
die  Uebernahme  der  Gerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  ab, 
wenn  ihm  nach  dem  Organisationsgesetz,  Art.  29  und  30, 
Gerichtsbarkeit  als  Revisionsgericht  (Fall  K)  zusteht,  wofür 
zwar  Zweckmässigkeitsgründe  sehr  gewichtiger  Art  ange- 
führt werden  können,  was  aber  mit  dem  Wortlaut  des 
Art.  111  (102)  kaum  in  Einklang  zu  bringen  ist.  Vgl.  auch 
Blumer-Morel,  II  2,  149 — 150. 
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a)  Hochverrath  gegen  die  Eidgenossenschaft,  Auf- 
ruhr und  Gewaltthat  gegen  die  Bundesbehorden ; 

b)  Verbrechen  gegen  das  Volkerrecht; 

c)  politische  Verbrechen  und  Vergehen,  die  Ursache 
oder  Folge  solcher  Unruhen  sind,  wodurch  eine  be- 
w«nffnete  eidgenossische  Intervention  veranlasst  wird; 

d)  Fälle,  wo  von  einer  Bundesbehorde  die  von  ilir 
ernannt«!!  Beamten  ihm  zur  strafrechtlichen  Beurthei- 
lung  überwiesen  werden. 

In  diesen  Fällen  sind  Geschworne  zuzuziehen,  welche 
über  die  Thatfrage  absprechen.^* 

3.  Drei  Gruppen  wichtiger  staatsrechtlicher 
Streitigkeiten  (Art.  113)**,  nämlich: 

a)  „  Competenzconflicte  zwischen  Bundesbehorden 
einerseits  und  Cantonalbehorden  andererseits."  Während 
die  Verfassung  von  1848  (Art.  74,  i?)  Competenzstreitig- 
keiten  darüber,  „ob  ein  Gegenstand  in  den  Bereich 
des  Bundes  oder  der  Cantonalsouveränetät  gehöre", 
der  Entscheidung  der  Bundesversammlung  überwies, 
können  jetzt  sowol  die  Bundes-  als  die  Cantonnl- 
behorden  im  Streitfall  die  Entscheidung  dieser  Frnge 
einem  einsichtigen,  hochstehenden,  unparteiischen  Ge- 


**  Die  Bundesstrafrechtspflege  wird  im  einzelnen  durch 
das  Bundesgesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege  vom 
27.  August  1851 ,  das  Bundesstrafgesetz  vom  4.  Februar 
1853,  das  Bundesgesetz  über  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege vom  27.  Juni  1874,  das  Bundesgesetz  über  die 
Bandesanwaltschaft  vom  28.  Juni  1889  und  durch  eine 
Reihe  von  Specialgesetzen  geordnet.  Auf  Grund  der  Er- 
mächtigung im  Art.  114  (106,  107)  sind  noch  andere  Straf- 
falle vor  das  Bundesgericht  verwiesen,  meist  ohne  dass  es 
der  Zuziehung  von  Geschwornen  bedarf.  Vgl.  Blumer-Morel, 
112,  186—217;  Orelli,  S.  40— 41. 

^*  Der  Art.  113  ist  neu;  er  hat  die  frühere  „organische 
Gewaltenconfusion"  in  der  Schweiz  gemindert,  aber  nicht 
völlig  beseitigt. 
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richtshofe  unterbreiten,  welcher  lediglich  nach  Rechts- 
grunden,  nicht  nach  politischen  Erwägungen  und  C'on- 
venienzen  entscheidet.  Die  in  jedem  Bundesstaat  §o 
wichtige  und  schwierige  Wahrung  der  Grenzlinie 
zwischen  dem  Bereiche  der  Bundes-  und  der  Einzel- 
staatsgewalten wird  durch  diese  Bestimmung  in  die 
Hände  des  Bundesgerichts  gelegt.  Dagegen  gehören 
Competenzstreitigkeiten  zwischen  dem  Bundesrath  und 
dem  Bundesgericht  noch  immer  zur  Zuständigkeit  der 
Bundesversammlung  (Art.  85,  is  [74,  i?]); 

b)  „Streitigkeiten  staatsrechtlicher  Natur  zwischen 
Cantonen",  z.  B.  Grenzstreitigkeiten,  Competenzstreitig- 
keiten zwischen  den  Behörden  mehrerer  Cantone,  Aus- 
lieferungsstreitigkeiten. Nach  der  Verfassung  von  1848 
(Art.  74,  16)  gehorten  diese  Streitigkeiten  zur  Ent- 
scheidung der  Bundesversammlung,  was  zur  Folge 
hatte  (Art.  80),  das9  sie,  abgesehen  von  Competenz- 
streitigkeiten, gar  nicht  entschieden  werden  konnten, 
wenn  eine  Verständigung  zwischen  National-  und 
Ständerath  über  die  Art  ihrer  Entscheidung  mislang: 

c)  „Beschwerden  betreflfend  Verletzung  verfassungs- 
mässiger Rechte  der  Burger'',  sowie  Beschwerden  „von 
Privaten  wegen  Verletzung  von  Concordaten  und 
Staats  vertragen" ;  jedoch  mit  Ausnahme  der  „durch  die 
Bundesgesetzgebung  näher  festzustellenden  Admiui- 
strativstreitigkeiten".  Art.  59  des  Organisationsgesetze^ 
vom  27.  Juni  1874  hat  dieses  Beschwerderecht  näher 
dahin  regulirt:  „Beschwerden  von  Privaten  und  Cor- 
porationen,  betreffend  a)  Verletzung  derjenigen  Rechte, 
welche  ihnen  entweder  durch  die  Bundesverfassung  und 
die  in  Ausfiihrung  derselben  erlassenen  Bundesgesetze 
oder  durch  die  Verfassung  ihres  Cantons  gewährleistet 
sind,  b)  Verletzung  von  Concordaten  und  Verkonmi- 
nissen  unter  den  Cantonen,  sowie  von  Staatsvertri^en 
mit  dem  Auslande",  fügt  dann  aber  die  Einschränkung 
bei,   „vorausgesetzt  dass    im   einen   oder  andern  Falh^ 
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diese  Beschwerden  gegen  Verfügungen  cantonaler  Be- 
hörden gerichtet  sind  und  innerhalb  sechzig  Tagen,  von 
Eröfibung  der  letzteren  an  gerechnet,  eingereicht  wer- 
dend* Unter  dem  Schutze  des  Bundesgerichts  stehen 
demnach  alle  Individualrechte,  welche  die  Bundes-  und 
die  Cantonsverfassung,  ferner  die  in  Ausführung  der 
Bundesverfassung  ergangenen  Gesetze,  weiter  Concor- 
date  oder  Staatsverträge  den  Personen  (Privatpersonen 
und  Corporationen)  gewähren,  z.  B.  Rechtsgleichheit 
(Art.  4,  60),  Befreiung  von  Steuern  für  Cultusz wecke 
(Art  49),  das  Recht  zur  Ehe  (Art.  54),  Pressfreiheit 
(Art.  55),  Vereinsrecht  (Art.  56),  Petitionsrecht  (Art.  57), 
verfassungsmässiger  Gerichtsstand,  Abschaffung  der 
geistlichen  Gerichtsbarkeit  (Art.  58),  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  sog.  Administrativstreitigkeiten,  z.  B. 
Handels-  und  Gewerbefreiheit,  Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit, hinsichtlich  welcher,  wie  bereits  hervor- 
gehoben ist,  ein  Beschwerderecht  an  den  Bundesrath 
eventuell  die  Bundesversammlung  gegeben  ist.  Gehorte 
*^  auch  zur  Zuständigkeit  der  Bundesversammlung, 
dieses  Beschwerderecht  durch  Gesetz  zu  reguliren 
(Art.  85,2  [74,  i]),  wird  daher  auch  die  im  Organisa- 
tionsgesetz gesetzte  ausreichend  geräumige  Beschwerde- 
trist  nicht  zu  beanstanden  sein,  so  konnte  doch  eine 
materielle  Einschränkung  des  Beschwerderechts  nur 
durch  ein  Verfassungsgesetz  erfolgen.  Abweichend  von 
den    schweizerischen    Schriftstellern*^    finde    ich    eine 


-^  Blumer-Morel,  I,  245  (zweite  Auflage):  „Was  diesen 
Schlusssatz  betrifft,  so  versteht  es  sich  zunächst  von  selbst, 
dass  nicht  gegen  Verfägungen  des  Bundesrathes  und  der 
ihm  untergeordneten  Stellen  oder  gar  der  Bundesversamm- 
lung eine  materielle  Beschwerde  beim  Bundesgerichte  er- 
hoben werden  kann";  ich  möchte  meinen,  dass  das  gerade 
Oegentheil  selbstverständlich  ist,  weil  der  Art.  113  bei 
Verletzung  bestimmter  Rechte  schlechthin  ein  Beschwerde- 
recht   gewährt,   ohne   Unterschied,   ob   die  Verletzung   von 
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durch  die  Verfassung  nicht  gewährleistete  Einschränkung 
dieses  Beschwerderechts  darin,  dass  Art.  59  des  Orga- 
nisationsgesetzes dasselbe  nur  gegen  Verfügungen  can- 
tonaler  Behörden  nicht  auch  gegen  Verfügungen  von 
Bundesbehorden  zulässt;  denn  das  Beschwerderecht 
wird  im  Art.  113  lediglich  an  die  Voraussetzung  einer 
V^erletzung  der  garantirten  Rechte,  welche  ebensowol 
durch  Verfügungen  der  Bundes-  als  der  Cantons- 
behörden  erfolgen  kann,  geknüpft.  Trotzdem  ist  diese 
Einschränkung  rechtsbeständig  und  gültig,  weil  ab- 
weichend von  den  meisten  modernen  bundesstaatlichen 
Verfassungen  der  Art.  113  die  weitere  innerlich  schwer- 
lich berechtigte^^  Bestimmung  enthält:  „In  allen  diesen 


einer  Bundes-  oder  Cantonsbehörde  aasgegangen  ist. 
Orelli  erwähnt  S.  42  die  Einschränkung,  ohne  sie  zu  bean- 
standen. 

^^  Uebereinstimmend  Dnbs,  II,  92:  ),Wir  haben  scheu 
im  ersten  Theil  das  nordamerikanische  System"  (nämlich 
daijs  der  Richter  bei  der  ihm  zustehenden  Rechtsprechung 
jeden  Beschluss  des  Congresses  auf  seine  A'^erfassungä- 
mässigkeit  zu  prüfen  berechtigt  ist)  „für  das  rationellere 
erklärt,  weil  der  Richter  der  Verfassung  nicht  zuwider 
handeln  darf,  auch  wenn  der  Gesetzgeber  für  gut  fand,  sieb 
über  dieselbe  hinwegzusetzen.  Die  Allmacht  der  gesetz- 
gebenden Versammlungen,  die  sich  in  den  modei*nen  Staaten 
zu  entwickeln  gewusst  hat,  wird  von  der  Zukunft  ebenso 
verurtheilt  werden,  wie  von  unserer  Zeit  die  frühere  All- 
macht der  Regierungen."  Uebereinstimmend  namentlich 
auch  G.  Vogt  in  dem  Vortrage  bei  der  28.  Jahresversamm- 
lung des  schweizerischen  Juristenvereins  in  Zürich  (Zeit- 
schrift für  schweizerisches  Recht  u.  s.  w.,  1890,  S.  566  fg-)i 
ferner  Vincent,  S.  61.  Dem  Gegengrnnde  von  Adams- 
Cunningham,  S.  295 :  „La  raison  en  est  claire.  Les  mesures 
qui  ont  ete  preparees  par  le  Conseil  federal,  vot^es  par 
TAssemblee  et  adoptees  par  le  peuple  avec  ou  sans  refe- 
rendum,  ont  reyu  ainsi  la  sanction  du  peuple  suisse.  Le 
Tribunal  federal  n'a  donc  qu'a  s'  incliner  devant  la  decision 
du  peuple  et  regarder  ces  mesures  comme  constitutionelles 
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Fallen  siud  jedoch  die  von  der  Bundesversamm- 
luug  erlassenen  Gesetze  und  allgemein  verbindlichen 
Beschlüsse,  sowie  die  von  ihr  genehmigten  Staats  ver- 
trage für  das  Bundesgericht  maassgebend^^,  somit  das 
Bundesgericht  auch  durch  verfassungswidrige  Bundes- 
gesetze und  durch  verfassungswidrige  allgemein  ver- 
bindliche Beschlüsse  und  Staatsverträge  gebunden  wird. 
Leider  werden  durch  diese  Bestimmung  die  aus  guten 
Gründen  vermehrten  Rechtscontrolen  in  der  Verfassung 
von  1874  zu  einem  grossen  Theil  unsicher  gemacht 
und  in  das  Belieben  der  Bundesversammlung  gestellt, 
wofür  Art.  59  des  Organisationsgesetzes  ein  recht  an- 
schauliches Beispiel  enthält.*® 


et  inviolables."  kann  man  kaum  ernstliche  Bedeutung  bei- 
messen. Aus  dem  Satze  vox  populi  vox  Dci  folgt  keine 
Allmacht  der  gesetzgebenden  Körperschaften.  Das  Referen- 
dum besteht  nur  nach  Maassgabe  der  Verfassung  und  ver- 
mag verfassungswidrigen  Acten  keine  Verfassungsmässigkeit 
2a  gewähren;  die  Nichtunterbreitung  eines  Bundesgesetzes 
oder  allgemein  verbindlichen  Bundesbeschlusses  an  das  Volk 
ist  nicht  gleichbedeutend  mit  einer  stillschweigenden  Sanction 
durch  das  Volk.  Soll  die  schweizerische  Bundesverfassung 
geändert  werden,  so  muss  das  gesagt  und  müssen  die  da- 
für vorgeschriebenen  besonderen  Formen  (Abstimmung  des 
uach  Cantonen  gegliederten  Schweizervolkes,  Mehrheit  der 
Stimmen  der  Schweizerbürger  und  der  Cantone)  beachtet 
werden  (§  30).  Sonstige  irgend  stichhaltige  Gegengründe 
habe  ich  in  der  schweizerischen  Literatur  nicht  gefunden. 
-*  Das  Kesultat  ist  in  der  That  eine  Minderung  des 
Rechtsschutzes  der  Individualrechte,  ausser  soweit  sie  zum 
Gebiete  der  Administrativstreitigkeiten  gehören.  Bis  zur 
Verfassung  von  1874  konnten  sie  gleichmässig  gegenüber 
Verfugungen  der  Bundes-  und  Cantonalbehörden  durch  Re- 
curs  an  den  Bundesrath  und  die  Bundesversammlung  geltend 
gemacht  werden;  die  Verfassung  von  1874  hat  an  dessen 
Stelle  den  besseren  Rechtsschutz  durch  Beschwerde  an  das 
Bundesgericht  gesetzt,  —  und  Art.  59  des  Organisations- 
gesetzes   hat    diesen   Rechtsschutz    gegenüber   Verfügungen 
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§24. 
Die  Vereinigten  Staaten  yon  Mexiko. 

In  Nachbildimg  der  Verfassung  der  Vereinigteu 
Staaten  von  Amerika  unterscheidet  die  mexikanische 
Bundesverfassung  gesetzgebende,  vollziehende  und  rich- 
terliche Gewalt  (Art.  50)  und  überweist  die  Ausübung 
der  ersten  dem  Congress  (Art.  51),  der  andern  dem 
Präsidenten  (Art.  75)  und  den  unter  ihm  stehenden 
Bundesministern  (Art.  86)  und  den  sonstigen  executiveu 
Bundesbeamten,  der  dritten  dem  höchsten  Gerichtshöfe 
und  den  Bezirks-  und  Kreisgerichten  (Art.  90). 

Abweichend  von  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  gebührt  die  Initiative  zu  Bundes- 
gesetzen und  Bundesbeschlüssen  nicht  ausschliess- 
lich den  Mitgliedern  des  Senates  und  der  Deputirten- 
kammer,  sondern  auch  dem  Präsidenten  und  den 
Legislaturen   der  Staaten  (Art.  65).*     Die  von  aussen 


der  Bundesbehörden  genommen,  ohne  den  frühern  Recur^» 
an  den  Bundesrath  und  die  Bundesversammlung  wieder- 
herzustellen. —  Ebenso  ist  einleuchtend,  dass  der  Rechts- 
schutz, welchen  Art.  113,  i  aus  sehr  gewichtigen  Gründen 
den  Cantonen  zur  Wahi-ung  ihrer  Selbständigkeit  gegenüber 
den  Bundesbehörden  gewährt,  auf  Schrauben  gestellt  ist 
und  dass  eine  vollständige  Unabhängigkeit  des  Bundes- 
gerichts  bei  Entscheidung  staatsrechtlicher  Streitigkeiten 
der  Cantone  untereinander  (Art.  113,  2)  nicht  vorhanden 
ist,  solange  das  Bundesgericht  durch  alle  Gesetze  und  all- 
gemein verbindliche  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  ge- 
bunden wird,  ohne  Unterschied,  ob  sie  mit  der  Bundes- 
verfassung übereinstimmen  oder  ihr  zuwiderlaufen.  Der 
Schlusssatz  des  Art.  113  ist  ein  sehr  unerfreulicher  Ueber- 
rest  der  „organischen  Gewaltenconfusion'^ ;  er  ist  die  meines 
Erachtens  anstössigste  Bestimmung  der  Bundesverfassung 
von   1874. 

*  Uebereinstimmend  mit  der  Schweiz;  nur  dass  dort  an 
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dem  Congress  zugehenden  Entwürfe  müssen  unverzüg- 
lich einer  Commission  überwiesen  werden  (Art.  66). 
Anleihe-,  Finanz-  und  Recrutirungsgesetze  und  darauf 
i>ezugliche  Beschlüsse  müssen  zuerst  in  der  Deputirten- 
kammer  berathen  werden  (Art.  70). 

Zu  einem  Bundesgesetz  oder  Bundesbeschluss  ist 
abgesehen  von  den  Angelegenheiten,  welche  dem 
Senate  oder  der  Deputirtenkammer  ausschliesslich  über- 
wiesen sind,  üebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse 
des  Senats  und  der  Deputirtenkammer  erforderlich 
(Art  71). 

Dasjenige  Haus,  worin  der  Entwurf  eines  Bundes- 
gesetzes oder  Bundesbeschlusses  seinen  Ursprung  ge- 
nommen hat,  übersendet  ihn  nach  erfolgter  Annahme 
dem  andern  Hause.  Der  Entwurf  kann  wiederholt  von 
dem  einen  Hause  zum  andern  gehen,  bis  eine  Üeber- 
einstimmung erzielt  ist  oder  die  Unmöglichkeit  einer 
solchen  sich  herausgestellt  hat.^  Die  von  beiden 
Häusern  genehmigten  Entwürfe  werden  dem  Präsi- 
denten zugestellt,  welchem  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ein  Einwendungsrecht  zusteht. 
Macht  er  von  demselben  Gebrauch,  so  hat  er  den  Ent- 
wurf mit  seinen  Einwendungen  innerhalb  der  nächsten 
10  Geschäfbstage  demjenigen  Hause,  worin  der  Entwurf 
seinen  Ursprung  genommen  hat,  zuzustellen.  Erfolgt  der 
Schluss  oder  die  Vertagung  des  Congresses  während 
dieser  Frist,  so  verlängert  sich  dieselbe  bis  zum  ersten 
Geschäftstage  der  neuen  Sitzung.  Abweichend  von 
der  Verfassung  der  Vereinigten   Staaten  von  Amerika 


Stelle  des  Bundespräsidenten  der  Bundesrath  tritt.  Schwei- 
zerische Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874,  Art  93  und 
102,  4. 

'  Angabe  des  complizirten  Details  über  die  Mittel,  um 
eine  Willensübereinstimmung  herbeizuführen,  würde  zu  viel 
Raum  erfordern. 
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ist  nicht  Zweidrittelmehrheit  jedes  Hauses  zur  Ueber- 
windung  der  Einwendungen  des  Präsidenten  erforder- 
lich, sondern  dazu  die  absolute  Mehrheit  jedes  Hause« 
bei  namentlicher  Abstimmung  ausreichend.  Diejenigen 
Entwürfe,  wobei  der  Präsident  nicht  rechtzeitig  und 
rechtsformlich  Einwendungen  erhoben  hat  oder  wobei 
seine  Einwendungen  verworfen  sind,  müssen  von  ihm 
ausgefertigt  (promulgirt)  werden  (Art.  64,  67,  71,  85). 
Die  Gouverneure  der  Staaten  sind  zur  Verkündigung 
der  Bundesgesetze  verpflichtet  (Art.  114). 

Zur  ausschliesslichen  Zuständigkeit  der  Deputirten- 
kammer  gehört  namentlich  die  jährliche  Prüfung  der 
Staatsrechnungen,  die  Genehmigung  des  jährlichen  Aus- 
gabebudgets und  der  Vorschlag  der  Contributionen, 
welche  sie  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  nothig  er- 
achtet. Letztere  bedürfen  der  Genehmigung  durch  den 
Senat,  da  der  Deputirtenkammer  nur  ein  ausschliess- 
liches Vorschlagsrecht  zusteht  (Art-  72,  a  vi). 

Dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko 
ist  nur  die  Ausübung  der  höchsten,  nicht  der  ge- 
sammten  Executivgewalt  des  Bundes  überwiesen 
(Art.  75).  Die  Verfügungen  des  Präsidenten  bedürfen 
zu  ihrer  Ausführbarkeit  der  Gegenzeichnung  des  zu- 
ständigen Bundesministers  (Art.  86,  88). 

Zur  Executivgewalt  des  Präsidenten  (Art  85  in 
Verbindung  mit  Art.  72,  b)  gehört  namentlich: 

1.  die  Ausfertigung  und  der  Vollzug  der  Bundes- 
gesetze; 

2.  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Bundesminister 
nach  freiem  Ermessen; 

3.  die  Ernennung  der  Gesandten,  Geschäftsträger, 
Generalconsuln  \  der  höheren  Offiziere  des  Heeres  und 
der  Kriegsmarine  und  der  höheren  Finanzbeamten  mit 
Genehmigung  des  Senates,  sowie  ihre  Entlassung; 

'  Die   Genehmigung    des    Senates    kann    bei    Nichtver- 
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4.  die  Ernennung  und  Entlassung  der  anderen 
Bundesbeamten  nach  näherer  Maassgabe  der  Verfassung 
imd  der  Gesetze; 

5.  die  Verfügung  über  die  bewaffiiete  Macht  des 
Bundes;  einzelne  Anordnungen  bezüglich  der  bewaff- 
neten Macht,  Austritt  des  Heeres  aus  dem  Gebiete  der 
Republik,  Genehmigung  des  Durchzugs  fremder 
Truppen,  Zulassung  fremder  Kriegsschiffe  in  den  Ge- 
wässern der  Republik  für  länger  als  Monatsfrist,  Ver- 
wendung von  Nationalgarde  ausserhalb  des  Gebietes 
des  betreffenden  Staates  oder  des  Bundesdistricts,  be- 
dürfen der  Genehmigung  des  Senates  (Art.  72,  b,  iii 
und  iv); 

6.  die  Kriegserklärung,  aber  nur  auf  Grund  eines 
Congressgesetzes,  also  mit  Zustimmung  des  Senates 
und  der  Deputirtenkammer; 

7.  die  Leitung  der  diplomatischen  Verhandlungen, 
volkerrechtliche  Verträge  bedürfen  der  Genehmigung 
des  Senates; 

8.  die  Einberufung  des  Congresses  zu  ausserordent- 
lichen Sitzungen  auf  Anordnung  der  permanenten  Con- 
gressdeputation ; 

9.  die  Unterstützung  der  Bundesgerichte  bei  promp- 
ter Handhabung  der  Justiz; 

10.  die  Eröffnung  von  Häfen  und  die  Bestimmung 
der  Zollstationen; 

11.  das  Begnadigungsrecht  bei  strafbaren  Hand- 
lungen, welche  zur  Zuständigkeit  der  Bundesgerichte 
gehören; 

12.  die  Theilnahme  bei  der  Eroffiiung  des  Con- 
gresses und  die  Darstellung  der  Innern  und  äussern 
Lage  des  Bundes  in  einer  Rede,  worauf  der  Congress- 


sammlung  des  Congresses  hinsichtlich  der  auswärtigen 
Agenten  durch  die  permanente  Congressdeputation  ersetzt 
werden.     Art.  85 ,  m. 
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Präsident  iu  allgemeiuen  Redewendungeu  antwortet. 
Jeder  Bundesminister^  hat  dem  Congress  bei  Eröffnung 
seiner  ersten  jährlichen  Sitzung  Bericht  über  die  Lage 
seines  Departements  zu  erstatten  (Art.  63,  89). 

Bei  Bestimmung  des  Umfanges  der  Gerichtsbar- 
keit der  Bundesgerichte  ist  von  der  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  am  wenigsten 
abgewichen.  Ihre  Zuständigkeit  erstreckt  sich  auf  alle 
Rechtsstreitigkeiten,  welche  den  Vollzug  und  die  Hand- 
habung der  Bundesgesetze  zum  Gegenstande  haben 
(Art.  97,  i).  Namentlich  entscheiden  sie  über  die  Ver- 
letzung der  in  der  Bundesverfassung  statuirten  Men- 
schenrechte, über  die  Verfassungsmässigkeit  von  Bun- 
desgesetzen und  sonstiger  Acte  der  Bundesgewalt,  bei 
denen  behauptet  wird,  dass  sie  die  Souveränetat  der 
Staaten  (selbstverständlich  in  dem  Umfange,  worin  sie 
von  der  Bundesverfassung  anerkannt  und  garantirt 
wird)  verletzen  oder  beeinträchtigen,  und  über  die  Ver- 
fassungsmässigkeit von  Staatsgesetzen  und  von  Staats- 
handlungen, bei  denen  behauptet  wird,  dass  sie  in  das 
Gebiet  der  Bundesgewalt  übergreifen  (Art.  101).  Selbst- 
verständlich beschränkt  sich  die  Kraft  des  Urtheils  auf 
den  Fall,  welcher  zur  Entscheidung  Anlass  gegeben 
hat  (Art.  102).  Weiter  ist  die  Zuständigkeit  der  Bun- 
desgerichte auf  Rechtsstreitigkeiten  ausgedehnt,  wobei 
der  Bund  eine  Partei  ist;  auf  Streitigkeiten  zwischen 
zwei  oder  mehreren  Staaten,  die  folgeweise  dieselben 
nicht  mit  Gewalt  verfolgen  dürfen*;  auf  Streitigkeiten 
zwischen  einem  Staate  und  Bürgern  eines  andern  Staates; 

*  Es  bestehen  6  Bundesministerien,  für  auswärtige  An- 
gelegenheiten, das  Innere,  die  Justiz,  die  öffentlichen  Ar- 
beiten, die  Finanzen  und  den  Krieg.  Vgl.  Annuaire  für 
1880,  S.  706. 

*  Zu  den  Rechten  und  Pflichten  der  £inzelstaaten,  wo- 
rüber der  höchste  Gerichtshof  im  Streitfalle  entscheidet, 
gehört  auch  die  Auslieferungspflicht.     Art.  113. 
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auf  Streitigkeiten  aus  volkerrechtlichen  Verträgen  mit 
fremden  Staaten;  auf  Streitigkeiten,  welche  diplomatische 
Agenten  und  Consuln  angehen;  und  auf  Seesachen 
(Art  97).  Bei  Streitigkeiten  zwischen  Staaten  und  wo  der 
Bund  eine  Partei  ist,  hat  der  höchste  Gerichtshof  Gerichts- 
barkeit erster  und  letzter  Instanz,  ebenso  bei  Competenz- 
streitigkeiten  der  Bundesgerichte  untereinander,  dieser 
und  der  Staatengerichte  und  der  Gerichte  verschiedener 
Einzelstaaten  (Art.  98,  99);  in  den  anderen  Fällen  hat 
der  höchste  Gerichtshof  nur  Gerichtsbarkeit  letzter  In- 
stanz, nach  näherer  Maassgabe  der  Bundesgesetze, 
welche  den  Instanzenzug  an  den  höchsten  Gerichtshof 
regeln  (Art.  100,  102). 

§  25. 
Die  Argentinische  Republik. 

Gleich  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  ähnlich  der  mexikanischen  V^erfassung 
unterscheidet  die  argentinische  Bundesverfassung  gesetz- 
gebende, vollziehende  und  richterliche  Gewalt  und 
überweist  die  erste  den  beiden  Häusern  des  Congresses 
(Art.  36),  die  andere  dem  Präsidenten  der  argentinischen 
Nation  (Art.  74)  und  die  letzte  dem  höchsten  Bundes- 
gerichte und  den  ihm  nachgesetzten  Bundesgerichten 
(Art.  94).  Indessen  ist  die  Trennung  der  gesetzgebenden 
und  der  vollziehenden  Gewalt  nicht  in  gleicher  Aus- 
dehnung wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
durchgeführt,  indem  der  Präsident  jedem  der  beiden 
Häuser  des  Congresses  Gesetzentwürfe  vorschlagen 
darf  (Art.  68),  indem  weiter  die  Bundesminister  an 
deren  Verhandlungen  ohne  Stimmrecht  theilnehmen 
dürfen  (Art.  92)  und  in  jedem  derselben  auf  Verlangen 
erscheinen  müssen,  um  Auskunft  zu  ertheilen  (Art.  63).^ 

^  Die  Bestimmungen  der  argentinischen  Verfassung  über 
das   Yorschlagsrecht    des    Präsidenten    bei  Bundesgesetzen, 
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Die  Verfassungsgesetzgebung  gehört  wie  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nicht  zur  Bundes- 
gesetzgebung; sie  wird  durch  eine  besondere  Ver- 
fassungsconvention ausgeübt,  nachdem  der  Congress 
mit  wenigstens  Zweidrittelmehrheit  die  Nothwendigkeit 
einer  Verfassungsrevision  ausgesprochen  hat  (Art.  30). 

Das  Vorschlagsrecht  zu  Bundesgesetzen  steht 
sowol  jedem  der  beiden  Häuser  des  Congresses  als 
auch  dem  Präsidenten  zu  (Art.  68);  Steuer-  und  Ee- 
crutirungsgesetze  sind  indessen  von  der  Initiative  des 
Senates  und   des  Präsidenten   ausgenommen  (Art.  44). 

Die  von  einem  Hause  des  Congresses  angenommenen 
Bundesgesetzentwürfe  werden  dem  andern  Hause  über- 
sandt.  Uebereinstimmende  Mehrheitsbeschlüsse  beider 
Häuser  sind  mit  einer  eigenartigen  Abweichung  zu 
jedem  Bundesgesetze  erforderlich;  zur  Erleichterung 
des  Zustandekommens  von  Bundesgesetzen  ist  nämlich 


die  Befugniss  der  Bundesminister  zur  Theilnahme  an  den 
Verhandlungen  des  Congresses  und  die  Pflicht  derselben 
zum  Erscheinen  im  Senate  und  der  Deputirtenkammer  ent- 
halten eine  erhebliche  Abweichung  vom  Verfassungssystem 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  eine  Annäherang 
an  das  auf  dem  europäischen  Contiuent  gebräuchliche 
System  über  die  Beziehungen  zwischen  der  Legislative  und 
Executive.  Sie  finden  eine  wohl  ausreichende  Begründang 
in  der  verschiedeneu  Entwickelungsstufe  des  nordamerika- 
nischen  und  des  argentinischen  Volks,  in  der  erheblich 
grössern  Zuständigkeit  des  Argentinischen  Bundes,  und  in 
dem  Umstände,  dass  in  der  Argentinischen  Republik  der 
Erlass  vieler  und  umfassender  Bundesgesetze  (vgl.  Art.  24, 
G7,  ii)  wünschenswei-th  war,  deren  sorgfältige  Vorbereitung 
bei  den  vorhandenen  Verhältnissen  wol  am  besten  in  die 
Hände  der  Executive  gelegt  wurde.  Indessen  ist  das  ar- 
gentinische System,  dem  das  mexikanische  (Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Mexiko,  Art.  65,  88,  89)  nahe 
steht,  nicht  frei  von  einer  Beihe  von  Misständen.  Vgl. 
§  22,  Anm.  9,  §  26,  Anm.  2. 
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bestimmt,   dass  wenn  die  Revisionskamnier,  also  das- 
jenige Haus,  worin  der  Gesetzentwurf  nicht  seinen  Ur- 
sprung  genommen   hat,    mit    mindestens   Zweidrittel- 
mehrheit auf  seinen  Zusatzanträgen  beharrt,  dieselben 
von  der  Ursprungskammer  als  genehmigt  gelten,  wenn 
sie  dort  nicht  mit  mindestens  Zweidrittelmehrheit  ver- 
worfen werden.     Es  ist  einleuchtend,  dass  durch  diese 
besondere  Bestimmung,   welche  meines  Wissens  keine 
vollständige  Analogie  in   einer  andern  modernen  Ver- 
fassung*  hat,    die  Stellung   der  Kevisionskammer  die 
bessere  und  vortheilhaftere  wird,  und  dass  der  Vorzug 
der  Deputirtenkammer  in  Bezug  auf  den  Ursprung  der 
Steuer-  und  Recrutirungsgesetze  leicht  in  einen  Nach- 
theil umschlagen  kann.     Die  von   beiden  Häusern  ge- 
nehmigten   Gesetzentwürfe    werden    dem    Präsidenten 
zur  Prüfung  und  Verkündigung  übersandt;  sie  gelten 
als   von    ihm    genehmigt,    wenn    er   sie    nicht    binnen 
längstens   10  Geschäftstagen   seit  Empfang  mit  seinen 
Einwendungen    der    Ursprungskammer    zurücksendet. 
Die  Einwendiuigen  des  Präsidenten  können  wie  in  den 
A  ereinigten  Staaten    von  Amerika    durch   Zweidrittel- 
mehrheit  in  jedem  der  beiden  Häuser  des  Congresses 
in  namentlicher  Abstimmung  überwunden  werden.     Es 
ki  Pflicht  des  Präsidenten,  diejenigen  Gesetzentwürfe, 


•  Die  Bestimmung  in  den  §§  91,  92  und  131  der 
Königlich  Säebsischeu  Verfassung  vom  4.  September  1831, 
dass  wenn  die  beiden  Kammern  über  die  Annahme  eiues 
von  der  Krone  eingebrachten  Gesetzesvorschlags  getheilter 
Meinung  sind  und  diese  Meinungsverschiedenheit  nicht 
durch  Verweisung  an  eine  gemeinschaftliche  Deputation 
(johlt  committee)  beseitigt  werden  kann,  zu  der  Verwerfung 
desselben  erforderlich  ist,  dass  in  einer  der  beiden  Kammern 
wenigstens  zwei  Drittel  der  Anwesenden  für  die  Verwerfung 
gestimmt  haben,  enthält  einen  Vorzug  der  Krone  vor  den 
Kammern,  nicht  einen  Vorzug  der  einen  Kammer  vor  der 
andern. 
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bei  denen  er  nicht  rechtzeitig  und  rechtsförmlich  Ein- 
wendungen erhoben  hat  oder  bei  denen  seine  Ein- 
wendungen überwunden  sind,  zu  verkiindigen  (Art.  08 
—73).» 

Der  Bereich  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Cou- 
gresses  ergibt  sich  im  allgemeinen  aus  den  materiellen 
Herrschaftsrechten  des  Bundes  (§  11).  Bei  einer  Reihe 
wichtiger  Staatsacte  ist  in  der  argentinischen  wie  in 
anderen  modernen  Verfassungen  zur  Vermeidung  von 
Zweifeln  und  Competenzconflicten  die  Zubehorigkeit 
zum  Gebiete  der  gesetzgebenden  oder  vollziehenden 
Gewalt  durch  besondere  Verfassungsbestimmung  ge- 
regelt. Namentlich  gehören  zur  Zuständigkeit  des 
Congresses  und  folgeweise  zum  Gebiete  der  gesetz- 
gebenden Gewalt:  Geldanleihen  auf  den  Credit  des 
Bundes  (Art.  67,  3),  Beschlussfassung  über  Nutzung 
und  Veräusserung  der  Nationalländereien  (Art.  07, 4) 
Errichtung  und  Organisation  einer  Nationalbank  mit 
Befugniss  zur  Banknotenemission  (Art.  67, 5),  Regulirung 
der  Zahlung  der  Bundesschuld  (Art.  67,  e),  jährliche 
Feststellung  des  Budgets  (Art.  67,  7),  Gewährung  von 
Beihülfen  aus  der  Bundeskasse  an  bedürftige  Provinzen 
(Art.  67,  s),  Errichtung  von  Häfen  und  Bestimmung 
von  Zollstellen  (Art.  67,  9),  Regulirung  des  Land-  und 
Seehandels  der  Provinzen  untereinander  und  mit  fremden 
Staaten  (Art.  67,  12),  Festsetzung  der  Provinzialgrenzen, 
Zulassung  neuer  Provinzen,  Ordnung  der  Regierung 
der  Territorien  (Art.  67,  u),  Fürsorge  für  die  Sicher- 
heit der  Grenzen,  Maassregeln  zur  Erhaltung  des 
Friedens  mit  den  Indianern  und  zu  ihrer  Bekehnmg 
zum  Katholizismus  (Art.  67,  15),  Schutzmaassregelu, 
zeitweise  Privilegien  und  Prämien   zur  Forderung  der 


'  Wegen  des  Details  verweise  ich  auf  die  angezogenen 
Ai*tikel,  ich  habe  mich  auch  hier  auf  die  Gnindzüge  be- 
schränkt. 
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Wohlfahrt  des  Bundes,  säinmtlicher  Provinzen  und  der 
Wissenschaften  (Art.  67,  ig),  Errichtung  von  Bundes- 
gerichten unter  dem  höchsten  Bundesgerichte,  Einsetzung 
und  Aufhebung  von  Bundesämtern,  Bestimmung  ihrer 
Amtsbefugnisse,  Bewilligung  von  Pensionen  und  Aus- 
zeichnungen, Gewährung  allgemeiner  Amnestie  (Art. 
(>7,  it),  Genehmigung  und  Verwerfung  volkerrechtlicher 
Verträge  mit  Einschluss  der  Concordate,  Kegulirung 
der  Ausübung  des  Patronatrechts  im  Bundesgebiete 
(Art.  67, 19),  Zulassung  neuer  religiöser  Orden  (Art.  67, 20), 
Ermächtigung  des  Präsidenten  zur  Kriegserklärung  und 
zum  Friedensschluss  (Art.  67,  21),  Ermächtigung  zur 
Ertheilung  von  Kaperei briefen,  Regulirung  der  Prisen- 
gerichtsbarkeit (Art.  67,  22),  Bestimmung  der  Präsenz- 
stärke des  Heeres  und  der  Kriegsmarine,  Anordnungen 
für  die  Verwaltung  derselben  (Art.  67, 23),  Ermächtigung 
zur  Einberufung  der  Provinzialmilizen  in  den  Bundes- 
dienst und  die  Gesetzgebung  iiber  dieselben,  indessen 
mit  einer  grossen  Zahl  von  Vorbehalten  für  die  ein- 
zelnen Provinzen  (Art.  67,  24),  Genehmigung  des  Durch- 
zuges fremder  Truppen  und  des  Auszuges  eigener 
Truppen  «aus  dem  Bundesgebiete  (Art.  67,  25),  Ver- 
bängung  des  Belagerungszustandes  über  Theile  des 
Bundesgebietes  bei  innerm  Aufruhr  und  Genehmigung 
oder  Aufhebung  des  von  dem  Präsidenten  bei  Nicht- 
versammlung  des  Congresses  verhängten  Belagerungs- 
zustandes (Art.  67,  26).  Aus  diesem  Kataloge  ist  er- 
sichtlich, dass  das  Gebiet  der  Bundeslegislative  auch 
in  der  argentinischen  Verfassung  gegenüber  dem  Ge- 
biete der  Bundesexecutive  sehr  ausgedehnt  ist. 

Der  Präsident*  ist  das  oberste  Haupt  der  Nation 
in    Bundesangelegenheiten    und    somit    mittelbar    auch 


*  Die  Befugnisse  des  Präsidenten  werden  in  den 
22  Ziffern  des  Art.  86  aufgezählt,  das  Wichtigste  davon  ist 
im  Texte  angeführt. 
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(las  Haupt  der  Provinzen;  er  ist  das  unmittelbare 
Haupt  der  Bundeshauptstadt  und  der  Territorien.  Er 
hat  eine  Mitwirkung  (Vorschlags-  und  Einwendung^- 
recht)  beim  Zustandekommen  der  Bundesgesetze;  er 
besorgt  deren  Ausfertigung  und  Verkiindigung;  er  er- 
lässt  die  zu  ihrer  Ausführung  nothigen  Verordnungen. 
Die  vollziehende  Gewalt,  die  allgemeine  Verwaltung 
des  Bundes  ist  ihm  anvertraut;  imter  ihm  stehen  die 
Bundesminister  und  die  anderen  civilen  und  militärischen 
Executivbeamten  des  Bundes.  Mit  Zustimmung  des 
Senates  ernennt  er  die  Bundesminister;  nach  eingeholtem 
Gutachten  des  zustandigen  Gerichts  übt  er  das  Be- 
gnadigungsrecht bei  Bundesstraffallen,  ausser  wenn  die 
Anklage  von  der  Deputirtenkammer  ausgegangen  ist. 
Aus  einer  Liste  von  3  Personen,  welche  der  Senat 
vorschlägt,  präsentirt  er  zu  den  nationalen  Bisthümem.* 
( oncilsbeschlüssen  und  Erlassen  des  Papstes  ertheilt 
er  das  Placet  oder  hält  sie  mit  Zustimmung  des  höchsten 
Gerichtshofes  zurück;  er  veranlasst  ein  Gesetz,  wenn 
sie  allgemeine  und  dauernde  Bestimmungen  enthalten. 
Mit  Zustimmung  des  Senates  ernennt  er  Gesandte  und 
Geschäftsträger  und  ruft  sie  zurück;  vorbehaltlich  be- 
sonderer Bestimmungen  der  Verfassung  ernennt  und 
entlässt  er  die  Executivbeamten  des  Bundes,  nament- 
lich die  Bundesminister.  Er  eröffnet  jährlich  die 
Sitzungen  des  Congresses,  macht  ihm  Mittheilung  von 
der  allgemeinen  Lage  des  Bundes  und  empfiehlt  seiner 
Aufmerksamkeit  diejenigen  Maassregeln,  welche  er  für 
nothig  oder  nützlich  erachtet*;  er  schliesst  die  ordent- 
lichen Sitzungen    des  Congresses    und    beruft  ihn   bei 


*  Die  katholische  Religion  ist  Staatsreligion  des  Argen- 
tinischen Bundes.     Art.  2. 

^  Jeder  Bundesminister  hat  dem  Congress  bei  Eröffnung 
seiner  Sitzungen  ausführlichen  Bericht  über  die  Lage  seines 
Verwaltungszweiges  zu  überreichen  (Art.  90). 
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dringenden  Anlässen  zu  ausserordentlichen  Sitzungen. 
Er  beaufsichtigt  den  Bezug  der  Einnahmen  des  Bundes 
und  beschliesst  über  ihre  Verwendung  nach  Maassgabe 
des  Budgetgesetzes.  Er  verhandelt  und  schliesst  die 
volkerrechtlichen  Verträge  des  Bundes  mit  Einschluss 
der  Concordate,  vorbehaltlich  der  Befugniss  des  Con- 
gresses,  sie  zu  genehmigen  oder  zu  verwerfen;  er  be- 
vollmächtigt und  instruirt  die  Gesandten  und  andere 
auswärtige  Agenten  des  Bundes,  er  empfängt  die  Ge- 
sandten und  sonstige  Agenten  fremder  Staaten.  Er 
ist  Oberbefehlshaber  des  Bundesheeres  und  der  Bundes- 
marine; er  ernennt  deren  Offiziere,  insbesondere  des 
Ueneralstabs,  bei  Ernennung  anderer  höherer  Offiziere 
ist  jedoch  Zustimmung  des  Senates  erforderlich.  Vor- 
behaltlich der  Befugnisse  des  Congresses  verfügt  er 
über  Heer  und  Marine  und  bestimmt  ihre  Organisation 
und  Garnison.  Mit  Ermächtigung  und  Genehmigung 
des  Congresses  erklärt  er  Krieg,  verfügt  Repressa- 
lien und  ertheilt  Kapereibriefe;  mit  gleicher  Er- 
mächtigung und  Genehmigung  schliesst  er  Frieden. 
Mit  Zustimmung  des  Senates  mag  er  bei  auswärtigen 
Angriffen  für  eine  bestimmte  Zeit  über  einzelne  Theile 
des  Bundesgebietes  den  Belagerungszustand  verhängen; 
bei  inneren  Unruhen  hat  er  dieses  Recht  nur  bei  Nicht- 
versammlung  des  Congresses  und  unbeschadet  der  dem- 
nächstigen Beschlussfassung  desselben  über  Bestätigung 
oder  Aufhebung  des  provisorischen  Belagerungszu- 
standes. Er  kann  von  den  Chefs  der  einzelnen  Ver- 
waltungszweige des  Bundes  und  durch  deren  Ver- 
mittlung von  allen  Bundes-Executivbeamten  diejenigen 
Informationen  einziehen,  welche  er  für  nützlich  erachtet. 
Vacanzen  bei  Aemtern,  welche  nur  mit  Zustimmung 
des  Senates  vergeben  werden  dürfen,  mag  er  bei  Nicht- 
versammlung  des  Congresses  provisorisch  bis  zum  Ende 
der  nächsten  Sitzung  desselben  ausfüllen.  Wie  bereits 
hervorgehoben,  bedürfen  die  Regierungsacte  des  Prä- 
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sidenten  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  eines 
verantwortlichen  Bundesministers  (Art.  87).  Während 
Versammlung  des  Congresses  darf  der  Präsident  nur 
mit  dessen  Genehmigung,  ausserhalb  derselben  nur  ans 
wichtigen  Gründen  des  öffentlichen  Dienstes  das  Gebiet 
der  Bundeshauptstadt  verlassen. 

Die  richterliche  Gewalt  des  höchsten  Bun- 
desgerichts und  der  nachgesetzten  Bundes- 
gerichte erstreckt  sich  ähnlich  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  auf  alle  Rechtsstreitigkeiten,  welche  unter 
der  Bundesverfassung,  den  Bundesgesetzen  und  den 
völkerrechtlichen  Verträgen  des  Bundes  zur  Entstehung 
kommen.  Zu  Gunsten  der  Provinzialgerichte  ist  der 
wichtige  Vorbehalt  gemacht,  dass  bei  Rechtsstreitig- 
keiten unter  bestimmten  vom  Bunde  zu  erlassenden 
Justizgesetzen  (bürgerliches  Gesetzbuch,  Handelsgesetz- 
buch, Concursgesetze,  Berggesetze  und  Strafgesetzbuch) 
die  Bundesgerichte  nur  dann  Zuständigkeit  haben, 
wenn  dieselben  unter  eine  der  Kategorien  fallen,  welche 
dem  Bunde  besonders  überwiesen  sind,  nämlich 

1.  Rechtsstreitigkeiten,  welche  fremde  Gesandte  und 
Consuln  angehen, 

2.  Admiralitäts-  und  Seesachen, 

3.  Rechtsstreitigkeiten,  wobei  der  Bund  eine  Partei 
ist,  also  namentlich  auch  über  Strafansprüche  des 
Bundes  ^, 

4.  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Provinzen,  zwischen  einer  Provinz  und  den  Einwohnern 
einer  andern  Provinz,  zwischen  den  Einwohnern  ver- 
schiedener Provinzen,  zwischen  einer  Provinz  oder  ihren 
Einwohnern  und  einem  fremden  Staate  oder  seinen 
.Angehörigen  (Art.  100,  ()7,  n). 


^  Das  Verbrechen  des  Hochverrathes  gegen  den  Bund 
wird  im  Art.  103  nach  dem  Vorbild  der  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (Art.  III,  Sect.  3)  regnlirt. 
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Pressprocesse  dürfen  nicht  vor  ein  Biindesgericht 
verwiesen  werden  (Art.  32). 

Das  höchste  Bundesgericht  hat  ursprüngliche  und 
ausschliessliche  Gerichtsbarkeit  nur  bei  zwei  Gruppen 
von  Rechtsstreitigkeiten,  nämlich  welche  fremde  Ge- 
sandte oder  Consuln  angehen,  und  wobei  eine  Provinz 
Partei  ist;  in  allen  anderen  Fällen  hat  der  höchste  Ge- 
richtshof nur  Appellationsgerichtsbarkeit  nach  näherer 
Bestimmung  der  vom  Congress  zu  erlassenden  Regeln 
(Art  101). 

§  26. 
Der  Canadlsche  Bund. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  des  Canadischen  Bun- 
des wird  durch  das  canadische  Parlament  ausgeübt,  wel- 
ches analog  dem  englischen  Parlament  aus  drei  Theilen 
besteht,  der  englischen  Konigin,  welche  sich  iu  der 
Regel  durch  den  Generalgouverneur  vertreten  lässt, 
dem  Senate  und  dem  Unterhause  (B.  N.  A.  Act  1867, 
Sect.  17).  Die  Uebereinstimmung  der  drei  Theile  des 
canadischen  Parlaments  ist  zu  jedem  Bundesgesetze  er- 
forderlich (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  91). 

Die  Regeln  für  das  Verfahren  des  canadischen  Parla- 
ments sind  den  Regeln  des  englischen  Parlaments  nach- 
gebildet.* Gesetzentwürfe  können  nur  von  Mitgliedern 
des  Senates  und  des  Unterhauses  ausgehen,  von  Bundes- 
ministem* daher  nur   sofern   sie  Mitglieder  des  einen 


»  Vgl.  Munro,  S.  149—161. 

^  Die  Praxis  der  constitutioixellen  Staaten  hat  hinsicht- 
lich der  Beziehungen  zwischen  der  Legislative  und  der 
Executive,  namentlich  bezüglich  des  Gesetzvorschlagsrechts, 
vier  verschiedene  Systeme  hervorgebracht: 

1.  Das  System  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Legislative   und  Executive   sind   voneinander  getrennt   und 
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oder  andern  Hauses  sind,  eingebracht  werden;  der  förm- 
lichen Einbringung  eines  Finanz-  oder  Handelsgesetz- 


unabhängig, beide  controliren  sich  gegenseitig,  wodurch 
jedoch  eine  hervorragende  Stellung  der  Legislative  nicht 
ausgeschlossen  wird.  Das  Gesetzvorschlagsrecht  ist  aus- 
schliesslich bei  den  Mitgliedern  des  Congresses.  Der  Präsi- 
dent und  die  Minister  sind  von  der  Mitgliedschaft  in  jedem 
Hause,  sowie  von  der  Theilnahme  an  dessen  Verhandlungen 
ausgeschlossen;  sie  haben  nur  eine  indirecte  Einwirkung 
auf  die  Entstehung  von  Gesetzen,  indem  sie  solche  durch 
Botschaften  und  Berichte  anregen  können;  der  Präsident 
hat  ein  beschränktes  Einwendungsrecht.     Vgl.  §  22. 

2.  Das  englische  System.  Die  Verbindung  zwischen  der 
Legislative  und  Executive  wird  durch  die  Minister  ver- 
mittelt, welche  meist  (nur  wenige  Ausnahmsfälle)  Mitglieder 
des  Oberhauses  oder  Unterhauses  sind.  In  ihrer  Eigenschaft, 
als  Mitglieder  der  einen  oder  andern  gesetzgebenden  Körper- 
schaft, nicht  in  ihrer  Eigenschaft  als  Minister,  können  sie 
Gesetze  in  Vorschlag  bringen.  Die  Legislative  ist  nach 
und  nach  übermächtig  geworden,  eine  wirksame  Controle 
der  Legislative  durch  die  Executive  ist  nicht  mehr  vor- 
handen. Das  Ministerium  ist  ein  Ausschuss  leitender  Staats- 
männer des  Oberhauses  und  des  Unterhauses;  die  Minister 
bedürfen  des  Vertrauens  des  Unterhauses,  sie  legen  ihr  Amt 
nieder,  sowie  ihnen  dasselbe  entzogen  wird,  jedoch  unbe- 
schadet ihres  Rechts,  unter  Zustimmung  der  Krone  durch 
Auflösung  des  Unterhauses  die  Entscheidung  in  die  Hände 
der  Wähler  zu  legen.  Das  englische  System  ist  in  Canada 
und  den  anderen  englischen  Colonien  mit  verantwortlicher 
Kegierung  angenommen. 

3.  Das  auf  dem  europäischen  Continent  gebräuchliche, 
indessen  in  den  verschiedenen  Staaten  mit  mancherlei  Ab- 
weiehungen  entwickelte  System.  Die  Legislative  und  die 
Executive  sind  voneinander  getrennt ;  die  Minister  brauchen 
nicht  Mitglieder  der  einen  oder  andern  Kammer  zu  sein. 
Die  Executive  hat  Gesetzesvorschlagsrecht.  Die  Minister 
können  an  den  Verhandlungen  der  Kammern  theilnehmen, 
auch  wenn  sie  nicht  deren  Mitglieder  sind;  sie  müssen  von 
der  Kammer  auf  Verlangen  gehört  werden,  sind  aber  auch 
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entwürfe  im  Unterhause  muss  eine  Vorberathung  im 
Committee  des  ganzen  Hauses  vorangehen.  Gesetz- 
entwürfe, welche  über  irgendeinen  Theil  der  öffent- 
lichen Einnahmen  disponiren  (appropriation  bilh)^  und 
Gesetzentwürfe,  welche  Steuern  oder  Abgaben  auflegen 


meist  verpflichtet,  in  derselben  auf  Begehren  zur  Auskunfts- 
ertheilnng  zu  erscheinen.  Die  Praxis  ist  darüber  nicht 
gleichförmig,  ob  die  Yersagung  der  Unterstützung  der  zwei- 
ten Kanuner  das  Ausscheiden  der  Minister  aus  dem  Amte 
nach  sich  zieht.  Das  System  des  europäischen  Continents 
ist  von  der  Argentinischen  Republik  und,  was  das  Gesetzes- 
Torschlagsrecht  anlangt,  auch  von  den  Vereinigten  Staaten 
von  Mexiko  angenommen;  in  diesen  beiden  Bundesrepubliken 
besteht  auch  das  beschränkte  Einwendungsrecht  des  Bundes- 
präsidenten.    Vgl.  §§  24,  25. 

4.  Das  System  des  Deutschen  Reiches.  Der  Bundes- 
rath  hat  nebeneinander  legislative,  executive  und  sogar 
vereinzelte  richterliche  Befugnisse;  der  Reichstag  ist  un- 
beschadet einiger  Ausnahmen  auf  legislative  Befugnisse  be- 
schränkt. Das  Vorschlagsrecht  zu  Reichsgesetzen  ist  dem 
Rechte  nach  (R.  V.,  Art.  7:  „Jedes  Bundesglied  ist  befugt. 
Vorschläge  zu  machen" ;  R.  V.,  Art.  23 :  „Der  Reichstag  hat 
das  Recht,  innerhalb  der  Competenz  des  Reiches  Gesetze 
vorzuschlagen")  nur  bei  dem  Bundesrathe  und  bei  dem 
Reichstage,  wenngleich  die  Praxis  des  Bundesrathes  unter 
dem  Fürsten  von  Bismarck  in  demselben  Präsidialvorlageu 
zugelassen  hat.  Die  Mitglieder  des  Bundesrathes  dürfen 
in  den  Sitzungen  des  Reichstages  erscheinen  und  müssen 
dort  auf  Verlangen  jederzeit  gehört  werden,  um  die  An- 
sichten ihrer  Regierung  zu  vertreten;  der  Bundesrath  kann 
die  Vorlagen,  welche  in  ihm  ihren  Ursprung  genommen 
haben,  im  Reichstage  durch  Mitglieder  oder  Commissare 
vertreten  lassen  (R.  V.,  Art.  9,  16);  die  Mitglieder  des 
Reichstages  haben  kein  solches  Recht  in  Bezug  auf  die 
Sitzungen  und  Verhandlungen  des  Bundesrathes. 

Jedes  dieser  Systeme  hat  historische  Voraussetz^ungen 
und  Vorbedingungen,  eigenartige  Vorzüge  und  Nachtheile, 
auf  Vollkommenheit  wird  keines  derselben  Anspruch  erheben 
können.     Vgl.  §§  22,  37. 
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(bills  y^imposinff  any  tax  or  impoat^^)^  können  nur  im 
Unterhause  ihren  Ursprung  nehmen  (B.  N.  A.  Act  1867, 
Sect.  53) ;  dieses  darf  solche  Gesetzentwürfe  nur  an- 
nehmen, nachdem  sie  zuvor  in  einer  Botschaft  des 
Generalgouverneurs  empfohlen  sind  (B.  N.  A.  Act  1867, 
Sect.  54).^  Zusatzanträge  sind  dem  Senate  auch  bei 
Finanzgesetzentwürfen  nicht  verwehrt.*  Bei  allen  Ge- 
setzentwürfen findet  in  jedem  Hause  dreimalige 
Lesung  und  darauf  die  endgültige  Beschlussfassung 
über  Annahme  oder  Ablehnung  statt,  bei  der  zweiten 
Lesung  pflegen  Gesetzentwürfe  einem  der  standigen 
Committees  oder  auch  einem  besondern  Committee  oder 
dem  Committee  des  ganzen  Hauses  zur  Vorberathung 
und  Berichterstattung  überwiesen  zu  werden.  Falls 
das  eine  Haus  Zusatzanträge  beschlossen  hat,  können 
Gesetzentwürfe  von  dem  einen  Hause  zum  andern 
gehen,  bis  Willensübereinstimmung  erzielt  oder  die 
Unmöglichkeit  einer  solchen  erwiesen  ist.*  Die  von 
beiden  Häusern  genehmigten  Gesetzentwürfe  werden 
dem  Generalgouverneur  vorgelegt. 

Dieser  hat  einem  solchen  Gesetzentwurf  entweder  im 


'  Dasselbe  gilt  von  vorbereitenden  Beschlüssen  des 
Unterhauses,  Anträgen  und  Resolutionen,  welche  auf  eine 
Geldbewilligung  oder  Lastenvermehrung  hinauslaufen.  Da- 
hinter steht  das  gewiss  berechtigte  Streben,  einer  etwaigen 
Neigung  des  Unterhauses  zu  übermässigen  Geldansgaben 
namentlich  im  Interesse  einzelner  Provinzen  einen  wirk- 
samen Damm  entgegenzusetzen.  Die  Tugend  der  Sparsam- 
keit ist  häufiger  in  jungen  Colonialländem  wenig  entwickelt. 

*  Dies  folgt  daraus,  dass  ein  Verbot  von  Amendments 
bei  Finanzgesetzentwürfen  in  der  B.  N.  A.  Act  1867  nicht 
enthalten  ist.  Auch  der  Senat  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  hat  das  Amendirungsrecht  bei  Finanzgesetz- 
entwürfen. 

*  Eines  der  wichtigsten  Mittel,  um  Willensübereinstim- 
mung herbeizuführen,  sind  auch  in  Canada  Joint  committees. 
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Namen  der  Konigin  die  Zustimmung  zu  ertheilen,  durch 
deren  Bekanntmachung  (declare)  er  Gesetz  wird,  oder 
die  Zustimmung  der  Konigin  zu  verweigern,  oder  auch 
ihn  einzubehalten,  um  die  Entscheidung  der  Konigin 
einzuholen  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  55—57).«  Die 
letztere  Alternative  ist  seit  Erweiterung  der  Amts- 
befugnisse des  Generalgouverneurs  im  Jahre  1878  nicht 
mehr  praktisch  geworden.^ 

Bei  der  Entscheidung  über  Ertheilung  oder  Ver- 
sagung der  Zustimmung  lässt  sich  der  Generalgouver- 
neur in  der  Regel  durch  den  Rath  seines  Ministeriums 
bestimmen,  aber  er  ist  an  denselben  nicht  absolut  ge- 
bunden, weil  es  sich  um  einen  Act  der  königlichen 
Prärogative  handelt.' 

Der  Generalgouverneur  hat  Bundesgesetze,  denen 
er  im  Namen  der  Konigin  seine  Zustimmung  ertheilt 
hat,  alsbald  in  beglaubigter  Abschrift  einem  der  eng- 
lischen Staatssecretäre  (dem  Staatssecretar  für  die 
Colonien)  zu  übersenden.  Die  Königin  ist  befugt,  die- 
selben binnen  zwei  Jahren  nach  Eingang  unter  Ver- 
antwortlichkeit des  englischen  Ministeriums  im  eng- 
lischen Geheimen  Rathe  zu  misbilligen  (diaallow)^  wo- 
durch sie  von  dem  Tage  an,  wo  diese  Misbilligung 
durch  den  Generalgouvemeur  bekannt  gemacht  ist, 
ausser  Kraft  treten  (B.  N.  A.  Act  1867,  Sect  56).» 


^  Die  Maximalfrist  für  Bekanntmachung  der  königUchen 
Zustimmung  zu  Gesetzentwürfen,  welche  der  Entscheidung 
der  Königin  vorbehalten  sind,  beträgt  zwei  Jahre  seit  Vor- 
lage des  Gesetzentwurfs  an  den  Generalgouvemeur. 

^  Vgl.  Munro,  S.  178,  271,  272. 

*  Munro,  S.  178,  187. 

»  Von  dieser  ausserordentlichen  Machtbefugniss  wird 
selbstverständlich  nur  selten  und  nur  in  besonders  wichtigen 
Fällen  Gebrauch  gemacht.  Misbilligung  von  Bundesgesetzen 
ohne  offenbar  zureichende  Gründe  möchte  leicht  das  lose 
Band    zwischen    dem  Mutterlande    und    den   Colonien    mit 
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Die  vollziehende  Gewalt  des  Caiiadisehen  Bun- 
des steht  dem  Rechte  nach  der  englischen  Königin  zu 
(B.  N,  A.  Act  1867,  Sect.  9— 16)*^  welche  sich  aber, 
was  ihre  Handhabung  auf  civilem  Gebiete  anlangt^  in 
noch  grösserem  Umfange  als  auf  dem  Gebiete  der 
Legislative  durch  den  Generalgouverneur,  das  Bundes- 
ministerium, die  einzelnen  Bundesminister  und  die 
ihnen  nachgesetzten  Behörden  und  Beamten  vertreten 
lässt.  Sie  umfasst  die  Ausfuhrung  der  Bundesverfassung 
und  der  Bundesgesetze,  soweit  sie  nicht  den  einzelneu 
Provinzen,  Districten  und  Territorien  zusteht;  sie  er- 
streckt sich,  wie  bereits  hervorgehoben  (§  12),  auf 
manche   Provinzialangelegenheiten.  ^^     Die   Communal- 


verantwortlicher  Regierung  zerreissen.  Die  coloniale  Auf- 
fassung dieser  wichtigen  Materie  ist  aus  der  Unabhängig- 
keitserklärung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom 
4.  Juli  1776  ersichtlich,  wo  unter  den  Gründen  der  Lo>- 
lösung  vom  Mutterlande  vorangestellt  wird :  „He  (the  King 
of  Great  Britain)  Las  refiised  bis  assent  to  laws  the  most 
wholesome  for  the  public  good.  —  He  has  forbidden  bis 
Governors  to  pass  laws  of  immediate  and  pressing  import- 
ance,  unless  suspended  in  their  Operation  tili  bis  assent 
should  be  obtained ;  and,  when  so  suspended,  he  has  utterly 
neglected,  to  attend  to  them.  —  He  has  refused  to  pass 
other  laws  *for  the  accomodation  of  large  districts  of  people, 
unless  those  people  would  relinquish  the  right  of  represen- 
tation  in  the  legislature;  a  right  inestimable  to  them,  and 
formidable  to  t}'Tants  only." 

^^  Insbesondere  Sect.  9:  „l'he  Executive  Government 
and  authority  of  and  over  Canada  is  hereby  declared  to 
continue  and  be  vested  in  the  Queen." 

^^  Die  Verfassung  der  einzelnen  Provinzen  ist  der  Bundes- 
verfassung nachgebildet.  An  der  Spitze  einer  jeden  Provinz 
steht  ein  Provinzialgouvemeur  (Lieutenant  Gavemor)^  wel- 
cher von  dem  Generalgouvemeur  angestellt  und  entlassen 
wird.  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  58,  59.  Die  Provinzial- 
gouvemeure  haben  in  Provinzialsachen  auf  legislativem  und 
executivem   Gebiete    ähnliche  Befugnisse   wie    der  General- 
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verbände  in  Canada  haben  die  in  den  Gebieten  des 
englischen  Kechts  hergebrachte  weitgehende  Selbstver- 
waltung ihrer  Angelegenheiten,  sie  werden  weniger  im 
Verwaltungswege  durch  die  Aufsicht  der  vorgesetzten 
Behörden  als  durch  die  Bechtsprechung  der  Gerichts- 
hofe, welche  in  den  Gebieten  des  englischen  Rechts 
keineswegs  auf  Fragen  des  Straf-  und  Privatrechts  be- 
schränkt ist,  controÜrt.*^ 

Bei  der  allgemeinen  Ermächtigung  des  canadischen 
Pailaments,  Gesetze  für  den  Frieden,  die  Ordnung  und 
die  gute  Regierung  von  Canada  zu  erlassen,  ausser  bei 
solchen  Angelegenheiten,  welche  zur  ausschliesslichen 
Zuständigkeit  der  Provinziallegislaturen  gehören,  war 
eine    Aufzählung    der    einzelnen    Rechtsstreitigkeiten, 

gouvemeur  in  Bundessachen;  wie  der  Generalgouvemeur 
den  Verkehr  des  Bundes  mit  dem  Mutterlande  vermittelt, 
$^0  vermitteln  sie  den  Verkehr  der  Provinz  mit  dem  Bunde. 
In  allen  Provinzen  besteht  eine  Provinziallegislatur,  welche 
dem  canadischen  Parlament  nachgebildet  ist;  doch  fehlt  in 
den  Provinzen  Ontario,  Manitoba  und  British  Columbia  das 
Oberhaus  (Munro,  S.  5,  44,  72).  Auch  in  den  einzelnen 
Provinzen  gilt  das  sog.  parlamentarische  System;  das  Pro- 
vinzialministerium  wird  durch  den  Provinzialgouverneur  aus 
Staatsmännern  gebildet,  welche  der  jedesmaligen  Mehrheit 
der  Provinziallegislatur,  wo  das  Zweikammersystem  besteht, 
des  Unterhauses  genehm  sind.  Die  Provinzen  haben  noch 
nicht  dasjenige  Maass  von  Unabhängigkeit  und  Selbständig- 
keit, welches  die  einzelnen  Staaten  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  auszeichnet,  sind  aber  auf  gutem  Wege  es  zu 
erlangen.  Das  wichtigste  Mittel  hierzu  ist  die  ausschliess- 
liche Befugniss  der  Provinzen  zur  Regelung  ihrer  Ver- 
fassungen mit  Ausnahme  des  Gouvemeuramtes.  B.  N.  A. 
Act  1867,  Sect.  92  (1). 

*^  Z.  B.  Schadensklagen  wegen  rechtswidriger  Vornahme 
oder  Unterlassung  einer  Amtshandlung,  Ersatzklagen  wegen 
unzulässiger  Heranziehung  zu  öffentlichen  Lasten  (Steuern, 
Zölle,  Schul-,  Wege-  und  Kirchenabgaben).  Vgl.  Hand- 
book, S.  3. 

24* 
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worauf  die  Zuständigkeit  der  Bundesgerichte 
sich  erstreckt,  in  der  Bundesverfassung  unnothig.  Die 
Bestimmung  der  Functionen  der  Bundesgericbte  ist  in 
besonderen  Gesetzen  erfolgt. 

Abweichend  von  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  deren  Urheber  davon  ausgegangen 
sind,  dass  die  Richter  von  jeder  nichtricbterlichen  Be- 
schäftigung fernzuhalten  sind  ^\  mag  der  Generalgouver- 
neur im  Geheimen  Rath  die  Ansicht  des  höchsten  Ge- 
richtshofes über  Rechtsfragen  einholen  und  dürfen  der 
Senat  und  das  Unterhaus  dessen  Berichterstattung  über 
Privatbills  begehren.  ^  * 

Die  Gerichte  haben  in  Canada  wie  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika  bei  der  ihnen  zustehenden 
Rechtsprechung  namentlich  die  Frage  zu  untersuchen 
und  zu  entscheiden,  ob  Gesetze  des  canadischen  Parla- 
ments und  der  Provinziallegislaturen  sich  innerhalb 
ihrer  verfassungsmässigen  Zuständigkeit  halten,  und 
ihnen  Wirksamkeit  zu  versagen,  soweit  sie  ultra  vires 
erlassen  sind.^* 

Besonders  wichtig  sind  auch  in  Canada  zwei  Gruppen 
von  Rechtsstreitigkeiten,  nämlich  solche,  deren  Ent- 
scheidung von  der  Rechtsgültigkeit  eines  Bundes-  oder 
Provinzialgesetzes  abhängt  (1),  ferner  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Bunde  und  einer  Provinz  sowie  mehrerer 
Provinzen  untereinander  (2).  Für  beide  gilt  der  ge- 
wohnliche Instanzenzug,  jedoch  mit  der  Abweichung, 
dass  bei  Rechtsstreitigkeiten  der  erstem  Art  eine  Appel- 


^^  Hamilton  im  Federalist,  Nr.  73:  „It  is  impossible  to 
keep  the  judges  too  distinct  from  every  other  avocation 
than  that  of  expounding  the  laws.  It  is  peculiarly  dangerous 
to  place  them  in  a  Situation  to  be  either  corrupted  or  in- 
fluenced  by  the  executive." 

1*  Vgl.  Munro,  S.  218. 

15  Munro,  S.  11,  12,  218,  219,  261,  269. 
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lationssumme  bei  Verfolg  von  Rechtsmitteln  von  dem 
Ecchequer  Court  an  den  Supi^eme  Court  nicht  erforder- 
lich ist  (Munro,  S.  218).  Femer  ist  durch  Bundes- 
gesetz Vorsorge  getroffen,  dass  beide  unter  Abkürzung 
des  Instanzenzuges  zur  Entscheidung  der  Bundesgerichte 
gebracht  werden  können,  jedoch  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  betreffende  Provinz  ihre  Zustimmung 
zu  dem  Bundesgesetz  in  Form  eines  Provinzialgesetzes 
erklärt  hat.  ^®  Unter  dieser  Voraussetzung  gehören 
Rechtsstreitigkeiten  der  erstem  Art  (1)  zur  Zuständig- 
keit des  Supreme  Court,  die  anderen  (2)  zur  Zuständig- 
keit des  Exchequer  CouH^  unter  Zulassung  von  Berufung 
an  den  Supreme  Court.  Die  Provinzen  Ontario,  Nova 
Scotia  und  British  Columbia  haben  bereits  durch  Pro- 
vinzialgesetze  ihre  Zustimmung  zu  dem  betreffenden 
Bundesgesetze  erklärt  (Munro,  S.  219). 

Aus  der  Ueberordnung  der  englischen  Gesetzgebung 
über  die  canadische  Gesetzgebung  folgt,  dass  Zweifel 
über  die  Verfassungsmässigkeit  canadischer  Gesetze 
durch  das  englische  Parlament  in  Form  eines  englischen 
Parlamentsgesetzes  entschieden  werden  können.  Ist 
auch  von  dieser  Möglichkeit  in  drei  Fällen  (B.  N.  A. 
Act  1871,  Sect.  5;  Parliament  of  Canada  Act  1875, 
8ect.  2;  B.  N.  A.  Act  1886,  Sect.  2)  Gebrauch  gemacht, 
i^o  ist  doch  einleuchtend,  dass  der  Betretung  dieses 
ganz  aussergewöhnlichen  und  umständlichen  Weges 
immer  schwere  Bedenken  entgegenstehen.  Abgesehen 
von  dieser  Möglichkeit  gebührt  in  Canada  wie  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  den  Gerichten  in 
allen  Fällen,   welche  für  richterliche  Entscheidung  ge- 


^®  Ein  Vorbild  für  diese  eigenartige  Regelung  einer 
Justizangelegenheit  in  der  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  94.  Tn 
dem  Vorbehalt  der  Zustimmung  der  Provinziallegislatureu 
zeigt  sich  die  steigende  Macht  der  Provinzen;  die  Bundes- 
verfassung erforderte  denselben  nicht. 
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eignet  sind,  die  endgültige  Auslegung  der  Bundesver* 
fassung  und  damit  die  Wahrung  der  Grenzlinie  zwischen 
der  Bundesgewalt  einerseits  und  den  Provinzialgewalteii 
andererseits;  auch  in  Canada  sind  die  Gerichte  das  feste 
Bollwerk  gegen  Uebergriffe  des  Bundes  auf  das  Pro- 
vinzialgebiet  und  der  Provinzen  auf  das  Bundesgebiet.*' 

§  27. 
Das  Deutsche  Reich. 

Abweichend  von  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Mexiko,  der  Argentinischen 
Republik  und  des  Canadischen  Bundes  fehlt  in  der 
Keichsverfassung  die  Unterscheidung  gesetzgebender, 
vollziehender  und  richterlicher  Gewalt  und  deren  Ueber- 
weisung  an  verschiedene  Organe  des  Reiches.  Der 
Bundesrath  übt  nebeneinander  legislative,  executlve 
und  vereinzelte  richterliche  Befugnisse.  Das  Rechts- 
bewusstsein  nimmt  in  Deutschland  daran  keinen  An- 
stoss,  dass  ein  Gesandtencongress,  dessen  Mitglieder 
an  Instructionen  gebunden  sind,  richterliche  Befugnisse 
übt.  Untersuchungen  der  Frage,  ob  dieser  Zustand, 
den  das  Deutsche  Reich  aus  früheren  Verfassungen 
übernommen  hat,  sich  in  der  Praxis  bewährt  hat,  sind 
selten.  Die  Bewegung  in  der  Schweiz,  welche  auf 
Trennung  der  gesetzgebenden,  vollziehenden  und  rich- 


^^  Munro,  S.  11,  12:  „In  Canada,  as  in  the  (United) 
States,  the  judiciary tends  to  occupy  the  most  pro- 
minent place  as  the  arbiter  between  Provincial  and  Dominion 
rights.  The  decisions  of  the  Courts  as  to  the  limits  of 
the  legislative  power  of  the  Dominion  and  of  the  Pro^inct-s 
have  been  loyally  accepted  in  Canada  as  in  the  States,  and 
as  time  goes  on  there  seems  every  reason  to  expect  that 
the  importance  and  power  of  the  judicature  will  be  one  of 
the  most  striking  developments  of  the  Constitution." 
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terliohen   Gewalt  gericbtet   ist  (§  23),    hat    sich   no( 
nicht  nach  Deutschland  ii b ertragen. ' 

Die  gesetzgebende,  die  vollziehende  und  die  richte 
liehe  Gewalt  des  Deutschen  Reiches  haben  keine  gleicl 
Ausdehnung.  Es  gilt  nicht  der  Grundsatz,  dass  di 
Keich  in  der  Regel  die  von  ihm  erlassenen  Gesefc 
durch  seine  Behörden  vollzieht  und  durch  seine  G 
richtshöfe  handhabt.  Die  historische  Entwickelur 
Deutschlands  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass  für  ein« 
der  Cardinalsätze  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staat« 
von  Amerika:  die  richterliche  Gewalt  des  Bundes  e 
streckt  sich  auf  alle  Rechtsstreitigkeiten  unter  der  Ve 
fassung,  den  Gesetzen  und  den  völkerrechtlichen  Ve 
irägen  der  Vereinigten  Staaten  (Art.  III,  Sect  2),  ui 
für  seine  meisterhafte  Begründung  im  Federalist,  in 
besondere:  der  Schlussfehler  der  ConfÖderationsartik 
(wbieh  aoums  the  defect»  of  the  confederation)  sei  d 
Mangel  eines  höchsten  Gerichtshofes  zur  einheitlich) 
endgültigen  Auslegung  und  Anwendung  der  Bunde 
gesetze  (Nr.  22),  die  Gerichtehöfe  seien  die  BoUwerl 
einer  Verfassung,  welche  beschränkte  Ilerrschaftsrech 
gewähre,  gegen  legislative  Uebergriffe  (bulwarks  of 
limited  coiuHtution  agaimt  legislative  encroackmenta  - 
Nr.  78)  nur  geringes  Verständniss  vorhanden  ist.  Mu 
man  auch  bereitwillig  anerkennen,  dass  hinter  den  B 
Stimmungen  der  Frankfurter  Reichsverfassung  (§§  Vi 
—129)  und  der  Unionsverftissung  (§§  123—127)  üb 
das  Reichsgericht  das  ehrenwerthe  Streben  steht,  di 
Kechtsstaat  in  Deutschland  zu  begründen  und  die  En 
echeidung  von  Streitigkeiten  über  den  Umfang  und  I: 
halt  der  Reicfasgewalt,  über  ihre  Abgrenzung  gegenüb 

'  Vgl.  über  die  Bedeutung  der  Gewaltentheiinng  Weste 
kamp,  Reichsverfassung ,  S.  89  fg-,  und  über  die  Slellui 
iler    deutschen   Staatswissenschaft    zu    dieser   Frage    §    3 
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den  Staatengewalten,  über  Maass  und  Umfang  der  den 
anderen  Organen  des  Reiches  verliehenen  Befugnisse 
weder  der  Macht  des  Starkern  noch  den  betbeiligten 
Reichsgewalten  selbst  zu  überlassen^,  so  wird  man 
doch  nicht  behaupten  können,  dass  sie  an  die  cor- 
respondirenden  Bestimmungen  der  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  irgend  heranreichen. 

Die  Functionen  des  Reiches  sind  in  der  Regel  auf 
Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  beschränkt.  Art.  4 
der  Reichsverfassung,  welcher  die  meisten  zur  Zu- 
ständigkeit des  Reiches  gehörenden  Angelegenheiten 
aufzählt,  beginnt  mit  den  Worten:  „Der  Beaufsichtigung 
seitens  des  Reiches  und  der  Gesetzgebung  desselben 
unterliegen  die  nachstehenden  Angelegenheiten.^^  Was 
über  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  hinausgeht^ 
nämlich  die  Vollziehung  der  Gesetze  und  ihre  An- 
wendung auf  Streitfälle  zwischen  Parteien,  ist  Sache 
der  Einzelstaaten,  soweit  nicht  dem  Reiche  in  anderen 
Bestimmungen,  namentlich  in  den  besonderen  Ab- 
schnitten seiner  Verfassung,  weiter  gehende  Functionen 
überwiesen  sind.  Als  Grund  für  eine  solche  Vertheilung 
der  Functionen  auf  dem  Gebiete  der  vollziehenden  Ge- 
walt ist  in  der  CoUectiverklärung  der  Bevollmächtigten 
für  Preussen  und  26  andere  deutsche  Regierungen  vom 
23.  Februar  1849  über  die  deutsche  Reichs  Verfassung 
angeführt:  „Die  Regel,  dass  die  Centralgewalt  das,  was 
sie  zur  Ausführung  anordnet,  durch  ihre  eigenen  Or- 
gane auszuführen,  dass  sie  dagegen  über  das,  was  den 
Einzelstaaten  auszufiihren  obliegt,  keine  Oberauüsicht 
auszuüben  habe,  würde,  das  ist  nicht  zu  verkennen,  zu 
einer  schärfern  Abgrenzung   der  Competenz   zwischen 


^  Vgl.  den  Bericht  des  Yerfassungsausschusses  der  Na- 
tionalversammlung zum  Entwurf  des  Abschnittes:  „Das 
Reichsgericht".  Verhandlungen  der  deutschen  verfassung- 
gebenden Reichsversammlung,  11 ,  488. 
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Central-  und  Particularregierung  führen;  allein  sie  würde 
mit  den  monarchischen  Verfassungen  luid  mit  den  aus 
alter  staatlicher  Selbständigkeit  hervorgegangenen  Zu- 
standen Deutschlands  nicht  in  Einklang  zu  bringen 
sein.  Dem  Ansehen  der  Regierungen,  sowol  in  ihren 
eigenen  Augen  als  in  denen  ihrer  Landesangehorigen, 
wäre  es  schädlich,  wenn  in  einigem  Umfange  im  eigenen 
Lande  neben  den  Landesregierungsbeamten  Central- 
regierungsbeamte  thätig  wären;  die  Neigung  zum 
Widerstände,  jedenfalls  zur  Un Willfährigkeit  würde 
sich  erzeugen  und  jeder  Conflict  wahrscheinlich  mit 
einer  Erweiterung  der  Competenz  der  Centralregierung 
enden.  Diese  Erwägungen  erhalten  ein  eigenthümliches 
Gewicht,  wenn  die  Centralregierung  in  Verbindung 
mit  grosser  Hausmacht  gedacht  wird.  Sie  treten  hin- 
gegen nicht  ein  rücksichtlich  der  Befugnisse  der  Cen- 
tralgewalt  zum  Erlasse  allgemeiner  Gesetze."'    Die  An-  V 

trage   im    constituirenden    Reichstage   auf  Einführung  \ 

eines  Bundesgerichts,  welches  1849  von  den  deutschen 
Regierungen  nicht  beanstandet  wurde,  wurden  von  dem 
Bundescommissar  von  Savigny  in  der  Sitzung  vom 
9.  April  1867  mit  folgenden  Worten  abgelehnt:  „Wie 
kommt  es  nun,  dass  dies  alles  (Bestrebungen  auf  Ein- 
fühning  eines  Bundesgerichts  seit  der  Zeit  des  Wiener 
Congresses"^  dennoch  niemals  einen  rechten  Erfolg  ge- 
habt hat?  Das  muss  doch  wol  seine  guten  Gründe  ge- 
habt haben,  und  ich  glaube  mich  nicht  zu  irren,  dass, 
wenn  es  darauf  ankam,  die  Sache  ins  Leben  zu  rufen, 
die  meisten  Staaten  Bedenken  getragen  haben,  mit  Rück- 
i^icht  auf  die  ihnen  theure  Selbständigkeit  und  Souveräne- 
tat  im  voraus  sich  dieser  zu  begeben.  Ich  glaube,  dass 
die  preussische  Regierung  ihrerseits  auch  jetzt  nicht 
gewillt   sein    dürfte,    in    ein    ähnliches   Verhältniss  zu 


'  Roth  und  Merck,  Quellensammlung,  II,  302—303. 
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treten.''*  Wie  bereits  hervorgehoben  ist  (§  '20),  kennt 
die  gegenwärtige  Reichsverfassung,  abweichend  von  den 
Entwürfen  des  Jahres  1849,  kein  Bundesgericht. 

Zu  dem  Gesetzgebungsrecht  des  Deutschen  Reiches 
tritt  das  Verordnungsrecht  hinzu,  nach  näherer  Maass- 
gabe des  Reichsgesetzes,  um  dessen  Ausfuhrung  es  sich 
handelt,  in  Ermangelung  einer  Bestimmung  darüber 
auf  Grund  der  allgemeinen  Ermächtigung  in  der  Reichs- 
verfassung, Art.  7,  2,  wonach  der  Erlass  von  allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen ,  die  zur 
Ausführung  der  Reichsgesetze  erforderlich  sind,  zu  den 
Functionen  des  Reiches  gehört.* 

Die  Beaufsichtigung  des  Reiches  umfasst  die  Ueber- 
wachung  der  Ausfühnmg  der  Reichsgösetze,  namentlich 
durch  die  Einzelsttiaten  (R.  V.,  Art.  17),  und  die  Abstel- 
lung der  Mängel,  welche  bei  der  Ausführung  der  Reichs- 
gesetze oder  der  Reichsverordnungen  hervorgetreten  sind 
(R.  V.,  Art.  7,  3),  äussersten  Falls  mittels  Reichsexecu- 
tion  gegen  denjenigen  Staat,  welcher  seine  verfassungs- 
mässigen Bundespflichten  nicht  erfüllt  hat  (R.V.,  Art.  19). 

Indessen  ist  diese  verfassungsrechtliche  Vertheilung 
der  Functionen,  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung 
Sache  des  Reiches,  Vollziehung  und  Rechtsprechung 
Sache  der  Einzelstaaten,  bei  der  Handhabung  der 
Reichsverfassung  nicht  immer  festgehalten.  Die  Be- 
dürfnisse des  Staatslebens  haben  in  manchen  Fällen 
zur  Annäherung  an  das  System  der  Vereinigten  Staateu 
von  Amerika  (regelmässig  gleiche  Ausdehnung  der  ge- 
setzgebenden,  vollziehenden  und  richterlichen  Gewalt 
des  Bundes)  geführt. 

Die  Einsetzung  von  Behörden  zur  Vorbereitung  der 
Ausübung  der  Gesetzgebungs-  und  Beaufsichtigimgs- 
rechte   des  Reiches  liegt  innerhalb  seiner  verfassnngs- 


^  Bezold,  Materialien  der  Reichsverfassung,  11,  585. 
^  Haenel,  Staatsrecht,  1,  271  fg. 
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massigen   Zuständigkeit    (vgl.  §  8,  I,  6);    aber   es  gebt 
über  dieselbe  hinaus, 

1.  dass  die  Reichsbank  sich  auf  Grund  des  Reichs- 
bankgesetzes vom  14.  März  1875  in  eigener  und  un- 
mittelbarer Verwaltung  des  Reiches  befindet^; 

2.  dass  dem  Patentamte  des  Reiches  durch  Patent- 
gesetz vom  25.  Mai  1877  beziehungsweise  7.  April  1891 
die  Prüfung  der  Patentgesuche,  die  Verleihung  und 
Zurücknahme  von  Patenten  und  die  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  über  Verleihung,  Nichtigkeit  und  Zurück- 
nahme von  Patenten  übertragen  ist^; 

3.  dass  durch  das  Seeunfallgesetz  des  Reiches  vom 
27.  Juli  1877  dem  Reichsoberseeamt  die  endgültige 
Entscheidung  über  Beschwerden  des  Reichscommissars 
oder  der  Betheiligten  über  Entziehung  des  Schiffer- 
oder Steuermann-Patentes  übertragen  ist^; 

4.  dass  dem  Reichsversicherungsamte  die  endgültige 
Entscheidung  über  eine  Reihe  von  Streitigkeiten  auf 
dem  Gebiete  der  Unfall-  und  der  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  übertragen  ist  (Reichsgesetze  vom 
(l  Juli  1884,  §  90,  vom  22.  Juli  1889,  §§  131—133). 

Das  Bedürfniss  einheitlicher  endgültiger  Auslegung 
der  Reichsgesetze  bei  der  Rechtsprechung  hat  erst  zur 
Einsetzung  eines  obersten  Gerichtshofes  für  Handels- 
sachen auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  12.  Juni 
1869  und  dann  zur  Einsetzung  des  Reichsgerichts  auf 
Grund  des  Reichsgerichtsverfassungsgesetzes  vom  27.  Ja- 
nuar 1877  geführt. 

Und  alle  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  er- 
gangen, ohne  dass  dem  Reiche  in  Bezug  auf  das  Bank- 
wesen (R.  V.,  Art.  4, 4),  die  Erfindungspatente  (R.  V., 
Art.  4,  ?»),  die  deutsche  Seeschiffahrt  (R.  V.,  Art.  4,  7, 


^  Haenel,  Staatsrecht,  1,  687. 
^  Ebd.,  S.  761—762. 
'  Ebd.,  8.  634. 
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Art.  54),  das  bürgerliche  Recht,  Strafrecht  und  gericht- 
liche Verfahren  (R.  V.,  Art.  4,  u)  in  seiner  Verfassung 
oder  in  Zusatzgesetzen  zu  derselben  weitere  Functionen 
als  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  gegeben  sind, 
und  obwol  das  Gesetzgebungsrecht  dem  Reiche  nur 
nach  Maassgabe  seiner  Verfassung  zusteht  (R.  V., 
Art.  2),  also  Üebereinstimmung  mit  der  Reichsverfassung 
Voraussetzung  der  Gültigkeit  der  Reichsgesetze  ist,* 

Andere  Angelegenheiten  sind  dagegen  in  eigener 
und  unmittelbarer  Verwaltung  des  Reiches,  nämlich 
die  Angelegenheiten  seiner  Organe  und  Behörden, 
seine  auswärtigen  Angelegenheiten,  die  Angelegenheiten 
des  Reichslandes  und  der  Schutzgebiete,  die  Reichs- 
finanzen, alle  diese  um  deswillen,  weil  die  Zuständig- 
keit der  Einzelstaaten  auf  ihre  Angelegenheiten  be- 
schränkt ist  und  ihnen  in  Reichsangelegenheiten,  z.  B. 
in  Bezug  auf  die  Mitglieder  des  Bundesrathes  und  die 
Reichsfinanzen  nur  diejenigen  Befugnisse  zustehen, 
welche  ihnen  in  der  Reichsverfassung  oder  in  Reichs- 
gesetzen übertragen  sind  (vgl.  §  8,  I,  1);  femer  auf 
Grund  der  besonderen  Bestimmungen  in  der  Reichs- 
verfassung das  Post-  und  Telegraphenwesen  (Art.  48 
— 52)  und  die  Kriegsmarine  (Art.  53).  Bezüglich  des 
Heeres  sind  die  Functionen  des  Reiches  in  dem  be- 
treffenden Abschnitt  der  Reichs  Verfassung  (Art.  57 — 68) 
erheblich  über  das  gewohnliche  Maass  (Gesetzgebung 
und  Beaufsichtigung)  gesteigert. 


^  Der  Plan  dieser  Untersuchungen,  vergleichende  über- 
!^ichtliche  Darstellung  der  wichtigeren  modernen  Bundes- 
rechte,  verstattet  kein  Eingehen  auf  das  Detail  und  die 
vielen  schwierigen  Fragen,  die  mit  diesem  Gegenstande  in 
Verbindung  stehen.  In  späteren  Untersuchungen  werde  ich 
auf  diese  Materie  zurückkommen  und  dabei  auch  die  Frage 
erörtern,  die  jeder  kundige  Angelsachse  auf  werfen  wird: 
Wo  sind  die  Bollwerke  einer  beschränkte  Befugnisse  ge- 
währenden Verfassung  gegen  legislative  UebergriflFe? 
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,,Die  Keichsgesetzgebuug  wird  ausgeiibt  durch 
den  Bundesrath  und  den  Reichstag  ^^  (R.  V.,  Art.  5). 
Beide  sind  „gleichberechtigte  Factoren  für  die  Reichs- 
gesetzgebung''. *^  Jeder  von  ihnen  hat  das  Recht  des 
Gesetzesvorschlags.  Der  Bundesrath  beschliesst  über 
die  dem  Reichstage  zu  machenden  Vorlagen  (R.  V., 
Art.  7,  i)  Jedes  Bundesglied,  d.  h.  jeder  deutsche  Staat 
ist  befiigt,  durch  seinen  Bevollmächtigten  im  Bundes- 
rath Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen, 
und  das  Präsidium  ist  verpflichtet,  dieselben  der  Be- 
rathung  zu  übergeben  (R.  V.,  Art.  7).  „Die  erforder- 
lichen Vorlagen  werden  nach  Maassgabe  der  Beschlüsse 
des  Bundesrathes  im  Namen  des  Kaisers  an  den  Reichs- 
tag gebracht,  wo  sie  durch  Mitglieder  des  Bundesrathes 
oder  durch  besondere  von  letzterm  zu  ernennende 
Commissarien  vertreten  werden"  (R.  V.,  Art.  16).  „Der 
Reichstag  hat  das  Recht,  innerhalb  der  Competenz  des 
Reiches  Gesetze  vorzuschlagen"  (R.  V.,  Art.  23),  wo- 
durch der  Ursprung  competenz-erweiternder  oder  -ein- 
engender Gesetze  im  Reichstage  nicht  ausgeschlossen 
wird,  weil  das  Reich  zur  Aenderung  seiner  Competenz 
im  Wege  seiner  Verfassungsgesetzgebung  (R.  V.,  Art. 
78)  belugt  und  die  Initiative  zu  Verfassungsgesetzen 
nicht  auf  den  Bundesrath  beschränkt  ist.  Nur  bei 
einer  Gruppe  von  Gesetzen,  die  jedoch  nur  geringe 
praktische  Bedeutung  hat,  nämlich  Gesetze  zur  Er- 
ledigung von  Verfassungsstreitigkeiten  in  einem  Einzel- 
staate, besteht  ausschliessliches  Initiativrecht  des  Bundes- 
rathes (R.  V.,  Art.  76).  „Die  Uebereinstimmung  der 
Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen  (des  Bun- 
desrathes und  des  Reichsti^es)  ist  zu  einem  Reichs- 
gesetze erforderlich   und  ausreichend"   (R.  V.,  Art.  5). 


^^  Worte  des  Bundescommissars  von  Savigny  im  con- 
stituirenden  Reichstage  am  9.  April  1867.  Bezold,  Mate* 
rialien  der  Reichsverfassung,  II,  585. 
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Ohne  Zustimmung  des  Bundesrathes  und  des  Reichs- 
tages kann  daher  kein  Keichsgesetz  ergehen  ^^;  die 
Uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Ver- 
sammlungen ist  sowol  für  den  Inhalt  als  den  Wortlaut 
erforderlich.  Im  Reichstage  entscheidet  immer  absolute 
Stimmenmehrheit  (R.  V.,  Art.  28),  während  im  Bundes- 
rathe  dem  Präsidium  (Preussen)  ein  Veto  zum  Schutze 
der  bestehenden  Einrichtungen  („für  die  Aufrecht- 
haltung  der  bestehenden  Einrichtungen")  bei  Gesetzes- 
vorschlägen über  das  Militär wesen,  die  Kriegsmarine, 
die  Zolle,  die  Salz-,  Tabak-,  Branntwein-,  Bier-  und 
Zuckersteuer  zusteht  (R.  V.,  Art.  5).  Entwürfe  von 
Reichsgesetzen  können  wiederholt  vom  Bundesrathe  an 
den  Reichstag  oder  vom  Reichstage  an  den  Bundesrath 
gehen,  bis  übereinstimmende  Mehrheitsbeschlüsse  er- 
reicht sind  oder  die  Unmöglichkeit  ihrer  Erlangung 
vorliegt;  die  bewährte  angelsächsische  Einrichtung  zum 
Ausgleich  von  Meinungsverschiedenheiten  gesetzgeben- 
der Körperschaften  durch  gemeinschaftliche  Ausschüsse 
(Joint  committees)  ist  in  Deutschland  wenig  gebräuchlich. 
Die  Vorlagen  des  Bundesrathes,  welche  im  Reichstage 
mit  oder  ohne  Aenderungen  angenommen  sind,  gelangen 
im  Bundesrathe  zu  nochmaliger  Berathung  und  Be- 
schlussfassung; der  Bundesrath  beschliesst  über  die 
vom  Reichstage  gefassten  Beschlüsse  (Art.  7,  i),  wo- 
durch ihm  nicht,  im  Widerspruch  mit  dem  Art.  5, 
welcher  über  die  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechts 
des  Deutschen  Reiches  in  erschöpfender  Weise  dispo- 
nirt,  unter  Ausschluss  des  Reichstages  ein  Sanctious- 
recht  in  Bezug  auf  die  Reichsgesetze  beigelegt,  viel- 
mehr der  Geschäftsgang  zwischen  dem  Bundesrath  und 
dem    Reichstag   bei    der    Reichsgesetzgebung   geregelt 


^^  Landesgesetze  für  Elsass-Lothringen  imd  Verfassungs- 
gesetze  (R.  V.,  Art.  78)  lasse  ich  hier  bei  Seite:  vgl.  über 
letztere  §  34. 
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und  die  Bedeutung  der  Vorlagen  des  Bundesrathes  au 
den  Reichstag  dahin  bestimmt  wird,  dass  der  Bundes- 
rath  sich  die  endgültige  Amiahme  bis  nach  der  Be- 
^chlussfas8ung  des  Reichstages  vorbehält.*^  Die  vom 
Keicbstage  und  Bundesrathe  angenommenen  Gesetz- 
entwürfe werden  dem  Kaiser  zur  Ausfertigung  und 
Verkündigung  übersandt.  Die  Worte  im  ersten  Ab- 
batze  des  Art.  5  ,,und  ausreichend^^  wollen  klar  stellen, 
dass  dem  Kaiser,  selbstverständlich  unbeschadet  der 
Beistinimung  im  zweiten  Absätze  des  Art.  5,  kein  Veto 
bei  Reichsgesetzen  zusteht,  auch  nicht  in  der  indirecten 
Form  eines  Richteramtes  über  die  Verfassungsmässig- 
keit der  Mehrheitsbeschlüsse  des  Reichstages  und  des 
Bundesrathes,  welches  ihm  nirgends  gegeben  ist  und 
namentlich  nicht  aus  der  ihm  zustehenden  Ausfertigung 

12  Der  erste  Absatz  der  R.  V.,  Art.  7  fehlte  in  der 
Verfassung  des  Norddeutschen  Bandes,  er  ist  durch  die 
Beitritts  vertrage  der  süddeutschen  Staaten  in  die  Bundes- 
verfassung gekommen.  Der  Staatsminister  Delbrück  hat 
diese  Aenderung  bei  Einleitung  der  ersten  Berathung  über 
diese  Verträge  in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  5.  De- 
cember  1870  mit  folgenden  Worten  begründet:  „Ich  gehe 
nun  über  zu  einigen  mehr  die  inneren  Verhältnisse  be- 
treffenden Abänderungen,  die  gleich  den  oben  erwähnten 
die  Bedeutung  einer  Verstärkung  des  föderativen  Elementes 
haben.  Es  kann  dahin  zunächst  gerechnet  werden  die  neue 
Redaction  des  Art.  7  der  Verfassung,  in  welcher  die  Attri- 
butionen des  Bundesrathes  zusammengefasst  sind.  Ich  sage, 
sie  kann  hierher  gerechnet  werden,  denn  diese  Zusammen- 
stellung von  Bestimmungen,  ^ie  wesentlich  übereinstimmend 
i>ich  an  anderen  Stellen  der  Bundesverfassung  finden,  hat 
eine  ins  Gewicht  fallende  materielle  Bedeutung  nicht.  Es 
wurde  Werth  gelegt  auf  diese  Zusammenstellung,  um  an 
einem  Ort  klar  zu  stellen  die  eigentlichen  Zuständigkeiten 
des  Bundesrathes,  deren  Ergründung  aus  der  Bundesver- 
fassung selbst  nicht  ohne  ein  gewisses  Studium  möglich 
war.  Eine  materielle  Aenderung  des  Bestehenden  ist  damit 
kaum  herbeigefühi-t." 
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und  Verkündigung  der  Keichsgesetze  folgt*';  sie  sind 
aber  ungenau,  weil  zu  den  Mehrheitsbeschlüssen  des 
Bundesrathes  und  Reichstages  die  Ausfertigung  und 
Verkündigung  im  Reichsgesetzblatte  durch  den  Kaiser 
hinzukommen  muss  (R.  V.,  Art  17  —  vgl.  §  1,  Anm.  29; 
§  20,  Anm.  2).  „Die  Reichsgesetze  erhalten  ihre  ver- 
bindliche Kraft  durch  ihre  Verkündigung  von  Reichs 
wegen,  welche  vermittelst  eines  Reichsgesetzblattes  ge- 
schieht. Sofern  nicht  in  dem  publizirten  Gesetze  ein 
anderer  Anfangstermin  seiner  verbindlichen  Kraft  be- 
stimmt ist,  beginnt  die  letztere  mit  dem  vierzehnten 
Tage  nach  dem  Ablauf  desjenigen  Tages,  an  welchem 
das  betreffende  Stück  des  Reichsgesetzblattes  in  Berlin 
ausgegeben  ist"  (R.  V.,  Art.  2). 

Durch  besondere  Bestimmungen  der  Reichsverfassung 
sind  in  den  Weg  der  Reichsgesetzgebung  verwiesen: 

1.  die  Friedenspräsenzstarke  des  Heeres,  d.  h.  die 
Bestimmung  der  Maximalziffer  an  Unteroffizieren  und 
Mannschaften  (mit  Ausnahme  der  Einjährig-Frei  willigen), 
welche  das  Reich  in  Friedenszeiten  dauernd  bei  den 
Fahnen  halten  darf  (R.  V.,  Art.  60 ;  Reichsmilitärgesetz 

^^  Die  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Bundes- 
gesetze gehört  zur  Executive;  sie  erfolgt  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  durch  den  Staatssecretar  (Bev.  Stat., 
Sect.  204,  20d,  vgl.  §  22),  in  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft durch  den  Bundesrath  (§  23),  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Mexiko  durch  den  Bundespräsidenten 
und  die  Provinzialgouvemeure  (§  24),  in  der  Argentinischen 
Bepublik  durch  den  Präsidenten  der  argentinischen  Nation 
(§  25).  Meines  Wissens  ist  in  keinem  andern  modernen 
Bundesstaate  ausser  im  Deutschen  Reiche  jemals  die  An- 
sicht aufgestellt,  dass  die  Ausfertigung  und  Verkündigung 
einer  Urkunde,  welcher  ein  materielles  Erfordernise  eines 
Gesetzes  fehlt,  Gesetzeskraft  gewähren  könne.  Auch  auf 
diesen  Gegenstand  heabsichtige  ich  in  späteren  Unter- 
suchungen zurückzukommen.  Vgl.  Westerkamp,  Reichsver- 
fassung, S.  130—141. 
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vom  2.  Mai  1874,  §  1).  Sie  ist  durch  R.  V.,  Art.  60 
für  iVj  Jahre  (bis  31.  December  1871),  dann  durch 
Reichsgesetz  vom  9.  December  1871  für  die  drei  Jahre 
1872—74,  darauf  durch  R.  G.  vom  2.  Mai  1874, 
6.  Mai  1880,  11.  März  1887  für  jedesmal  7  Jahre  (sog. 
Septennat)  und  zuletzt  durch  R.  G.  vom  15.  Juli  1890 
für  3V,  Jahre  (1.  October  1890  bis  31.  März  1894) 
festgestellt,  für  den  letztem  Zeitraum  auf  486983  Mann; 
2.  die  jährliche  Feststellung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Reiches  (Reichshaushaltsgesetz).  Die 
Einnahmen  sind  theilweise  von  jährlicher  Bewilligung 
des  Bundesrathes  und  Reichstages  unabhängig,  so  die 
Erträge  aus  den  Zollen,  Verbrauchssteuern  und  Stempel- 
abgaben ^^,  die  Einnahmen  aus  dem  Post-  und  Tele- 
graphenwesen und  aus  den  Reichseisenbahnen,  theil- 
weise aber  davon  abhängig,  so  die  Matrikularbeiträge 
(R.  V.,  Art.  70).  Die  Ausgaben  werden  in  der  Regel 
für  ein  Jahr  bewilligt;  das  Ausgabebewilligungsrecht 
des  Bundesrathes  und  Reichstages  ist  beschränkt  durch 
die  Bestimmung  in  R.  V.,  Art.  62,  wonach  dem  Kaiser 
jährlich  mindestens  675  Mk.  für  den  Kopf  der  Friedens- 
präsenzstärke des  Reiches  zur  Verfügung  gestellt  wer- 
den müssen,  und  durch  den  Satz,  dass  sie  alle  zur 
Ausführung  der  Reichsgesetze  nöthigen  Mittel  zu  be- 
willigen haben,  welcher  im  Schlusssatze  der  R.  V., 
Art.  62**  für  den  Militärausgabeetat  besonders  hervor- 
gehoben ist  (R.  V.,  Art.  71)1«; 


^*  Vgl.  wegen  der  Ueberweisungen  an  die  Einzelstaaten 
§  13,  I,  3. 

1^  „Bei  der' Feststellung  des  Militärausgabeetats  wird 
die  auf  Grundlage  dieser  Yerfassung  gesetzlich  feststehende 
Organisation  des  Reichsheeres  zu  Grande  gelegt."  Ein 
argumentum  e  c<mtrariOy  dass  dies  für  andere  gesetzlich 
feststehende  Organisationen  nicht  gelte,  würde  unstatthaft 
sein.     Vgl.  §  20,  Anm.  2. 

1^  Eine  Uebersicht  über  die  Ausgaben  und  Einnahmen 
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3.  die  Aufnahme  einer  Anleihe  und  die  Uebernahme 
einer  Garantie  zu  Lasten  des  Reiches  (R.  V.,  Art  73). 

Damit  die  Gesetzgebungsbefugnisse  des  Bundes- 
rathes  und  Reichstages  nicht  durch  den  Abschluss  in- 
ternationaler Verträge  beeinträchtigt  werden  können, 
gebührt  ihnen  das  Zustimmungsrecht  bei  solchen  Ver- 
trägen mit  fremden  Staaten,  welche  sich  auf  Gegen- 
stände der  Reichsgesetzgebung  nach  R.  V.,  Art.  4  be- 
ziehen (R.  V.,  Art.  11). 

Der  Haupttheil  der  vollziehenden  Gewalt  des 
Deutschen  Reiches  ist  dem  Kaiser  übertragen,  unter 
Mitwirkung  des  Reichskanzlers  und  der  Reichsbehorden. 
Die  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Kaisers  be- 
dürfen zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  des 
Reichskanzlers  oder  eines  Stellvertreters  desselben, 
welcher  dadurch  die  Verantwortlichkeit  für  dieselben 
übernimmt  (R.  V.,  Art.  17;  R.  G.  vom  17.  März  1S7S 
über  die  Stellvertretung  des  Reichskanzlers). 

Der  Kaiser  hat  das  Reich  volkerrechtlich  zu  ver- 
treten, im  Namen  des  Reiches  Krieg  zu  erklären  und 
Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  und  andere  V^ertrage 
mit  fremden  Staaten  einzugehen,  Gesandte  zu  beglau- 
bigen und  zu  empfangen.  Indessen  ist  zur  Kriegs- 
erklärung Zustimmung  des  Bundesrathes ,  ausser  wenn 
ein  Angriff  auf  das  Bundesgebiet  oder  dessen  Küsten 
erfolgt,  und  zu  volkerrechtlichen  Verträgen  über  Gegen- 
stände der  Reichsgesetzgebung  nach  R.  V.,  Art.  4 
auch  Zustimmung  des  Reichstages  erforderlich  (R.  V., 
Art.  11). 

Der  Kaiser  hat  den  Befehl  (Oberbefehl)  über  das 
Reichsheer  und  die  Kriegsmarine  (R.  V-,  Art  63  „Be- 
fehl", Art.  53  „Oberbefehl"),  in  Friedenszeiten  ausser 


des  Reiches  für  die  Etatsjahre  1877  8—1891/2  im  Statisti- 
schen Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich,  1891,  S.  152 — 
170. 
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in  Bayern  ^^,   und  als   dessen  Ausfluss  namentlich  fol- 
gende Befugnisse: 

1.  das  Inspectlonsrecbt  bezüglich  aller  Contingente 
des  Reichsheeres  und  die  Abstellung  der  dabei  gefun- 
denen Mängel  (R.  V.,  Art.  63),  auch  in  Bayern,  aber 
hier  mit  der  besondern  Bestimmung,  dass  der  Kaiser 
sich  mit  dem  Konige  von  Bayern  „über  die  Modalitäten 
und  über  das  Ergebniss  dieser  Inspectionen  ins  Ver- 
nehmen setzen"  wird  (Bayerischer  Bündnissvertrag  vom 
23.  November  1870,  III,  §  5,  iii); 

2.  die  Bestimmung  des  Präsenzstandes,  in  Friedens- 
zeiten bei  dem  Reichsheere  innerhalb  der  Maximalziffer 
der  Friedenspräsenzstärke  und  bei  der  Kriegsmarine 
innerhalb  der  Schranken  des  jedesmaligen  Reichshaus- 
haltsgesetzes (R.  V.,  Art.  63,  60,  53,  71); 

3.  die  Gliederung  und  Eintheilung  der  einzelnen 
Contingente  des  Reichsheeres,  die  Organisation  der 
Landwehr  und  der  Kriegsmarine  (R.  V.,  Art.  63,  53), 
in  Friedenszeiten  innerhalb  der  Schranken  der  Reichs- 
militärgesetze und  des  jedesmaligen  Reichshaushalts- 
gesetzes; 

4.  die  Bestimmung  der  Garnisonen  innerhalb  des 
Bundesgebietes  (R.  V.,  Art.  63),  in  Friedenszeiten  inner- 
halb der  Schranken  der  Militärconventionen ; 

5.  die  Anordnung  der  kriegsbereiten  Aufstellung 
eines  jeden  Theiles  des  Reichsheeres,  auch  in  Bayern, 
hier  aber  mit  der  besondern  Bestimmung,  dass  die 
Anordnung  der  Kriegsbereitschaft  des  bayerischen  Con- 
tingents  oder  eines  Theiles  desselben  auf  Veranlassung 
des  Kaisers  durch  den  Konig  von  Bayern  erfolgt 
(K.  V.,  Art.  63;  Bayerischer  Bündnissvertrag  vom 
23.  November  1870,  III,  §  5,  iii); 


*^  R.  V.,  Art.  61 — 68  finden  auf  Bayern  keine  Anwen- 
dung.    Bündnissvertrag  vom  23.  November  1870,  III,  §  5. 

25* 
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6.  die  Ernennung  des  Hochstcommandirenden  eines 
Contingents,  aller  Offiziere,  welche  Truppen  mehr  als 
eines  Contingents  befehligen,  aller  Festungscomman- 
danten  und  die  Zustimmung  zur  landesherrlichen  Er- 
nennung von  Generalen  und  Generalstellungen  ver- 
sehenden Offizieren,  unbeschadet  der  besonderen  häu- 
figer abweichenden  Bestimmungen  der  Militarconven- 
tionen  (R.  V.,  Art.  64,  66). 

Bei  Bedrohung  der  öffentlichen  Sicherheit  im  Bun- 
desgebiete, sei  es  durch  erfolgten  oder  drohenden  aus- 
wärtigen Angriff,  sei  es  durch  Aufruhr  und  dadurch 
herbeigeführte  dringende  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit,  kann  der  Kaiser  einen  jeden  Theil  des 
Bundesgebietes,  ausser  in  Bayern,  in  Kriegszustand  er- 
klären (R.  V.,  Art.  68). 

Im  Namen  und  nach  den  Anordnungen  des  Kaisers 
wird  das  Reichsvermogen  verwaltet.  Ihm  gebührt  die 
obere  Leitung  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
(R.  V.,  Art.  50). 

Der  Kaiser  erlässt  Verordnungen  zur  Ausführung 
der  Reichsgesetze,  sofern  und  soweit  ihm  dazu  in  der 
Reichsverfassung  oder  in  Reichsgesetzen  Befugniss  er- 
theilt  ist  (R.  V.,  Art.  50,  63,  7, 2). 

Er  überwacht  die  Ausführung  der  Reichsgesetze, 
namentlich  auch  durch  die  Einzelstaaten,  deren  Regie- 
rungen ihm  auf  Begehren  die  auf  die  Ausführung  der 
Reichsgesetze  bezüglichen  Thatsachen  mitzutheilen  haben. 
In  einzelnen  Fällen  werden  den  Behörden  der  Einzel- 
staaten zur  lieber  wachung  der  Ausführung  der  Reichs- 
gesetze Reichsbeamte  beigegeben  (R.  V.,  Art  17,  36). 

Er  ernennt  die  Reichsbeamten,  lässt  dieselben  für 
das  Reich  vereidigen  und  verfügt  erforderlichenfalls 
deren  Entlassung,  jedoch  unbeschadet  der  Mitwirkung 
des  Bundesrathes  bei  Anstellung  einiger  Reichsbeamten 
und  nach  näherer  Maassgabe  der  einschlagenden  Reichs- 
gesetze (R.  V.,  Art.  18). 
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Er  vollzieht  die  Keichsexecution,  welche  der  Bundes- 
rath  gegen  Bundesglieder  (Einzelstaaten)  wegen  Nicht- 
erfüllung verfassungsmässiger  Bundespflichten  beschlos- 
sen hat  (Art.  19). 

Er  übt  die  Staatsgewalt  in  dem  Reichslande  und 
die  Schutzgewalt  in  den  Schutzgebieten  nach  näherer 
Maassgabe  der  betreffenden  Reichsgesetze. 

Der  Bundesrath  hat  einen  Antheil  an  der  vollziehen- 
den Gewalt  des  Reiches.  Namentlich  gebührt  ihm  die 
Beschlussfassung:  1.  über  Verordnungen  zur  Ausfuhrung 
der  Reichsgesetze,  sofern  nicht  durch  Reichsgesetz  etwas 
anderes  bestimmt  ist  (R.  V.,  Art.  7,  2);  2.  über  Ab- 
stellung von  Mängeln  bei  Ausführung  der  Reichs- 
gesetze und  der  Reichsverordnungen  (R.  V.,  Art.  7, 3); 
3.  über  die  Verhängung  der  Reichsexecution  gegen 
einen  Einzelstaat,  welcher  seine  verfassungsmässigen 
Bundespflichten  nicht  erfüllt  hat  (R.  V.,  Art.  19).  Der 
Bundesrath  nimmt  durch  seinen  Ausschuss  für  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  Kenntniss  von  dem  Gange 
der  auswärtigen  Politik  des  Reiches  und  hat  das  Recht 
der  Zustimmung  zur  Kriegserklärung  im  Namen  des 
Reiches  (R.  V.,  Art.  8,  11);  auch  besorgt  er  die  Ab- 
rechnung zwischen  dem  Reiche  und  den  Einzelstaaten 
wegen  der  Zölle  und  gemeinschaftlichen  Verbrauchs- 
steuern, deren  Erhebung  und  Verwaltung  jedem  Staate, 
soweit  er  sie  früher  ausgeübt  hat,  innerhalb  seines  Ge- 
bietes zusteht  (Art.  36 — 40). 

Der  Bundesrath  und  der  Reichstag  haben  durch  das 
ihnen  zustehende  Einnahme-  und  Ausgabebewilligungs- 
recht eine  erhebliche  Einwirkung  auf  die  Ausübung 
der  vollziehenden  Gewalt  des  Reiches  (R.  V.,  Art.  70, 
71).  Der  Reichskanzler  hat  dem  Bundesrathe  und  dem 
Reichstage  jährlich  über  die  Verwendung  aller  Ein- 
nahmen des  Reiches  zur  Entlastung  Rechnung  zu  legen 
(R.  V.,  Art.  72).    Der  Reichstag  ist  befugt,  an  ihn  ge- 
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richtete  Petitionen  dem  Bundesrathe  oder  Reichskanz- 
ler zu  überweisen  (R.  V.,  Art.  23). 

Dem  Reiche  wird  in  seiner  Verfassung  ein  weit 
geringeres  Maass  richterlicher  Gewalt**  gegeben, 
als  den  anderen  modernen  Bundesstaaten  zusteht,  ja 
als  selbst  dem  frühem  Deutschen  Bunde  zustand. 

Zur  Jurisdiction  des  Bundesrathes  gehört: 

1.  die  Erledigung  politischer  Streitigkeiten  der  deut- 
schen Staaten  untereinander  auf  Anruf  des  einen  oder 
andern  Theiles  (R.  V.,  Art.  76); 

2.  die  Entscheidung  über  Justizver Weigerungen  in 
«inem  deutschen  Staate  nach  Maassgabe  der  R.  Y., 
Art.  77. 

Dem  Reichsgericht,  welches  auf  Grund  des  Reichs- 
gerichtsverfassungsgesetzes vom  27.  Januar  1877,  §§  125 
— 141,  errichtet  ist,  gebührt  namentlich  *^  Zuständigkeit: 

1.  „für  die  Untersuchung  und  Entscheidung  in  erster 
und  letzter  Instanz  in  den  Fällen  des  Hochverrathes  und 
des  Landesverrathes,  insofern  diese  Verbrechen  gegen 
den  Kaiser  oder  das  Reich  gerichtet  sind"  (§  136,  i)*®; 

2.  für  die  Verhandlung  und  Entscheidung  von  Rechts- 
mitteln gegen  bestimmte  Entscheidungen  von  Gerichts- 
höfen der  deutschen  Staaten  und  des  Reichslandes. 
Diese  Gerichtsbarkeit  bezweckt  insbesondere  die  Siche- 
rung einheitlicher  Auslegung  und  Anwendung  der 
Reichsgesetze. 

^^  Vgl.  Westerkamp,  Reichs  Verfassung,  S.  171 — 214. 

^^  Das  Eingehen  auf  die  Einzelheiten  würde  zu  viel 
Raum  erfordern. 

^^  Durch  diese  Bestimmung  ist  R.  V.,  Art.  75  (Befugniss 
des  Reiches  zur  Ausstattung  des  Oberappellationsgerichts 
in  Lübeck  mit  Gerichtsbarkeit  bei  Hoch-  und  Landesverrath 
gegen  das  Deutsche  Reich)  erledigt. 
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VIERTES  KAPITEL. 

Aenderung  und  Garantien  der  Bundes- 
verfassung. 

§  '2S. 
Staatenbfindische  Terfassungen. 

I.  Die  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande. Vermehrungen  oder  Aenderungen  der  Bundes- 
verfassung erforderten  nach  der  Utrechter  Union,  Art.  22, 
^.gemeinen  Rath  und  Zustimmung  der  Bundesgenossen^^; 
der  Widerspruch  einer  jeden,  auch  der  kleinsten,  am 
wenigsten  zahlenden  Provinz  hinderte  jede  Verfassungs- 
änderung. 

Die  Utrechter  Union  enthielt  mehrere  Bestimmungen 
zur  Sicherung  der  Erfüllung  der  verfassungsmässigen 
Pflichten  der  Glieder:  alle  Handlungen  der  Provinzen 
und  ihrer  Angehörigen  im  Widerspruch  mit  der  Bundes- 
verfassung sollten  nichtig  und  unverbindlich  sein  (Art. 
'23)*;    die  Provinzen,   ihre  Städte,    Glieder  und   Ein- 


*  Die  Utrechter  Union  (23)  bestimmte  zur  Sicherung 
sämmtlicher  in  ihr  enthaltenen  Punkte  und  Artikel:  „Ende 
zoe  verre  yet  wes  by  yemande  ter  contrarie  gedaen  ofte 
geattenteert  worden,  tzelve  verclaren  siluyden  van  nv  als- 
dan  nul,  egeen,  ende  van  onweerden'',  im  wesentlichen  über- 
einstimmend mit  Art.  VI,  3  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika:  „This  Constitution  and  the  Laws  of 
the  United  States  which  shall  be  made  in  Pursuance  thereof ; 
and  all  Treaties . made,  or  which  shall  be  made,  under  the 
authority  of  the  United  States,  shall  be  the  supreme  Law 
of  the  Land;  and  the  Judges  in  every  State  shall  be  bound 
thereby,  any  Thing  in  the  Constitution  or  Laws  of  any  State 
to  the  Contrary  notwithstanding^^ ;  aber  es  fehlte  die  dazu 
gehörige   und   dieser  Bestimmung  erst   rechte  Wirksamkeit 
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gesessenen  sollten  mit  ihrer  Person  und  mit  ihrem  Ver- 
mögen für  die  getreue  Ausführung  der  Union  haften 
(Art.  23);  die  Statthalter,  die  Magistrate  und  Haupt- 
beamten der  Provinzen  und  ihrer  Glieder,  die  Bürger- 
Lehren,  Bruderschaften  und  Collegien  im  ganzen 
Bundesgebiete  sollten  ihre  getreue  Beachtung  be- 
schworen (Art.  24,  25).  Aber  diese  Bestimmungen 
sind  entweder  gar  nicht  ausgeführt  oder  haben  sich 
doch  als  unzureichend  erwiesen.  Namentlich  ist  die 
Republik  bezüglich  der  Mittel  ihres  Bestandes  und 
ihrer  Erhaltung  von  dem  guten  Willen  der  Provinzen 
abhangig  gewesen;  ausreichende  Garantien  für  die  Er- 
füllung ihrer  verfassungsmässigen  Pflichten  haben  nicht 
bestanden.* 

Auch  die  Bestimmung  zur  Erhaltung  von  Frieden 
und  Eintracht  und  eines  geeigneten  Verkehrs  unter  den 
Provinzen  und  ihren  Gliedern  in  der  Utrechter  Union, 
Art.  18,  dass  keine  der  vereinigten  Provinzen  oder 
ihrer  Städte  und  Glieder  ohne  gemeine  Bewilligung 
Abgaben  oder  Steuern  zum  Nachtheil  anderer  Provinzen 
oder  ihrer  Glieder  anordnen,  auch  nicht  deren  An- 
gehörige hoher  belasten  sollte  als  die  eigenen  Ein- 
gesessenen, ist  nur  mangelhaft  ausgeführt.' 

Dagegen  waren  in  der  Republik  der  Vereinigten 
Niederlande  ausreichende  Garantien,  dass  die  verschie- 
denen Bundesorgane  die  ihnen  gesetzten  Schranken  ein- 
hielten und  die  ihnen  anvertraute  Macht  nicht  zu  Un- 
gerechtigkeit, Unterdrückung  und  Willkür  misbrauchten. 
Die  Generalstaaten,  der  Staatsrath  und  die  Statthalter 


gebende  Clausel  in  Art.  UI,  Sect.  2:  „The  judicial  Power 
shall  extend  to  all  Gases,  in  Law  and  Equity,  arising  under 
this  Constitution,  the  Laws  of  the  United  States,  and  Treaties 
made,  or  which  shall  be  made,  under  their  Authority/^ 

^  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  48 — 50. 

'  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  19. 
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controlirten  einander  gegenseitig;  die  Macht  der  Pro- 
vinzen und  ihrer  Glieder  war  so  gross,  dass  Ver- 
gewaltigung derselben  in  ihren  durch  Art.  1  der  Union 
geschützten  Rechten  und  Privilegien  nur  selten  vor- 
gekommen ist.*" 

II.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unter  den  Confoderationsartikeln.  Verfassungs- 
änderungen sollten  im  Congress  vereinbart  und  dann 
den  Legislaturen  der  einzelnen  Staaten  zur  Beschluss- 
fassung unterbreitet  werden;  ohne  Bestätigung  durch 
die  Legislatur  eines  jeden  der  13  Staaten  durfte  keine 
Verfassungsänderung  in  Kraft  treten.* 

Bei  Darstellung  der  Verfassungsentwickelung  der 
Vereinigten  Staaten  (§  4)  ist  bereits  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Bundesregierung  nicht  in  sich  selbst,  in  ihren 
llerrschaftsrechten,  in  ihren  Organen  und  deren  Func- 
tionen die  Mittel  eigenen  Bestandes  und  gedeihlicher 
Wirksamkeit  hatte,  sondern  von  dem  guten  Willen  der 
Einzelstaaten  abhängig  war.  Die  Garantie  für  die  Er- 
füllung der  verfassungsmässigen  Pflichten  der  einzelnen 
Staaten  wurde  in  ihre  Vertragstreue  gesetzt^,  und  diese 
Garantie  erwies  sich    bei  den   thatsächlichen  Verhält- 


*  Das  vornehmste  Beispiel  einer  Vergewaltigung  der 
Provinzen  und  ihrer  Glieder  ist  der  Staatsstreich  des  Statt- 
halters Moritz  von  Nassau  1618  gewesen. 

^  „And  the  Articles  of  this  confederation  shall  be  in- 
violably  observed  by  every  State,  and  the  union  shall  be 
perpetual;  nor  shall  any  alteration  at  any  time  hereafter 
be  made  in  any  of  them;  unless  such  alteration  be  agreed 
to  in  a  congress  of  the  United  States,  and  be  afterwards 
confirmed  by  the  legislature  of  every  State"  (Art.  XIII). 

^  „Every  State  shall  abide  by  the  determinations  of  the 
l  nited  States  in  congress  assembied,  on  all  questions  which 
by  this  confederation  are  submitted  by  them"  (Art.  XIII, 
ebenso  die  Schlüssel ausel). 
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nissen    während   Dauer    der    Confoderationsartikel  als 
gänzlich  unzureichend.  '^ 

Durch  die  Bundesverfassung  (Art.  III)  waren  die 
Staaten  zu  gemeinschaftlicher  Vertheidigung  bei  jedem 
Angriff,  der  gegen  einen  von  ihnen  aus  Anlass  der 
Religion,  der  Souveränetät,  des  Handels  oder  aus  einem 
sonstigen  Vorwande  erfolgte,  verpflichtet. 

Zur  Sicherung  der  Eintracht  und  des  Verkehrs  der 
Staaten  untereinander  sollten  die  freien  Einwohner  eines 
jeden  Staates  (unterstützungsbedürftige  Arme  fpaupers]^ 
Vagabonden  und  Personen,  die  sich  der  Strafverfolgung 
durch  Flucht  entzogen  hatten,  ausgenommen)  zu  allen 
Rechten  und  Vorzügen  freier  Bürger  in  jedem  Unions- 
staate berechtigt  sein,  namentlich  das  Recht  der  Frei- 
zügigkeit von  einem  Staate  in  den  andern  haben  und 
in  demselben  unter  gleichen  Bedingungen  wie  die  eigenen 
Einwohner  zum  Gewerbebetrieb  zugelassen  werden.  Auf 
Begehren  des  Gouverneurs  eines  Staates  sollten  Per- 
sonen, die  sich  der  Strafverfolgung  durch  Flucht  in 
einen  andern  Staat  entzogen  hatten,  ausgeliefert  werden. 
Gesetzen,  Gerichtsverhandlungen  und  öffentlichen  Ur- 
kunden eines  Staates  sollte  in  jedem  andern  Staate 
voller  Glauben  und  volle  Beweiskraft  beigelegt  werden 
(Art.  IV). 

Besondere  Garantien  gegen  Misbrauch  der  Herr- 
schaftsrechte des  Bundes  zu  Ungerechtigkeit,  Willkür 
und  Unterdrückung  haben  nicht  bestanden,  waren  aber 
auch  in  Betracht  der  Unvollständigkeit  dieser  Herr- 
schaftsrechte, der  Abhängigkeit  des  Bundes  von  dem 
guten  Willen  der  Staaten  und  der  Zusammensetzung 
des  Congresses  kein  dringendes  Bedürfniss. 

III.  Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft 
unter  dem  Bundesvertrage  vom  7.  August  1815. 


'  Vgl.  hierüber  G.  Bancroft,  History  of  the  United  States, 
IX,  47  fg.,  X,  168  fg.,  396  fg. 


Schweizerische  Eidgenossenschaft.  395 

Die  Aenderung  der  Bundesverfassung  gehorte  nicht  zu 
den  Angelegenheiten,  welche  der  .Tagsatzung  von  den 
souveränen  Cantonen  überwiesen  waren.  Die  Bundes- 
verfassung nannte  sich  selbst  im  Art.  15  einen  Ver- 
trag und  drückte  damit  aus,  dass  Verfassungsänderungen 
nur  auf  dem  Wege  eines  Vertrages  der  Cantone  unter- 
einander statthaft  seien.  Indessen  erwies  sich  dieser 
Weg  in  der  Krisis  der  Schweiz  1847 — 48  als  ungang- 
bai*;  die  Tagsatzung  hat  durch  Beschluss  vom  12.  Sep- 
tember 1848  die  neue  bundesstaatliche  Verfassung  für 
angenommen  erklärt,  obwol  sie  nur  von  I5V2  Cantonen 
(Zürich,  Bern,  Luzern,  Glarus,  Freiburg,  Solothurn, 
Basel,  Schaffhausen,  Appenzell-Ausserrhoden,  St.-Gallen, 
Graubünden,  Aargau,  Thurgau,  Waadt,  Neuenburg  und 
Genf)  angenommen,  dagegen  von  den  anderen  6V2  Can- 
tonen (Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Zug,  Appenzell- 
lonerrhoden,  Wallis  und  Tessin)  verworfen  war.^ 

Irgend  ausreichende  Garantien  für  Erfüllung  der 
verfassungsmässigen  Pflichten  der  Cantone  haben  nicht 
bestanden.  Die  Mehrheit  der  Cantone  war  thatsäch- 
lich  und  rechtlich  in  der  Lage,  durch  Nichternennung 
oder  Nichtinstruction  von  Tagsatzungsgesandten  den 
Bimdesorganismus  zu  völligem  Stillstand  zu  bringen.^ 
Das  Interventionsrecht  des  Bundes,  um  renitente  Can- 
tone zur  Erfüllung  ihrer  vertragsmässigen  Pflichten  zu 
veranlassen,  hing  schliesslich  vom  guten  Willen  der 
verfassungstreuen  Cantone  ab.    Die  Schweizerische  Eid- 


^  Die  zunächst  ablehnenden  Cantone  haben  die  neue 
Bundes  Verfassung  durch  vorbehaltlose  Wahl  der  Mitglieder 
des  Stände-  und  Nationalrathes  noch  im  Jahre  1848  an- 
erkannt.    Blumer-Morel,  I,  158. 

^  Die  Anwesenheit  der  Gesandtschaften  von  mindestens 
zwölf  Cantonen  war  nach  Art.  18  des  Reglements  der  eid- 
genössischen Tagsatzung  vom  14.  Juli  1835  zur  EröffDung 
jeder  Sitzung  derselben  erforderlich. 
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genossenschaft  vor  1848  hatte  noch  weniger  als  die 
Vereinigten  Staaten  unter  den  Confoderationsartikeln 
in  sich  selbst  die  Mittel  eigenen  Bestandes  und  ge- 
deihlicher Wirksamkeit. 

Die  Cantone  waren  durch  die  Bundesverfassung  zu 
gemeinsamer  Vertheidigung  gegen  Angriffe  fremder 
Staaten  und  anderer  Cantone  verpflichtet  (Art.  1,  4). 

Den  einzelnen  Cantonen  waren  Verbindungen,  welche 
dem  Bunde  oder  den  Rechten  anderer  Cantone  nach- 
theilig waren,  untersagt  (Art.  6).^^ 

Die  Erhaltung  von  Frieden  und  Eintracht  unter 
den  Cantonen  und  die  Forderung  eines  geeigneten  Ver- 
kehrs wurde  durch  Verweisung  der  Ansprüche  und 
Streitigkeiten  unter  ihnen  an  das  eidgenossische  Recht 
(Art.  5),  durch  das  Verbot  gewaltsamer  Selbsthülfe 
(Art.  5),  durch  die  Gewährleistung  freien  Kaufs  (Art.  11) 
und  durch  die  Abschaffung  der  Abzugsrechte  von 
Canton  zu  Canton  (Art.  11)  angestrebt.  Dem  bei 
Vorberathung   der  Bundesverfassung    hervorgetretenen 


^^  Durch  den  sog.  Sonderbund  vom  December  1845 
verpflichteten  sich  die  sieben  katholischen  Cantone  Luzem, 
Uri,  Schwyz,  ünterwalden,  Zug,  Freiburg  und  Wallis  zu 
gemeinsamer  Abwehr  aller  Angriffe  auf  ihre  Souveranetat:?- 
r  echte  gemäss  dem  Bundes  vertrage  von  1815  und  „den 
alten  Bünden",  sowie  zur  Einsetzung  eines  gemeinsamen 
Kriegsrathes  aus  einem  Abgeordneten  jedes  dieser  sieben 
Cantone  behufs  Anordnung  aller  zu  ihrer  Yertbeidigang 
erforderlichen  Maassnahmen  und  zur  Ausübung  der  obersten 
Kriegsleitung.  Dieser  Sonderbund  wurde  durch  Tagsatzungs- 
beschluss  vom  20.  Juli  1847  wegen  Unverträglichkeit  mit 
den  Bestimmungen  des  Bundes  Vertrages  von  1815  für  auf- 
gelöst erklärt.  Die  Nichtbefolgung  dieses  Beschlusses  durch 
die  Sonderbundscantone  führte  zum  Executionsbeschluss  der 
Tagsatzung  vom  5.  November  1847  und  zum  Sonderbunds- 
kriege, dessen  Ausgang  die  Vorbedingungen  für  ein  neues 
und  besseres  Yerfassungsbündniss  der  22  Cantone  geschaffen 
hat.    Bluntschli,  I,  509—512;  Blumer-Morel,  I,  133—146. 
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Streben,  die  antiquirten  Zustande  vor  1798  wiederher- 
zustellen, sollte  der  Grundsatz  des  Art.  7,  dass  ,,der 
Genuss  der  politischen  Rechte  nie  das  ausschliessliche 
Priyilegium  einer  Klasse  der  Cantonsbürger  sein^^  könne, 
entgegenwirken.  Der  Forderung  der  Recht^einigung 
der  Cantone  diente  die  Anerkennung  der  eidgenössi- 
schen Concordate  und  Yerkommnisse  seit  dem  Jahre 
1803,  soweit  sie  den  Bestimmungen  des  Bundes  nicht 
entgegen  waren  (Art.  14). 

Garantien  gegen  Misbrauch  der  Bundesgewalt  durch 
die  Tagsatzung  zu  Unterdrückung  und  Vergewaltigung 
einzelner  Cantone  haben  nicht  bestanden. 

IV.  Deutschland  unter  der  Bundesacte  vom 
S.Juni  1815  und  der  Schlussacte  vom  15.  Mai/ 
8.  Juni  1820. 

Die  Aenderung  und  Aufhebung  der  Bundesverfassung 
konnte  de  jure  nur  durch  einstimmigen  Plenarbeschluss 
der  Bundesversammlung  erfolgen  (B.  A.,  Art.  6,  7 ;  S.  A., 
Art.  12,  13). 

Gewährte  auch  die  Schlussacte*^  der  Bundesver- 
sammlung   das    Executionsrecht   gegen    Bundesglieder, 


**  Art.  31.  „Die  Bundesversammlung  bat  das  Recht  und 
die  Verbindlichkeit,  für  die  Vollziehung  der  Bundesacte  und 
übrigen  Grundgesetze  des  Bundes,  der  in  Gemässbeit  ihrer 
Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse,  der  durch  Austräge 
gefällten  schiedsricbterlicben  Erkenntnisse,  der  unter  die 
Gewährleistung  des  Bundes  gestellten  compromissarischen 
Entscheidungen  und  der  am  Bundestage  vermittelten  Ver- 
gleiche, sowie  für  die  Aufrechtbaltung  der  von  dem  Bunde 
übemonunenen  besonderen  Garantien,  zu  sorgen,  auch  zu 
diesem  Ende,  nach  Erschöpfung  aller  anderen  bundesmässigen 
Mittel,  die  erforderlichen  Executionsmaassregeln,  mit  genauer 
Beobachtung  der  in  einer  besondem  Executionsordnung 
dieserhalb  festgesetzten  Bestimmungen  und  Normen,  in  An- 
wendung zu  bringen.^^  Das  Verfahren  wurde  durch  die 
Executionsordnung  vom  3.  August  1820  geordnet. 
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welche  ihre  verfassungsmässigen  Pflichten  nicht  erfüll- 
ten, so  waren  doch  ausreichende  Garantien  für  die  Er- 
füllung der  Bundesverfassung  abseiten  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  nicht  vorhanden.  Denn  die  Bundes- 
execution  konnte,  in  Ermangelung  eigener  Machtmittel 
des  Bundes,  nur  mit  den  Machtmitteln  derjenigen  deut- 
schen Staaten,  welche  die  Bundesversammlung  mit  ihrer 
Ausführung  beauftragt  hatte,  vollzogen  werden,  und 
hing  daher  in  ihrem  Erfolge  davon  ab,  ob  diese 
Staaten  zu  ihrer  Vollstreckung  bereit  und  befähigt 
waren.  Auch  der  Deutsche  Bund  hatte  nicht  in  seinen 
Herrschaftsrechten,  in  seinen  Organen  und  deren  Func- 
tionen die  Mittel  seines  Bestandes  und  seiner  gedeih- 
lichen Wirksamkeit. 

Der  Erhaltung  der  äussern  Sicherheit  Deutschlands 
sollte  die  Gesammtbürgschaft  aller  deutschen  Staaten 
bezüglich  ihrer  sämmtlichen  unter  dem  Bunde  be- 
griffenen Besitzungen,  sowie  eine  Reihe  von  Verboten 
an  dieselben  (einseitige  Verhandlungen  mit  dem  Feinde 
nach  erklärtem  Bundeskriege,  Verbindungen  gegen  die 
Sicherheit  des  Bundes  oder  einzelner  Bundesstaaten, 
gewaltsame  Verfolgung  ihrer  Streitigkeiten )  dienen 
(B.  A.,  Art.  11).  Ausreichende  Garantien  für  die  Er- 
füllung dieser  Pflicht  und  für  die  Beachtung  dieser 
Verbote  haben  nicht  bestanden. 

Höchst  gefährliche  Verwickelungen  konnten  ent- 
stehen, wenn  ein  deutscher  Staat,  der  zugleich  ausser- 
halb des  Bundes  Besitzungen  hatte,  in  seiner  Eigen- 
schaft als  europäische  Macht  einen  Krieg  begann.  Blieb 
auch  ein  solcher  Krieg  an  sich  dem  Bunde  fremd  (8.  A., 
Art.  46),  so  trat  doch  die  Verbindlichkeit  der  anderen 
deutschen  Staaten  zur  Heeresfolge  ein,  sowie  derselbe 
deutsches  Bundesgebiet  ergriff  (B.  A.,  Art.  11;  S.  A., 
Art.  39);  bei  den  thatsächlich  vorhandenen  Machtver- 
hältnissen stand  es  aber  sehr  dahin,  ob  dieser  Verbind- 
lichkeit geniigt  wurde. 
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Bei  dem  immer  wachsenden  Gegensatze  zwischen 
üesterreich  und  Preussen  bestand  keine  Garantie,  dass 
im  Falle  eines  Biindeskrieges  die  Wahl  eines  solchen 
Bundesoberfeldherrn ,  welchem  sämmtliche  deutsche 
Staaten  Gehorsam  leisteten,  durch  die  Bundesversamm- 
lung erfolgen  konnte. 

Ebenso  fehlten  Garantien  gegen  Misbrauch  der 
Bundesgewalt  zu  Ungerechtigkeit,  Willkür  und  Unter- 
drückung. Weil  die  Bundesversammlung  ausschliess- 
lich aus  bevollmächtigten  Vertretern  der  deutschen  Re- 
gierungen bestand,  verfolgte  sie  einseitig  deren  ver- 
D)eintliche  Rechte  und  Interessen,  unter  Nichtachtung 
der  Rechte  und  Interessen  des  deutschen  Volkes.  Ohne 
Fühlung  mit  dem  deutschen  Volke,  des  allgemeinen 
Vertrauens  entbehrend**,  dynastische  Interessen  weit 
voranstellend  vor  den  nationalen  Bedürfnissen,  tief 
durchdrungen  von  dem  Bewusstsein  der  eigenen  poli- 
tischen Einsicht  und  Weisheit  und  von  der  Thorheit 
und  Verwerflichkeit  des  Verlangens  des  Volkes  nach 
Mitwirkung  bei  seinen  nationalen  Angelegenheiten,  ab- 
gesehen von  einigen  lichten  Zwischenpausen  ausser 
Stande,  die  Zeichen  der  Zeit  zu  erkennen  und  das  Be- 
dürfniss  des  deutschen  Volkes,  Nation  zu  sein  und  sich 
wahrhaft  nationaler  Einrichtungen  zu  erfreuen,  zu  be- 
greifen und  zu  würdigen,  verwendete  und  vergeudete 
sie  ihre  Kraft  auf  die  Niederhaltung  des  nationalen 
Gedankens  und  auf  die  Bekämpfung  aller  freiheitlichen 


*'  Bundesbeschluss  vom  10.  März  1848:  „sämmtliche 
Bundesregierungen  einzuladen,  Männer  des  allgemeinen  Ver- 
trauens, und  zwar  für  jede  der  17  Stimmen  des  Engeren 
Rathes  einen,  alsbald  (spätestens  bis  zu  Ende  dieses  Monats) 
mit  dem  Auftrage  hierher  abzuordnen,  der  Bundesversamm- 
lung und  deren  Ausschüssen  zum  Behufe  der  Revision  der 
Bundesverfassung  mit  gutachtlichem  Beirath  an  die  Hand 
zu  gehen."     Meyer-Zöpfl,  II,  466. 
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Bestrebungen.  ,,Der  heimliche  Bundestag  ist  den  Deut- 
schen erst  ein  Gegenstand  der  Scheu,  dann  kalter  Än- 
widerung  geworden."*' 


§  29. 

Die  Tereinigten  Staaten  von  Amerika  unter  der 

IJnlonsYerfassnng. 

Die  ,wol  wichtigste  Besserung  der  gegenwärtigen 
Verfassung  gegenüber  den  Confoderationsartikeln  be- 
trifft die  Aenderung  und  die  Garantien  der  Bundes- 
verfassung. 

Die  Entscheidung  über  Verfassungsände- 
rungen hat  auch  die  Unionsverfassung^  den 
Staaten  belassen,  aber  es  ist  nicht  mehr  Ein- 
stimmigkeit derselben  erforderlich.  Die  Initia- 
tive zu  Verfassungsänderungen  kann  vom  Congress 
oder  von  den  Staaten  ausgehen.     Der  Senat  und  das 


^3  Bayerische  Note  vom  12.  März  1848  in  Roth  und 
Merck,  Qnellensammlung,  I,  124. 

*  Art.  V.  „The  Congress,  whenever  two  thirds  of  both 
Houses  shall  deem  it  necessary,  shall  propose  Amendments 
to  this  Constitution,  or,  on  the  application  of  the  Legis- 
latures  of  two -thirds  of  the  several  States,  shall  call  a 
Convention  for  proposing  Amendments,  which,  in  either 
Case,  shall  be  valid  to  all  Intents  and  Purposes,  as  Part 
of  this  Constitution,  when  ratified  by  the  Legislatures  of 
three  fourths  of  the  several  States,  or  by  Conventions  in 
three  fourths  thereof,   as  the   one   or  the   other   Mode  of 

Ratification  may  be  proposed  by  the  Congress;  Provided 

that  no  State,  without  its  consent,  shall  be  deprived  of  its 
equal  Suffrage  in  the  Senate.'*  —  Die  Art  der  Ausübung 
der  Befugniss  zu  Verfassungsänderungen  wird  in  der  Ver- 
fassung nur  regulirt;  diese  Befugniss  gehört  nicht  zu  den 
„legislative  powers  herein  (in  the  Constitution)  granted" 
(Art.  I,  Sect.  1). 
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Kepräsentantenhaus  können  mit  Zweidrittelmehrheit  in 
jedem  Hause  Zusatzartikel  zur  Verfassung  vorschlagen. 
Auf  Begehren  der  Legislaturen  von  zwei  Dritteln  der 
Staaten  muss  der  Congress  eine  Verfassungsconvention 
einberufen,  welche  nach  dem  Vorbilde  der  Philadelphia- 
Convention  aus  Delegirten  der  einzelnen  Staaten,  mit 
gleichem  Stimmrecht  eines  jeden  Staates,  zu  bilden 
wäre.  Die  Zusatzartikel  zur  Verfassung,  welche  vom 
CoDgress  oder  von  einer  solchen  Verfassungsconvention 
vorgeschlagen  werden,  treten  als  Theil  der  Verfassung 
in  Kraft,  sobald  sie  von  drei  Vierteln  der  Staaten  ge- 
nehmigt sind,  entweder  durch  ihre  gewöhnlichen  Legis- 
laturen oder  durch  besondere  Conventionen,  je  nachdem 
der  Congress  den  einen  oder  andern  Weg  der  Ratifica- 
tion vorschlägt  ^ ;   ihre*  verbindliche  Kraft  ist  von  ihrer 


^  Auch  in  Bezug  auf  den  Modus  der  Ratification,  ob 
durch  die  gewöhnlichen  Legislaturen  oder  durch  besondere 
Conventionen,  hat  der  Congress  nur  Vorschlags-,  kein  Be- 
Stimmrecht  („as  the  one  or  other  Mode  of  Ratification  may 
be  prqposed  [nicht  prescribed,  ordered  oder  reqiäred]  by 
the  Congress*').  Das  bedeutet:  schlägt  der  Congress  Ent- 
scheidung durch  die  Staatslegislaturen  vor,  so  mögen  die- 
jenigen Staatslegislaturen,  welche  der  Entscheidung  durch 
eine  Convention  den  Vorzug  geben,  etwa  aus  dem  Grunde, 
dass  die  beiden  Häuser  der  Staatslegislatur  sich  nicht  zu 
einigen  vermögen,  eine  solche  einberufen  und  gilt  dann 
(also  nur  nach  erfolgter  üeberweisung,  vgl.  Jameson,  §  447) 
deren  Votum  als  Staatsstimme.  Umgekehrt  mag  eine  Con- 
vention, welche  auf  Vorschlag  des  Congresses  einberufen 
ist,  die  Entscheidung  der  gewöhnlichen  Legislatur  über- 
lassen und  gilt  dann  deren  Votum  als  Staatsstimme.  —  Es 
besteht  nur  ein  Recht,  keine  Pflicht  der  Staaten,  Zusatz- 
artikel in  Erwägung  zu  nehmen  und  darüber  zu  entscheiden. 
Aber  es  hindert  nicht  mehr,  wie  zur  Zeit  der  Conföderations- 
artikel,  das  Stillschweigen  eines  einzigen  Staates  jede  Ver- 
fa^Tiungsänderung.  —  Der  Präsident  hat  kein  Einwendungs- 
recht  bei   Zusatzartikeln  zur   Verfassung.   —   Verfassungs- 
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Ausfertigung  und  Verkündigung  nicht  abhängig.' 
Sämmtliche  15  Zusatzartikel  sind  vom  Congress  aus- 
gegangen.*    Nur    das    gleiche    Stimmrecht    im    Senate 


änderungen  sind  mit  Recht  an  erschwerende  Voraussetzungen 
geknüpft,  um  die  namentlich  in  einer  Republik  nöthige 
Stetigkeit  der  Verfassung  zu  sichern.  Auch  über  den  In- 
halt der  Verfassung  soll  schliesslich  der  Wille  des  nach 
Staaten  gegliederten  Volkes  der  Vereinigten  Staaten  ent- 
scheiden, aber  nur  nach  eingehendster,  sorgfaltigster  Be- 
rathung,  Prüfung  und  Erwägung  an  verschiedenen  Stellen. 
Vgl.  The  Federalist,  Nr.  43;  Story,  §§  1826—31. 

3  Die  Ausfertigung  und  Verkündigung  ist  Amtspflicht 
des  Staatssecretärs.  Revised  Statutes,  Sect.  205  (Congress- 
gesetz  vom  20.  April  1818):  „Wl\enever  official  notice  is 
received  at  the  Department  of  State,  that  any  amendment 
proposed  to  the  Constitution  of  the  United  States  has  been 
adopted,  according  to  the  provisions  of  the  Constitution, 
the  Secretary  shall  forthwith  cause  the  amendment  to  bc 
published  in  the  newspapers  authorized  to  promulgnt«  the 
laws,  with  his  certificate,  specifying  the  States  by  which 
the  same  may  have  been  adopted,  and  that  the  same  has 
become  valid^  to  all  intents  and  purposes,  as  a  part  of  the 
Constitution  of  the  United  States.*^  Diese  Ausfertigung  und 
Verkündigung  hat  dieselbe  Bedeutung  wie  bei  einfachen 
Bundesgesetzen;  sie  manifestirt  die  Ansicht  des  Staatssecre- 
tärs, dass  die  Erfordernisse  eines  Zusatzartikels  vorhanden 
sind;  ob  diese  Ansicht  richtig  ist,  darüber  haben  im  Streit- 
falle die  Gerichte  zu  entscheiden,  in  letzter  Instanz  der 
höchste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten. 

^  Das  Recht  der  Staatslegislaturen,  die  Einberufung 
einer  Verfassungsconvention  durch  den  Congress  zu  begehren, 
darf  nicht  als  obsolet  bezeichnet  werden,  weil  von  ihm  seit 
über  hundeH  Jahren  kein  Gebrauch  gemacht  ist.  Nach 
seinem  Inhalt  ist  es  ein  ausserordentliches  Hülfs-  und  Heil- 
mittel zur  Ueberwindung  schwerer  Krisen.  Vor  Ausbruch 
des  Secessionskrieges ,  im  Winter  1860 — 61,  haben  in  der 
That  die  Legislaturen  einiger  Staaten  die  Einberufung  einer 
Verfassungsconvention  angeregt,  indessen  ohne  die  Zustim- 
mung einer  ausreichenden  Zahl  von  Legislaturen  zu  finden. 
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darf  keinem  Staate  ohne  seine  Zustimmung  entzogen 
werden. 

Anlangend  die  Garantien  und  Controlen  der  Ver- 
fassung, so  bestand  die  von  Alexander  Hamilton  im 
Federalist,  Nr.  51  \  richtig  und  erschöpfend  bezeichnete 
Aufgabe  darin:  zunächst  die  Regierung  zu  be- 
fähigen, die  Regierten  zu  controliren,  und  dann 
sie  in  den  Stand  zu  setzen,  sich  selbst  zu  con- 
troliren. Demgemäss  waren  zwei  Gruppen  von  Garan- 
tien und  Controlen  erforderlich,  einmal  in  Bezug  auf 
die  Regierten  und  dann  in  Bezug  auf  die  Bundes- 
regierung selbst. 

Kein  Theil  der  Arbeiten  der  Philadelphia-Convention 
verdient  so  unbeschränktes  Lob  als  die  tiefe  Einsicht 
und  Weisheit,  womit  diese  gleich  wichtige  und  schwierige 
Aufgabe  erkannt  und,  soweit  das  überhaupt  möglich 
(§  ^^%  gelost  ist. 

Zu  den  Regierten  gehören  im  Bundesstaate  nicht 
allein  die  Angehörigen,  sondern  auch  die  Regierungen 


Horace  Greeley,  I,  397  fg.  Abraham  Lincoln  verwies  am 
4.  März  1861,  bei  Uebemahme  des  Präsidentenamtes ,  auf 
das  verfassungsmässige  Recht  des  Volkes  zur  Aenderung  der 
Bandes  Verfassung,  mit  folgendem  Zusätze:  „I  will  venture 
to  add,  that  to  me  the  Convention  mode  seems  preferable, 
in  that  it  allows  amendments  to  originate  with  the  people 
themselves,  instead  of  only  permitting  them  to  take  or 
reject  propositions  originated  by  others  not  especially  chosen 
for  the  purpoae,  and  which  might  not  be  precisely  such  as 
they  would  wish  either  to  accept  or  refuse." 

-^  „In  framing  a  government,  which  is  to  be  administered 
by  men  over  men,  the  great  difficulty  lies  in  this:  You 
nrnst  first  enable  the  government  to  control  the  governed; 
and  in  the  next  place,  to  control  itself.**  In  derselben 
Isummer  findet  sich  der  schöne  und  wahre  Ausspruch: 
„Justice  is  the  end  of  government.  It  is  the  end  of  civil 
Society.  It  ever  has  been,  and  ever  will  be  pursued,  until 
it  be  obtained,  or  until  liberty  be  lost  in  the  pursuit." 
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der  einzelnen  Staaten.  Daher  sind  Garantien  nöthig, 
dass  auch  die  Einzelregierungen  der  Bundesregierung 
verfassungsmässigen  Gehorsam  leisten.  Die  Bundes- 
verfassungen der  Neuzeit,  bis  auf  die  Unionsverfassung, 
sind  daran  gescheitert,  dass  Garantien  für  den  ver- 
fassungsmässigen Gehorsam  der  Einzelregierungen  ent- 
weder gefehlt  oder  sich  als  unzureichend  erwiesen 
haben.  Die  Erfahrungen  des  frühem  Deutschen  Reiches, 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  bis  zur  Ver- 
fassimg  von  1848,  der  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande und  der  Vereinigten  Staaten  unter  den  Confodera- 
tionsartikeln  haben  ergeben,  dass  Einzelregierungen  meist 
nur  ungern  und  widerwillig^  eine  Bundesregierung  über 
sich  ertragen  und  dass  die  ihnen  zustehenden  Herr- 
schaftsrechte und  Machtmittel  so  bedeutend  sind,  dass 
sie  sich  meist  ungestraft  über  Gebote  und  Verbote  der 
Bundesregierung  hinwegsetzen  konnten.  Die  Vereinig- 
ten Staaten  unter  der  Unionsverfassung  sind  der  erste 
moderne  Bund,  welcher  in  einer  Verfassungsgeschichte 
von  nunmehr  über  hundert  Jahren  erwiesen  hat,  dass 
er  den  Widerstand  der  Glieder  gegen  verfassungs- 
mässige Anordnungen  der  Bundesregierung  zu  über- 
winden vermag. 

Die  vornehmste  und  wichtigste  Garantie 
der  Bundesregierung  in  Bezug  auf  die  Regier- 
ten liegt  darin,  dass  sie  in  sich  selbst,  soweit 
das  in  einem  Bundesstaate  thunlich  ist,  die 
Mittel  ihres  eigenen  Bestandes  und  ihrer  ge- 
deihlichen Wirksamkeit  hat.  Sie  ist  in  den  meisten 
und  den  ge wohnlichen  Fällen  von  den  Regierungen  der 
einzelnen  Staaten  unabhängig.  Ihre  Zuständigkeit  ist 
so  weit  ausgedehnt,   wie  das  nationale  Bedürfniss  er- 


^  Hamilton  im  Federalist,  Nr.  15:  „Power  controUed  or 
abridged  is  nearly  always  the  rival  and  enemy  of  that  power 
by  which  it  is  controlled  or  abridged." 
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fordert.  Ihre  Organe,  der  Cougress,  der  Präsident  und 
die  unter  ihm  stehenden  Executivämter,  die  Bundes- 
gerichte sind  von  den  Regierungen  der  einzelnen  Staaten 
unabhängig.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  zur  Aus- 
übung ihrer  materiellen  Befugnisse  eigene  gesetzgebende, 
vollziehende  und  richterliche  Gewalt.  Die  Bundesgesetze 
werden  in  der  Regel  von  den  Beamten  der  Vereinigten 
Staaten  ausgeführt,  und  wo  die  Ausführung  Sache  der 
Eiuzelstaaten  ist  (z.  B.  Gesetze  über  die  Wahl  von 
Bundessenatoren,  von  Mitgliedern  des  Repräsentanten- 
hauses, von  Wahlmännern  für  das  Amt  des  Präsiden- 
ten und  V^icepräsidenten  der  Vereinigten  Staaten,  über 
die  Staatsmilizen)  steht  dieselbe  unter  der  Controle  des 
Bundes;  die  Pflicht  des  Präsidenten  zu  getreuem  Auf- 
sehen über  die  Ausführung  der  Gesetze  bezieht  sich 
auf  sämmtliche  Bundesgesetze  (§  22);  die  richterliche 
Gewalt  der  Vereinigten  Staaten  erstreckt  sich  auf  alle 
Rechtsstreitigkeiten  unter  der  Bundesverfassung,  den 
Bundesgesetzen  und  den  volkerrechtlichen  Verträgen; 
die  Gerichte,  sowol  Bundes-  als  Staatengerichte,  sind 
berechtigt  und  verpflichtet,  solche  Bestimmungen  der 
Staatsverfassungen  und  der  Staatsgesetze,  welche  mit 
der  Bundesverfassung  und  den  nach  Maassgabe  derselben 
gemachten  Bundesgesetzen  und  volkerrechtlichen  Ver- 
trägen in  Widerspruch  stehen,  bei  der  ihnen  zustehen- 
den Rechtsprechung  für  verfassungswidrig,  nichtig  und 
unverbindlich  zu  erklären  und  ihnen  Wirksamkeit  zu 
versagen  (vgl.  §  22);  die  Aufrechthaltung  der  Com- 
petenzgrenze  zwischen  der  Bundesgewalt  und  den 
Staatengewalten  erfolgt  in  allen  Fällen,  welche  für 
richterliches  Urtheil  geeignet  sind,  durch  die  Recht- 
sprechung der  Gerichtshofe.  Die  Bundesregierung 
braucht  namentlich  in  den  gewohnlichen  Fällen  weder 
Geld  noch  Mannschaften  von  den  Eiuzelstaaten  zu 
requirireu. 

Dazu    kommen   manche    Verfassungsbestimmungen, 
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welche  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  Sicherung  des 
verfassungsmässigen  Gehorsams  der  Regierten  gegen- 
über der  Bundesregierung  berechnet  sind. 

Dahin  gehört  zunächst  die  wichtige  Bestimmung 
des  Art.  VI,  2',  dass  die  Bundesverfassung,  die  nach 
ihrer  Maassgabe  gemachten  Bundesgesetze  und  die 
unter  der  Autorität  der  Vereinigten  Staaten  geschlos- 
senen volkerrechtlichen  Verträge  das  höchste  Gesetz 
des  Landes  sind;  mit  Vorzug  vor  der  Verfassung  und 
den  Gesetzen  der  einzelnen  Staaten.  Aus  diesem  Vor- 
zuge folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  jeder  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  dem  Bundesrecht  vor  dem  Staaten- 
recht unterthan  ist  und  daher  bei  einem  Conflict  zwischen 
der  Bundes-  und  einer  Staatenregierung  der  erstem 
innerhalb  ihrer  verfassungsmässigen  Zuständigkeit  vor 
der  letztern  Gehorsam  schuldet.  Ueberdies  haben  die 
Mitglieder  der  Staatslegislaturen,  alle  richterlichen  und 
executiven  Beamten  der  einzelnen  Staaten  die  Beachtung 
der  Bundesvei*fassung  zu  beschworen  oder  zu  geloben 
(Art.  VI,  3). 

Dahin  gehören  weiter  die  Pflichten,  welche  dem 
Bunde  in  Bezug  auf  die  Staaten  auferlegt  sind,  und 
die  Gebote  und  Verbote  der  Bundesverfassung  an  die 
Staaten  (§  8,  II,  6).  Denn  der  Endzweck  dieser  Pflich- 
ten, dieser  Gebote  und  Verbote  besteht  darin,  dass  da- 
durch Zustände  und  Handlungen  verhindert  werden 
sollen,  welche  zu  Conflicten  der  Staaten  untereinander 
oder   mit  der  Bundesregierung  führen  und  die  Nicht- 


^  „This  Constitution,  and  the  Laws  of  the  United  States 
which  shall  be  made  in  Pursuance  thereof ;  and  all  Treaties 
made,  or  which  shall  be  made,  under  the  authority  of  the 
United  States,  shall  be  the  supreme  Law  of  the  Land;  and 
the  Judges  in  every  State  shall  be  bound  thereby,  any 
Thing  in  the  Constitution  or  Laws  of  any  State  to  the 
Contravy  notwithstanding." 
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leistung  des  verfassungsmässigen  Gehorsams  der  Re- 
gierten an  den  Bund  im  Gefolge  haben  möchten. 

Andere  Garantien  und  Controlen  betreffen  die 
Bundesregierung  selbst.  Die  zu  losende  Aufgabe: 
Befähigung  der  Bundesregierung  zur  Selbst- 
controle, lässt  sich  näher  dahin  bestimmen:  die  Ver- 
fassung muss  thunlichste  Vorsorge  treffen,  dass  die 
Bundesregierung  die  ihr  anvertrauten  Beflignisse  zur 
Forderung  der  Sicherheit,  Tüchtigkeit  und  Wohlfahrt 
des  Volkes  der  Vereinigten  Staaten  verwendet  und  sie 
nicht  zu  Ungerechtigkeit,  Willkür  und  Unterdrückung 
misbraucht. 

Die  wichtigsten  Garantien  auf  diesem  Gebiete  liegen 
in  der  Organisation  der  Bundesregierung  und  in  der 
Vertheilung  der  staatlichen  Gewalten  auf  die  verschie- 
denen Organe. 

In  dem  modernen  Verfassungsstaate  gewinnt  die 
gesetzgebende  Gewalt  immer  mehr  die  Oberhand.  Der 
Federalist*  ist  voll  von  Befürchtungen  über  das  Ueber- 
greifen  der  gesetzgebenden  Gewalt,  und  man  kann 
nicht  sagen,  dass  diese  Befürchtungen  durch  die  Ver- 
fassungsgeschichte der  Vereinigten  Staaten  völlig  wider- 
legt sind.^  Darum  waren  grade  auf  diesem  Gebiete 
zahlreiche  Garantien  und  Controlen  erforderlich.  Da- 
hin gehören:  die  Beschränkung  des  Gesetzgebungsrechts 
des  Congresses  auf  bestimmte  Gegenstände  (§  8,  I,  II), 
positive  Einschränkungen  desselben  durch  eine  Reihe 
von  Verboten  (§  8,  III),  und  vornehmlich  die  Ver- 
theilung der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Bundes  auf 
zwei  Körperschaften,  den  Senat  und  das  Repräsentan- 


^  Nr.  48,  49,  51.  Vgl,  auch  Schreiben  von  Thomas 
Jefferson  an  James  Madison  vom  15.  März  1789:  „The 
tyranny  of  the  legislature  is  the  most  formidable  dread  at 
present  and  may  be  for  many  years."     Cooley,  S.  316. 

5  Vgl.  Story,  §§  533  fg. 
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tenhaus,  von  denen  jede  die  andere  controlirt,  sowie 
das  Einwendungsrecht  des  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  bei  Gesetzentwürfen  und  gemeinschaftlichen 
BeschlCissen  der  beiden  Häuser  des  Congresses 
(§  22). 

Die  vollziehende  Gewalt  erhält  von  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  die  Gesetze,  zu  deren  Vollzug  sie 
verpflichtet  ist,  und  die  Geldmittel,  um  dieser  Aufgabe 
zu  genügen.  Ueber  das  Geld  im  Schatzamt  der  Ver- 
einigten Staaten  darf  nur  nach  Maassgabe  der  Appro- 
priationsbills des  Congresses  verfügt  werden  (Art  I, 
Sect.  9,  7);  indessen  sind  das  Repräsentantenhaus  und 
der  Senat  verpflichtet,  die  zur  Ausführung  der  Bundes- 
gesetze nothigen  Mittel  zu  bewilligen,  da  sie  wie  jeder- 
mann, den  es  angeht,  durch  dieselben  bis  dahin  ge- 
bunden werden,  dass  sie  dieselben  aufgehoben  oder 
geändert  haben.  Die  vollziehende  Gewalt  hat  ein  Ver- 
zeichniss  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Vereinigten 
Staaten  von  Zeit  zu  Zeit  zu  veröffentlichen  (Art.  I, 
Sect.  9.  7).  In  der  durch  Verfassung  und  Gesetz  vor- 
geschriebenen Mitwirkung  des  Senates  bei  der  An- 
stellung und  Entlassung  von  Civilbeamten  und  bei  dem 
Abschluss  volkerrechtlicher  Verträge  ist  eine  wichtige 
Controle  des  Präsidenten  enthalten  (§  22).  Können 
auch  die  Befugnisse  des  Präsidenten  bei  Krisen  im 
staatlichen  Leben,  so  bei  der  NuUification  und  Secession 
einzelner  Staaten,  eine  ausserordentliche  Ausdehnung 
gewinnen,  so  zeigt  doch  die  Erfahrung,  dass  sie  keine 
Gefahr  für  den  Bestand  von  Verfassung  und  Gesetz 
in  sich  schliessen. 

Die  richterliche  Gewalt  steht  in  keinem  Staate  der 
Welt  höher  als  in  den  Vereinigten  Staaten;  sie  ist  so 
organisirt  und  mit  solchen  Befugnissen  ausgestattet, 
dass  sie  in  der  That  ihre  Regierung  zu  einer  Regie- 
rung von  Gesetzen  gemacht  hat;  sie  ist  das  wirk- 
same   Bollwerk    für    die    Rechte    und    Freiheiten    des 
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Volkes.*®    Allerdings  ist  ihre  Aufgabe  auch  in  den  Ver- 
einigten Staaten  auf  die  Auslegung  und  Anwendung  des 
Gesetzes  bei   einzelnen  Streitfällen  unter  Parteien   be- 
schränkt, allerdings  haben  die  Gerichtshöfe  auch  dort  nur 
Urtheil  und  keinen  eigenen  Willen**,  aber  sie  haben  in 
allen  Fällen,  die  für  richterliches  Urtheil  geeignet  sind, 
darüber  zu  entscheiden,   ob  die  Handlungen  des  Con- 
gresses,  des  Präsidenten  und  der  unter  ihm  stehenden 
Beamten,  der  Legislaturen  der  einzelnen  Staaten,  ihrer 
Gouverneure    und    Beamten    mit    der  Verfassung  und 
mit  den  Gesetzen  in  Einklang  stehen.     Den  Gerichts- 
höfen gebührt  die  endgültige  Auslegung  der  Bundes- 
verfassung,   der  Bundesgesetze,    der   völkerrechtlichen 
Verträge  des  Bundes,  der  Staatenverfassungen  und  der 
Staatengesetze  und  damit  auch  die  Aufrechthaltung  der 
Rangordnung,  welche  unter  den  verschiedenen  Rechts- 
quellen besteht.     Die  Bundesverfassung  ist  das  höchste 
Gesetz  des  Landes,   durch    dieselbe    ist  eine  Bundes- 
regierung mit  bestimmten  und  begrenzten  Herrschafts- 
rechten   geschaffen;    der  Congress    und    der  Präsident 
haben  nur  diejenigen  Befugnisse,   welche  ihnen  in  der 
Verfassung  und  in  Gesetzen  nach  Maassgabe  derselben 

10  Story,  §  542. 

1*  John  Marshall,  Chief  Justice  der  Vereinigten  Staaten, 
in  Osbome  v.  Bank  of  the  United  States:  „The  judicial 
department  has  no  will  in  any  case.  Judicial  power,  as 
coDtradistinguished  from  the  power  of  the  laws,  has  no 
existence.  Courts  are  the  mere  instruments  of  the  law, 
and  can  will  nothing.  When  they  are  said  to  exercise  a 
discretion,  it  is  a  mere  legal  discretion,  a  discretion  to  be 
exercised  in  disceming  the  course  prescribed  by  law;  and, 
when  that  is  discerned,  it  is  the  duty  of  the  court  to 
follow  it.  Judicial  power  is  never  exercised  for  the  pur- 
pose  of  giving  efFect  to  the  will  of  the  judge,  but  always 
for  the  purpose  of  giving  effect  to  the  will  of  the  legis- 
lature,  or,  in  other  words,  to  the  will  of  the  law."  Story, 
§  1574. 
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überwiesen  sind.  Nicht  jedes  Gesetz  des  Congresses 
sondera  nur  solche  Gesetze  des  Congresses,  welche 
nach  Maassgabe  der  Verfassung  erlassen  sind,  sind  das 
höchste  Gesetz  des  Landes;  die  Staatenverfassungeu, 
die  Staatengesetze,  die  Handlungen  der  Organe  der 
einzelnen  Staaten  sind  nichtig  und  unverbindlich,  so- 
weit sie  mit  der  Bundesverfassung  oder  verfassungs- 
mässigen Bundesgesetzen  in  Widerspruch  stehen.  „Wenn 
daher  ein  Fall  zur  richterlichen  Beurtheilung  vorliegt 
und  die  Entscheidung  abhängt  von  der  behaupteten 
Unvereinbarkeit  einer  gesetzlichen  Bestimmung  mit  dem 
Grundgesetze,  so  ist  es  die  offenbare  Pflicht  des  Ge- 
richtshofes, das  Gesetz  mit  der  Verfassung  zu  ver- 
gleichen und  wenn  das  erstere,  nach  billiger  Auslegung, 
nicht  mit  der  letztem  in  Einklang  gebracht  werden 
kann,  eher  der  Verfassung  als  dem  Gesetze  Wirksam- 
samkeit  zu  geben.^^  Dies  scheint  so  klar,  dass  es  un- 
möglich ist,  es  durch  Ausführung  klarer  zu  machen. 
Wäre  es  anders,  so  wäre  die  Verfassung  nicht  das 
höchste  Gesetz;  so  wäre  es  weder  nothig  noch  nützlich, 
in  irgendeinem  Falle  zu  untersuchen,  ob  ein  Gesetz  des 
Congresses  nach  Maassgabe  der  Verfassung  erlassen 
ist  oder  nicht;  und  der  Eid,  welchen  jedes  Mitglied 
dieses  Gerichtshofes  leisten  muss,  „Recht  zu  sprechen 
ohne  Ansehen  der  Person,  gleiches  Recht  dem  Armen 
und  dem  Reichen  zu  gewähren,  treu  zu  erfüllen  die 
Pflichten,  welche  ihm  obliegen,  nach  seinem  besten 
Wissen  und  Können,  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Verfassung  und  mit  den  Gesetzen  der  Vereinigten 
Staaten",  wäre  eine  leere  und  nichtssagende  Form.** 
In  der  allgemein  anerkannten*'  und  häufig  geübten 


**  Salmon  P.  Chase,  Chief  Justice  der  Vereinigten 
Staaten,  in  Hepburn  v.  Griswold.  Vgl.  Westerkamp,  Reichs- 
verfassung, S.  191 — 193. 

1»  Vgl.  z.  B.  The  Federalist,  Nr.  78,  und  die  von  Story, 
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Befugniss  der  Gerichtshöfe  in  den  Vereinigten  Staaten, 
die  Gesetze  des  Bundes  und  der  einzelnen  Staaten  in 
Bezug  auf  ihre  Verfassungsmässigkeit  zu  untersuchen 
und  gegen  Gesetzesverletzungen  aller  Art  innerhalb 
ihrer  Zuständigkeit  Remedur  zu  gewähren,  liegt  eine 
ungemein  wichtige  und  wirksame  Controle  des  Con- 
gresses,  des  Präsidenten,  der  Staatslegislaturen,  der 
Bundes-  und  der  Staatsbeamten.  Der  Ausspruch  des 
Senators  Daniel  Webster  aus  Massachusetts,  des  „grossen 
Auslegers"  der  Unionsverfassung,  aus  dem  Jahre  1830: 
dass  ohne  diese  Controle  die  Bundesregierung  „in  aller 
Wahrscheinlichkeit  zu  den  Dingen  gehören  würde, 
welche  lange  vergangen  sind",  wird  nicht  eine  orato- 
rische  Uebertreibung  genannt  werden  dürfen.^* 

Zur  Sicherung  von  Verfassung  und  Gesetz  und  zur 
Verhütung  eines  Misbrauchs  der  Bundesgewalt  zu 
Ungerechtigkeit,    Willkür  und  Unterdrückung  dienen 


§  1614    mitgetheilten   Aeusserungen    eines    hervorragenden 

Mitgliedes  des  Keprasentantenhauses:  „It  has  been  objected, 

ihat  by  adopting  the  bill  before  us,  we  expose  the  measure 

to    be    considered    and    defeated    by   the  judiciary   of  the 

United  States,   who  may  adjudge  it  to  be  contrary  to  the 

Constitution,  and  therefore  void,  and  not  lend  their  aid  to 

carry  it   into   execution.     This  gives   me  no  uneasiness.     I 

am  so   far  from   controverting  this   right   in  the  judiciary, 

that  it  is   my   boast   and  my   confidence.     It  leads   me  to 

greater  decision  on  all  subjects  of  a  constitutional   nature, 

vrhen  I  reflect  that,  if  from  inattention,  want  of  precision, 

or  any  other  defect,  I  should  do  wrong,  there  is  a  power 

in  the  government  which   can   constitutionally   prevent   the 

Operation   of  a   wrong  measure   from   affecting   my    consti- 

tuents.     I  am  legislating   for  a  nation,   and   for  thousands 

yet  anbom;  and  it  is  the  glory  of  the  Constitution, 

that   there   is   a  remedy   for  the   failures   even   of 

t  he  legislature   itself/^ 

^*  Vgl.    Westerkamp,   Reichsverfassung,   S.   184  —  202, 
206~214. 
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weiter  die  Schranken,  welche  die  Unionsverfassung  dem 
Congress,  dem  Präsidenten  und  den  Bundesgerichteu 
auferlegt  hat  (§  8,  III),  und  besondere  Verfassungs- 
bestimmungen. 

Die  Mitglieder  des  Senates  und  Repräsentanten- 
hauses und  alle  Executiv-  und  richterlichen  Beamten 
der  Vereinigten  Staaten  haben  die  Beachtung  der 
Bundesverfassung  zu  beschworen  oder  zu  geloben 
(Art.  VI,  s)  Wer  ein  Amt  der  Vereinigten  Staaten 
bekleidet,  darf  ohne  Genehmigung  des  Congresses  kein 
Geschenk,  Honorar,  Amt  oder  Titel  von  einem  fremden 
Staate  annehmen  (Art.  I,  Sect.  9, 8). 

Das  Repräsentantenhaus  kann  vor  dem  Senate  gegen 
den  Präsidenten,  Vicepräsidenten  und  alle  Civilbeamte 
der  Vereinigten  Staaten  (namentlich  Bundesrichter  und 
Bundesminister)  wegen  Hochverrathes,  Bestechung  und 
anderer  schwerer  Verbrechen  und  Vergehen  Staatsan- 
klage (ivipeachment)  erheben  (Art.  I,  Sect.  2,  5,  Sect.  3,  s; 
Art.  II,  Sect.  4).  Die  Senatoren,  welche  als  Richter 
fungiren,  haben  einen  besondern  Eid  oder  ein  be- 
sonderes Gelobniss  zu  leisten;  handelt  es  sich  um  eine 
Staatsanklage  gegen  den  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten,  so  soll  nicht  der  Vicepräsident,  sondern  der 
Oberrichter  (Chief  Justice)  den  Vorsitz  führen.  Zu 
einer  Verurtheilung  soll  Zweidrittelmehrheit  der  an- 
wesenden Senatoren  erforderlich  sein.  Das  Urtheil 
darf  in  Fällen  solcher  Staatsanklage  keine  andere 
Strafe  als  Entfernung  vom  Amte  und  Unfähigkeit, 
irgendein  Ehren-,  Vertrauens-  oder  besoldetes  Amt 
der  Vereinigten  Staaten  zu  bekleiden,  verhängen;  aber 
es  wird  durch  dieses  Urtheil  das  gewohnliche  gesetz- 
liche Strafverfahren  nicht  ausgeschlossen  (Art.  I,Sect.3,7). 
Das  Begnadigungsrecht  des  Präsidenten  erstreckt  sich 
nicht  auf  Fälle  von  Staatsanklage  (Art.  II,  Sect  2,  i). 

Die  Erfahrung  von  nunmehr  über  100  Jahren  bat 
erwiesen,    dass    diese    sehr    fein    ersonnenen  und  sehr 
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umsichtig  geordneten  Garantien  und  Controlen  (system 
of  checke  and  balances)  in  der  That  das  von  Alexander 
Hamilton  bezeichnete  Ziel  zu  erreichen  geeignet  sind; 
die  Bundesregierung  hat  ausreichende  Mittel  zur  Er- 
wirkung des  verfassungsmässigen  Gehorsams  der  Re- 
gierten; sie  ist  aber  auch  so  eingerichtet,  dass  sie  sich 
selbst  vrirksam  controlirt  und  in  den  verfassungs- 
mässigen Schranken  hält.*^  Unbeschränkte  Gewalt  ist 
in  den  Vereinigten  Staaten  nirgends  vorhanden,  nament- 
lich nicht  bei  dem  Volke  (§  37).  ^^ 


**  Das  allgemeine  Urtheil  der  Amerikaner  über  die 
Nützlichkeit  der  Schranken  und  Controlen  der  Bundes- 
regierung formulirt  Cooley  in  der  Vorrede  mit  folgenden 
Worten:  „He  (der  Autor)  did  not  attempt  to  deny,  that 
he  had  written  in  füll  sympathy  with  all  those  restraints 
which  the  caution  of  the  fathers  had  imposed  upon  the 
exercise  of  the  powers  of  govemment,  and  with  faith  in 
the  checks  and  balances  of  our  republican  government, 
and  in  correct  conclusions  by  the  general  public  senti- 
ment"  .... 

^^  Cooley,  Kap.  17,  und  die  dort  angezogenen  ür- 
theile  amerikanischer  Gerichtshöfe,  z.  B.  S.  747:  „The 
voice  of  the  people,  acting  in  their  sovereign  capacity,  can 
be  of  legal  force  only  when  expressed  at  the  times  and 
under  the  conditions  which  they  themselves  have  prescribed 
and  pointed  out  by  the  Constitution,  or  which,  consistently 
with  the  Constitution,  have  been  prescribed  and  pointed 
out  for  them  by  Statute;  and  if,  by  any  portion  of  the 
people,  however  large,  an  attempt  should  be  made  to  inter- 
fere  with  the  regulär  working  of  the  agencies  of  govern- 
ment at  any  other  time  or  in  any  other  mode  than  as 
allowed  by  existing  law,  either  constitutional  or  statutary, 
it  would  be  revolutionary  in  character,  and  must  be  re- 
sisted  and  repressed  by  the  officers  who,  for  the  time 
being,  represent  legitimate  government."  Vgl.  auch  die 
Bemerkungen  S.  37,  .38. 
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§  30. 
Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  seit  1848. 

,,Die  Bundesverfassung  kann  jederzeit  ganz  oder 
theilweise  revidirt  werden"  (Art  118).*  Die  Total- 
revision erfolgt  immer  im  Wege  der  Bundesgesetz- 
gebung (Art.  119),  hat  daher  übereinstimmende  Mehr- 
heitsbeschlüsse des  National-  und  Standerathes  zur 
Voraussetzung.-  Die  Partialrevision  (,,£rlass,  Auf- 
hebung oder  Abänderung  bestimmter  Artikel  der 
Bundesverfassung",  Art.  121,  a)  kann  dagegen  nach  dem 
Zusatzgesetz  vom  29.  Juli  1891  sowol  im  Wege  der 
Bundesgesetzgebung  als  der  Volksanregung  (Initiative) 
erfolgen  (Art.  121,  i);  im  letztern  Falle  ist  die  Zu- 
stimmung der  Mehrheitsbeschlüsse  von  National-  und 
Ständerath  nicht  erforderlich.  Bei  allen  Verfassungs- 
änderungen besteht  obligatorisches  Referendum;  die 
endgültige  Entscheidung  über  dieselben  ist 
gleichmässig    bei   der  Total-  und   der  Partial- 


^  Der  dritte  Abschnitt  der  Bundesverfassung  von  1874 
(Art.  118—121)  ist  durch  die  Art.  118—123  des  Zusatz- 
gesetzes zur  Bundesverfassung  vom  29.  Juli  1891  (Volks- 
abstimmung am  5.  Juli  1891,  Anerkenntniss  des  £^gebmsse;^ 
derselben  durch  Bundesbeschluss  vom  29.  Juli  1891)  ersetzt. 
Die  neuen  Bestimmungen,  deren  Tendenz  auf  Erleichterung 
der  Partialrevision  geht,  haben  das  ohnehin  bereits  com- 
plizirte  schweizerische  Recht  in  Bezug  auf  Verfassungs- 
änderungen noch  complizirter  gemacht.  Im  Gegensatz  zu 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  halten  die  Schweizer 
die  stete  Veränderlichkeit  ihrer  Bundesverfassung,  im  Ganzen 
und  in  allen  ihren  Theilen,  für  ein  grösseres  nationales 
Gut  als  deren  Stabilität.  Vgl.  §  37.  —  Das  Verfahren 
bei  Volksbegehren  und  Abstimmungen  betreffend  Revision 
der  Bundesverfassung  wird  durch  ein  Bundesgesetz  vom 
27.  Januar  1892  geregelt. 
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revision  in  den  Händen  des  nach  Cantonen  ge- 
gliederten Schweizervolkes  (Art.  123). 

Die  Initiative  zu  Verfassungsgesetzen  kann  aus- 
gehen: 

1.  von  den  beiden  Räthen  der  Bundesversammlung 
(Weg  der  Bundesgesetzgebung).  Verfassungsgesetze, 
worüber  Nationalrath  und  Ständerath  sich  durch  über- 
einstimmende Mehrheitsbeschlüsse  geeinigt  haben,  sind 
gieichmässig  bei  der  Total-  und  der  Partialrevision 
der  Abstimmung  des  Volkes  und  der  Stande  durch 
den  Bundesrath  zu  unterbreiten  (Art.  119,  121,  122; 
Bundesgesetz  vom  27.  Januar  1892,  Art.  9,  16); 

2.  von  dem  National-  oder  Ständerath  oder  von 
50000  stimmberechtigten  Schweizerbürgern.*    In  diesem 


^  Die  Formen  bei  Volksbegehren  auf  Revision  der 
Bundesverfassung  werden  durch  Art.  2  —  5  des  Bundes- 
gesetzes  vom  27.  Januar  1892  bestimmt.  Jeder  Schweizer- 
bürger, welcher  Revision  begehrt,  hat  das  Begehren  eigen- 
händig zu  unterzeichnen.  Die  Unterschriftenbogen  sollen 
uamentlich  den  Namen  des  Cantons  und  der  politischen 
Gemeinde  angeben,  wo  die  Unterschriften  beigesetzt  werden. 
Der  Gemeindevorstand  oder  sein  Stellvertreter  hat  am 
Schlosse  des  Unterschriftenbogens  zu  bescheinigen,  dass  die 
Unterzeichner  in  eidgenössischen  Angelegenheiten  stimm- 
berechtigt sind  und  ihre  politischen  Rechte  in  der  be- 
treffenden Gemeinde  ausüben.  Das  Begehren  ist  an  den 
Bundesrath  zu  Händen  der  Bundesversammlung  zu  adres- 
siren;  der  Bundesrath  hat  das  Volksbegehren  vorläufig  zu 
prüfen,  das  Ergebniss  dieser  Prüfung  im  Bundesblatt  zu 
reröffentlichen  und  seinen  Bericht  mit  sämmtlichen  Acten 
der  Bundesversammlung  bei  ihrem  nächsten  Zusammentreten 
vorzulegen.  —  Unter  mehreren  Initiativbegehren  in  Bezug 
auf  die  nämliche  Yerfassungsmaterie  entscheidet  die  Prio- 
rität; die  später  eingegangenen  Begehren  werden  in  der 
Reihenfolge  des  Einganges  nach  Erledigung  der  früher  ein- 
gereichten behandelt.  Bundesgesetz  vom  27.  Januar  1892, 
Art.  15. 
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Falle  ist  nach  dem  Zusatzgesetz  vom  29.  Juli  1891  zu 
unterscheiden,  ob  es  sich  um. eine  Total-  oder  Partial- 
revision handelt. 

„Wenn  eine  Abtheilung  der  Bundesversammlung 
die  Totalrevision  beschliesst  und  die  andere  nicht  zu- 
stimmt, oder  wenn  50000  stimmberechtigte  Schweizer- 
bürger die  Totalrevision  der  Bundesverfassung  ver- 
langen, so  muss  im  einen  wie  im  andern  Falle  die 
Frage,  ob  eine  solche  stattfinden  soll  oder  nicht,  dem 
schweizerischen  Volke  zur  Abstimmung  vorgelegt  wer- 
den. —  Sofern  in  einem  dieser  Fälle  die  Mehrheit  der 
stimmenden  Schweizerbürger '  über  die  Frage  sich  be- 
jahend ausspricht,  so  sind  beide  Rathe  neu  zu  wählen, 
um  die  Totalrevision  an  die  Hand  zu  nehmen."  (Art.  120). 
Dahinter  steht  die  richtige  Erwägung,  dass  die  Vor- 
bereitung der  Revision  in  der  Hand  von  Körperschaften 
liegen  soll,  welche  ihr  voraussichtlich  geneigt  sind. 
Da  nach  jeder  Gesammterneueruug  des  Nationalrathes 
auch,  eine  Gesammterneuerung  des  Bundesrathes  er- 
folgt, so  werden  durch  eine  die  Totalrevision  be- 
schliessende  Volksabstimmung  auch  alle  Stellen  im 
Bundesrathe  ledig  (Art.  96  [84]). 

Die  Initiative  zur  Partialrevision  steht  nicht  dem 
National-  oder  Ständerath  für  sich,  sondern  (abgesehen 
vom  Wege  der  Bundesgesetzgebung)  nur  50000  stimm- 
berechtigten Schweizerbürgern  zu.  Sie  kann  in  zwei 
Formen  geübt  werden:  entweder  in  der  Form  einer 
allgemeinen  Anregung,  z.  B.  Erweiterung  oder  Ein- 
schränkung bestimmter  Herrschaftsrechte  des  Bundes, 
Aenderung  der  Bestimmungen  über  die  Wahl  eines 
Bundesorgans,  oder  in  der  Form  eines  ausgearbeiteten 
Entwurfs  (Art  121, 2-4). 


^  Es  entscheidet  die  einfache  Mehrheit  der  stimmenden 
Schweizerbürger,  ohne  Rücksicht,  ob  sie  auch  die  Mehrheit 
der  Cantone  umfasst. 
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Im  ersten  Fall  haben  sich  National-  und  Stände- 
rath  binnen  Jahresfrist  darüber  schlüssig  zu  machen, 
ob  sie  mit  dem  Begehren  einverstanden  sind  oder 
nicht.  Im  Falle  des  Einverständnisses  haben  sie  den 
Entwurf  eines  Zusatzgesetzes  zur  Bundesverfassung  im 
Sinne  der  Initianten  auszuarbeiten,  welcher  dem  Volke 
und  den  Standen  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vor- 
zulegen ist.  Lehnt  dagegen  der  National-  oder  Stände- 
rath  das  Begehren  ab  oder  kommt  ein  Beschluss 
darüber  binnen  Jahresfrist  nicht  zu  Stande,  so  hat  der 
Bundesrath  die  Vornahme  einer  allgemeinen  Volks- 
abstimmung über  das  gestellte  Begehren  anzuordnen. 
Spricht  sich  die  einfache  Mehrheit  der  stimmenden 
Schweizerbürger  (ohne  Rücksicht  auf  die  Cantone)  be- 
jahend aus,  so  ist  die  Revision  von  der  Bundesver- 
sammlung im  Sinne  des  Volksbeschlusses  unverzüglich 
an  die  Hand  zu  nehmen  und  der  von  National-  und 
Ständerath  ausgearbeitete  Entwurf  der  Abstimmung 
des  Volkes  und  der  Stände  zu  unterbreiten  (Art.  121, 5; 
Bandesgesetz  vom  27.  Januar  1892,  Art.  7).  Können 
sich  National-  und  Ständerath  über  einen  solchen  Ent- 
wurf nicht  verstandigen,  so  bleibt  den  Initianten  nichts 
übrig,  als  die  Sache  auf  sich  beruhen  zu  lassen  oder 
das  Begehren  in  Form  eines  ausgearbeiteten  Entwurfs 
zu  wiederholen. 

Anders  bei  Partialrevisionsbegehren  in  der  Form 
eines  ausgearbeiteten  Entwurfs.  Ein  solcher  muss  dem 
V^olke  und  den  Ständen  zur  Annahme  oder  Verwerfung 
vorgelegt  werden.  Aber  National-  und  Ständerath 
haben  ein  Jahr  Zeit,  um  sich  über  ihre  Stellung  zu 
dem  Entwurf  schlüssig  zu  machen.  Sie  können,  aber 
nur  durch  übereinstimmende  Mehrheitsbeschlüsse,  den- 
selben dem  Volke  und  den  Ständen  zur  Annahme  em- 
pfehlen oder  auch  seine  Ablehnung  beantragen;  sie 
können  auch,  ebenfalls  nur  durch  übereinstimmende 
Mehrheitsbeschlüsse,  einen   Gegenentwurf  ausarbeiten, 

Westkrkamp.  27 
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welcher  gleichzeitig  mit  dem  Revisionsentwurf  der  Ini- 
tianten  zur  Abstimmung  des  Volkes  und  der  Stande 
zu  bringen  ist  (Art.  121,6;  Bundesgesetz  vom  27.  Ja- 
nuar 1892,  Art.  8-12). 

Die   endgültige  Entscheidung  über  alle  Bundesver- 
fassungsgesetze,   ohne    Unterschied    von    Total-    und 
Partialrevision,  ohne  Unterschied,   ob  sie  aus  der  Ini- 
tiative  des  Volkes  oder   der  Bundesversammlung  her- 
vorgegangen   sind,    gebührt    dem    nach   Cantonen   ge- 
gliederten Schweizervolke.   Zur  Annahme  eines  Bundes- 
verfassungsgesetzes ist  ein  Doppeltes  erforderlich:  An- 
nahme durch   die  Mehrheit  der  abstimmenden 
Schweizerbürger,     und     Annahme      durch    die 
Mehrheit  der   Cantone    (mindestens    11  Va  Can- 
tone).      Dabei    gilt    die    zweckmässige    Bestimmung, 
dass    das    Ergebniss    der    Volksabstimmung    in    einem 
Canton    zugleich    als  dessen   Standesstimme    gilt;    die- 
jenigen und  nur  diejenigen  Cantone,  worin  die  Mehr- 
heit der   abstimmenden  Schweizerbürger  für  den  Ver- 
fassungsentwurf gestimmt    hat,    haben    denselben    an- 
genommen.    Bei  Ermittelung  der  Mehrheit  der  Cantone 
wird  die  Stimme  eines  Halbcantons  als  halbe  Stimme 
gezählt  (Art.  123).*     In   diesen  Bestimmungen  kommt 
die  doppelte   Souveränetät,   welche  die   schweizerische 
Verfassung    statuirt,     zum    Ausdruck.      Der    Bundes- 
(National-)  Souveränetät  ist  es  gemäss,  dass  jede  Ver- 
fassungsänderung   die  Zustimmung    der   Mehrheit   der 
abstimmenden  Schweizerbürger  erfordert,  der  Cantonal- 
souveränetät,    dass    auch    die    Mehrheit    der    Cantone 
nöthig    ist.      Ohne     das    Erforderniss     der    doppelten 
Mehrheit    würden    die    Rechte    der    kleinen   Cantone, 
namentlich  ihr  gleiches  Stimmrecht  im  Ständerath,  un- 
sicher sein.^ 

*  Vgl.   über   das  Verfahren   Bundesgesetz   vom  27.  Ja- 
nuar 1892,  Art.  11—13,  16. 

*  Blumer-Morel,  II  2,  238—253;  Dubs,  U,  39—41. 


Garantien  und  Controlen  der  Verfassung.  419 

Die  Verkündigung  des  bei  der  Volksabstimmung 
von  der  Mehrheit  der  Schweizerbürger  und  der  Mehr- 
heit der  Cantone  angenommenenen  Verfassungsgesetzes 
erfolgt  auf  Beschluss  der  Bundesversammlung,  zu  deren 
Zuständigkeit  die  Revision  der  Verfassung  gehört 
(Art.  85,  u  [74,  is]),  durch  den  Bundesrath;  die  Bundes- 
versammlung entscheidet  endgültig  Streitfragen  über 
das  Ergebniss  der  Abstimmung/ 

Anlangend  die  Garantien  und  Controlen  der 
Bundesverfassung,  so  ist  die  Schweizerische  Eidgenossen- 
schaft seit  der  Verfassung  von  1848  nicht  mehr  be- 
züglich ihres  Bestandes  und  ihrer  Wirksamkeit  von 
dem  guten  Willen  der  Cantone  abhängig.  Aehnlich 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  sie  in  ihren 
Herrschaftsrechten,  ihren  Organen  und  deren  Functi- 
onen die  Mittel  ihres  Bestandes  und  ihrer  gedeihlichen 
Wirksamkeit.      Ihre    Zuständigkeit    ist  so  weit  ausge- 


^  Ein  Beispiel  solcher  Streitfragen  in  von  Salis,  I, 
Nr.  239;  ein  Beispiel  für  die  Form  eines  Bundesbeschlusses 
zur  Erwahrung  des  Ergebnisses  der  Abstimmung  über  ein 
Verfassungsgesetz  in  der  amtlichen  Sammlung  der  Bundes- 
verfassung und  der  am  1.  Januar  1880  in  Kraft  stehenden 
Cantonsverfassungen ,  S.  37  —  40.  —  Die  Entscheidung  der 
Bundesversammlung  über  das  Ergebniss  der  Abstimmung 
ist  für  das  Bundesgericht  und  für  jedermann  in  der  Schweiz 
verbindlich,  da  niemand  befugt  ist,  die  Verfassungsmässig- 
keit allgemein  verbindlicher  Beschlüsse  der  Bundesversamm- 
lung zu  beanstanden.  Art.  113,  letzter  Absatz.  Schwierig- 
keiten, unter  Umständen  Gefahren,  können  entstehen,  wenn 
National-  und  Ständerath  sich  über  das  Ergebniss  der  Ab- 
stimmung nicht  zu  einigen  vermögen.  Für  die  Sicherheit 
und  das  Recht  der  Eidgenossenschaft  wäre  wol  besser  ge- 
sorgt, wenn  die  Gültigkeit  neuer  Yerfassungsgesetze,  wie 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  zur  Entscheidung 
der  Gerichtshöfe,  in  letzter  Instanz  des  Bundesgerichts,  ge- 
bracht werden  könnte.  —  Vgl.  über  Verfassungsänderungen 
auch  von  Salis,  I,  S.  371—391. 

27* 
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dehnt,  wie  das  nationale  Bedürfniss  erfordert;  ihre 
Organe,  die  Bundesversammlung,  der  Bundesrath,  seine 
Departements  und  die  unter  ihnen  stehenden  Executiv- 
ämter,  das  Bundesgericht,  sind  von  den  Cantons- 
regierungen  unabhängig;  sie  hat  eigene  gesetzgebende, 
vollziehende  und  richterliche  Gewalt.  Werden  auch 
die  Bundesgesetze  in  den  meisten  Fällen  von  den 
Cantonsbehorden  vollzogen  und  von  Cantonsgerichten 
ausgelegt,  so  steht  doch  die  Ausfuhrung  der  Bundes- 
gesetze durch  die  Cantonsbehorden  unter  einer  wirk- 
samen Aufsicht  des  Bundes^,  und  es  hat  eine  Rechts- 
entwickelung begonnen,  welche  dahin  gerichtet  ist,  die 
endgültige  Auslegung  der  Bundesverfassung  und  der 
Bundesgesetze  bei  Streitfällen  zwischen  Parteien  dem 
Bundesgericht  zu  überweisen  (§  23).  Die  Eidgenossen- 
schaft hat  die  Verfügung  über  das  Bundesheer,  sie  ist 
mit  ausreichenden  Finanzbefugnissen  ausgestattet,  sie 
braucht  in  den  gewöhnlichen  Fällen  weder  Mann- 
schaften noch  Geld  von  den  Cantonen  zu  requiriren. 

Abweichend  von  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  enthält  die  schweizerische  Bun- 
desverfassung nicht  die  einfache  ausdrückliche  durch- 
greifende Bestimmung,  dass  sie  selbst,  die  nach  ihrer 
Maassgabe  gemachten  Gesetze  und  volkerrechtlichen 
Verträge  das  höchste  Gesetz  des  Landes  sind  und 
folgeweise  durch  cantonale  Verfassungen  und  Gesetze 
nicht  geändert  werden  können.  Der  Art.  2  der  Ueber- 
gangsbestimmungen:  „Diejenigen  Bestimmungen  der 
eidgenössischen  Gesetzgebung,  der  Concordate,  der 
cantonalen  Verfassungen  und  Gesetze,  welche  mit  der 
neuen  Bundesverfassung  in  Widerspruch  stehen,  treten 
mit  Annahme  derselben,  beziehungsweise  der  Erlassung 
der  darin  in  Aussicht  genommenen  Bundesgesetze  ausser 
Kraft",    scheint    mir    nicht    ausreichend    und    gibt   zu 


^  Vgl.  Adams-Cunningham,  S.  69 — 71. 
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mancherlei    Zweifeln    Anlass.^     Denn    er    bezieht    sieh 
nach  seinem  Wortlaut    nur  auf  solche   Rechtsnormen, 
ohne  Unterschied    ob  sie  vom  Bunde   oder    den  Can- 
tonen  ausgegangen   sind,  welche  mit  der  Bundes- 
verfassung in  Widerspruch   stehen,  umfasst  also 
nicht  Rechtsnormen,   welche  einfachen  Bundesgesetzen 
oder  volkerrechtlichen  Verträgen  der  Eidgenossenschaft 
zuwiderlaufen.     Kann  man  vielleicht  auch  mittels  aus- 
dehnender Auslegung  der  Schlussclausel :  „beziehungs- 
weise der  Erlassung  der  darin  in  Aussicht  genommenen 
Bundesgesetze"   das    Ergebniss    gewinnen,    dass   auch 
Bundesgesetze   nach   Maassgabe   der  Bundesverfassung 
den  Vorzug  vor  den  cantonalen  Verfassungen  und  Ge- 
setzen  haben  sollen,   so  handelt  es  sich  doch  um  eine 
Uebergangsbestimmung,    welche    aus    dem    frühem    in 
den  neuen   RechtBzustand   überleiten  soll,  und  welche 
aus  diesem  Grunde  und   nach   ihrem   klaren  Wortlaut 
(„mit  Annahme    der    neuen   Bundesverfassung",    mit 
„der    Erlassung    der    darin    in    Aussicht    genommenen 
Bundesgesetze")  nicht  auf  cantonale  Verfassimgen  und 
Gesetze   bezogen  werden   kann,    die   erst  nach  ihrem 
Inkrafttreten,    nach    ihrer    Annahme    beziehungsweise 
Erlassung  ergehen.     Auch  die  Hinzunahme  des  Art.  6 
der  Verfassung,  wonach  cantonale  Verfiissungen  nichts 
„den  Vorschriften  der  Bundesverfassung  Zuwiderlaufen- 
des enthalten"  dürfen,  ergibt  noch  kein  völlig  sicheres 
und  befriedigendes  Resultat.     Um  die  einfache,  durch- 
greifende Bestimmung  der  Verfassimg  der  Vereinigten 
Staaten  auch  für  die  Schweiz  zu  gewinnen,  muss  mau 
den  allgemeinen   Satz  (§  8,  I,  2)   zu  Hülfe   nehmen, 
dass  das  Ganze  nothwendig  innerhalb  seiner  verfassungs- 
mässicren  Zuständigkeit   über  seinen  Theilen  steht  und 
dass    sämmtliche    verfassungsmässige    Handlungen    der 


^  Dasselbe  gilt  von   den  Uebergangsbestimmungen   zur 
Bundesverfassung  von  1848,  Art.  4  und  6. 
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Gesammtheit  für  die  Glieder  verbindlich  sind.  Und 
dann  wird  die  Uebereinstimmung  der  Bundes-  und 
der  Cantonsgesetze  in  der  Schweiz  meist  nicht,  wie  in 
den  Vereinigten  St^iaten,  in  der  feinen  geistvollen  das 
Selbstgefühl  der  Glieder  nicht  verletzenden  und  doch 
wirksamen  Form  der  Rechtsprechung  der  Gerichtshofe, 
sondern  in  der  weit  unvollkommenem  und  unsicherem 
Form  bald  einer  Cognition  des  Bundes  über  die  Can- 
tonsverfassungen,  über  bestimmte  Cantonsgesetze  und 
Cantonsverträge ',  bald  der  Aufsicht  des  Bundes  über 
die  Cantone  in  Bezug  auf  solche  Angelegenheiten,  die 
zur  Bundeszuständigkeit  gehören  ^^,  gesichert  und  ge- 
handhabt; indessen  ist  das  Ergebniss  doch  kein  er- 
heblich abweichendes,  in  der  Schweiz  wie  in  den  Ver- 
einigten Staaten  bestehen  Garantien,  dass  die  Regierten, 
auch  die  Cantone,  der  Gesammtheit  verfassungs- 
mässigen Gehorsam  leisten. 

Aus  der  Uebersicht  über  die  Herrschaftsrechte  der 
Eidgenossenschaft  (§  9)  geht  hervor,  dass  in  der 
Schweiz  in  grösserm  Umfange  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten  Verhältnisse  und  Zustände  der  Cantone  unter 
die  Garantie  des  Bundes  ^^  gestellt  sind,  und  dass  die 


^  Cantonsverfassungen  (Art.  6),  cantonale  Gesetze  über 
die  Niederlassung  und  das  Stimmrecht  der  Niedergelasseneo 
in  den  Gemeinden  (Art.  43))  cantonale  Pressgesetze  (Art.  55 
[45]),  Verträge  der  Cantone  untereinander  und  mit  dem 
Auslande  (Art.  7,  9,  102,  7  [90,  7],  85,  5  [74,  5]). 

lö  Art.  102,  13  (90,  13).  Der  Bundesrath  „prüft  die 
Gesetze  und  Verordnungen  der  Cantone,  welche  seiner  Ge- 
nehmigung bedürfen;  er  überwacht  diejenigen  Zweige  der 
Cantonalverwaltung ,  welche  seiner  Aufsicht  unterstellt 
sind." 

^^  Z.  B.  Gebiet,  Souveränetät,  Verfassungen  der  Can- 
tone, verfassungsmässige  Rechte  der  Bürger,  Rechte  und 
Befugnisse  der  Behörden,  Rechte  und  Freiheiten,  welche 
die    Bundesverfassung,    die    in    Ausführung    derselben   er- 
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Zahl  der  Gebote  ^^  und  Verbote*'  an  die  Cantone 
grosser  ist. 

Ebenso  fehlt  es  nicht  an  Garantien  und  Controlen, 
dass  die  Bundesregierung  die  ihr  anvertraute  Macht 
zur  Forderung  der  Sicherheit,  Tüchtigkeit  und  Wohl- 
fahrt des  schweizerischen  Volkes  gebraucht  und  sie 
Dicht  zu  Ungerechtigkeit,  Willkür  und  Unterdrückung 
misbraucht. 

Nach  der  Einrichtung  der  schweizerischen  Bundes- 
regierung sind  solche  Garantien  und  Controlen  zumeist 
in  Bezug  auf  die  Bundesversammlung  erforderlich. 

Die  Ausstattung  derselben  mit  weitgehenden  Macht- 
befugnissen auf  dem  Gebiete  der  gesetzgebenden,  voll- 
ziehenden und  richterlichen  Gewalt  ergab  sich  von  selbst 
daraus,  dass  sie  Nachfolgerin  der  Tagsatzung,  des  frühem 
obersten  und  wichtigsten  Organs  der  Eidgenossenschaft, 
ist.    Wie  die  Tagsatzung  die  beschränkten  Rechte  der 


lassenen  Bundesgesetze,  Concordate  und  Staatsverträge  ge- 
währen (Art.  5,  113,  s). 

"  Z.  B.  Zahlung  von  Matrikularbeiträgen  (Art.  42  [39]), 
Gewährung  von  Rechtshülfe  (Art.  61  [49],  67  [55]). 

^'  Z.  B.  Verbot  politischer  Bündnisse  und  Verträge 
(Art.  7),  des  Haltens  stehender  Truppen  über  300  Mann 
(Art.  13),  der  Selbsthülfe  (Art.  14),  der  Beeinträchtigung 
der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  (Art.  31  [29]),  der  Binnen- 
zölle (Art.  32  [30]),  der  Hinderung  der  freien  Nieder- 
lassung (Art.  45 — 48  [41 — 43]),  der  Doppelbesteuerung 
(Art.  46),  der  Ausweisung  von  Cantonsbürgern  (Art.  44 
[43]),  der  Beeinträchtigung  der  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit (Art.  49 — 53  [44]),  polizeilicher  Beschränkungen  der 
Ebeschliessung  (Art.  54),  der  Censur  oder  anderer  Ein- 
schränkungen der  Pressfreiheit  (Art.  55  [45]),  der  Be- 
schränkung des  Vereinsrechts  (Art.  56  [46]),  von  Ausnahme- 
gerichten (Art.  58,  59  [53]),  der  Zurückstellung  der  An- 
gehörigen anderer  Cantone  gegenüber  den  eigenen  Can- 
tonsbürgern (Art.  60  [48]),  der  Abzugsrechte  (Art.  62  [51]), 
bestimmter  Strafarten  (Art.  65  [54]). 
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frühern  Eidgenossenschaft  zu  üben  hatte,  so  jetzt  die 
Bundesversammlung  die  wesentlich  erweiterten  Macht- 
befugnisse der  seit  1848  umgestalteten  Eidgenossen- 
schafl.  Der  Bundesrath  und  das  Bundesgericht  sind 
neue  Einrichtungen,  welchen  keine  Traditionen  aus  der 
Vergangenheit  zur  Seite  stehen.  Nach  der  historischen 
Entwickelung  der  Eidgenossenschaft  lag  ihren  Staats- 
männern bei  Entwurf  und  Berathung  der  Bundesver- 
fassung von  1848  der  Gedanke  nicht  nahe,  den  Bundes- 
rath und  das  Bundesgericht  so  zu  gestalten,  dass  sie 
eine  directe  Controle  gegenüber  der  Bundesversamm- 
lung üben  konnten  und  sollten. 

Zu  den  Garantien  und  Controlen  der  Bundesver- 
sammlung gehört  zunächst  die  beschränkte  und  be- 
grenzte Zuständigkeit  des  Bundes  und  die  daraus  sich 
ergebenden  Schranken  des  Gesetzgebungsrechts,  weiter 
eine  Reihe  positiver  Schranken  namentlich  durch  um- 
ständliche Festsetzung  der  Rechte  und  Freiheiten  der 
Schweizerbürger,  dann  die  Eintheilung  der  Bundesver- 
sammlung in  zwei  Räthe,  von  denen  jeder  den  andern 
controlirt,  ferner  die  periodische  Erneuerung  beider 
Räthe  und  zuletzt  das  Referendum,  wodurch  das  schwei- 
zerische Volk  die  Entscheidung  über  die  wichtigsten 
Angelegenheiten  im  Machtbereiche  der  Bundesversamm- 
lung, nämlich  Bundesgesetze  und  allgemein  verbind- 
liche Bundesbeschlüsse  nicht  dringlicher  Natur,  an  sich 
ziehen  kann. 

Bei  Darstellung  der  Functionen  der  Bundesregierung 
ist  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  die  neuere  Ver- 
fassungs-  und  Rechtsentwickelung  der  Schweiz  sich  in 
der  Richtung  der  Gewaltentheilung  und  damit  der  Con- 
trole der  Bundesversammlung  durch  den  Bundesrath 
und  namentlich  durch  das  Bundesgericht  bewegt;  beide 
üben  bereits  gegenwärtig  eine  wenigstens  indirecte  Con- 
trole gegenüber  der  Bundesversammlung. 

Die  Controlen   in  Bezug  auf  den  Bundesrath  und 
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das  Buudesgericht  bestehen  darin,  dass  beide  nur  eine 
beschränkte,  durch  Verfassung  und  Gesetz  geregelte 
Zuständigkeit  haben,  dass  ihre  Mitglieder  nur  auf  Zeit 
gewählt  werden,  dem  eidgenössischen  Beamtenrecht 
unterstehen  und  namentlich  für  die  Verfassungs-  und 
Gesetzmässigkeit  aller  ihrer  Amtshandlungen  verant- 
wortlich sind  (Art.  117  [HO];  Bundesgesetz  vom  9.  De- 
cember  1850).»* 

Unumschränkte  Gewalt  ist  in  der  Schweiz,  wie  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  an  keiner  Stelle 
vorhanden.  Das  Schweizervolk,  im  Bunde  und  in  den 
Cantonen,  ist  zwar  Träger  der  obersten,  aber  nur  einer 
durch  Verfassung  und  Gesetz  regulirten,  beschränkten 
und  begrenzten  Gewalt. 

Die  Garantien  und  Controlen  zur  Gewähr  der  Bundes- 
verfassung sind  so  beträchtlich,  dass  man  der  Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  in  Bezug  auf  diese  wichtige 
Materie  wenn  auch  nicht  den  obersten,  so  doch  einen 
hervorragenden  Platz  unter  den  modernen  Bundesstaaten 
zugestehen  muss. 

§  31. 
Die  Yereinigten  Staaten  von  Mexiko. 

Aenderungen  der  Bundesverfassung  erfordern  Zwei- 
drittelmehrheit in  jedem  der  beiden  Häuser  des  Con- 
gresses  und  Genehmigung  durch  die  Mehrheit  der 
Staatslegislaturen  (Art.  127).  Das  den  Staatslegisla- 
turen generell  eingeräumte  Initiativrecht  bei  Bundes- 
gesetzen (Art.  65)  wird  auch  auf  Verfassungsgesetze  zu 
beziehen  sein,  wodurch  die  Abweichung  gegenüber  der 


^*  Vgl.  auch  Art.  12,  wonach  die  Mitglieder  der  Bundes- 
behörden und  die  eidgenössischen  Civil-  und  Militärbeamten 
von  auswärtigen  Regierungen  weder  Pensionen  oder  Gehalte 
noch  Titel,  Geschenke  oder  Orden  annehmen  dürfen. 
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Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  näm- 
lich dass  den  Staatslegislaturen  nicht  das  Recht  ge- 
währt ist,  die  Einberufung  einer  Verfassungsconvention 
zu  begehren,  an  Bedeutung  verliert.  Dagegen  ist  es 
eine  erhebliche  Abweichung  gegenüber  der  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  dass  die  Ge- 
nehmigung der  einfachen  Mehrheit  der  Staatslegislaturen 
ausreicht,  während  in  der  grossen  nordamerikanischen 
Republik  Genehmigung  durch  drei  Viertel  der  Staaten 
gefordert  wird.  Den  Grund  auch  dieser  Abweichung 
wird  man  in  dem  unitarischen  Ursprung  der  mexikani- 
schen Bundesverfassung  suchen  miissen.  Dem  Congressi 
nicht  den  Gerichtshöfen  gebührt  die  Entscheidung  der 
Frage,  ob  die  Zusatzgesetze  der  Bundesverfassung  ord- 
nungsmässig  zu  Stande  gekommen  sind  (Art.  127). 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  haben  gleich 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  ihren  Herr- 
schaftsrechten, in  ihren  Organen  und  deren  Functionen 
die  Mittel  eigenen  unabhängigen  Bestandes.  Nament- 
lich sind  sie  im  Besitze  des  Besteuerungsrechts  und 
der  Militärhoheit,  brauchen  daher  in  den  gewohnlichen 
Fällen  weder  Geld  noch  Mannschaften  von  den  Staaten 
zu  requiriren. 

Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko 
enthält  zahlreiche  Garantien  und  Controlen. 

In  Bezug  auf  -den  Vorzug  des  Bundesrechts  vor 
dem  Recht  der  einzelnen  Staaten  stimmen  die  Ver- 
fassungen der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
Mexiko  überein.  Die  Bundesverfassung,  die  nach  Maass- 
gabe derselben  erlassenen  Bundesgesetze  und  die  vom 
Präsidenten  mit  Zustimmung  des  Senates  geschlossenen 
volkerrechtlichen  Verträge  sind  auch  in  der  mexikani- 
schen Bundesrepublik  das  höchste  Gesetz  des  Landes, 
unangesehen  aller  entgegenstehenden  Bestimmungen, 
welche  Staatenverfassungen  oder  Staatengesetze  ent- 
halten   mögen    (Art.  126).     Die    Aufrechthnltung  der 
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Competenzgrenze  zwischen  der  Bundesgewalt  und  den 
Staatengewalten  und  die  Zurückweisung  von  U  eber- 
griffen der  Bundesgewalt  auf  das  Gebiet  der  Einzel- 
staaten und  dieser  auf  das  Gebiet  der  Bundesgewalt 
ist  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  wie  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  den  Gerichtshöfen, 
in  letzter  Instanz  dem  höchsten  Bundesgericht,  anver- 
traut (vgl.  §  24). 

Sämmtliche  öffentliche  Beamte  mijssen  vor  Eintritt 
iu  ihr  Amt  die  Beachtung  der  Bundesverfassung  und 
der  nach  Maassgabe  derselben  gemachten  Bundesgesetze 
durch  Eid  oder  Gelobniss  versprechen  (Art.  121). 

Geld  darf  aus  dem  Bundesschatzamte  nur  auf  Grund 
und  nach  Maassgabe  eines  Budget-  oder  sonstigen  Ge- 
setzes gezahlt  werden  (Art.  119). 

Niemand  darf  mehrere  aus  Volkswahl  hervorgehende 
Bundesämter  gleichzeitig  bekleiden  (Art.  118). 

Die  Bundesverfassung  regulirt  die  Verantwortlich- 
keit des  Präsidenten,  der  Senatoren,  Deputirten,  Mit- 
glieder des  höchsten  Bundesgerichts  und  der  Bundes- 
minister für  Amtsvergehen  und  für  gemeine  Vergehen, 
die  sie  bei  Ausübung  des  Amtes  begehen;  jedoch  mit 
der  Zusatzbestimmung,  dass  der  Präsident  während 
seiner  Amtsdauer  nur  wegen  Verrathes  gegen  das  Vater- 
land, ausdrücklicher  Verletzung  der  Verfassung,  An- 
griffe auf  die  Wahlfreiheit  und  schwerer  Verbrechen 
des  gemeinen  Rechts  zur  Verantwortung  gezogen  wer- 
den darf.  Die  Deputirtenkammer  entscheidet  als  grand 
Jury  mit  absoluter  Mehrheit,  ob  der  Angeschuldigte 
schuldig  ist  oder  nicht;  die  Bejahung  der  Schuldfrage 
bewirkt  Amtsverlust  und  bei  Amtsvergehen  Verweisung 
vor  den  Senat,  welcher  als  Urtheilsjury  die  verwirkte 
Strafe  verhängt,  bei  gemeinen  Vergehen  Verweisung 
vor  die  gewohnlichen  Gerichte  zur  Erkennung  der  ver- 
wirkten Strafe.  Wer  wegen  Amtsvergehen  verurtheilt 
i.^t,  kann  nicht  begnadigt  werden.     Der  Strafanspruch 
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wegen  Amtsvergehen  verjährt   in  Jahresfrist  nach  Be- 
endigung des  Amtes.  ^ 

Indessen  hängt  die  Gewähr  und  die  gedeihliche 
Wirksamkeit  einer  jeden  und  zumal  einer  volksthüm- 
lichen  Verfassung  schliesslich  von  dem  Zustande  des 
Volkes  ab.  Noch  so  sorgfältig  ersonnene  und  formu- 
lirte  Garantien  und  Controlen  einer  volksthümlichen 
Verfassung  haben  mu*  papierne  Bedeutung,  wenn  nicht 
dahinter  der  Wille  des  Volkes  steht,  dass  VerfiissuDg 
und  Gesetz  beachtet  werden  sollen  und  dass  wer  sie 
bricht  nicht  straffrei  ausgeht.  Ist  der  gesetzliche  Sinn 
des  Volkes  nicht  durch  lange  Uebung  und  Schulung 
entwickelt,  so  werden  Verfassung  und  Gesetz  nur  so 
lange  herrschen,  bis  eine  grosse  Versuchung  zu  ihrer 
Verletzung  eintritt.  Wie  schon  früher  (§  6)  hervor- 
gehoben, hat  es  in  Mexiko  an  Insurrectionen  und  In- 
surrectionsregierungen  nicht  gefehlt.  Im  Hinblick  darauf 
bestimmt  die  Verfassung  im  Art.  128  ausdrücklich,  dass 
sie  durch  solche  Ereignisse  in  ihrem  rechtlichen  Be- 
stände nicht  berührt  wird  und  dass  diejenigen,  welche 
an  der  Insurrectionsregierung  theilgenommen  oder  ihr 
Beistand  geleistet  haben,  die  gesetzliche  Strafe  erleiden 
sollen.  Möge  der  im  Art  128  vorgesehene  Fall  nicht 
wieder  eintreten! 

§  32. 
Die  Argentinische  Bepublik. 

Die  Verfassungsgesetzgebung  ist  wie  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  kein  Theil  der 
Bundesgesetzgebung;    sie    steht    ausserhalb    und   über 


^  Dies  der  wichtigste  Inhalt  der  im  Detail  complicirten 
Art.  103  — 107.  Für  Civilklagen  gegen  Bundesbeamte  gilt 
das  bürgerliche  Recht,  ohne  irgendein  Privilegium  derselben 
(Art.  108). 
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derselben.  Dem  Congress  gebührt  nur  ihre  Vorberei- 
tuDg,  nämlich  die  Beschlussfassung  über  die  Noth- 
wendigkeit  einer  vollständigen  oder  theilweisen  Revision 
der  Bundesverfassung,  und  die  Einberufung  einer  be- 
sondern Verfassungsconvention,  welche  über  die  Ver- 
fassungsänderung zu  beschliessen  hat.  Zum  Beschluss 
über  die  Nothwendigkeit  einer  Verfassungsänderung 
ist  Zweidrittelmehrheit  in  jedem  Hause  des  Congresses 
erforderlich,  die  Zusammensetzung  der  Verfassungscon- 
vention richtet  sich  nach  den  Beschlüssen  des  Con- 
gresses. Diese  entscheidet  als  unmittelbares  Organ  des 
souveränen  argentinischen  Volkes  endgültig  über  Aende- 
rungen  der  Bundesverfassung,  ohne  dass  es  einer  Ge- 
nehmigung derselben  durch  Provinzialorgane  bedürfte 
(Art.  30).  Diese  erhebliche  Abweichung  von  der  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wird 
man  auf  den  unitarischen  Ursprung  der  argentinischen 
Verfassung  zurückführen  müssen. 

Die  Argentinische  Republik  hat  gleich  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  Mexiko  und  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  ihren  Herrschafts- 
rechten, in  ihren  Organen  und  deren  Functionen  aus- 
reichende Mittel  eigenen  unabhängigen  Bestandes;  sie 
ist  von  Beiträgen  imd  Leistungen  der  Provinzen  nicht 
abhängig. 

Aehnlich  den  Verfassungen  der  eben  genannten 
Bundesstaaten  enthält  die  argentinische  Verfassung  eine 
grosse  Zahl  von  Garantien  und  Controlen. 

Auch  in  der  Argentinischen  Republik  hat  das  Bundes- 
recht den  Vorrang  vor  dem  Provinzialrecht.  Die  Bundes- 
verfassung, die  in  Ausführung  (nach  Maassgabe)  der- 
selben erlassenen  Bundesgesetze  und  die  völkerrecht- 
lichen Verträge  des  Bundes  sind  das  höchste  Gesetz, 
wodurch  sämmtliche  Pro vinzialge walten  unangesehen 
abweichender  Bestimmungen  in  den  Provinzialverfas- 
>ungeii  und  den  Provinzialgesetzen  gebunden  werden 
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(Art.  31).^  Die  endgültige  Auslegung  der  BundesTer- 
fassung,  die  Aufrechthaltung  der  Rangordnung  unter 
den  verschiedenen  Rechtsquellen,  die  Wahrung  der 
Competenzgrenze  zwischen  der  Bundesgewalt  und  den 
Provinzialgewalten  gehört  auch  in  der  Argentinischen 
Republik  zur  Zuständigkeit  der  Gerichtshöfe,  in  letzter 
Instanz  des  höchsten  Bundesgerichts.  Die  Bestimmungen 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(Art.  VI,  2,  3;  III,  Sect.  2,  1),  woraus  das  Recht  und  die 
Pflicht  der  Gerichtshöfe  entspringt,  bei  der  Recht- 
sprechung verfassungswidrigen  Gesetzen  und  sonstigen 
verfassungswidrigen  Acten  der  Bundes-  und  der  Staaten- 
gewalten Wirksamkeit  zu  versagen,  sind  in  der  argen- 
tinischen Verfassung  (Art.  31,  100,  98)  wiederholt. 

Die  vornehmsten  Garantien  gegen  Misbrauch  der 
Bundesgewalt  zu  Ungerechtigkeit,  Willkür  und  Unter- 
drückung liegen  auch  nach  der  argentinischen  Bundes- 
verfassung in  der  Unterscheidung  der  gesetzgebenden, 
vollziehenden  und  richterlichen  Gewalt  und  in  deren 
Ueberweisung  an  verschiedene  Organe,  von  denen  jedes 
das  andere  controlirt,  ferner  in  der  Eintheilung  des 
Congresses  in  zwei  Abtheilungen,  von  denen  jede  die 
andere  controlirt,  dann  in  dem  Einwendungsrecht  des 
Präsidenten  gegen  Gesetzentwürfe  des  Congresses,  wel- 
ches zu  deren  abermaliger  Erwägung  und  Prüfung  in 
dem  Senate  und  in  der  Deputirtenkammer  führt,  weiter 
in  der  verhältnissmässig  kurzen  Amtsdauer  der  Sena- 
toren, der  Deputirten,  des  Präsidenten  und  des  Vice- 
präsidenten,  und  zuletzt  in  der  verfassungsmässig  ge- 
ordneten Verantwortlichkeit  wichtiger  Organe  des 
Bundes. 


^  Unbeschadet  eines  wenig  erheblichen  Vorbehalts  für 
die  Provinz  Buenos- Ayres  in  Bezug  auf  die  nach  dem  Ver- 
trage vom  11.  November  1859  ratificirten  völkerrechtlichen 
Verträge.     Art.  31. 
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Die  Deputirtenkammer  hat  das  Recht,  durch  einen 
Beschluss,  zu  welchem  Zweidrittelmehrheit  erforderlich 
ist,  gegen  den  Präsidenten,  den  Vicepräsidenten,  die 
Bundesminister  und  die  Bundesrichter  wegen  ungetreuer 
Verwaltung  ihres  Amtes,  wegen  Amtsvergehen  und 
wegen  gemeiner  Verbrechen  vor  dem  Senate  Staats- 
klage zu  erheben  (Art.  45).  Der  Senat  entscheidet  über 
dieselbe  in  öffentlicher  Sitzung,  unter  Vorsitz  des  Präsi- 
denten des  höchsten  Bundesgerichts,  falls  der  Bundes- 
präsident unter  Anklage  steht.  Das  Schuldig  kann  nur 
mit  wenigstens  Zweidrittelmehrheit  der  anwesenden 
Senatoren  ausgesprochen  werden.  Das  Urtheil  darf 
nur  auf  Amtsentsetzung  und  auf  Unfähigkeit  zur  Be- 
kleidung eines  ;audern  Bundesamts  gehen,  wodurch 
jedoch  Verfolgung  und  Bestrafung  durch  die  gewöhn- 
lichen Gerichte  nicht  ausgeschlossen  wird  (Art.  51,  52). 

Weitere  Garantien  der  Bundesverfassung,  nament- 
lich auch  zur  Erhaltung  von  Eintracht  und  eines  ge- 
eigneten Verkehrs  unter  den  Bundesgliedern,  sowie  zur 
Hinderung  eines  Misbrauchs  der  Bundesgewalt  zu  Un- 
gerechtigkeit, Willkür  und  Unterdrückung,  sind  in 
einer  Reihe  von  Einzelbestimmungen  enthalten,  na- 
mentlich 

1.  vollständige  Beweiskraft  der  öffentlichen  Acte  und 
der  gerichtlichen  Verhandlungen  im  ganzen  Bundes- 
gebiete, mit  Befugniss  für  den  Congress,  durch  allge- 
meine Gesetze  die  Form  dieser  Acte  und  Verhandlungen 
und  ihre  Rechtswirkungen  zu  bestimmen;  die  Provinzen 
sind  gegenseitig  zur  Auslieferung  von  Verbrechern  ver- 
pflichtet (Art.  7,  8) ; 

2.  gemeinsames  Indigenat  der  Angehörigen  der  ver- 
schiedenen Provinzen,  nämlich  Verbot  einer  rechtlichen 
Zurücksetzung  der  Angehörigen  anderer  Provinzen  hinter 
den  eigenen  Angehörigen  (Art.  8); 

3.  freier  Verkehr  im  ganzen  Bundesgebiete;  Binnen- 
zolle und  sonstige  Abgaben  beim  U ebergang  von  Per- 
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sonen  und  Sachen  von  dem   einen  Theile  des  Bundes- 
gebietes in  den  andern  sind  verboten  (Art.  9 — 12); 

4.  eine  Reihe  von  Grundrechten  (Art.  14 — 19,  23; 
vgl.  auch  Art.  28,  33)  ^  für  alle  Einwohner  des  Bundes- 
gebietes, insbesondere  personliche  Freiheit  unter  Ver- 
bot der  Sklaverei  (Art.  15),  Handels-  und  Gewerbe- 
freiheit, Freizügigkeit,  Pressfreiheit,  freie  Verfiigung  über 
das  Eigenthum,  Vereinsrecht  zu  nützlichen  Zwecken, 
Glaubens-  und  Unterrichtsfreiheit  (Art.  14,  32),  Gleich- 
heit aller  vor  dem  Gesetz  unter  Verbot  von  Standes- 
vorrechten und  Adelstiteln,  allgemeine  Zugänglichkeit 
der  öffentlichen  Aemter  für  alle  dazu  befähigten  Per- 
sonen, Verbot  von  Steuer-  und  Zollprivilegien  (Art.  16), 
Unverletzlichkeit  des  Eigenthums  vorbehaltlich  der  Ex- 
propriation, Unzulässigkeit  der  Heranziehung  zu  per- 
sonlichen Diensten  ausser  auf  Grund  eines  Gesetzes 
oder  gerichtlichen  Urtheils,  Verbot  der  Vermogenscon- 
fiscation  (Art.  17),  nulla  poena  sine  lege  sive  ex  ante 
facto^  Verbot  von  Ausnahmegerichten,  Verbot  *  willkür- 
licher Behandlung  im  Strafprocess,  Unverletzlichkeit 
der  Wohnung,  Verbot  der  Todesstrafe  für  politische 
Verbrechen  (Art.  18;  vgl.  auch  Art.  24,  102),  Befiigniss 
eines  jeden  zu  allen  Handlungen,  welche  das  Gesetz 
nicht  verbietet,  Verbot  Leistungen  zu  fordern,  welche 
das  Gesetz  nicht  anordnet  (Art.  19),  Beschränkung  der 
Wirkung  des  Belagerungszustandes  in  Ansehung  der 
Personen  auf  die  Befugniss  zu  ihrer  Verhaftung  und 
Internirung  beziehungsweise  Ausweisung,  mit  ausdrück- 
lichem Verbote  an  den  Bundespräsidenten,  jemals 
richterliche  Befugnisse  auszuüben  (Art.  23,  95); 

5.  Verbot  an  den  Congress  und  die  Provinziallegis- 
laturen,  dem  Präsidenten  beziehungsweise  den  Gouver- 
neuren solche  ausserordentliche  Gewalten  zu  übertragen, 


2  Art.  20   enthält   besondere    (günstige)  Bestimmungen 
über  die  Rechtsstellung  der  Fremden  im  Bundesgebiete. 
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welche  das  Leben,  die  Ehre  oder  das  Vermögen  der 
argentinischen  Bürger  zu  ihrer  Verfügung  stellen 
(Art.  29). 

Die  Schlussbemerkung  bei  Untersuchung  des  mexi- 
kanischen Bundesrechts  (§31)  ist  auch  hier  am  Platze; 
die  Gewähr  und  die  gedeihliche  Wirksamkeit  der  allen 
billigen  theoretischen  Anforderungen  genügenden  argen- 
tinischen Verfassung  hängt  schliesslich  ab  von  dem  Zu- 
stande des  argentinischen  Volkes.  Auch  wer  gern  das 
ehrenwerthe  Streben  der  Urheber  dieser  Verfassung  an- 
erkennt,  nach  dem  Vorbilde  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  eine  „Regierung  von  Gesetzen"  zu  schaffen, 
muss  den  Zusatz  machen,  dass  in  der  historischen  Ent- 
wickelung  des  argentinischen  Volkes  Hindernisse  gegen 
die  sofortige  Verwirklichung  dieses  Strebens  liegen, 
deren  vollige  Ueberwindung  nur  von  dem  wohlthätigen 
Einflüsse  der  Zeit  und  langer  ungestörter  Wirksamkeit 
der  Verfassung  zu  erwarten  ist. 


§  33. 
Der  Canadische  Bund. 

Die  Unterordnung  des  Canadischen  Bundes  unter 
englische  Oberhoheit  hat  manche  Eigenthümlichkeiten 
in  Bezug  auf  die  Aenderung  und  die  Garantien  der 
Verfassung  hervorgebracht. 

Die  Bestimmungen  der  canadischen  Bundesverfassung 
zerfallen,  was  die  Art  und  den  Weg  ihrer  Aenderung 
anlangt,  in  vier  Gruppen. 

Einige  derselben  können  nur  von  dem  englischen 
Parlament  im  Wege  der  englischen  Gesetzgebung  (1), 
andere  können  ausserdem  durch  Verordnung  der  eng- 
lischen Konigin  (2)  oder  durch  Bundesgesetz  im  Wege 
der  canadischen  Bundesgesetzgebung  (3)  oder  durch 
Provinzialgesetz  im  Wege  der  Provinzialgesetzgebung 
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oder  gar  durch  Verfügung  des  Provinzialgouverneurs 
mit  Beiratb  seines  Ministeriums  (4)  geändert  werden. 
Die  meisten  und  wichtigsten  Bestimmungen  gehören 
zur  ersten  Gruppe.  Die  Vertheilung  der  Herrschafts- 
rechte zwischen  dem  Bunde  und  den  Provinzen,  die 
Organisation  der  Bundesgewalt,  die  obersten  Bestim- 
mungen über  die  Functionen  der  Bundesregierung,  so- 
wie die  reclitlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Bunde 
und  dem  Mutterlande  können  nur  durch  englisches 
Parlamentsgesetz  geändert  w^erden.  Wie  der  Canadische 
Bund  formell  ein  Geschöpf  des  englischen  Parlaments 
ist,  so  ist  formell  das  englische  Parlament  und  nur  das 
englische  Parlament  zu  seiner  Aufhebung  und,  in  den 
wesentlichsten  Haupt bestimmungen,  zu  seiner  Aende- 
rung  befugt.  Der  innere  Grund  der  Ausnahme  einest 
grossen  und  wichtigen  Theiles  des  canadischen  Ver- 
fassungsrechts von  der  Zuständigkeit  .des  canadischen 
Parlaments  liegt  nahe ;  hätte  diisselbe  volle  Gewalt 
über  die  Bundesverfassung,  so  würde  es  die  Verbindung 
mit  dem  Mutterlande  im  Wege  der  Verfassungsgesetz- 
gebung erst  lockern  und  dann  losen  können;  das  Veto 
der  englischen  Königin  und  des  englischen  General- 
gouverneurs würde  sich  als  ein  ausreichendes  Schutz- 
mittel für  die  Erhaltung  dieser  Verbindung  schwerlich 
erweisen.  Indessen  ist  das  Maass  der  Selbst regierung. 
dessen  sich  der  Canadische  Bund  nach  langer  Praxis 
erfreut,  so  bedeutend  und  die  wiederholt  ausgesprochene 
und  bethätigte  Abneigung  der  englischen  Staatsmänner 
aller  Parteien  ^,  sich  ohne  Anruf  einer  zuständigen  CV 
lonialautorität  in  die  inneren  Angelegenheiten  der 
Colonien  mit  verantwortlicher  Eegierung  einzumischen, 
so  gross,    dass    eine   Aenderung  oder   gar  Aufhebuni: 


^  Vgl.  die  Belogstellen  (John  Stuart  Mill,  Lord  Saüs- 
bury)  im  §  5,  eine  Vermehrung  derselben  erachte  ich  tur 
unnöthig. 
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der  canadischen  Bundesverfassung  ohne  Antrag  des 
canadischen  Parlaments,  mindestens  des  canadischen 
Unterhauses,  ausserhalb  des  Bereiches  der  praktischen 
Politik  liegt.  Die  englische  Regierung,  wie  sie  sich 
ioi  Laufe  dieses  Jahrhunderts  ausgebildet  hat,  ist  nicht 
allein  eine  Regierung  von  Gesetzen,  sondern  auch  eine 
Regierung  der  Ueberredung  nicht  der  blossen  Gewalt 
(„governmeut  not  of  force  only,  but  of  persuasion"  ^), 
sie  ruht  auf  dem  Willen  des  Volkes  und  kann  nur  in 
Uebereinstimmung  mit  demselben  wirksam  geführt 
werden.  Gilt  dies  schon  von  England  und  Schottland, 
so  in  noch  weit  grosserm  Umfange  von  den  englischen 
Colonien  mit  verantwortlicher  Regierung.  Die  aus- 
schliessliche Zuständigkeit  des  englischen  Parlaments 
zur  Aenderung  der  meisten  und  wichtigsten  Bestim- 
mungen der  canadischen  Bundesverfassung  hat  daher 
nur  die  praktische  Bedeutung,  dass  dasselbe  sich  eine 
Priifung  und  Sanctionirung  der  canadischen  Anträge 
auf  Aenderung  der  Bundesverfassung  vorbehalten  hat 
und  solche  Anträge  zurückweisen  kann,  welche  die  Be- 
ziehungen zum  Mutterlande  beeinträchtigen  oder  nicht 
durch  ausreichende  Gründe  unterstützt  werden;  sie  ist 
ein  Sicherungsmittel  gegen  unüberlegte,  hastige,  un- 
reife Verfiissungsänderungen,  welches  einsichtige  eng- 
lische Staatsmänner  in  der  englischen  Verfassung,  wie 
sie  sich  neuerdings  entwickelt  hat,  schmerzlich  ver- 
missen.^ 

2  W.  E.  Gladstoue  in  der  North  American  Review,  1878, 
S.  182. 

'  Sir  Henry  Sumner  Maine,  S.  77—81,  163,  164.  Rede 
des  Marquess  of  Hartingtou  (jetzt  Duke  of  Devonshire)  in 
Manchester  am  10.  November  1891 :  „The  System  of  govern- 
ment  ander  which  we  shall  live,  if  the  National  Liberal 
Federation  of  Newcastle  has  its  way,  will  be  that  of  a 
Single  Legislative  Chamber,  all  powerful  for  the  purposes 
of  legislation,  and  a  Committee  of  that  body,  all  powerful 
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Zu  der  zweiten  Gruppe  gehört  nicht  die  Bestimmung 
der  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  146,  wonach  die  englische 
Königin  durch  Verordnung  im  Geheimen  Rathe  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  das  Bundesgebiet  er- 
weitern darf  (vgl.  §  5),  weil  darin  keine  Aenderung 
sondern   nur   eine    Ausführung    der   Bundesverfassung 


for  the  purposes  of  the  executive  and  administrative  business 

of  the  people If  this  is  the  best  form  of  govem- 

ment  for  a  great,  ancient,  powerful  and  world-wide  Empire 
such  as  ours,  it  is  an  experiment  which  never  yet  has  been 
tried,    either   by   ourselves   or   by   any  other  people.     If  it 
is  the  best  form  of  government  for  Tis,  theo  all  the  wisdoiu, 
patriotism,  labour   and   experience  of  those  statesmen  who 
built  up  our  Parliamentary  Constitution,   with  all  its  ano- 
malies,  with  all  its  checks  against  ill-cousidered  legislation, 
have   been   thrown   away.     The  labours  of  those  statesmen 
who    built   up    the   American    Constitution   (United  States) 
with  its  careful  Separation  of  the  legislative  and  executive 
funetions,  and  its  careful  checks  against  hasty  and  ill-con- 
sidered   fundamental   changes   of  the  Constitution,   will  he 
thrown    away;   the   system   adopted   by  the   statesmen  who 
founded  the  republican  government  in  France  and  Switzer- 
land   will   be   abolished    and    finally   extinguished ;     all  the 
labours  of  our  statesmen  who  have  prepared  a  Constitution 
for    the    democratic   style   of   government    in    our   Colonies 
under    which    they   have    become   prosperous   and  powerful, 
also  have  been  thrown  away.    It  is  time  that  some  thought 
were  given  to  the  consideration   of  the  subject  before  you 
agree    to    sweep    away    every    check    and    every    safeguard 
which  our  ancient  Constitution  has  attained.     I  consent  to 
the  majority   being    the    ultimate  arbiter  both  of  our  laws 
and  of  our  policy,  under  a  Constitution  resting  on  a  demo- 
cratic  basis    such   as    ours.      But   it    is   open   to    the  most 
ardent  admirer  of  democracy  to  admit  of  some  precautions 
which  will  secure  that  the  will  of  the  people,  upon  which 
the  government  finally  must  rest,   shall   be    deliberate,  in- 
structed,    and   the  fixed   and   the    final  will   of  the  people, 
and  not  a  temporary  expression  of  a  fleeting  passion  or  a 
fleeting  fancy."     Vgl.  §  16,  Anm.   14. 
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enthalten  ist.  Wol  aber  fällt  unter  diese  Rubrik 
B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  16,  wodurch  die  englische 
Königin  zur  Verlegung  des  Sitzes  der  Bundesregierung 
von  Ottawa  nach  einem  andern  Orte  ermächtigt 
wird.* 

Zu  der  dritten  Gruppe  gehören,  abgesehen  von 
Einzelheiten,  die  ich  auch  hier  bei  Seite  lasse  *,  manche 
Bestimmungen,  welche  die  Mitglieder  und  die  Organe 
des  Bundes  betreffen.  Das  canadische  Parlament  mag 
neue  Provinzen  aus  den  Territorien  bilden,  ihre  Pro- 
vinzialverfassung  bei  der  Zulassung  regeln  und  sie  als 
Mitglieder  aufnehmen  (B.  N.  A.  Act  1871,  Sect.  2); 
es  mag  ferner  mit  Zustimmung  der  betheiligten  Legis- 
laturen die  Provinzialgrenzen  ändern  (B.  N.  A.  Act 
1871,  Sect.  3).  Hat  es  auch  im  Uebrigen  keine  Zu- 
ständigkeit in  Bezug  auf  das  Amt  des  Generalgouver- 
neurs, so  mag  es  doch  seine  provisorische  Befugniss 
zur  Anstellung  solcher  Beamten,  welche  zur  Aus- 
fuhrung der  Bundesverfassung  nöthig  oder  geeignet 
sind,  ändern  und  sein  Gehalt  mehren  oder  mindern 
(B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  131,  105).  Es  mag  weiter 
die  Zahl  der  Mitglieder  aus  neuen  Provinzen  und  den 
Territorien  in  dem  Senate  und  dem  Unterhause  fest- 
stellen (B.  N.  A.  Act  1871,  Sect.  2,  und  1886,  Sect.  l;; 
es  mag  auch  die  Bestimmungen  der  Bundesverfassung 
über  die  Beschlussfähigkeit  des  Senates  (B.  N.  A.  Act 
1867,  Sect.  35),  die  Wahlkreise  zum  Unterhause  (ebd., 
Sect.  40),  die  zum  Erwerb  der  Mitgliedschaft  in  dem- 


*  Bei  dem  Satze  von  Munro,  S.  266:  „The  seat  of  the 
Government  can  be  altered  only  by  the  Crown",  ist  über- 
sehen, dass  auch  durch  englisches  Parlamentsgesetz  der 
Sitz  der  Bundesregierung  verlegt  werden  kann. 

*  So  kann  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  141  über  das  Zucht- 
haus von  Ontario  und  Quebec  durch  das  canadische  Par- 
lament geändert  werden. 
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selben  nöthigen  Eigenschaften  und  den  Verlust  der 
Mitgliedschaft  (ebd.,  Sect.  41),  das  active  Wahlrecht 
(ebd.,  Sect.  41),  das  Wahlverfahren  (ebd.,  Sect.  41 — 
43),  die  Entscheidung  über  streitige  Wahlen  (ebd., 
Sect.  41),  die  Vertretung  des  Vorsitzenden  des  Unter- 
hauses (ebd.,  Sect.  47)  ändern  und  die  Zahl  der  Mit- 
glieder desselben  innerhalb  der  verfassungsmässigen 
Schranken  vermehren  (ebd.,  Sect.  52),  auch  die  Privi- 
legien, Immunitäten  und  Befugnisse  des  Senates  und 
Unterhauses  und  ihrer  Mitglieder  feststellen,  jedoch 
nicht  über  das  Maass  der  jeweilig  bestehenden  Privi- 
legien, Immunitäten  und  Befugnisse  des  englischen 
Unterhauses  und  seiner  Mitglieder  (Parliament  of  Ca- 
nada  Act  1875,  Sect.  1). 

Die  letzte  Gruppe  besteht  aus  den  Bestimmungen 
der  Bundesverfassung,  welche  auf  die  Verfassung  (B. 
N.  A.  Act  1867,  Sect.  63—65,  68—89)  und  bestimmte 
Einrichtungen  (ebd.,  Sect.  134  — 136)*  der  einzelnen 
Provinzen  Bezug  haben  Den  Provinzen  ist,  wie  be- 
reits hervorgehoben  (§  12),  das  ausschliessliche  Recht  ^ 
zur  Aenderung  der  Provinzialverfassung  gegeben  (ebd., 
Sect.  92,  i),  allein  ausgenommen  das  Amt  des  Provinz- 
gouverneurs, welcher  die  Beziehungen  der  Provinz 
zu  dem  Bunde  und  indirect  auch  zu  dem  Mutterlande 
vermittelt  und  wol  aus  diesem  Grunde  der  Provinzial- 
autonomie  entrückt  ist. 


^  Sect.  68  und  136  können  durch  die  Provinzialgou- 
verneure   mit  Beirath   ihres  Ministeriums    geändert  werden. 

^  Ueber  die  Bedeutung  des  Wortes  „exclusive"  bitte 
ich  §  12,  Anm.  5,  zu  vergleichen;  ein  englisches  Parlaments- 
gesetz, welches  unter  Aufhebung  oder  Aenderung  von  B. 
N.  A.  Act  1867,  Sect.  92,  i  die  Verfassung  einer  Provinz 
regelt,  wird  durch  die  jetzt  bestehende  ausschliessliche  Be- 
fugniss  der  Provinziallegislaturen  zur  Aenderung  der  Pro- 
vinzialverfassungen  nicht  ausgeschlossen. 
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Die  weitere  hier  zu  untersuchende  Frage:  ob  der 
Canadische  Bund  in  seinen  Herrschaftsrecbten,  seinen 
Organen  und  deren  Functionen  ausreichende  Mittel 
eigenen  Bestandes  und  gedeihlicher  Wirksamkeit  hat, 
bietet  manche  Schwierigkeiten;  auf  Einstimmigkeit 
bei  ihrer  Beantwortung  wird  nicht  zu  rechnen  sein. 

Einen  genügenden  Grund  zu  ihrer  Verneinung  wird 
man  nicht  daraus  entnehmen  können,  dass  dem  eng- 
lischen Parlamente  die  Verfügung  über  die  canadische 
Bundesverfassung  zusteht.  Je  weiter  die  Entwickelung 
der  englischen  Colonien  mit  verantwortlicher  Regierung 
fortschreitet,  um  so  bedeutungsloser  wird  das  Residuum 
von  Oberhoheit,  welches  dem  englischen  Parlamente 
verblieben  ist.  Die  formell  unbeschränkte  Zuständig- 
keit desselben  zur  Aufhebung  der  canadischen  Bundes- 
verfassung ist  materiell  mit  so  wirksamen  Schranken 
umgeben,  dass  sie  die  Selbstbestimmung  des  Cana- 
dischen Bundes  in  seinen  Angelegenheiten  nur  wenig 
beeinträchtigt.  Zur  Weisheit  des  englischen  Parlaments 
darf  man  das  Zutrauen  haben,  dass  die  schweren 
Fehler,  welche  zum  Unabhängigkeitskriege  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  geführt  haben,  nicht 
wiederholt  werden.^ 

Belangreicher  ist  folgender  Umstand.  Nach  der 
historischen  Entwickelung  des  Verhältnisses  von  Mutter- 
land und  Colonien  darf  man  zu  der  „guten  Regierung 
von  Canada",  deren  Ordnung  durch  die  B.  N.  A.  Act 
1867,  Sect.  91  dem  canadischen  Parlamente  überwiesen 
ist,  die  Ausübung  des  Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandt- 
schaftsrechts nicht  rechnen.  Abweichend  von  der 
grossen  Mehrzahl  der  modernen  Bünde  sind  dem  Ca- 
nadischen Bunde  durch  die  B.  N.  A.  Act  1867,  Sect.  132 
auf  internationalem  Gebiete  nur  diejenigen  Befugnisse 


^  Vgl.  John  Austin,  Lectures  on  Jurisprudence,  I,  12.3 
—125. 
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überwiesen,  welche  nothig  oder  geeignet  sind,  um  die 
aus  internationalen  Verträgen  entspringenden  Pflichten 
Englands  in  Bezug  auf  Canada  und  die  einzelnen  dazu 
gehörigen  Provinzen  und  Gebiete  zu  erfüllen-  Das 
Heer  und  die  Flotte  von  Canada  sind  wenig  ent- 
wickelt.^ Das  Mutterland  sorgt  auf  seine  Kosten  und 
mit  seinen  Mitteln  für  die  internationale  Vertretung 
des  Canadischen  Bundes  und  die  Vorbereitung  einer 
etwa  nothigen  Vertheidigung  desselben.  *° 


^  Die  Zuständigkeit  des  canadischen  Parlamentes  er- 
streckt sich  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  B.  N.  A. 
Act  1867,  Sect.  91,  7  auf  die  Miliz,  den  Militär-  und  See- 
dienst und  die  Vertheidigung.  In  Ausführung  dieser  Be- 
stimmung sind  Bundesgesetze  über  Land-  und  Seemilizen 
ergangen,  deren  Inhalt  Munro,  S.  210 — 213  mittheilt;  für 
die  Miliz  und  die  Vertheidigung  besteht  ein  besonderes 
Bundesministerium.  Man  wird  indessen  nicht  fehl  gehen, 
wenn  man  diesen  Bestimmungen  und  Einrichtungen  keine 
grosse  praktische  Bedeutung  beilegt;  in  jungen  Colonial- 
ländern  sind  alle  Hände  zur  Erschliessung  der  reichen 
Naturkräfte  nöthig,  zu  einem  wirksamen  Militärdienst  wird 
weder  Neigung  noch  Zeit  vorhanden  sein.  Das  Beispiel 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  im  Unabhängigkeits- 
und namentlich  im  Secessionskriege  zeigt,  dass  im  Noth- 
falle  Patriotismus  und  Material  zu  einer  tüchtigen  Land- 
und  Seemacht  vorhanden  ist. 

^^  Die  Regierungs-  und  Verwaltungskosten  sind  in 
jungen  Colonialläudern  sehr  hoch.  Die  Erschliessung  der 
reichen  Naturkräfte  in  einem  sehr  grossen  Gebiete  durch 
Eisenbahnen  und  andere  Wege,  Canäle,  Ilafenanlagen,  Re- 
gulirung  von  Flüssen,  der  Bau  und  die  Einrichtung  von 
Städten  u.  s.  w.  erfordern  grosse  Ausgaben ;  jungen  Colonial- 
ländern  fehlt  die  Ausstattung,  welche  alte  Culturländer  der 
Sorgfalt  und  dem  Fleiss  der  Vorfahren  verdanken.  Der 
Mangel  eigenen  Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrechts 
bewirkt  den  Ausfall  der  grossen  Kosten,  welche  die  Hand- 
habung dieser  Rechte  mit  sich  bringt.  Der  nur  zu  natür- 
liche Wunsch  Englands,  einen  Theil  der  Kosten  der  Flotte 
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Man  wird  annehmen  dürfen,  dass  die  Ersparung 
dieser  Kosten  den  Mangel  des  eigenen  Kriegs-,  Ver- 
trags- und  Gesandtschaftsrechts  mindestens  compensirt, 
zumal  der  Canadische  Bund  nach  seiner  historischen 
Entwickelung  und  seiner  geographischen  Lage  von 
Kriegsgefahr  frei  oder  doch  beinahe  frei  ist;  in  Be- 
rücksichtigung der  besonderen  Verhältnisse  des  Cana- 
dischen  Bundes  wird  man  daher  in  dem  Fehlen  dieser 
Rechte  keinen  ausreichenden  Grund  zur  Verneinung 
der  obigen  Frage  finden  dürfen. 

Anlangend  die  innere  Regierung,  so  ist  der  Cana- 
dische Bund  in  noch  grösserm  Umfange  als  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  von  seinen  Gliedern  un- 
abhängig. 

Die  Provinzen  haben  nicht  wie  die  Staaten  in  der 
grossen   Nachbarrepublik  das  Recht,    die  Einberufung 


und  der  auswärtigen  Vertretung  auf  die  Colonien  mit  ver- 
antwortlicher Regierung  abzuwälzen,  wird  schwerlich  in 
Erfüllung  gehen;  die  Colonien  werden  voraussichtlich  nicht 
freiwillig  zahlen  und  das  Mutterland  will  und  kann  sie 
nicht  zwingen.  Vgl.  §  5  am  Schluss.  —  Die  praktiscli 
wirksamsten  und  dauerhaftesten  Bindeglieder  zwischen  Eng- 
land und  seinen  Colonien  mit  verantwortlicher  Regierung 
sind  wol,  dass  England  die  Kosten  für  ihre  internationale 
Vertretung  zahlt,  die  Mittel  für  ihre  etwaige  Vertheidigung 
bereit  hält  und  ihnen  das  billige  englische  Capital  leicht 
zugänglich  macht  (3  Vs  \  canadische  Bundesanleihe  ist  im 
November  1891  an  der  Londoner  Börse  über  pari  gehan- 
delt); die  Gegenleistung  der  Colonien  besteht  vorzugsweise 
darin,  dass  sie  trotz  aller  Schutzzölle  ein  guter  Markt  für 
englische  Waaren  sind  und  dass  sie  die  überschüssige  eng- 
lische Bevölkerung  leicht  und  gern  aufnehmen.  Ohne  die 
Colonien  würde  ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  der  eng- 
lischen Bevölkerung  beschäftigungs-  und  brotlos  sein;  die 
Loslösung  der  Colonien  würde  die  ungeheuren  politischen, 
wirthschaftlichen ,  socialen  und  sittlichen  Gefahren  der 
üebervölkerung  für  England  steigern. 
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einer  Verfassungsconvention  zu  begehren,  welche  mit 
Zustimmung  von  drei  Vierteln  der  Staaten  die  Herr- 
schaftsrechte des  Bundes  schmälern,  die  Organisation 
der  Bundesgewalt  und  die  Regeln  für  ihre  Functionen 
ändern  kann.  Der  Bund  ist  von  Geldleistungen  der 
Glieder  nicht  abhängig,  vielmehr  zahlt  die  Bundes- 
casse  die  Gehalte  mancher  Provinzialbeamten  und  leistet 
Zahlungen  an  die  Provinzen  (§  12).  Man  wird  daher 
auch  von  dem  Canadischen  Bunde  sagen  dürfen,  dass 
er  in  seinen  Herrschaftsrechten,  seinen  Organen  und 
deren  Functionen  die  Mittel  eigenen  Bestandes  und 
gedeihlicher  Wirksamkeit  hat. 

In  dem  Canadischen  Bunde  und  den  einzelnen  dazu 
gehörigen  Provinzen,  Territorien  und  Districten  be- 
stehen diejenigen  Garantien  gegen  den  Misbrauch  der 
öffentlichen  Gewalt,  welche  in  den  Gebieten  des  eng- 
lischen Rechts  hergebracht  sind.  Namentlich  haben, 
wie  bereits  ausgeführt  ist  (§§  12,  26),  die  Gerichtshöfe 
bei  der  Rechtsprechung  die  Verfassungsmässigkeit  der 
Bundes-  und  der  Provinzialgesetze  und  der  Anord- 
nungen der  vollziehenden  Gewalt  zu  untersuchen  und 
darüber  zu  entscheiden;  auch  in  Canada  ist  ihnen  die 
endgültige  Auslegung  der  Bundesverfassung  anvertraut. 
Eigenartig  ist,  dass  bei  schweren  Streitigkeiten  inner- 
halb des  Canadischen  Bundes,  z.  B.  bei  gefährlichen 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Senat  und  Unter- 
haus und  auch  zur  Entscheidung  von  Zweifeln  über 
die  Verfassungsmässigkeit  erlassener  Gesetze  eine  In- 
tervention des  englischen  Parlamentes  eintreten  kann 
(§§  19,  26).  Die  Erfahrung  hat  erwiesen,  dass  die 
Controlen  der  öffentlichen  Gewalt  deren  Misbrauch  zu 
Ungerechtigkeit,  Willkür  und  Unterdrückung  im  Ca- 
nadischen Bunde  wirksam  hindern. 
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§  34. 
Das  Deutsche  Reich. 

Das  gewohnliche  Recht  der  modernen  Bundesstaaten 
(vgl.  §  35),  dass  es  zu  einer  Aenderung  der  Bundes- 
verfassung eines  Zusammenwirkens  des  Bundes  und  der 
Einzelstaaten  bedarf,  gilt  nicht  in  dem  Deutschen 
Reiche;  demselben  ist  ausschliesslich  die  Aenderung  der 
Bundesverfassung  übertragen. 

Indessen  ist  diese  Abweichung  mehr  scheinbar  als 
wirklich;  sie  steht  mit  einer  Eigenthümlichkeit  in  der 
Organisation  der  Reichsgewalt  in  Verbindung.  Soweit 
mir  bekannt  gibt  es  in  keinem  andern*  modernen  Bun- 
desstaate ein  Organ,  welches  unmittelbar  den  Willen 
der  Einzelstaaten  repräsentirt;  nur  die  Mitglieder  des 
Bundesrathes,  nicht  die  Mitglieder  des  Senates  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Mexiko,  des 
Argentinischen  und  Canadischen  Bundes  und  des 
schweizerischen  Ständerathes  sind  an  Instructionen  ge- 
bunden. In  der  Mitwirkung  des  Bundesrathes,  der 
Vertretung  der  deutschen  Einzelstaaten  für  Reichs- 
augelegenheiten, ist  daher  wenigstens  mittelbar  eine 
Mitwirkung  derselben  bei  Verfassungsänderungen  ent- 
halten. 

Der  wichtige  erste  Absatz  der  R.  V.,  Art.  78 
lautet: 

„Veränderungen  der  Verfassung  erfolgen 
im  Wege  der  Gesetzgebung.  Sie  gelten  als 
abgelehnt,  wenn  sie  im  Bund  es  rat  he  14  Stimmen 
gegen  sich  haben." 

Die  Entstehungsgeschichte  dieser  Bestimmung  zeigt, 
welche  Bedeutung  ihr  allseitig  mit  Recht  beigelegt  ist. 

Im  Verfassungsentwurf  der  verbündeten  Regierungen 
war  von  Verfassungsänderungen    nur   bei  Gelegenheit 
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des  Bundesrathes,  im  Art.  7,  die  Rede;  zu  ihnen  sollten 
zwei  Drittel  der  Stimmen  erforderlich  sein.  Auf  An- 
trag des  constituirenden  Reichstages,  welcher  das  Zii- 
stimmungsrecht  des  Reichstages  zu  Verfassungsande- 
rungen ausser  Zweifel  stellen  wollte,  wurde  in  die 
Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  (Art.  78)  eine 
allgemeine  Bestimmung:  „Veränderungen  der  Verfassung 
erfolgen  im  Wege  der  Gesetzgebung,  jedoch  ist  zu 
denselben  im  Bundesrathe  eine  Mehrheit  von  zwei 
Dritteln  der  vertretenen  Stimmen  erforderlich"  ange- 
nommen. An  die  Stelle  der  Zweidrittelmehrheit  wurde 
in  die  Verfassung  des  Deutschen  Bundes,  wie  sie 
zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  Baden  und 
Hessen,  unter  demnächstigem  Beitritt  von  Württem- 
berg, vereinbart  w^urde,  Dreiviertelmehrheit  gesetzt. 
Bayern  hat  im  Bundnissvertrag  vom  23.  November 
1870  (II,  §  25)  die  gegenwärtige  Fassung  erwirkt,  wo- 
nach 14  Stimmen  im  Bundesrathe  zur  Ablehnung  von 
Verfassungsänderungen  ausreichen,  sodass  also  Preussen 
für  sich  mit  seinen  17  Stimmen,  die  anderen  drei  Konig- 
reiche  Bayern,  Sachsen  und  Württemberg  mit  ihren 
14  Stimmen  und  jede  andere  Gruppe  deutscher  Staaten, 
welche  über  14  Stimmen  im  Bundesrathe  verfügt,  jede 
Verfossungsänderung  hindern  kann. 

Der  Ausdruck  „Veränderungen  der  Verfassung" 
umfasst  die  Verfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich 
in  allen  ihren  Theilen,  allein  ausgenommen  die  unter 
den  zweiten  Absatz  des  Art.  78  fallenden  Bestimmun- 
gen, das  Einführungsgesetz  zu  derselben  und  die  darin 
aufrechterhaltenen  Theile  des  frühern  Verfassungs- 
rechts, und  alle  bereits  ergangenen  und  künftig  er- 
gehenden Zusatzgesetze  zu  derselben. 

Aus  der  Verweisung  der  Verfassungsänderungen  in 
den  Weg  der  Gesetzgebung  folgt  zunächst,  dass  dabei 
—  ausser  den  besonderen  Bestimmungen  über  die  Ab- 
stimmung im  Bundesrathe  —  alle  Formen  der  Reichs- 
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gesetze  zu  beachten  sind*,  dann  aber  auch,  dass  eine 
Verfassungsänderung  auf  keinem  andern  Wege  statt- 
haft ist,  namentlich  nicht  durch  Gewohnheitsrecht, 
durch  Vertrag  des  Reiches  und  der  Einzelstaaten  oder 
der  Einzelstaaten  untereinander. 

Die  Ausnahnisrechte  einzelner  Staaten  in  Bezug  auf 
die  Zuständigkeit  des  Reiches  und  die  Organisation 
der  Reichsgewalt  (§§  13,  20)  sind  ein  wenig  erfreulicher 
Theil  der  Verfassung,  weil  sie  die  Rechtseinheit  und 
Rechtsgleichheit  durchbrechen,  aber  sie  müssen  selbst- 
verständlich ebenso  unverbrüchlich  gehalten  werden 
wie  jede  andere  Bestimmung  der  Verfassung.  Wären 
sie  den  Mehrheitsbeschlüssen  des  Bundesrathes  und 
Reichstages  unterworfen,  so  würde  offenbar  ihre  Dauer 
unsicher  sein.  Dess wegen  die  auf  Begehren  von 
Bayern  in  die  Verfassung  aufgenommene  besondere 
Bestimmung  im  zweiten  Absätze  des  Art.  78:  „Die- 
jenigen Vorschriften  der  Reichsverfassung,  durch  welche 
bestimmte  Rechte  einzelner  Bundesstaaten  in  deren 
Verhältniss  zur  Gesammtheit  festgestellt  sind,  können 
nur  mit  Zustimmung  des  berechtigten  Bundesstaates 
abgeändert  werden."  Die  Zustimmung  erfolgt  durch 
Erklärung  des  stimmführenden  Bevollmächtigten  des 
berechtigten  Staates  im  Bundesrathe. 

Anlangend  die  Garantien  und  Controlen  der 
Verfassung,  so  hat  das  Deutsche  Reich  ähnlich  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Mexiko,  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  dem  Argentinischen 
und  Canadischen  Bunde  in  sich  selbst,  in  seinen  Herr- 
schaftsrechten, in  seinen  Organen  und  deren  Functionen 


^  Die  Frage,  ob  Zusatzgesetze  zur  KeicbsverfassuDg 
sich  äusserlicb  als  Verfassungsgesetze  ankündigen  müssen, 
lasse  ich  hier  bei  Seite;  sie  steht  in  Verbindung  mit  Fragen 
dvs  deutschen  Bundesrechts,  welche  ich  in  besonderen  Unter- 
>uchungen  zu  erörtern  beabsichtige. 
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die  Mittel  seines  eigenen  Bestandes  und  seiner  gedeih- 
lichen Wirksamkeit.  Das  Maass  seiner  Herrschafts- 
rechte ist  erheblich  grosser  als  der  Gesammtheit  zur 
Zeit  des  frühern  Deutschen  Bundes  zustand;  die  natio- 
nalen Angelegenheiten  gehören  in  weiter  Ausdehnung 
dem  Reiche,  während  die  particularen  und  localen  An- 
gelegenheiten den  Einzelstaaten  verblieben  sind.  Ge- 
bühren denselben  auch  manche  Functionen  bei  Ausübuug 
der  Herrschaftsrechte  des  Reiches,  ist  auch  die  Zu- 
ständigkeit des  Reiches  in  der  Regel  auf  Gesetzgebung 
und  Beaufsichtigung  beschränkt,  so  sind  doch  wirk- 
same Garantien  vorhanden,  dass  die  Einzelstaaten  die 
Gesetze  und  Beschlüsse  des  Reiches  ausführen;  gegen 
Bundesglieder,  welche  ihre  verfassungsmässigen  Pflich- 
ten nicht  erfüllen,  kann  Reichsexecution  verhängt 
werden,  und  diese  ist  nicht  mehr  von  dem  guten  Willen 
deutscher  Staaten  abhängig,  sondern  wird  mit  dem 
kräftigen  Arme  des  Deutschen  Reiches  vollzogen  (R.  V., 
Art.  19).  Das  Präsidium  des  Bundes  ist  dem  Konige 
des  grossten  und  mächtigsten  deutschen  Staates  über- 
tragen; hinter  der  Kaiser  würde  steht  die  preussische 
Hausmacht,  mit  den  17  preussischen  Stimmen  im  Bun- 
desrathe,  mit  der  Einwirkung,  welche  diese  auf  die 
Gesetzgebung  und  die  anderen  Angelegenheiten  in  der 
Zuständigkeit  des  Bundesrathes  gewähren;  die  Haus- 
macht  ersetzt  in  ausreichender  Weise,  was  der  Kaiser- 
würde an  eigenen  Attributionen  fehlt. ^  Die  schweren 
Misstände  mid  Gefahren  auf  dem  internationalen  Ge- 
biete, welche  die  früheren  deutschen  Gesammtstaats- 
verfassungen  mit  sich  brachten  (§§  1,  28)',  sind  durch 

^  Der  Kaiser  bezieht  keine  Civilliste.  Anders  nach 
der  Frankfurter  Reichsverfassung  §  72. 

^  Aus  der  Thronrede  bei  Eröffnung  des  constituirenden 
Reichstages  am  24.  Februar  1867:  „Einst  mächtig,  gross 
und  geehrt,  weil  einig  und  von  starken  Händen  geleitet, 
sank  das  Deutsche  Reich,  nicht  ohne  Mitschuld  von  Haupt 
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die  einheitliche  Keichspolitik  und  den  kaiserlichen 
Oberbefehl  beseitigt.  Das  Reich  ist  mit  ausreichenden 
finanziellen  und  militärischen  Befugnissen  ausgestattet; 
im  Unterschiede  von  dem  frühern  Reiche  und  dem 
Deutschen  Bunde  ist  es  nicht  auf  die  Requisition  von 
Geld  und  von  Mannschaften  der  Einzelstaaten  an- 
gewiesen. 

Zu  den  Garantien  der  Verfassung  gehört  namentlich 
die  Bestimmung  der  R.  V.,  Art.  2,  dass  die  Reichs- 
gesetze, welche  ihre  verbindliche  Kraft  durch  ihre  Ver- 
kündigung von  Reichswegen  erhalten,  den  Landes- 
gesetzen vorgehen.  Reichsrecht  bricht  Landesrecht, 
ausser  soweit  es  etwa  nach  seinem  Inhalt  nur  sub- 
»iidiäre  Geltung  beansprucht,  also  Aenderung  durch 
Landesrecht  zulässt.  Das  hinter  der  angezogenen  Be- 
stimmung des  Art.  2  steckende  Princip  lässt  sich  dahin 
formuliren:  alle  Acte  des  Reiches,  innerhalb  seiner  ver- 
fassungsmässigen Zuständigkeit,  in  den  verfassungs- 
mässigen Formen,  sind  für  jedermann,  welcher  der 
Herrschaft  des  Reiches  untersteht,  für  die  Einzelstaaten 
wie  für  deren  Angehörige,  verbindlich  (§8,  I,  2). 
Das  Reich  ist  innerhalb  seiner  verfassungsmässigen  Zu- 
ständigkeit den  Einzelstaaten  übergeordnet;  nur  ausser- 
halb derselben  haben  die  letzteren  noch  eigene  souve- 
räne Gewalt.  Bei  einer  Collision  von  Pflichten  gegen- 
über dem  Reiche  und  einem  Einzelstaate  hat  ersteres 
den  Vorzug  und  Vorrang;  niemand  darf  sich  unter 
Berufung  auf  Landesverfassung  und  Landesgesetz  einer 
Pflicht  gegenüber  dem  Reiche  entziehen.  Der  unum- 
wundene Ausspruch  dieses  Grundsatzes  ist  ein  Vorzug 


nad  Gliedeni,  in  Zerrissenheit  und  Ohnmacht.  Des  Ge- 
richtes im  Käthe  Europas,  des  Einflusses  auf  die  eigenen 
Geschicke  beraubt,  ward  Deutschland  zur  Wahlstatt  der 
Kämpfe  fremder  Mächte,  für  welche  es  das  Blut  seiner 
Kinder,  die  Schlachtfelder  und  die  Kampfpreise  hergab." 
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der   Reichsverfassung    gegenüber    der    schweizerischen 
Verfassung  (§  30). 

Das  Maass  der  Controlen,  dass  die  Reichsgevalt 
ihre  Befugnisse  zur  Forderung  der  Sicherheit,  Tüchtig- 
keit und  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes  verwendet 
und  sie  nicht  zu  Ungerechtigkeit,  Willkür  und  Unter- 
drückung misbraucht,  ist  in  dem  gegenwärtigen  Reiche 
weit  grösser  als  in  irgendeiner  der  früheren  deutschen 
Gesammtstaatsverfassungen.  Dahin  gehört  zunächst  die 
Ueberweisung  der  Gesetzgebungsbefugnisse  des  Reiches 
an  den  Bundesrath  und  Reichstag,  an  die  Vertretung 
der  deutschen  Staaten  und  des  deutschen  Volkes,  von 
denen  jede  die  andere  controlirt.  Die  frühere  volks- 
und  freiheitsfeindliche  Haltung  der  Frankfurter  Bundes- 
versammlung ist  bei  ihrem  Nachfolger,  dem  Bundes- 
rathe  des  Deutschen  Reiches,  unmöglich,  weil  neben 
ihm,  bei  den  wichtigsten  Angelegenheiten  gleichrechtig, 
eine  Vertretung  des  deutschen  Volkes  steht.  Gegen- 
über den  früheren  deutschen  Gesammtstaatsverfassungen 
ist  es  ein  Fortschritt  von  unermesslicher  Bedeutung^ 
dass  dem  deutschen  Volke,  welches  früher  bei  seinen 
nationalen  Angelegenheiten  gar  nicht  gehört  wurde, 
durch  seinen  Reichstag  eine  vollzählende  Stimme  bei 
dem  Zustandekommen  der  Reichsgesetze  und  bei  den 
anderen  Angelegenheiten,  die  zu  dessen  Zuständigkeit 
gehören,  gewährt  ist.  Die  Rechte  des  Bundesrathes 
und  Reichstages,  namentlich  ihr  Einnahme-  und  Aus- 
gabebewilligungsrecht, enthalten  eine  wirksame  Con- 
trole  für  die  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt  des 
Reiches;  in  dem  Bundesrathe  haben  namentlich  die 
Staaten  ein  Organ,  welches  nicht  allein  ihre  verfassungs- 
mässigen Rechte  gegenüber  dem  Reiche  zu  schirmen, 
sondern  auch  dahin  zu  wirken  bestimmt  ist,  dass  die 
Reichspolitik  nicht  eine  Richtung  gegen  die  Staaten 
nimmt.  Eine  weitere  Controle  ist  die  Noth wendigkeit 
der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers  oder  eines  Stell- 
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Vertreters  desselben  bei  den  Anordnungen  und  Ver- 
fugungen des  Kaisers  (R.  V.,  Art.  17)  und  der  wichtige 
Satz  des  Keichsbeamtengesetzes  (§  1 3),  dass  jeder  Reichs- 
beamte  für  die  Gesetzmässigkeit  aller  seiner  amtlichen 
Handlungen  verantwortlich  ist.  Mögen  auch  die  Formen 
für  die  Geltendmachung  dieser  Verantwortlichkeit  noch 
wenig  entwickelt  sein,  mag  auch  Deutschland,  was  den 
Rechtsschutz  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
anlangt,  noch  weit  hinter  den  Gebieten  des  englischen 
Rechts  zurückstehen,  mag  auch  für  den  Ausgleich  und 
die  Entscheidung  der  Streitigkeiten,  welche  unter  der 
Reichsverfassung  entstehen  mögen,  namentlich  zwischen 
dem  Reiche  und  den  Staaten,  und  der  Organe  des 
Reiches  untereinander,  noch  nicht  in  ausreichender 
Weise  Vorsorge  getroffen  sein,  so  zeigt  doch  die 
Reichsverfassung  in  den  wichtigsten  Dingen  den  erheb- 
lichsten Fortschritt  gegenüber  den  frühereu  deutschen 
Gesammtstaatsver&ssungeu.  Der  Abstand  zwischen  der 
Reichsverfassung  und  der  Verfassung  des  frühern  Deut- 
schen Bundes  ist  ein  immenser;  nicht  oft  ist  einem 
Volke  ein  solcher  plötzlicher,  allerdings  durch  die  lang- 
jährigen Einheitsbestrebungen  des  deutschen  Volkes  und 
die  Verfassungsentwürfe  des  Jahres  1849  gut  vorberei- 
teter Fortschritt  im  Verfassungszustande  zutheil  ge- 
worden. Die  jetzige  Reichsverfassung  (die  Verfassung 
des  Norddeutschen  Bundes  selbstverständlich  einge- 
rechnet) ist  die  erste  deutsche  Gesammtstaatsverfassung 
seit  der  Glaubensspaltung,  welche  der  Erhaltung  werth 
ist;  sie  ist  der  Verbesserung  in  der  Form  und  weiterer 
Ausbildung  und  Ausgestaltung  zwar  noch  bedürftig, 
aber  auch  fähig. 
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DRITTER  THEIL. 

Ergebnisse. 

§  35. 

Der  XJnterscliied  ron  Staatenbund  und  Bandesstaat 
nach  der  Bandespraxis  und  nach  dem  Bandesrecht 

Die  bisherigen  Untersuchungen  umfassen  zwar  nicht 
alle  neueren  Bünde,  aber  doch  eine  so  grosse  Zahl  der- 
selben, dass  es  darnach  möglich  sein  muss,  den  Unter- 
schied von  Staatenbund  und  Bundesstaat  zu  bestimmen: 
ich  glaube  nicht,  dass  irgendein  wichtiges  zeitbewähr- 
tes modernes  Bundesverhältniss  bei  Volkern  europa- 
ischer Abstammung  und  Gesittung  unerwähnt  und  un- 
berücksichtigt geblieben  ist. 

Allerdings  ist  die  Bestimmung  des  Unterschiedes 
von  Staatenbund  und  Bundesstaat  nicht  leicht,  einfach 
und  sicher,  weil  die  Staatenpraxis  auf  dem  Gebiete 
des  Bundes  Wesens  in  der  Vergangenheit  sehr  mannich- 
faltig  gewesen  ist  und  auch  in  Zukunft  voraussichtlich 
so  sein  wird.  Geht  auch  die  Tendenz  unserer  Zeit 
auf  eine  Minderung  der  Rechtsunterschiede,  sowol  auf 
dem  Gebiete  des  öffentlichen  als  auch  des  bürgerlichen 
Rechts,  sind  auch  die  Volker  in  unserer  Zeit  mehr 
denn  je  zuvor  geneigt,  bewährte  Einrichtungen  anderer 
Staaten  aufzunehmen  und  dadurch  deren  Erfahrungen 
für  sich  nutzbar  zu  machen,  so  sind  doch  die  histori- 
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sehen,  politischen  und  geographischen  Unterschiede  so 
gross,  dass  ein  völliger  Ausgleich  der  Staatseiurich- 
tungen  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten  ist.  Nicht 
allein  zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat,  sondern 
auch  zwischen  den  verschiedenen  staatenbündischen  und 
bundesstaatlichen  Verfassungen  bestehen  erhebliche  Un- 
terschiede. 

Anlangend  zunächst  die  materiellen  Befugnisse 
des  Bundes,  so  dürfte  der  theoretisch  wichtigste 
Unterschied  darin  bestehen,  dass  die  Herrschaftsrechte 
einiger  Bünde  ungezählt,  die  der  meisten  dagegen  ge- 
zahlt sind;  wobei  jedoch  bemerkt  werden  muss,  dass 
in  Wirklichkeit  ungezählte  Befugnisse  kleiner  sein 
können  als  gezählte,  einmal  durch  die  Ausnahme  wich- 
tiger Herrschaftsrechte  für  die  einzelnen  Staaten  (vgl. 
z.  B.  den  Vorbehalt  für  die  einzelnen  Provinzen  und 
ihre  Glieder  in  der  Utrechter  Union,  Art.  1,  ferner 
B.  N,  A.  Act  1867,  Sect.  92  fg.),  dann  auch  durch  eine 
so  umständliche  und  schwerfällige  Organisation  des 
Apparates  zu  ihrer  Ausübung,  dass  sie  thatsächlich 
meist  unausgeübt  bleiben. 

Ungezählt  waren  die  Herrschaftsrechte  des  frühern 
Deutschen  Reiches  (§  1),  ungezählt  sind  die  Herrschafts- 
rechte der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  (§  10)  und 
des  Canadischen  Bundes  (§  12).  Diesen  Bünden  nähert 
sich  die  alte  Eidgenossenschaft  durch  die  Praxis  der 
frühern  Tagsatzung  (§  2)  und  die  Republik  der  Ver- 
einigten Niederlande  durch  die  Generalclausel  im  Art.  20 
der  Utrechter  Union  und  die  Praxis,  welche  sich  an 
dieselbe  geschlossen  hat  (§  7,  I).  Bei  den  anderen 
Bünden  kommen  dagegen,  soweit  ich  sehen  kann,  nur 
gezählte  Herrschaftsrechte  vor,  allerdings  häufiger  mit 
der  ausdrücklich  beigefügten  oder  aus  der  Gesammt- 
heit  der  Bestimmungen  sich  ergebenden  Zusatzclausel, 
dass  der  Bund  befiigt  ist,  alle  Gesetze  zu  erlassen  und 
alle  Maassnahmen   zu    treffen,    welche    zur  Ausübung 

29* 
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der  gezählten  Herrsehaftsrechte    nothig    und   geeignet 
sind  (§  8,  I,  6). 

Allein  es  ist  einleuchtend,  dass  auf  diese  Ver- 
schiedenheit, so  bedeutsam  sie  auch  sein  mag,  der 
Unterschied  von  Staatenbund  und  Bundesstaat  nicht 
gegründet  werden  darf.  Denn  die  Bundespraxis  hat 
sowol  Staatenbünde  als  auch  Bundesstaaten  mit  ge- 
zählten und  mit  ungezählten  Herrschaftsrechten  her- 
vorgebracht. Theorie  und  Praxis  sind  darüber  ein- 
verstanden, dass  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unter  der  ünionsverfassung,  die  Schweizerische  Eid- 
genossenschaft seit  1848,  und  die  Argentinische  Re- 
publik, denen  nur  gezählte  Herrsehaftsrechte  zustehen, 
ebenso  wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  und 
der  Canadische  Bund,  denen  ungezählte  Herrschafts- 
rechte zustehen,  Bundesstaaten  sind;  die  ganz  vor- 
herrschende und  gewiss  richtige  Ansicht  hält  auch  das 
jetzige  Deutsche  Reich,  dem  nur  gezählte  Herrsehafts- 
rechte zustehen,  für  einen  Bundesstaat.  Theorie  und 
Praxis  sind  weiter  darüber  einverstanden,  dass  die  alte 
Eidgenossenschaft  und  die  Republik  der  Vereinigten 
Niederlande  Staatenbünde  waren,  auch  wird  man  das 
frühere  Deutsche  Reich  in  den  letzten  Jahrhunderten 
seines  Bestandes  nur  für  einen  Staatenbund  halten 
können;  neben  diesen  Staatenbünden  mit  ungezählten 
Herrschaftsrechten  hat  die  Praxis  andere  mit  gezählten 
Herrschaftsrechten  hervorgebracht,  so  die  Schweizerische 
Eidgenossenschaft  unter  der  Mediationsacte  (§  2)  und 
der  Bundesverfassung  von  1815  (§  7,  HI),  den  frühern 
Deutschen  Bund  (§  7,  IV)  und  den  Australischen 
Bund  unter  der  Federal  Council  Act  von  1885  (§  5).* 


^  Neuerdings  wird  der  Unterschied  von  Staatenbund 
und  Bundesstaat  bisweilen  in  die  sog.  Competenz-Competenz 
gesetzt,  nämlich  in  die  Befugniss  des  Bundesstaates,  durch 
seine  Gesetzgebung   seine   eigene  Competenz  zu  bestimmen, 
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Der  Unterschied  von  Staatenbund  und  Bundesstaat 
auf  dem  Gebiete  der  Herrschaftsrechte  ist  ein  quanti- 
tativer, kein  qualitativer.  Man  kann  im  allgemeinen 
sagen,  dass  das  Maass  der  ausübbaren,  der  praktisch 
bedeutsamen  Befugnisse,  gleichmässig  auf  volkerrecht- 
lichem und  auf  staatsrechtlichem  Gebiete,  beim  Bundes- 
staate grosser  zu  sein  pflegt  als  beim  Staatenbunde. 
Mit  dem  Uebergang  vom  Staatenbund  zum  Bundes- 
staat pflegt  eine  Erweiterung  und  Vermehrung  der 
Herrschaftsreclite  des  Bundes  Hand  in  Hand  zu  gehen; 
so  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der 
Schweiz  und  in  Deutschland  (§§  4,  7  [ii];  8,  7  [iii],  9; 
1,  7  [IV],  13). 

Nach  der  Bundespraxis,  nach  dem  Umfange,  worin 
die  Herrschaftsrechte  des  Bundes  thatsachlich  geübt 
sind  und  geübt  werden,  kann  man  die  wichtigeren 
modernen  Bünde  vielleicht  in  folgender  aufsteigenden 
Reihenfolge  gruppiren: 

1.  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  und  der 
Deutsche  Bund  luiter  den  Bundesverfassungen  von 
1815; 

2.  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  unter  den 
Conf  öderationsartikeln ; 

3.  die  Republik  der  Vereinigten  Niederlande; 


BD  von  Zorn,  Staatsrecht,  §  4,  und  Streitfragen  des  deutschen 
Staatsrechts,  Tübinger  Zeitschrift  1881,  XXXI,  292  fg. 
Dem  steht  indessen  schon  der  Umstand  entgegen,  dass  die 
Praxis  anch  Staatenbünde  mit  ungezählten  Herrschafts- 
rechten  hervorgebracht  hat,  sowie  der  weitere  Umstand, 
dass  bei  mehreren  anerkannten  Bundesstaaten,  so  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  (§  22,  Anm.  4;  §  29,  Anm.  1), 
der  Argentinische  Bund  (§  32),  die  Aenderung  der  Bundes- 
verfassung nicht  zur  Bundesgesetzgebung  gehört,  sondern 
nur  im  Wege  der  von  der  Bundesgesetzgebung  verschiedenen 
Yerfassungsgesetzgebung  erfolgen  kann. 
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4.  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika   unter  der 
Unionsverfassung ; 

5.  der  Canadische  Bund; 

6.  das  jetzige  Deutsehe  Reich  (mit  Einschluss  des 
Jforddeiitschen  Bundes); 

7.  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft.- 
Anlangend  die  Organisation  der  Bundesgewalt, 

so  finden  wir  in  den  verschiedenen  staatenbündischen 
Verfassungen  als  oberstes  Bundesorgan  einen  Gesandten- 
congress,  welcher  aus  bevolhnachtigten  Vertretern  der 
Regierungen  (der  obersten  Organe)  der  einzelnen  ver- 
bündeten Staaten    besteht,    so  die  Tagsatzung   in  den 


^  Eine  einigermaassen  vollständige  und  erschöpfende 
Begründung  dieser  Skala  würde  mehr  als  einen  Band  er- 
fordern. Auf  die  Zahl  der  Bundesacte,  auf  den  äussern 
Umfang  der  Bundesgesetze  kommt  es  selbstverständlich  nicht 
an,  sondern  nur  darauf,  in  welchem  Umfange  die  Personen 
und  Sachen,  welche  der  Herrschaft  des  Bundes  unterstehen, 
thatsächlich  unter  diese  Herrschaft  gebracht  sind.  Die 
Angelsachsen  regieren  bekanntlich  viel  weniger  als  die 
Deutschen  und  stehen  sich  gut  dabei.  Die  in  England  und 
allen  Gebieten  des  englischen  Rechts  trotz  aller  neueren 
Neigungen  zum  Staatssocialismus  immer  noch  vorherrschende 
Ansicht  wird  von  einem  neuern  englischen  Schriftsteller, 
J.  Frome  Wilkinson,  Mutual  Thrift,  London  1891,  dahin 
ausgesprochen :  „Any  legislative  proposal,  however  plausible 
and  helpful  it  may  appear,  that  in  the  smallest  degree 
lessens  the  healthy  cultivation  and  exercise  of  the  economic 
and  moral  virtues  of  self-reliance  and  self-help,  as  seen  in 
the  great  voluntary  mutual-thrift  institutions  of  our  countiy, 
will  strike  a  deadly  blow  against  national  progress."  Vgl. 
The  Nation,  Nr.  1391  vom  25.  Februar  1892,  S.  158.  Die 
Gesetzgebungsbefugnisso  des  Deutschen  Reiches  sind  grösser 
als  diejenigen  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft;  da- 
gegen ist  die  vollziehende  und  richterliche  Gewalt  der 
letztern  ausgedehnter  und  ist  mit  Rücksicht  hierauf  die 
Gruppirung  beider  erfolgt.  Für  die  Einrangirung  der  ro- 
manischen Bünde  habe  ich  kein  ausreichendes  Material. 
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verächiedenen  Gestaltungen  der  Schweiz  bis  1848,  die 
(ifeneralstaaten  in  der  Kepublik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande, den  Congress  der  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika unter  den  Confoderationsartikeln ,  die  Bundesver- 
sammlung des  frühern  Deutschen  Bundes,  welche  hin- 
wiederum ihr  Vorbild  in  dem  Reichstage  des  frühern 
Deutschen  Reiches  hatte.  Bei  dem  Bundesstaate  fehlt 
ein  solcher  Gesandtencongress,  mit  alleiniger  Ausnahme 
des  Bundesrathes  des  neuen  Deutschen  Reiches.  Den 
(vrund  der  Beibehaltung  der  Bundesversammlung  in 
der  verbesserten  Form  des  Bundesrathes  wird  man  darin 
setzen  dürfen,  dass  die  meisten  und  wichtigsten  deut- 
schen Staaten  Monarchien  sind  und  dass  man  die  Mo- 
narchen  der  deutschen  Staaten  nicht  wol  von  einer 
Einwirkung  auf  die  Bundesangelegenheiten  ausschlies- 
sen  kann,  ohne  die  Axt  an  die  Wurzel  der  £inzelmo- 
narchien  zu  legen. 

Kann  und  muss  man  den  Unterschied  von  Staaten- 
bund und  Bundesstaat  darin  setzen,  dass  in  dem  erstem 
ein  Gesandtencongress  das  oberste  Bundesorgan  ist,  in 
dem  andern  dagegen  nicht?  ^ 

Diese  Frage  wird  schon  darum  zu  verneinen  sein. 


'  Die  schweizerischen  Juristen  legen  mit  Recht  auf  die 
Verscliiedenheit  der  Organisation  der  Bundesgewalt  im 
Staatenbunde  und  Bundesstaate  grossen  Werth.  Bluntschli, 
I,  562  sagt  geradezu:  ,,I)er  wahre  Unterschied  zwischen 
Staatenbund  und  Bundesstaat  ist  in  dem  verschiedenen  Or- 
ganismus beider  zu  erkennen."  Dubs,  11,  66  bemerkt: 
.,Nach  unserer  Ansicht  bildet  sie  (die  Einführung  des 
Bundesrathes)  das  Hauptmoment  der  Umgestaltung  von 
1848."  Aber  für  sich  entscheidend  ist  sie  doch  nicht; 
sonst  müsste  man  die  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande, welche  eine  ziemlich  vollständig  ausgebildete  Orga- 
nisation der  Bundesgewalt  (Generalstaaten,  Staatsrath, 
Statthalter,  zahlreiche  Generalitätscollegien  und  -Beamte, 
$  14,  I)  gehabt  hat,  für  einen  Bundesstaat  erklären. 
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weil  der  Ausdruck  ^^oberstes  Bundesorgan^  kein  einiger- 
maassen  sicheres  Unterscheidungsmerkmal  enthält.  Die 
Staatenpraxis  zeigt,  dass  in  der  Stellung  der  verschie- 
denen Staatsorgane  langsame  und  für  den  Augenblick 
unmerkliche  aber  für  die  Länge  der  Zeit  höchst  be- 
deutsame Aenderungen  eintreten.  Das  bei  seiner  Ent- 
stehung unscheinbare  mit  geringfügigen  Befugnissen 
ausgestattete  Unterhaus  ist  nach  und  nach  das  wich- 
tigste und  mächtigste  Organ  des  englischen  Staates 
geworden.  Die  Generalstaaten  der  Niederlande  sind 
nicht  von  jeher  das  oberste  Bundesorgan  gewesen,  son- 
dern erst  nach  und  nach  unter  Zurückdrängung  des 
Staatsrathes  in  die  erste  Stelle  eingerückt;  die  Stellung 
der  Statthalter  ist  wenigstens  vorübergehend  (Moritz 
von  Nassau  nach  dem  Siege  über  die  Staatenpartei  und 
dem  Staatsstreich  von  1618,  Wilhelm  III.  von  Oranien 
nach  Besiegung  des  franzosischen  AngriflFs  von  1672) 
eine  übermächtige  gewesen.  Und  auch  in  anderen 
staatenbündischen  Verfassungen  sind  neben  dem  Ge- 
sandtencongress  andere  Bundesorgane  vorgekommen  und 
ist  das  Rang-  und  Machtverhältniss  derselben  nicht 
immer  gleichförmig  oder  zweifellos  gewesen. 

Auch  auf  diesem  Gebiete  wird  man  nach  der  Bun- 
despraxis und  nach  dem  Bundesrecht  nur  einen  Grad- 
nicht  einen  Artunterschied  zwischen  Staatenbund  und 
Bundesstaat  annehmen  dürfen.  Den  Organisationen  der 
verschiedenen  Bundesstaaten  ist  gemeinsam,  dass  8ie 
die  Bundesgewalt  von  den  Regierungen  der  einzelnen 
verbündeten  Staaten  mehr  oder  weniger  unabhängig 
machen  und  eine  wirksame  Ausübung  der  Herrschafts- 
rechte des  Bundes  ermöglichen;  wogegen  die  Organi- 
sationen der  Staatenbünde  sich  an  die  Regierimgen  der 
einzelnen  verbündeten  Staaten  anlehnen  und  mit  mehr 
oder  weniger  erheblichen  Mängeln  und  Gebrechen  be- 
haftet, theilweise,  namentlich  in  dem  frühern  Deutschen 
Reiche,  so  imbehülflich  und  schwerfällig  gewesen  sind, 
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dass  sie  kaum  zu  irgendeinem  Geschäft  brauchbar 
waren;  was  die  grosseren,  einigermaassen  selbstgenug- 
8amen  deutschen  Territorien  nicht  bedauerten,  weil  die- 
jenigen Staatsangelegenheiten,  welche  nicht  von  Reichs- 
wegen besorgt  wurden,  von  selbst  in  ihre  Landeshoheit 
fielen.  Die  typische  Organisation  der  Bundesstaaten 
ist:  eigene  Organe  für  die  Ausiibung  der  gesetzge- 
benden Gewalt,  so  der  Senat  und  das  Repräsentan- 
tenhaus der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der 
Ständerath  und  der  Nationalrath  der  Schweiz,  der  Se- 
nat und  die  Deputirtenkammer  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Mexiko  und  in  der  Argentinischen  Re- 
publik, der  Senat  und  das  Unterhaus  in  dem  Canadi- 
schen  Bunde,  der  Bundesrath  und  der  Reichstag  in  dem 
Deutschen  Reiche;  ebenso  eigene  Organe  für  die  Aus- 
übung der  vollziehenden  Gewalt,  so  der  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  die  unter 
ihm  stehenden  Executivämter  und  Executivbeamten, 
namentlich  die  Bundesminister,  der  Bundesrath  der 
Schweiz  und  die  unter  ihm  stehenden  Executivämter 
und  Executivbeamten,  die  Präsidenten  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Mexiko  und  der  Argentinischen  Re- 
publik nebst  den  ihnen  unterstehenden  Bundesbeamten, 
der  Generalgouverneur,  das  Bundesministerium,  die  ein- 
zelnen Bundesminister  und  die  unter  ihnen  stehenden 
Bundesämter  und  Bundesbeamten  im  Canadischen  Bunde, 
das  Präsidium  des  Deutschen  Reiches,  der  Reichskanzler 
und  die  unter  ihm  stehenden  Reichsämter  und  Reichs- 
))eamten;  ferner  •  eigene  Gerichte  zur  Ausiibung  der 
Bundesgerichtsbarkeit,  so  der  höchste  Gerichtshof 
und  die  ihm  nachgesetzten  Gerichtshofe  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  das  Bundesgericht  der 
Schweiz,  die  Bundesgerichte  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Mexiko,  der  Argentinischen  Republik,  dem  Cana- 
dischen Bunde,  das  Reichsgericht  des  Deutschen  Reiches. 
Cnter  den  Staatenbünden  hat  die  Republik  der  Ver- 
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einigten  Niederlande  die  nm  meisten  ausgebildete  uud 
beste  Organisation  der  Bundesgewalt  gehabt. 

Anlangend  die  Functionen  der  Bundesregie- 
rung, so  ist  dem  Staatenbunde  und  dem  Bundesstaate 
Ausübung  der  gesetzgebenden,  vollziehenden  und  richter- 
lichen Gewalt  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  durch 
seine  Organe  gemeinsam,  unbeschadet  einiger  Aus- 
nahmen, namentlich  des  Australischen  Bundes  unter 
der  Federal  Council  Act  1885,  welchem  nur  gesetz- 
gebende Gewalt  mit  einigen  executiven  Hiilfsbefugnissen 
zusteht.  Der  Unterschied  auch  auf  diesem  Gebiete  ist 
nur  ein  quantitativer,  indem  das  Gesetzgebungsrecht 
des  Bundesstaates  wegen  des  meist  grössern  Umfanges 
seiner  Herrschaftsrechte  eine  grossere  Ausdehnung  als 
beim  Staatenbunde  zu  haben  pflegt,  indem  weiter  die 
Beschlüsse  des  Bundes  auf  executivem  Gebiete  beim 
Bundesstaate  in  grösserm  Umfang  als  beim  Staaten- 
bunde durch  seine  eigenen  Organe  ausgeführt  werden, 
und  indem  die  richterliche  Gewalt  beim  Bundesstaate  in 
der  Regel  mehr  ausgebildet  ist  als  beim  Staatenbunde, 
sich  namentlich  häufiger  auf  alle  Rechtsstreitigkeiten 
unter  der  Bundesverfassung  und  .  den  Bundesgesetzen 
erstreckt,  und  indem  namentlich  die  Gerichtshöfe  im 
Bundesstaat  meist  endgültig  über  die  Verfassungs- 
mässigkeit der  Bundes-  und  Staatengesetze  und  der 
sonstigen  Acte  der  Bundes-  und  der  Staatengewalteo 
bei  der  Rechtsprechung  entscheiden. 

Der  charakteristische  Unterschied  zwischen 
Staatenbund  und  Bundesstaat  liegt  somit  nicht 
auf  dem  Gebiete  der  Herrschaftsrechte  für  sich? 
auch  nicht  auf  dem  Gebiete  der  Organisation 
der  Bundesgewalt  oder  der  Functionen  der 
Bundesregierung  für  SiCh;  er  liegt  vielniehr  auf 
dem  Gebiete  der  Aenderung  und  der  Garan- 
tien der  Bundesverfassung. 

Die   wichtigeren  modernen   staatenbündischen  Ver- 
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fassungen  stimmen  darin  überein,  dass  sie  nur  mit  Zu- 
stimmung sämmtlicher  Bundesglieder  geändert  werden 
können.  In  der  alten  Schweiz  waren  Mehrheitsbe- 
schliisse  der  Tagsatzung  zur  Aenderung  der  Bundes- 
verträge unstatthaft  (§  2).  Nach  der  Utrechter  Union 
Art.  22  durften  Verfassungsänderungen  nur  „mit  ge- 
meinem Kath  und  Zustimmung  der  Bundesgenossen^^ 
vorgenommen  werden  (§  28,  I).  Die  Confoderations- 
artikel  erforderten  im  Art.  13  Bestätigung  jeder  Ver- 
fassungsänderung durch  die  Legislatur  eines  jeden 
Staates  (§  28,  II).  Die  Verfassung  der  Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft  vom  7.  August  1815  nannte 
sich  selbst  im  Art.  15  einen  „Bundesvertrag"  und 
konnte  daher  nur  mit  Zustimmung  sämmtlicher  22  Can- 
tone  geändert  werden  (§  28,  III).  Einstimmiger  Ple- 
narbeschluss der  Bundesversammlung  war  zur  Aende- 
rung der  Grundgesetze  des  frühern  Deutschen  Bundes 
erforderlich  (§  28,  IV).  Die  Zuständigkeit  des  Austra- 
lischen Bundes  kann  unbeschadet  der  Obergesetzgebung 
des  Mutterlandes  und  des  Austrittsrechts  der  einzelnen 
Mitglieder  nur  mit  Zustimmung  der  Theilnehmer  er- 
weitert werden  (§  5). 

Anders  die  wichtigeren  modernen  Bundesstaaten; 
keiner  derselben  erfordert  zu  Verfassungsänderungen 
Zustimmung  sämmtlicher  Bundesglieder,  keiner  der- 
selben erklärt  Zustimmung  sämmtlicher  Bundesglieder 
zu  Verfassungsänderungen  für  ausreichend.  Verfassungs- 
änderungen erfolgen  durch  Mehrheitsbeschlüsse,  aller- 
dings in  verschiedenen  Formen.  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ist  Vorschlag  der  Verfassungs- 
änderungen entweder  durch  übereinstimmenden  Zwei- 
drittelmehrheitsbeschluss  des  Senates  und  des  Reprä- 
sentantenhauses oder  durch  eine  besondere  Verfassungs- 
convention und  Bestätigung  derselben  durch  drei  Viertel 
der  jeweiligen  Staaten  in  ihren  gewöhnlichen  Legisla- 
turen oder   besonderen  Verfassungsconventionen  erfor- 


460    in.  §  35.  Untersohied  von  Staatenbund  u.  Bundesstaat. 

derlich  (§  29);  die  Verfassung  der  Schweizerischen 
Eidgenossen schafl  kann  nur  in  einer  Volksabstimmung 
durch  die  Mehrheit  der  abstimmenden  nach  Cantonen 
gegliederten  Schweizerbürger  (Mehrheit  der  Stimmen 
der  Schweizerbürger  und  der  Cantone)  geändert  wer- 
den, welcher  ausser  bei  der  Partialrevision  auf  Volks- 
anregung übereinstimmende  Mehrheitsbeschlüsse  von 
National-  und  Ständerath  vorangehen  müssen  (§  30); 
Aenderungen  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Mexiko  erfordern  Zweidrittelmehrheit  in  jedem  der 
beiden  Häuser  des  Congresses  und  Genehmigung  durch 
die  Mehrheit  der  Staatslegislaturen  (§  31);  in  der  Ar- 
gentinischen Republik  gehört  nur  die  Vorbereitung  der 
Verfassungsänderung  zur  Zuständigkeit  des  Congresses, 
über  dieselbe  beschliesst  und  entscheidet  eine  beson- 
dere Verfassungsconvention  (§  32);  in  dem  Canadi- 
schen  Bunde  gilt  infolge  der  englischen  Oberherrschaft 
eigenartiges  Recht,  die  meisten  und  wichtigsten  Ver- 
fassungsbestimmungen können  nur  durch  englisches 
Parlamentsstatut,  einige  auch  durch  canadisches  Bundes- 
gesetz oder  durch  Verordnung  der  englischen  Krone 
oder  durch  die  Provinzen  geändert  werden  (§  33);  die 
Verfassung  des  Deutschen  Reiches  kann  abgesehen  von 
den  Ausnahmerechten  einzelner  Staaten  nur  im  Wege 
der  Reichsgesetzgebung,  durch  übereinstimmende  Mehr- 
heitsbeschlüsse des  Bundesrathes  und  des  Reichstages, 
mit  der  Eigenthümlichkeit,  dass  im  Bundesrath  der 
Widerspruch  von  14  unter  den  58  Stimmen  eine  Ver- 
fassungsänderung hindert,  geändert  werden  (§  34). 

Auch  bei  solchen  Verfassungen,  welche  durch  Staats- 
männer von  vollendeter  Geschicklichkeit  und  Treue  er- 
richtet sind,  wird  von  Zeit  zu  Zeit  die  Noth wendigkeit 
einer  Aenderung  hervortreten.  Denn  die  thatsächliclien 
Unterlagen  der  Verfassung,  der  geistige,  politische, 
wirthschaftliche  und  sociale  Zustand  des  Volkes  und 
dessen  Bedürfnisse,  ändern  sich.     Indem   der  Staaten- 
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bund  jedem  Mitgliede  ein  Veto  bei  Verfassungsände- 
ruogen  einräumt,  macht  er  seine  Weiterbildung,  unter 
Umständen  seinen  Bestand^  von  dessen  gutem  Willen 
abhängig.  Der  Bundesstaat  hat  dagegen  durch  die 
Herrschaft  der  Mehrheitsbeschlüsse  auch  bei  Ver- 
fassungsänderungen grössere  Unabhängigkeit  und  Selbst- 
ständigkeit gegenüber  den  einzelnen  Mitgliedern. 

Zu  demselben  Unterschied  gelangt  man,  wenn  die- 
jenigen Staatenbünde  und  Bundesstaaten,  welche  die 
Praxis  hervorgebracht  hat,  in  Bezug  auf  die  Garantien 
der  Verfassung  verglichen  werden.  Der  Republik  der 
Vereinigten  Niederlande,  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  unter  den  Confoderationsartikeln,  den  ver- 
schiedenen Gestaltungen  der  Schweizerischen  Eidge- 
nossenschaft bis  zum  Jahre  1848  (selbstverständlich  ab- 
gesehen von  der  kurzlebigen  helvetischen  Einheitsre- 
publik), dem  frühem  Deutschen  Reiche  und  Bunde 
ist  gemeinsam,  dass  sie  nicht  in  sich  selbst,  in  ihren 
Herrschaftsrechten,  in  ihren  Organen  und  deren  Func- 
tionen die  Mittel  eigenen  unabhängigen  Bestandes  und 
gedeihlicher  Wirksamkeit  gehabt  haben,  sondern  nament- 
lich   auf  militärischem  und   finanziellem   Gebiete    oder 


^  Die  Bandesgeschichte  der  Schweiz  und  von  Deutsch- 
land zeigt  die  Gefährlichkeit  des  Veto  eines  jeden  Bundes- 
gliedes bei  Verfassungsänderungen;  in  beiden  Ländern  ist 
der  nothwendige  Uebergang  vom  Staatenbund  zum  Bundes- 
staat nur  auf  dem  Wege  der  Gewalt  und  des  Bürgerkrieges 
erreicht.  —  Aus  der  Gefährlichkeit  des  Veto  folgt  selbst- 
verständlich nicht  dessen  absolute  Verwerflichkeit.  Der 
Uebergang  von  Gemeinwesen  zu  einem  Staatenbunde,  mit 
Veto  eines  jeden  Mitgliedes  bei  Verfassungsänderungen, 
kann  unter  Umständen  ein  grosser  Fortschritt  sein.  Die 
englischen  Föderationsbestrebungen  (§  5)  werden  voraus- 
sichtlich höchstens  zu  einem  Staatenbunde  mit  einem  Veto 
für  England  und  die  wichtigeren  Colonien  bei  Verfassungs- 
underungen führen. 
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doch  auf  finanziellem  Gebiete  von  dem  guten  Willen 
der  Mitglieder  abhängig  gewesen  sind;  sie  konnten  alle 
viele  Dinge  befehlen  aber  nur  wenige  selbst  thun  (vgl. 
§  28).  Anders  in  dem  modernen  Bundesstaate,  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  unter  der  Unioiisi- 
verfassung^  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  seit 
1848,  den  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko,  der  Argen- 
tinischen Republik,  dem  Canadischen  Bunde,  dem  neuen 
Deutschen  Reiche;  sie  haben  in  sich  selbst,  in  ihren 
Herrschaftsrechten,  in  ihren  Organen  und  deren  Func- 
tionen die  Mittel  eigenen  unabhängigen  Bestandes  und 
gedeihlicher  Wirksamkeit,  sie  sind  wenigstens  in  den 
gewohnlichen  Fällen  von  den  Leistungen  der  Mitglie- 
der nicht  abhängig  (§§  29—34). 

Man  wird  daher  das  Unterscheidungsmerk- 
mal von  Staatenbund  und  Bundesstaat  in  die 
Selbstgenügsamkeit,  die  Selbständigkeit,  die 
Unabhängigkeit  des  Bundes  gegenüber  seinen 
Mitgliedern  setzen  dürfen  und  müssen;  die- 
jenigen Bünde  sind  Bundesstaaten,  bei  denen 
diese  Eigenschaften  vorhanden  sind,  die  ande- 
ren sind  Staatenbünde. 

Indessen  ist  dieses  Unterscheidungsmerkmal,  welches 
keine  Wesensverschiedenheit  zwischen  Staatenbund  und 
Bundesstaat  annimmt,  sondern  das  Unterscheidende  nur 
in  die  Eigenschaften  des  Bundes  setzt,  der  nähern  Be- 
stimmung und  Begrenzung  aus  der  Bundespraxis  und 
dem  Bundesrecht  bedürftig,  aber  auch  fähig. 

Zunächst  ist  zum  Bundesstaate  ein  grösseres 
Maass  von  Herrschaftsrechten  des  Bundes  nothig. 
Eine  abstracte  Bestimmung  des  Mindestmaasses  der- 
selben ist  unthunlich.^   Die  häufig  aufgestellte  Ansicht, 


*  Zum  Staate   gehören  Land  und  Leute;   niemaDd  ver- 
mag  aber   das  Mindestmaass    von   Land   und   die  Mindest- 
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dass  zu  denselben  das  Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandt- 
schaftsrecht oder  gar  das  ausschliessliche  Kriegs-,  Ver- 
trags-und  Gesandtschaftsrecht  gehören  müsse,  ist  nach  dem 
Pracedenzfalle  des  Canadischen  Bundes  unhaltbar  (§  36). 
Die  Aufgaben  imd  folgeweise  die  Herrschaftsrechte  des 
Staates  sind  nicht  ein  für  allemal  bestimmt,  sie  wechseln 
mit  den  Bedürfnissen  und  der  Gesittungsstufe  des 
Volkes.  Das  gilt  auch  von  den  Befugnissen  des  Bun- 
desstaates. Zur  Veranschaulichung  des  Maasses  von 
Flerrscfaaftsrechten ,  welches  man  beim  Bundesstaate 
fordern  muss,  darf  ich  auf  die  §§  8—13  verweisen; 
ein  Bund,  welchem  ein  gleich werthiges  Maass  von  Be- 
fugnissen zusteht,  wie  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  oder  einem  der  anderen  modernen  Bundes- 
staaten, genügt  diesem  Erforderniss. 

Anlangend  die  staatenbündischen  Verfassungen,  so 
war  das  Maass  der  Herrschaftsrechte  des  frühern 
Deutschen  Reiches,  der  alten  Eidgenossenschaft  und 
der  Republik  der  Vereinigten  Niederlande  ausreichend, 
um  als  Grundlage  für  einen  Bundesstaat  zu  dienen. 
Die  Entwicklung  dieser  Bünde  zu  einem  Bundesstaate 
ist  durch  widrige  Umstände,  welche  bei  der  Ueber- 
sicht  über  ihre  Bundespraxis  hervorgehoben  sind,  ge- 
hindert (§§  1—3). 

Weiter  ist  zum  Bundesstaate  eine  solche  Organi- 
sation der  Bundesgewalt  erforderlich,  welche  die- 
selbe vom  Willen  der  einzelnen  Bundesglieder  unab- 
hängig macht  und  eine  wirksame  Ausübung  der 
Herrschaftsrechte  des  Bundes  ermöglicht.  Eine  Muster- 
vorschrift für  die  Organisation  der  Bundesgewalt  ist 
selbstverständlich  nicht  vorhanden;  der  Staat  und  auch 
der   Bundesstaat    ist    nur    ein    Mittel    zur    Förderung 


zabl  von    Leuten    ziffermäsaig    festzustellen.      Aehnlich   bei 
den  Herrschaftsrechten  des  Bundesstaates. 


! 
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menschlicher  Sicherheit,  Tüchtigkeit  und  Wohlfahrt; 
seine  Organisation  wird  nach  Zeit,  Umstanden,  Auf- 
gaben, Bildungs-  und  Gesittungsstufe  des  Volkes 
verschieden  sein  müssen.  Ein  Gesandtencongress  aus 
Vertretern  der  Regierungen  der  einzelnen  verbündeten 
Staaten  wird  nur  dann  als  ein  geeignetes  Organ  eines 
Bundesstaates  angesehen  werden  können,  wenn  neben 
ihm  mit  beträchtlichen  Befugnissen  ausgestattete  na- 
tionale Organe  vorhanden  sind,  wie  das  neue  Deutsche 
Keich  sie  in  dem  Präsidium  des  Bundes,  den  unter 
ihm  stehenden  Reichsämtern  und  im  Reichstage  besitzt. 
Die  verschiedenen  Organisationen  der  wichtigeren  Bun- 
desstaaten, welche  die  moderne  Bundespraxis  hervor- 
gebracht hat,  sind  in  den  §§  15 — 20  beschrieben. 

Das  frühere  Deutsche  Reich  wird  man  namentlich 
im  Hinblick  auf  seine  Organisation,  welche  den  wich- 
tigsten Theil  der  Reichsgeschäfte  in  die  Hände  seiner 
Glieder  legte  und  eine  wirksame  Ausübung  seiner 
Herrschaftsrechte  kaum  zuliess,  nicht  zu  den  Bundes- 
staaten rechnen  dürfen.  Das  vornehmste  Organ  war 
der  Reichstag,  welcher  aus  dem  Reichsoberhaupt  und 
den  drei  Collegien  der  Reichsstände,  dem  Kurfürsten-, 
Fürsten-  und  Städtecollegium  bestand.  Abgesehen  von 
der  Kaiserwahl  konnten  die  wichtigeren  Angelegen- 
heiten des  Reiches  nur  durch  einen  Reichsschluss  er- 
ledigt werden,  wozu  in  der  Regel  Uebereinstimmung 
des  Kaisers  und  der  Mehrheit  eines  jeden  der  drei 
Collegien  erforderlich  war.  Da  der  Kaiser  und  die 
Reichsstände  seit  dem  Westfälischen  Frieden  sich  auf 
dem  Reichstage  durch  Gesandte  vertreten  Hessen,  welche 
die  Angelegenheiten  durchweg  ad  referendum  nahmen, 
so  war  die  Folge  dieser  Organisation  eine  ungeheure 
Langwierigkeit  der  Verhandlungen,  häufig  ohne  ein 
Ergebniss  derselben.  Die  Ausführung  der  Reichs- 
schlüsse war  meist  Recht  und  Pflicht  der  Reichs- 
stände. 
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Die  Ansätze  zu  einer  tüchtigen  bundesstaatlichen 
Entwickelung  in  der  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande sind  namentlich  dadurch  zurückgedrängt,  dass 
nach  und  nach  das  nationale  Organ  des  Staatsrathes 
in  den  Hintergrund  trat  und  das  Mehrheitsprinzip  für 
die  Beschlüsse  der  Generalstaaten  (Utrechter  Union, 
Art.  9)  durch  die  Praxis  immer  weiter  eingeengt 
wurde.* 

Ferner  erfordert  der  Bundesstaat  solche  Vorschriften 
und  Einrichtungen  für  die  Ausübung  seiner  gesetz- 
srebenden.  vollziehenden  und  richterlichen  Ge- 
wu It,  welche  dieselben  vom  Belieben  seiner  einzelnen 
Glieder  unabhängig  machen.  Die  verbindliche  Kraft 
der  Bundesgesetze  darf  nicht  von  ihrer  Verkündigung 
durch  die  einzelnen  Staaten  abhängig  gemacht  werden 
oder  es  muss  doch,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Mexiko  (§  10),  eine  ausreichende  Zwangsgewalt 
des  Bundes  bestehen,  welche  diese  Verkündigung 
sichert.  Es  müssen  Garantien  vorhanden  sein,  dass  die 
Bundesgesetze  und  ebenso  die  Bundesbeschlüsse  auf 
executivem  Gebiete  in  und  von  den  einzelnen  Staaten 
vollzogen  werden.  In  der  Praxis  der  Staatenbünde, 
des  frühern  Deutschen  Reiches,  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  bis  1848,  der  Republik  der  Ver- 
einigten Niederlande,  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  unter  den  Confoderationsartikeln,  des  frühern 
Deutschen  Bundes  begegnet  man  immer  und  immer 
wieder  dem  schweren  Misstande,  dass  die  Staaten  sich 
über  die  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse  hinweg- 
setzen, indem  sie  ihnen  entweder  schnurstracks  ent- 
iresenhandeln  oder  sie  in  ihrem  Gebiete  unauso^eführt 
hissen;  zur  Vermeidung  dieses  Misstandes  ist  es  wün- 
schenswerth,  dtiss  der  Vollzug  der  Bundesgesetze  und 
der   Bundesbeschlüsse   thunlichst   durch  eigene  Organe 


*  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  20  —  33. 
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des  Bundes  erfolgt;  die  Schweizerische  Eidgenossen- 
schaft und  das  neue  Deutsche  Reich  sind  in  dieser  Be- 
ziehung hinter  anderen  Bundesstaaten  zurück.  Es  ist 
weiter  wünschenswerth,  dass  die  gesetzgebende  und  die 
richterliche  Gewalt  des  Bundesstaates  gleiche  Aus- 
dehnung haben,  dass  die  Zuständigkeit  der  Bundes- 
gerichte  sich  auf  alle  Rechtsstreitigkeiten  erstreckt, 
welche  unter  der  Bundesverfassung  und  den  Bundes- 
gesetzen zur  Entstehung  kommen,  dass  namentlich  die 
Cxerichtshofe  endgültig  über  die  Verfassungsmässigkeit 
sowol  der  Bundes-  als  auch  der  Staatengesetze  ent- 
scheiden; auch  in  dieser  Beziehung  sind  die  Schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  und  das  neue  Deutsche 
Reich  hinter  den  anderen  Bundesstaaten  zurück.  Die 
Bestimmungen  über  die  Functionen  der  Bundesregieruni;: 
können  selbstverständlich  in  den  Einzelheiten  sehr  weit 
auseinandergehen,  sie  genügen  den  Anforderungen  des 
Bundesstaates,  wenn  sie  das  vorhin  angeführte  Resul- 
tat herbeiführen,  also  seine  gesetzgebende,  vollziehende 
und  richterliche  Gewalt  vom  Belieben  seiner  Mitglieder 
unabhängig  machen. 

Und  zuletzt  liegt  in  dem  Erforderniss  der  Selbst- 
genügsamkeit, der  Unabhängigkeit  und  Selbständig- 
keit des  Bundesstaates  gegenüber  seinen  Gliedern, 
dass  Verfassungsänderungen  nicht  an  die  Zu- 
stimmung sämmtlicher  Glieder  gebunden  sein 
dürfen;  wodurch  selbstverständlich  eine  Mitwirkung 
der  Einzelstaaten  bei  Verfassungsänderungen,  wie  sie 
in  der  That,  direct  oder  indirect,  bei  den  meisten  viel- 
leicht allen  Bundesstaaten  vorkommt,  nicht  ausge- 
schlossen wird.  Jede  Gemeinschaft,  Societät  oder  Cor- 
poration, auch  der  Staat,  der  Einheitsstaat  wie  der 
Bundesstaat,  ist  mehr  oder  weniger  von  den  Mitgliedern 
abhängig.  Der  Satz  der  Unabhängigkeitserklärung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom  4.  Juli  1776: 
„Die  Regierungen  entnehmen  ihre  gerechten  Gewalten 
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aus  der  Zustimmung  der  Regierten",  wird  immer  mehr 
Gemeingut  der  gesitteten  Nationen.  Vollständige  Un- 
abhängigkeit und  Selbständigkeit  gegenüber  den  Glie- 
dern gehört  nicht  zum  Wesen  des  Bundesstaates.  Das 
tritt  in  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  recht  anschaulich  hervor.  Zwei  Drittel  der 
Staaten  haben  das  Recht,  eine  Verfassungsconvention 
zu  begehren;  die  Verfassungsconvention,  worin  alle 
Staaten  gleiches  Stimmrecht  haben,  entscheidet  mit 
Stimmenmehrheit;  der  Auflösungsbeschluss  der  Ver- 
fassungsconvention oder  jeder  andere  Beschluss  der- 
selben zur  Verfassung  ist  das  höchste  Gesetz  des 
Landes,  hat  gleiche  Kraft  wie  die  Verfassung,  wenn 
er  von  drei  Vierteln  der  Staaten  in  ihren  gewohnlichen 
Legislaturen  oder  besonderen  Verfassungsconventionen 
bestätigt  wird.  Eine  Mehrheit  von  drei  Vierteln  der 
Staaten  hat  daher  die  Verfügung  über  die  Existenz 
des  Bundes  und  den  Inhalt  der  Bundesverfassung. 
Aber  beim  Einheitsstaate  ist  es  schliesslich  nicht 
anders.  Da  die  natürliche  Kraft  des  Volkes  grösser 
ist  als  die  künstliche  Kraft  der  Regierung^,  so  wird 
jede  Aenderung  seiner  Verfassung,  die  von  der  grossen 
Mehrheit   des  Volkes  ernstlich  und  nachhaltig  gewollt 


n 


7  The  Federalist,  Nr.  28.  Vgl.  auch  W.  E.  Gladstone: 
It  is  true  indeed,  that  every  nation  is  of  necessity,  to  a 
great  extent,  in  the  condition  of  the  sluggard  with  regard 
to  public  policy;  hard  to  rouse,  harder  to  keep  aroused, 
sure  after  a  little  while  to  sink  back  into  his  slumber. 
They  have  a  vast  but  an  encumbered  power;  and,  in  their 
struggles  with  overweening  authority,  or  with  property, 
the  excess  of  force,  which  they  undoubtedly  possess,  is 
more  than  counterbalanced  by  the  constant  wakefulness  of 
the  adversary,  by  his  knowledge  of  their  weakness,  and  by 
his  command  of  opportunity.  But  this  is  a  fault  lying 
rather  in  the  conditions  of  human  life,  than  in  political 
institutions."     North -American  Review,  1878,  S.  193. 
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wird,  früher  oder  später  durchgesetzt  werden.  Es  ist 
kein  K achtheil  des  Bundesstaates,  dass  er  auf  den 
Willen  seiner  Glieder  geziemende  Rücksicht  zu  neh- 
men und  sich  zu  bemühen  hat,  mit  demselben  in  Ein- 
klang zu  bleiben.  Vielleicht  ist  gerade  dieses  eine 
seiner  Eigenschaften,  welche  zu  seiner  grossen  Verbrei- 
tung in  der  Neuzeit  erheblicli  beigetragen  hat. 

Diese  Darstellung  des  Unterschiedes  von  Staaten- 
bund und  Bundesstaat  ist  in  der  Hauptsache  nicht  neu. 
Sie  ist  im  wesentlichen  dem  Federalist,  der  meister- 
haften Begründung,  Auslegung  und  Vertheidigung  der 
ünions Verfassung  durch  die  grossen  Juristen  und  Staats- 
männer Alexander  Hamilton,  James  Madison  und  John 
Jay,  entnommen.  Im  Federalist®  wird  überzeugend 
nachgewiesen,  dass  völlige  Wesensverschiedenheit  der 
neuen  und  der  alten  Verfassung  nur  scheinbar  vorhan- 
den und  in  Wirklichkeit  die  erstere  nur  eine  Ent- 
wickelung  und  Ausbildung  der  Prinzipien  der  frühern 
sei;  zu  dem  Endzweck  um  eine  wirksame  Bundesre- 
gierung herzustellen.^   Darum  sind  die  Herrschaftsrechte 

®  Die  vornehmlich  wichtige  Stelle  aus  Nr.  40  (Madison) 
ist  §  4,  Anm.  22  abgedruckt. 

^  In  Uebereinstimmung  mit  dem  Auftrage,  welchen  der 
Congress  der  Philadelphia- Convention  ertheilt  hatte,  solche 
Verfassungsänderungen  in  Vorschlag  zu  bringen,   „as  shall 

render   the    federal    Constitution   adequate   to   the 

exigencies  of  goveiiiment,  and  the  preservation  of  the 
Union".  Der  Federalist  beginnt  mit  diesen  Worten:  ,yA.fter 
füll  experience  of  the  insufficiency  of  the  existing  Federal 
Government,  you  are  invited  to  deliberate  upon  a  new 
Constitution  for  the  United  States  of  America/'  Die  Phi- 
ladelphia-Convention hat  sich  innerhalb  des  ihr  gegebenen 
Auftrages  gehalten,  abgesehen  von  dem  formell  nicht  be- 
rechtigten aber  durch  die  Noth  der  Zeit  erforderten  Vor- 
schlage, dass  die  neue  Verfassung,  wenn  sie  durch  mindestens 
neun  Staaten  genehmigt  sei,  für  diese  Staaten  in  Kraft 
treten  solle.     The  Federalist,  Nr.  40.     Vgl.  fj  4. 
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des  Bundes  erweitert,  darum  ist  seine  Organisation  um- 
gestaltet, danim  sind  seine  Functionen  neu  geregelt, 
und  ist  so  eine  selbstgenugsame,  von  den  Mitgliedern 
des  Bundes  unabhängige  Regierung  geschaffen,  welche 
sich  in  einer  Praxis  von  über  100  Jahren  glänzend  be- 
währt hat  (§  37).  Und  dieselbe  Aufgabe  ist  mit  ähn- 
lichen Mitteln  im  Jahre  1848  in  der  Schweiz  und  im 
Jahre  1867  in  Deutschland  gelost. ^^ 

§  36. 

üntersachaiig  anderer  Ansichten  über  den 
Unterschied  yon  Staatenbund  und  Bandesstaat. 

Die  Ansichten  der  Schriftsteller  über  den  Unter- 
schied von  Staatenbund  und  Bundesstaat  gehen  weit 
auseinander;  die  im  vorigen  Paragraphen  aus  der  Praxis 
und  dem  Recht  der  modernen  Bünde  entwickelte  An- 
sicht ist  von  allgemeiner  Anerkennung  sehr  weit  ent- 
fernt. Diese  Mannichfaltigkeit  ist  nur  zu  natürlich;  so 
lange  man  den  Unterschied  nach  freiem  Ermessen  con- 
struirt,  unbekümmert  oder  nur  wenig  bekümmert  um 
die  Gebilde,  welche  die  Praxis  hervorgebracht  hat,  und 


^^  Vop  den  deutschen  Schriftstellern  steht  der  hier  ent- 
wickelten Ansicht  über  den  Unterschied  von  Staatenbund 
und  Bundesstaat  G.  Waitz,  Das  Wesen  des  Bundesstaates, 
in  seinen  Grundzügen  der  Politik  (Kiel  1862),  S.  153—218, 
ungeachtet  zahlreicher  Abweichungen  wol  am  nächsten. 
G.  Waitz  ist  den  meisten  seiner  modernen  Tadler  an  histo- 
rischem Sinn  und  staatsmännischer  Begabung  weit  über- 
legen; überdies  hat  er  das  grosse  Verdienst,  durch  Woi*t 
und  Schrift,  namentlich  auch  als  hervorragendes  Mitglied 
der  Frankfurter  Nationalversammlung  und  ihres  Verfassungs- 
ausschusses, die  Einführung  des  Bundesstaates  in  Deutsch- 
land erheblich  gefördert  zu  haben.  Eine  Auseinander- 
setzung mit  ihm  bezüglich  der  Einzelheiten  würde  zu  viel 
Raum  erfordern. 
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um  ihr  Kecht,  hat  die  juristische  Phantasie  freien  Spiel- 
raum: „leicht  bei  einander  wohnen  die  Gedanken'^ 
Aus  den  vielen  Ansichten  greife  ich  einige  heraus,  deren 
Besprechung  und  Beleuchtung  an  dieser  Stelle  zweck- 
mässig sein  dürfte. 

1.  Der  beriihmte  und  hochverdiente  ensrlische  Histo- 
riker,  Edward  A.  Freeman,  dem  wir  eine  vortreffliche 
Darstellung  der  Bundesverhältnisse  des  Alterthums  * 
verdanken,  findet,  imter  Anerkennung  der  grossen  Man- 
nichfaltigkeit  der  Bundespraxis,  den  Unterschied  in 
einem  doppelten,  einmal  in  den  auswärtigen  Herrschafts- 
rechten des  Bundes,  dann  in  der  Weise  der  Ausübung 
der  Bundesregierung.^  Zum  Bundesstaate  fordert  er 
Einheit  in  der  auswärtigen  Vertretung,  also  ausschliess- 
liches Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht  des 
Bundes^,    weiter   dass    die  Wirksamkeit   der  Bundes- 


^  History  of  Federal  Government.  I.  (London  and 
Cambridge,  1863).  —  Die  antiken  Bünde  stehen  mit  den 
modernen  in  so  loser  Verbindung,  dass  ich  ihre  Berück- 
sichtigung nicht  für  nöthig  gehalten  habe.  Man  wird  keine 
Bestimmung  des  frühern  deutschen  Reichsrechts,  der  früheren 
Bundes  vertrage  der  Schweiz,  der  Utrechter  Union,  der  Con- 
föderationsartikel,  der  deutschen  Bundesacte  auf  die  antiken 
Bünde  zurückführen  können.  Bei  den  Berathungen  der 
Philadelphia-Convention  mögen  sie  berücksichtigt  sein  („Some 
of  them  [the  delegates  to  the  Convention]  had  made  an 
analysis  of  all  federal  governments  in  ancient  and  modern 
times"  —  G.  Bancroft,  II,  9),  indessen  wird  der  Nachweis 
einer  Verbindung  derselben  mit  irgendeiner  Bestimmung 
der  Unionaverfassung  nicht  erbracht  werden  können.  Vgl. 
Freeman,  S.  311  —  322. 

*  Mit  Freeman  stimmen  überein  Calvo,  Le  droit  inter- 
national, I,  §§  50,  51,  und  im  wesentlichen  auch  Phillimorer 
Commentaries  upon  International  Law,  I  (London  1871), 
§§  101,  118. 

'  S.  9:  „A  Federal  Commonwealth,  in  its  perfect  form, 
is  one  which  forms  a  single  state  in  its  relations  to  other 
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regiening  nicht  auf  die  Regierungen  der  Bundesstanten 
beschränkt  ist,  sondern  sich  auch  auf  deren  Angehörige 
erstreckt.*  Das  zweite  Merkmal  lasse  ich  einstweilen 
bei  Seite.  Von  den  Deutschen  stimmt  von  Holtzen- 
dorff^  mit  Freeman  iiberein,  indem  er  den  Unterschied 
auf  völkerrechtlichem  Gebiete  in  die  Singular-  oder 
Pluralform  der  auswärtigen  Vertretung  setzt. 

Mag  auch  bereitwillig  zugegeben  werden,  dass  die 
Einheit  der  auswärtigen  Vertretung,  also  der  Aus- 
schluss der  einzelnen  Staaten  vom  Kriegs-,  Vertrags- 
und Gesandtschaftsrecht  dem  Wesen  des  Bundesstaates 
am  meisten  gemäss  ist  und  sich  mit  einigen  nicht  er- 
heblichen Vorbehalten  für  die  einzelnen  Staaten^  in 
den  meisten  bundesstaatlichen  Verfassungen  findet,  so 
ist  doch  dieses  Moment  nicht  von  solcher  Bedeutung, 
dass  darauf  der  Unterschied  von  StAatenbund  und 
Bundesstaat  gegründet  werden  könnte. 

Staatenbund  und  Bundesstaat  sind  Einrichtungen, 
welche  der  Menschheit  angehören  und  nicht  ausschliess- 


nations,  bat  which  consists  of  many  states  with  regard  to 
its  internal  government",  in  Verbindung  mit  S.  10  und  12: 
„extemal  unity  and  internal  plurality'^ 

*  Merkmal  des  Bundesstaates:  „It  will  act  not  only  on 
the  Governments  of  the  several  States,  but  directly  on 
every  citizen  of  those  States"  (S.  11). 

*  Handbuch  des  Völkerrechts,  11,  §§32  —  34:  „Wo  in 
einer  Staatenverbindung  die  Repräsentativgewalt  dem  Aus- 
lande gegenüber  nur  in  der  Singularform  einer  über 
die  Mitglieder  disponirenden  collectiven  Organisation  zur 
Erscheinung  kommt,  ist  das  Vorhandensein  eines  Bundes- 
staates anzunehmen.  Eine  Pluralitüt  der  Regierungen 
besteht  alsdann  nur  auf  dem  Boden  der  Staats-  und  ver- 
waltungsrechtlichen Einrichtungen"  (S.  136). 

^  Vgl.  wegen  der  untergeordneten  Herrscbaftsrechte  auf 
internationalem  Gebiete,  welche  namentlich  den  einzelnen 
Staaten  der  Union  und  den  Cantonen  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  verblieben  sind,  §§  8  und  9. 
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Jich,  ja  nicht  einmal  vorwiegend,  vom  europäischen 
Standpunkte  aus  beurtheilt  werden  dürfen.  Die  „ver- 
fallenen Schlosser",  das  „unnutze  Erinnern",  der  „ver- 
gebliche Streit",  worunter  die  Staaten  des  europäischen 
Continents  leiden,  und  ihre  Folgen:  Hass  und  Feind- 
schaft der  Nationen,  gegenseitiger  Wetteifer  derselben 
in  der  Steigerung  der  Militärrüstungen  bis  zur  Grenze 
der  Leistungsfähigkeit  unter  Schädigung  der  innern 
Entwicklung,  haben  den  auswärtigen  Angelegenheiten 
zur  Zeit  auf  dem  europäischen  Continent  eine  ganz 
übertriebene  Bedeutung  gegeben.  Für  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  den  Canadischen  Bund,  die  eng- 
lischen Colonien  in  Australien  und  Afrika  und  für  an- 
dere Länder  der  Welt  sind  die  auswärtigen  Angel^en- 
heiten  Gegenstände  von  weit  geringerer  Bedeutung: 
der  Weltfriede  wird  nicht  dadurch  berührt,  dass  der 
Gesandte  einer  europäischen  Grossmacht  in  Washing- 
ton seine  Pässe  erhält^  oder  nimmt. ^ 

Und  weiter  und  vornehmlich  ist  die  Singularform 
der  auswärtigen  Vertretung  keine  Eigenthümlichkeit 
des  Bimdesstaates  im  Unterschiede  vom  Staatenbunde. 
Die  Praxis  hat  auch  Staatenbünde  mit  ausschliesslicher 
Vertretungsbefugniss  nach  aussen  hervorgebracht.  Die 
auswärtigen  Angelegenheiten  waren  für  die  einzelnen 
Staaten  der  Union  von  so  geringer  Bedeutung,  dass  sie 
dieselben  ungeachtet  aller  Eifersucht  auf  thunlichst  un- 
geschmälerte Erhaltung  ihrer  Souveränetät  in  den  Con- 
föderationsartikeln  mit  einigen  Vorbehalten  dem  Bunde 
abgetreten  haben  (§§  4,  7  II).  Ebenso  hat  in  der  Schweiz 


^  Sir  Alexander  Thomton  (Lord  Sackville),  der  eng- 
lische Gesandte,  wegen  angeblicher  Einmischung  in  die 
Präsidentenwahl  der  Vereinigten  Staaten,  1888. 

^  Baron  Di  Fava,  der  italienische  Gesandte,  wegen  ver- 
weigerter Genugthuung  für  die  Ermordung  von  Italienern 
in  New  Orleans,  1891. 
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unter  der  Vermittelungsacte,  einer  zweifellos  staaten- 
bündischen Verfassung,  Einheit  in  den  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, mit  unbedeutenden  Vorbehalten  für  die 
Cantone,  bestanden  (§  2).  Das  wichtigste  internationale 
Recht,  das  jus  pacis  et  belli,  hat  den  einzelnen  Provin- 
zen der  Vereinigten  Niederlande  während  der  Herr- 
schaft ihrer  Bundesverfassung  und  den  Cantonen  der 
Schweiz  unter  dem  Bundesvertrag  von  1815  gefehlt 
(§  7, 1,  III).  Zudem  hat  die  neuere  Bundespraxis  einen 
sehr  zukunftsreichen  Bundesstaat,  den  Canadischen  Bund, 
hervorgebracht,  dem  auf  internationalem  Gebiete  nur 
untergeordnete  Befugnisse  zustehen,  dem  namentlich 
eigenes  Kriegs-,  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht  fehlt 
(§§  5?  33).  Hiernach  ist  der  Unterschied  von  Singular- 
oder Pluralform  in  der  auswärtigen  Vertretung  kein 
Unterscheidungsmerkmal  von  Staatenbund  und  Bundes- 
staat, und  darf  insbesondere  dem  neuen  Deutschen 
Reich  nicht  um  deswillen  die  Eigenschaft  des  Bundes- 
staates abgesprochen  werden,  weil  den  einzelnen  deut- 
schen Staaten  das  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht  in 
ihren  Angelegenheiten  verblieben  ist  (§§  13,  34). 

2.  Die  herrschende  Ansicht  setzt  in  Uebereinstim- 
mung  mit  der  Ansicht  des  vorigen  Paragraphen  den 
Unterschied  in  die  Beziehungen  zwischen  dem  Bunde 
und  seinen  Gliedern;  sie  sieht  aber  nicht  auf  die  Selbst- 
genügsamkeit, die  Unabhängigkeit,  die  Selbständigkeit 
des  Bundes  gegenüber  seineu  Gliedern;  sie  findet  den 
Unterschied  in  einem  äussern  Kennzeichen.  Die  Bun- 
desregierung, so  lehrt  sie,  herrscht  im  Staatenbund  nur 
über  den  Regierungen  der  einzelneu  verbündeten  Staa- 
ten, im  Bundesstaate  dagegen  auch  über  deren  einzelnen 
Angehörigen.^ 


^  Von  den  zahlreichen  Vertretern  dieser  Ansicht  nenne 

eh    Wbeaton,    Elements    du    droit   international,   I,  1848, 

§§  21,  22;   John  Stuart  Mill,   Considerations  on  Represen- 
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Die  herrschende  Ansicht  ist  in  den  lebhaften  inne- 
ren Kämpfen,  welche  der  Annahme  der  jetzigen  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten  in  den  einzelnen  Unions- 
staaten  vorangegangen  sind,  zur  Entstehung  gekommen. 
Die  Gegner  derselben  wollten  bei  dem  System  der 
Bundesregierung  im  Gegensatz  zum  System  der  natio- 
nalen Regierung  beharren;  sie  setzten,  allerdings  nicht 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  geltenden  Recht,  den 
Unterschied  beider  darin,  dass  erstere  nur  auf  die  eiu- 


tative  Government,  Kap.  17;  Freeman,  a.  a.  0.,  S.  11;  Calvo, 
a.  a.  0.,  §§  50,  51 ;  Ferguson,  Manual  of  International  Law, 
I,  1884,  §  25;  G.  Bancroft,  History  of  the  United  States, 
X,  422,  569;  James  Bryce,  I,  17;  G.  Meyer,  §  14  und  die 
dort  angeführten  deutschen  Schriftsteller.  Zu  dieser  An- 
sicht neigt  sogar  das  berühmte  Urtheil  des  höchsten  Ge- 
richtshofes der  Vereinigten  Staaten  in  Cohens  v.  The  State 
of  Virginia,  aus  der  Feder  von  Chief  Justice  John  Marshall, 
des  grössten  unter  den  vielen  grossen  Richtern  der  Ver- 
einigten Staaten:  „The  requisitions  of  congress,  under  the 
confederation,  were  as  constitutionally  obligatory  as  the 
laws  enacted  by  the  present  congress  ....  We  are  told, 
and  we  are  truly  told,  that  the  great  change,  which  is  to 
give  efficacy  to  the  present  System,  is  its  ability  to  act  oo 
individuals  directly,  instead  of  acting  through  the  instru- 
mentality  of  state  governments"  (Story,  §  392) ;  ferner  (noch 
bestimmter)  eine  der  hochbedeutsamen  Reden,  welche  der 
Senator  Daniel  Webster  1830  im  Senate  der  Vereinigten 
Staaten  über  das  Wesen  der  Unionsverfassung  gehalten 
hat:  „Sir,  the  very  chief  end,  the  main  design,  for  which 
the  whole  Constitution  was  framed  and  adopted,  was  to 
establish  a  government,  that  should  not  be  obliged  to  act 
through  State  agency,  or  depend  on  state  opinion  or  state 
discretion.  The  people  had  had  quite  enough  of  that  kiud 
of  government,  under  the  confederacy.  Under  that  system, 
the  legal  action,  the  application  of  law  to  individuals,  be- 
longed  exclusively  to  the  states.  Congress  could  only  re- 
commend,  their  acts  were  not  of  binding  force,  til  the 
states  had  adopted  and  sanctioned  them"  (Story,  §  391)' 
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zclnen  Staaten  als  solche,  letztere  dagegen  individuell 
auf  die  einzelnen  Bürger,  welche  die  Nation  bilden, 
wirken.*® 

Es  ist  eine  eigenartige  und  merkwiirdige  Erschei- 
nung, dass  zwar  die  Unionsverfassung  angenommen  ist, 
zugleich  aber  dasjenige  Argument,  womit  sie  bekämpft 
ist,  insofern  die  Oberhand  gewonnen  hat,  als  man  darin 
das  Unterscheidungsmerkmal  von  Staatenbund  und  Bun- 
desstaat setzt.  Zur  Erklärung  dieser  Erscheinung  habe 
ich  kein  ausreichendes  Material;  vielleicht  liegt  ihr 
Gnmd  darin,  dass  der  genaue  Inhalt  der  Confodera- 
tionsartikel  nach  Annahme  der  Unionsverfassung  etwas 
in  Vergessenheit  gerieth,  dagegen  die  Argumente, 
welche  gegen  die  Unionsverfassung  vorgebracht  waren, 
nachwirkten. 

Besteht  auch  kein  absoluter  Gegensatz  zwischen  der 
Ansicht  des  vorigen  Paragraphen  und  der  herrschenden 
Ansicht,  so  ist  doch  eine  Prüfung  angebracht,  ob  die 
letztere  mit  der  Praxis  und  dem  Recht  der  modernen 
Bünde  übereinstimmt. 

Der  herrschenden  Ansicht  ist  ohne  weiteres  zuzu- 
geben, dass  sie  einen  der  wichtigsten  Mängel  des  Staaten- 
bundes  richtig  hervorhebt.  Seine  Gesetze,  Verordnun- 
gen und  Beschlüsse  werden  meist  an  Regierungen  ge- 
richtet; diese  ertragen  oft  ungern  eine  Regierung  über 
sich;  ausreichende  Garantien  für  den  Vollzug  der  An- 
ordnungen des  Bundes  lassen  sich  im  Staatenbunde 
schwer  schaffen. 


*®  Madison  im  Federalist,  Nr.  39:  „The  difference  be- 
tween  a  federal  and  national  government,  as  it  relates  to 
the  Operation  of  the  government,  is,  by  the  adversaries  of 
the  plan  of  the  Convention,  supposed  ( ! ! )  to  consist  in  this, 
that  in  the  fonner  the  powers  operate  on  the  political 
bodies  composing  the  confederacy  in  tbeir  political  capa- 
cities;  in  the  latter,  on  the  individual  Citizens  composing 
the  nation,  in  their  individual  capacities." 
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Aber  auch  bei  diesem  Gegenstande  besteht  nur  ein 
Grad-  nicht  ein  Artunterschied  zwischen  Staatenbund 
und  Bundesstaat.  Es  ist  richtig,  dass  der  Bundesstaat 
durchweg  in  grosserm  Umfange  als  der  Staatenbund 
über  einzelnen  Personen  herrscht;  aber  es  ist  nicht 
richtig,  dass  die  Herrschaft  des  Staatenbundes  sich 
nicht  auf  einzelne  Personen  erstreckt. 

Die  amtliche  Sammlunor  der  älteren  eid<:r6nossischen 
Abschiede  enthält  zahlreiche  Beschlüsse  und  Handluncren 
der  Tagsatzung  ^^,  welche  einzelne  Angehörige  der  Orte 
(Cantone)  individuell  betreffen  und  nicht  an  die  Re- 
gierungen der  Orte  oder  Zugewandten  gerichtet  sind. 
Bürger  oder  Landmänner  der  Orte  werden  zu  Land- 
vogten  oder  Zollbeamten  in  den  Gemeinen  Vogteien 
ernannt,  des  Amtes  entsetzt,  ihre  Competenzen  werden 
geregelt,  ihre  Rechnungen  abgenommen.  Nicht  allein 
Streitigkeiten  der  Orte  und  Zugewandten,  sondern  auch 
einzelner  Personen  und  Corporationen  in  den  Orten 
w' erden  von  der  Tagsatzung  vermittelt,  entschieden  oder 
an  das  eidgenossische  Recht  verwiesen,  wenn  sich  daran 
ein  allgemeines  Interesse  knüpft.  Angehörige  der  Orte 
haben  bei  der  Tagsatzung  wegen  Misachtung  der  eid- 
genossischen Vorschriften  übei»  den  Gerichtsstand  Klage 
geführt  (§  2). 

Die  Wirksamkeit  der  Reichsgewalt  in  dem  frühem 
Deutschen  Reiche  war  nicht  auf  die  Reichsunmittelbaren 
beschränkt,  sie  erstreckte  sich  auch  auf  die  Reichsmittel- 
baren, nämlich  die  Angehörigen  der  einzelnen  Terri- 
torien. Die  Kaiser  haben  Städten,  Universitäten  und 
einzelnen  Personen  Privilegien  ertheilt,  sie  ernannten 
Reichsnotare;  die  Reichsgerichte  hatten  Gerichtsbarkeit 


11  Z.  B.  Bd.  I,  47,  59,  68,  76,  95,  101,  178,  207, 
208,  234;  Bd.  II,  103,  149,  274,  420,  674;  Bd.  lU,  1.  Abth., 
S.  6  14;  Bd.  IV,  Abth.  Ic,  S.  7,  266.  Die  Beispiele  Hessen  sich 
leicht  vermehren. 
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mich  über  die  Keichsmittelbaren ,  welche  wegen  Mis- 
hruuchs  der  Landeshoheit  bei  Kaiser  und  lieich  um 
Abhülfe  nachsuchen  konnten. 

Einige  Gesetze  der  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande sind  von  Bundes  wegen  verkündet.^*  Die  Gerichts- 
barkeit der  Generalstaaten,  des  Staatsrathes ,  der  Ad- 
miralitäts-CoUegien,  der  Münzkammer  und  andrer  Ge- 
neralitäts-Üollegien  und  Beamten  erstreckte  sich  auf  die 
Angehörigen  der  einzelnen  Provinzen.  ^^  Die  Genera- 
lität hatte  volle  staatliche  Gewalt  über  die  Generalitäts- 
lande und  die  Colonien»^  (§§  7  I,  14  I,  21  I). 

Im  Federalist^*  wird  die  Ansicht  der  Gegner  der 
neuen  Verfassung,  dass  die  Wirksamkeit  des  Staaten- 

^2  Westerkamp,  Bundesrecht,  S.  42. 

1»  Ebd.,  S.  46,  47. 

1*  Ebd.,  S.  20,  21. 

1*  Vgl.  die  Belegstellen  im  §  4,  vorzugsweise  wichtig 
sind  Nr.  39  und  40.  Die  Bemerkung  von  G.  Meyer,  §  14, 
Aum.  2:  „Vor  allem  entwickelt  der  Federalist  (namentlich 
in  Nr.  15  und  16)  die  Verschiedenheit  der  Conföderation 
von  1778  und  der  neuen  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  durchaus  sachgemäss  dahin,  dass  der  Conföderation 
nur  eine  Herrschaft  über  die  einzelnen  Staaten,  der  Union 
dagegen  unmittelbar  über  die  einzelnen  Angehörigen  zu- 
stehe" wird  wol  nur  dadurch  erklärt  werden  können,  dass 
der  Federalist  mehr  bewundert  als  gelesen  wird;  im  Fe- 
deralist, Nr.  15  und  16  und  namentlich  Nr.  39  und  40 
(vgl.  auch  Nr.  9  [Anm.  24]),  wird  das  gerade  Gegentheil 
von  dem  gesagt,  was  G.  Meyer  darin  findet.  Haenel,  Staats- 
recht, §  42,  Anm.  5,  beruft  sich  zur  Begründung  der  herr- 
schenden Ansicht  auf  Federalist,  Nr.  27,  worin  aber  nicht 
steht,  dass  die  Wirksamkeit  der  Conföderationsartikel  sich 
nicht  auf  die  Angehörigen  der  einzelnen  Staaten  erstrecke,. 
sondern  bemerkt  wird,  dass  die  meisten  Gegner  der  Unions- 
verfassung, welche  mit  deren  Freunden  über  die  Mangel- 
haftigkeit der  Conföderationsartikel  im  wesentlichen  ein- 
verstanden, aber  über  die  Mittel  der  Abhülfe  uneins  waren, 
eine  Art  von  Bund  anstreben,  dessen  Wirksamkeit  auf  die 
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bundes  auf  die  einzelnen  Regierungen  beschränkt  sei, 
ernsthaft  und  nachdrücklich  widerlegt;  ein  ganzer  Ka- 
talog von  Bundesangelegenheiten  wird  aufgestellt,  wo- 
bei die  Bundesregierung  unter  den  Conföderations- 
artikeln  auf  die  Angehörigen  der  einzelnen  Staaten  in- 
dividuell wirkte  (§§  4,  21  II). 

Die  Grundgesetze  des  frühern  Deutschen  Bundes 
haben  die  Rechtsstellung  der  vormals  reichsständischen 
Fürsten  und  Grafen  und  des  frühern  Reichsadels  ge- 
regelt und  ihnen  bei  Misachtung  der  von  Bundes  wegen 
garantirten  Rechte  ein  Recursrecht  an  die  Bundesver- 
sammlung gegeben.  Bei  Justiz  Verweigerung  in  einem 
deutschen  Staate  hatten  dessen  Angehörige  ein  Be- 
schwerderecht an  die  Bundesversammlung-  Dieselbe 
ernannte  den  Bundesoberfeldherrn  und  hatte  Gerichts- 
barkeit über  ihn;  sie  ernannte  und  instruirte  die  Bun- 
desgesandten. Während  der  langen  Zeit,  w^o  das  Bun- 
despressgesetz  vom  20.  September  1819  in  Kraft 
gewesen  ist,  entschied  sie  ohne  Statthaftigkeit  von 
Appellation  über  die  Unterdrückung  von  Presserzeiig- 
nissen,  also  von  Eigenthum  einzelner  Staatsangehöriger 
(§§  7  IV,  14  IV,  21  IV). 

Abgesehen  von  dem  wenig  entwickelten  Rheinbunde 
und  dem  Australischen  Bunde  unter  der  Federal  Council 
Act  1885  wird  man  kaum  einen  modernen  Staatenbund 
finden  können,  bei  dem  das  angebliche  Unterschei- 
dung^^merkmal  desselben  gegenüber  dem  Bundesstaate, 
nämlich,  dass  seine  Herrschaft  auf  die  Regierungen  der 


Staaten  beschränkt  sei  („than  the  species  of  league  con- 
tended  for  by  most  of  its  adversaries;  the  authority  of 
which  should  only  operate  upon  the  States  in  their  politi- 
cal  or  coUective  capacities").  Daran  wird  eine  vortreffliche 
Ausführung  geknüpft,  dass  die  Erweiterung  der  Wirksam- 
keit der  Bundesregierung  auf  die  Angehörigen  der  Einzel- 
staaten in  der  Unionsverfassung  die  gevrichtigsten  Vortheile 
herbeiführen  werde. 
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verbündeten  Staaten  beschrankt  ist,  in  der  That  zii- 
triffi.  Auch  die  Staatenbünde  haben,  der  eine  in 
grosserm  der  andre  in  geringerm  Umfang,  eine  Herr- 
schaft über  Angehörige  der  einzelnen  Staaten  gehabt.  ^^ 
Dann  aber  ist  das  Unterscheidungsmerkmal  der  herr- 
schenden Ansicht  falsch  und  nur  richtige  dass  der  Bun- 
desstaat in  grosserm  Umfang  als  der  Staatenbund 
über  einzelnen  Personen  herrscht. 

3.  Die  Theorie  von  Laband  (I,  §§  7,  8)  ist  ein  Er- 
zeugniss  der  juristischen  Scholastik,  ohne  irgend  ge- 
nügende Untersuchung  der  Bünde,  welche  die  Praxis 
hervorgebracht  hat,  und  ihres  Rechts,  vielleicht  ohne 
die  Einsicht,  dass  es  einer  solchen  bedarf  und  dass  ihr 
Ergebniss  für  den  Unterschied  von  Staatenbund  und 
Bundesstaat  maassgebend  sein  muss.  Sie  operirt  mit 
allgemeinen  juristischen  und  logischen  Kategorien  ^^, 
ohne  irgend  ausreichende  Kenntniss  der  Thatbestände, 
worauf  dieselben  anzuwenden  sind.  Behauptung  wird 
an  Behauptung  gereiht,  unbekümmert  um  ihre  Richtig- 
keit, unbekümmert  um  die  Folgerungen,  welche  sich  an 
dieselbe  knüpfen  mögen. 

Eine  Untersuchung  aller  einzelnen  Sätze  würde  zu- 
viel Raum  erfordern  und  keinen  entsprechenden  Nutzen 
bringen.     Ich  greife  ein  paar  Sätze  heraus,  welche  für 

^^  Eine  einigermaassen  erschöpfende  Beschreibung  des 
Umfanges  der  Herrschaft  des  Staatenbundes  über  die  An- 
gehörigen der  einzelnen  Staaten  (vgl.  §  21)  liegt  ausserhalb 
meiner  Absicht;  mir  kommt  es  nur  darauf  an,  durch  ein- 
zelne Beispiele  aus  der  Bundespraxis  und  dem  Bundesrecht 
die  Irrigkeit  der  herrschenden  Ansicht  darzuthun.  Nach 
einer  Begründung  der  herrschenden  Ansicht  aus  der 
Bande.spraxis  und  dem  Bundesrecht  habe  ich  vergeblich 
gesucht. 

^^  Wirklichkeit  oder  ünwirklichkeit,  Wahrheit  oder  Un- 
wahrheit dieser  Kategorien,  namentlich  des  Souveränetäts- 
begriffes  (§  6),  lasse  ich  hier  bei  Seite. 
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die  Methode  der  ,,inodernen  construetiven  Logik"  auf 
dem  Gebiete  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft 
charakteristisch  sein  dürften.  Laband  sagt  I,  59,  60: 
„Ebenso  ist  es  eine  Chimäre,  die  Competenz  der  Ge- 
sammtstaatsgewalt  in  der  Art  von  der  Competenz  der 
Einzelstaatsgewalt  abgrenzen  zu  wollen,  dass  kein  Ge- 
biet übrig  bleibt,  für  welches  es  zweifelhaft  ist,  welcher 
Staatsgewalt  die  Competenz  zusteht  und  dass  die  Ab- 
grenzung für  alle  Zeit  unabänderlich  dieselbe  bleibt. 
Es  entsteht  also  auch  hier  die  Frage  (!!),  wer  hat  den 
Zweifel  über  die  Competenzgrenze  zu  entscheiden  und 
wer  hat  über  eine  Veränderung  der  Competenz  zu  be- 
finden. Weisen  die  Einzelstaaten  durch  ihren  Willen 
dem  Bunde  die  Grenzen  seiner  staatlichen  Befugnisse 
zu  oder  empfangen  sie  umgekehrt  von  der  Centralge- 
walt  die  rechtliche  Begrenzung  ihrer  Willenssphäre? 
Mur  eines  von  beiden  ist  möglich  (I!)  und  die  Beant- 
wortung der  Frage  enthält  zugleich  die  Entscheidung, 
wer  souverän  ist,  die  Centralgewalt  oder  die  Einzel- 
staaten.^'  —  Der  Ausgangspunkt  ist  richtig;  es  ist 
immer  schwierig,  mit  Genauigkeit  die  Grenzlinie  zwi- 
schen den  Bundes-  und  den  Einzelstaatsgewalten  zu 
ziehen.  Im  Laufe  der  Zeit  mag  auch  das  Bedürfniss 
einer  Aenderung  der  Competenzgrenze  eintreten,  ob- 
wol  bei  sorgfältiger  Ueberlegung  imd  Feststellung  der- 
selben w^eit  seltener  als  man  gewöhnlich  annehmen 
mag;  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  in 
einer  Zeit  von  über  100  Jahren  die  Competenzgrenze 
nur  wenig  geändert.  Daran  knüpft  sich  nicht  „die 
Frage",  sondern  daran  knüpfen  sich  zwei  völlig  ver- 
schiedene Fragen:  1.  wer  hat  Zweifel  über  die  Com- 
petenzgrenze, genauer  Streitfragen  über  die  Verfassungs- 
mässijrkeit  von  Bundes-  und  Staatsacten  zu  entscheiden, 
2.  wer  ist  zur  Aenderung  der  Competenzgrenze  be- 
fufft?  Oder  meint  Laband  in  der  That,  dass  nur  dem- 
jeuigen,  welcher   zur  Aenderung  der  Competenzgrenze 
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befugt   sei,    die   Entscheidung    über  Competenzzweifel 
zustehen  könne?     In  Bezug  auf  die  zweite  Frage  sta- 
tuirt  Laband  ein  scharfes  Entweder-Oder;  nur  eins  ist 
möglich,    entweder    bestimmen    die    Einzelstaaten    die 
Kompetenz  des  Bundes,   oder  der  Bund   bestimmt  die 
Competenz    der    Einzelstaaten,    wer    dem    andern    die 
Competenz   setzt,  der  ist  souverän.     Man  fragt:   aber 
warum  dieses  Entweder-Oder?   Ist  es    nicht   möglich, 
dass    Bundesstaat    und    Einzelstaaten    gemeinschaftlich 
ihre  gegenseitige  Competenz  feststellen?    Die  Antwort 
kann    man    nur    aus    S.  60,   Anm.   2,    errathen:    „das 
Widersinnige   einer   getheilten  Souveränetät";    Aende- 
rang    der    Competenz    ist    ein    Act    der    Souveränetät, 
Bundesstaat  und  Einzelstaaten  können  nicht  zusammen 
oder  nebeneinander  souverän  sein,  folgeweise  das  Ent- 
weder-Oder.    Nun  bringt  es  aber  das  Misgeschick  mit 
sich,  dass  in  der  That  mehrere  Bundesverfassungen  dem 
Bunde  und  den  Einzelstaaten  zusammen  die  Aenderung 
der  Competenzgrenze    anvertrauen;    die   schweizerische 
Bundesverfassung  erfordert  zu  Verfassungs-  und  folge- 
weise Competenzänderungen  Mehrheit  der  abstimmen- 
den  Schweizerbürger  und   der   Cantone  (Art.  123  des 
Zusatzgesetzes,    Art.    121    der    Verfassung    von    1874, 
§  30),    die   Verfassung    der    Vereinigten    Staaten    von 
Mexiko  (Art.  127)  Zweidrittelmehrheitsbeschlüsse  jedes 
der    beiden    Häuser    des  Congresses   und   Zustimmung 
der  Mehrheit   der  Staaten  (§  31).     Diese  direct  wider- 
streitenden Verfassungsbestimmungen  werden  von  La- 
band  nicht   berücksichtigt    oder    der  Berücksichtigung 
nicht  für  werth  gehalten,  vielleicht  in   der  zuversicht- 
lichen Ueberzeugung,  nichts  sei  klarer  als  „das  Wider- 
sinnige einer  getheilten  Souveränetät".  —  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  haben  die  Staaten  durch 
Annahme   der  Verfassung,    allerdings    im  Namen    des 
Gesammtvolkes  der  Vereinigten  Staaten   (Eingang  der 
Unionsverfassung),    dem  Bunde    seine   Competenz    ge- 

Wkstbkkakp.  3]^ 
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geben;  Dreiviertelmehrheit  der  Staaten  entscheidet  über 
Verfassungs-  und  folgeweise  Competenzanderungen;  wo- 
raus nach  Laband  folgt,  dass  allein  die  einzelnen  Staa- 
ten und  nicht  auch  der  Bund  souverän  sind.  Dass 
die  Geschichte  anders  entschieden  hat,  ist  vom  Stand- 
punkte der  Laband^schen  Logik,  welche  die  Thatsachen 
bei  Seite  lässt  und  durch  Sachkenntniss  nicht  getrübt 
wird,  unerheblich.  —  Die  andre  Frage,  welche  Laband 
nur  gestreift  hat:  wer  hat  Streitfragen  über  die  Ver- 
fassungsmässigkeit von  Bundes-  und  Staatsacten,  ins- 
besondere Bundes-  und  Staatsgesetzen  zu  entscheiden? 
mag  ich  für  ihn  dahin  beantworten,  dass  dieselben  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Mexiko, 
der  Argentinischen  Republik,  dem  Canadischen  und 
Australischen  Bunde  *^,  also  in  einem  Gebiete,  welches 
etwa  dreimal  so  gross  ist  wie  ganz  Europa,  von  den 
Gerichten,  sowol  Staaten-  als  (mit  Ausnahme  des  Au- 
stralischen Bundes)  Bundesgerichten  bei  der  ihnen  zu- 
stehenden Rechtsprechung  entschieden  werden,  und 
dass  daraus  nach  einer  Erfahrung  von  nunmehr  über 
100  Jahren  keine  Schwierigkeiten  oder  Gefahren  her- 
vorgehen, wenn  nur  für  gute  Besetzung  der  Gerichte 
mit  einsichtigen  dem  Parteigetriebe  fernstehenden 
Richtern,  für  Unabhängigkeit  derselben  gegenüber  der 
Legislative  und  Executive  und  dafür  gesorgt  ist,  dass 
die  endgültige  Auslegung  der  Bundesverfassung  und 
damit  die  endgültige  Entscheidung  der  Streitfragen 
über  die  Verfassungsmässigkeit  von  Bundes-  und 
Staatsacten  vor  einen  obersten  Gerichtshof  gebracht 
werden  kann  (§§  5,  22,  24—26,  29,  31—33). 

Aus   dem    Gewirre    der   Laband'schen   Sätze   kann 
man  drei  Unterscheidungsmerkmale  des  Staatenbundes« 


^^  Aehnlich  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela 
nach  der  Bundesverfassung  vom  27.  April  1881,  Annuaire 
de  legislation  etrangere  en  1889,  S.  959. 
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Bundesstaates  und  beziehungsweise  Einheitsstaates  ent- 
nehmen: 

a)  der  Staatenbund  ist  ein  Rechtsverhältniss  unter 
Staaten,  kein  Rechtssubject;  der  Bundesstaat  ist  ein 
Rechtssubject  und  kein  Rechtsverhältnisse^; 

b)  der  Staat  und  folgeweise  auch  der  Bundesstaat 
bat  eigene  Herrschaft^rechte  behufs  Durchführung 
seiner  Aufgaben  und  Pflichten  und  einen  selbständigen 
Herrschafts  willen  ^  ® ; 

c)  der  Bundesstaat  wird  durch  eine  bestimmte 
Form  der  Organisation,  nämlich  durch  die  Betheiligung 
der  Einzelstaaten  an  der  Herstellung  des  Gesammt- 
staats willens,  begrifflich  bestimmt.  ^^ 

Bei  Anwendung  dieser  Merkmale  auf  die  modernen 
Bunde,  welche  die  Praxis  hervorgebracht  hat,  gelangt 
man  zu  dem  eigenartigen  und  sonderbaren  Ergebniss, 
dass  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  in  ihren  Ge- 
staltungen bis  zum  Jahre  1848  (selbstverständlich  mit 
Ausnahme  der  kurzlebigen  Einheitsrepublik),  das 
frühere  Deutsche  Reich,  die  Republik  der  Vereinigten 
Niederlande,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unter  den  Confoderationsartikeln,  der  Deutsche  Bund 
und  das  neue  Deutsche  Reich    in    die  Kategorie    der 


^^  „Die  juristische  Person  ist  Rechtssubject,  die 
Societät  ein  Rechtsverhältniss.  So  ist  auch  der  Staaten- 
hand ein  Rechtsverhältniss  unter  Staaten,  also  kein  Rechts- 
subject; der  Staat  dagegen  eine  organisirte  Einheit,  eine 
Person,  also  kein  Rechtsverhältniss"  (I,  53). 

*^  „Die  juristische  Persönlichkeit  des  Staates  besteht 
darin,  dass  der  Staat  eigene  Herrschafts  rechte  behufs 
Durchführung  seiner  Aufgaben  und  Pflichten  und  einen 
selbständigen  Herrschaftswillen  hat"    (I,  53  und  54). 

^*  „Der  Bundesstaat  wird  gerade  durch  eine  gewisse 
Form  der  Organisation,  nämlich  durch  die  Betheiligung  der 
Einzelstaaten  an  der  Herstellung  des  Gesammtstaatswillens, 
begrifflich  bestimmt"  (I,  56). 

31* 
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Bundesstaaten  gehören,  dagegen  der  Canadische  Bund 
und  die  Vereinigten  Staaten  Ton  Mexiko,  und  genau 
genommen  auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unter  der  Unionsverfassung,  die  Schweizerische  Eid- 
genossenschaft seit  1848  und  die  Argentinische  Republik 
weder  Staatenbünde  noch  Bundesstaaten  sind. 

Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  bis  1848,  das 
frühere  Deutsche  Reich,  die  Republik  der  Vereinigten 
Niederlande,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unter  den  Confoderationsartikeln  und  der  Deutsche 
Bund  genügen  allen  Laband'schen  Anforderungen  an 
den  Bundesstaat;  denn 

o)  Rechtsverhältnisse  haben  keinen  Willen,  können 
keine  Befehle  ertheilen,  keine  Gesetze  geben.  Jedes 
Gemeinwesen,  welches  Gesetze  erlässt,  ist  Rechtssubject. 
Laband  sagt  von  seinem  Standpunkt  mit  vollem  Recht: 
„Im  Staatenbund  kann  von  einer  gesetzgebenden  Ge- 
walt des  Vereins  keine  Rede  sein;  Gesetze  können  nur 
die  einzelnen  Staaten  geben"  (I,  75).  Die  Gesetz- 
gebungsbefugniss  der  alten  Eidgenossenschaft,  der  Re- 
publik der  Vereinigten  Niederlande,  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  unter  den  Confoderationsartikehi 
und  des  Deutschen  Bundes  ist  im  §  21  nachgewiesen; 
die  Gesetzgebungsbefugniss  des  frühern  Deutschen 
Reiches  ist  unbestritten.  Sie  waren  daher  Rechts- 
subjecte  und  folgeweise  (nach  Laband)  keine  Staaten- 
biinde; 

h)  sie  hatten  weiter  eigene  Herrschaftsrechte  und 
einen  selbständigen  Herrschaftswillen.     Ihre  wichtigsten 


Herrschaftsreclite  sind  in  den  §§  1 — 4  imd  namentlich 
im  §  7  angeführt.  Diese  Herrschaftsrechte  gehorten 
dem  Bunde  und  nicht  dessen  einzelnen  Gliedern,  weil 
sie  durch  die  Organe  des  Bundes,  worüber  es,  um 
diesen  Laband'schen  Ausdruck  (I,  54)  zu  gebrauchen, 
keine  Rechtsmacht  gab,  selbständig  und  ohne  Verant- 
wortlichkeit   gegen    die   Glieder    geübt    wurden.    Nur 
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die  einzelneu  Boten  zur  Tagsatzung,  die  einzelnen  Ge- 
sandten auf  dem  Reichstage,  die  einzelnen  Mitglieder 
der  Generalstaaten,  des  Congresses,  der  Bundesver- 
sammlung, nicht  aber  die  Tagsatzung,  der  Reichstag, 
die  Generalstaaten,  der  Congress,  die  Bundesversamm- 
lung waren  an  Instructionen  gebunden  oder  konnten 
zur  Verantwortung  gezogen  werden ;  was  die  eben  an- 
geführten Versammlungen  innerhalb  ihrer  Zuständig- 
keit in  den  verfassungsmässigen  Formen  beschlossen, 
war  verbindlicher  Art  für  die  einzelnen  Glieder; 

c)  die  einzelnen  Staaten  hatten  durch  ihre  Vertreter 
in  den  eben  genannten  Versammlungen,  welche  ihren 
Vollmachtgebern  für  Ausführung  ihrer  Instructionen 
hafteten,  an  der  Herstellung  des  Gesammtstaatswillens 
Antheil. 

Die  gewohnliche  Meinung,  dass  durch  Annahme 
und  Ausführung  der  Unionsverfassimg  vom  17.  Sep- 
tember 1787  der  modenie  Bundesstaat  zur  Entstehung 
gekommen  sei,  ist  daher,  die  Richtigkeit  der  Laband- 
schen  Theorie  vorausgesetzt,  irrig;  die  modernen  Bun- 
desstaaten sind  viel  älter. 

Der  Canadische  Bund  und  die  Vereinigten  Staaten 
von  Mexiko  passen  leider  nicht  unter  das  Laband^sche 
System,  wodurch  hoffentlich  ihre  Existenzfähigkeit 
nicht  beeinträchtigt  wird.  Sie  sind  (nach  Laband) 
weder  Staatenbünde  noch  Bundesstaaten;  keine  Staaten- 
bünde, weil  sie  Rechtssubjecte  sind,  mit  eigenen  Herr- 
schaftsrechten und  selbständigem  Herrschaftswillen ; 
keine  Bundesstaaten,  weil,  wie  im  §  19,  Anm.  1,  nach- 
gewiesen ist,  die  einzelnen  Staaten  keinen  Antheil  an 
Herstellung  des  Gesammtstaatswillens  haben.  Sie  kön- 
nen auch  nicht  als  Einheitsstaaten  angesehen  werden, 
weil  ihre  Glieder  süiatenähnliche  Gebilde  (die  cana- 
dischen  Provinzen  und  Territorien)  oder  Staaten  sind. 
Und  ähnlich  liegt  die  Sache  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  unter  der  Unionsverfassung,  der 
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Schweizerischen  Eidgenossenschaft  seit  1848  und  der 
Argentinischen  Republik.  Die  beiden  auf  sechs  Jahre 
gewählten  Senatoren  der  einzelnen  Unionsstaaten,  welche 
nicht  selten  verschiedenen  politischen  Parteien  ange- 
hören und  dann  bei  streitigen  Fragen  meist  gegen- 
einander stimmen,  und  der  auf  vier  Jahre  von  den  Wahl- 
männeni  der  Staaten  gewählte  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  können  nicht  als  Vertreter  des  Willens  der 
einzelnen  Staaten  angesehen  werden,  weil  sie  an  In- 
structionen nicht  gebunden  sind.  Ebenso  haben  die 
Vertreter  der  Cantone  im  schweizerischen  Ständerathe 
und  der  Provinzen  in  dem  argentinischen  Senate  nach 
eigenem  Ermessen  zu  handeln  und  sind  ihren  Wählern 
nicht  verantwortlich.  Die  einzelnen  Staaten  haben  da- 
her auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  der  Argentini- 
schen Republik  keinen  Antheil  an  Herstellung  des 
Gesammtstaats  willens;  es  fehlt  dasjenige  Merkmal, 
welches  nach  Laband  den  Bimdesstaat  „begrifflich  be- 
stimmt". 

Die  Losung  der  Schwierigkeiten,  welche  daraus 
entstehen  mögen,  dass  (nach  der  Laband'schen  Theorie) 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Mexiko,  die 
Schweizerische  Eidgenossenschaft  seit  1848  und  die 
Argentinische  Republik  weder  Staatenbünde  noch  Bun- 
desstaaten noch  Einheitsstaaten  sind,  ist  nicht  meine 
Sache. 

Das  Merkwürdigste  bei  der  Laband'schen  Theorie  ist 
vielleicht  der  Umstand,  dass  sie  trotz  des  Mangels  einer 
irgend  ausreichenden  Begründung  aus  den  rechtlich  rele- 
vanten Thatbeständen,  trotz  mancher  thatsächlichen  Un- 
richtigkeiten **  und  trotz  der  Ergebnisse,  zu  denen  sie 
führt,  selbst  über  die  Grenzen  von  Deutschland  hinaus 


22  Vgl.  auch  §  19,  Anna.  1;  §  21,  Anm.  2. 
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Verbreitung  und  wenn  auch  mit  einer  Reihe  von  Vor- 
behalten Zustimmung  gefunden  hat.^' 

4.  Besondere  Beachtung  verdient  die  Ansicht  von 
H.  von  Holst  wegen  der  hervorragenden  Kenntniss  der 
Verfassungsgeschichte    und  des  Verfassungsrechts    der 
Vereinigten   Staaten   von  Amerika,  welche   ihm  eigen 
ist.    Er  bemerkt  S.  12:   „Die  Frage,  wie  es  mit  den 
Sklaven  hinsichtlich  der  Repräsentation  gehalten  wer- 
den solle,    hatte   zur    Voraussetzung   gehabt,   dass  es 
nicht  bei  der  von  den  Confoderationsartikeln  statuirten 
absoluten  Gleichrechtigkeit  der  Staaten   bleiben,  d.  h. 
dass  nicht  mehr  jeder  Staat  Eine    gleiche  Stimme  in 
der  Bundesregierung  führen  solle.     Damit  horte  aber 
die  Union  an  sich  auf,  ein  Staatenbund  zu  sein.     Was 
auch    an  die   Stelle    treten    mochte,    sie  war  in   einen 
Bundesstaat  verwandelt."  Der  Unterschied  von  Staaten- 
bund und  Bundesstaat  wird  daher  in  „die  absolute 
Gleichrechtigkeit  der  Staaten"  bei  der  Bundes- 
regierung gesetzt.     Nun  ist  es   schwerlich  die  Absicht 
des  gelehrten  Verfassers  gewesen,  mit  den  wenigen  an- 
geführten Worten    den   Unterschied   von  Staatenbund 
und  Bundesstaat  erschöpfend  zu    bezeichnen,    und    es 
kann  ihm  kaum  entgangen  sein,  dass  das  von  ihm  be- 
hauptete Unterscheidungsmerkmal  vom  Federalist  aus- 
drücklich  misbilligt  wird.^*      Gegenüber    seinen  Aus- 


*'  Vgl.  Laband,  §§  7  und  8,  Anmerkungen;  Blumer- 
Morel,  3.  Aufl.,  I,  §  1 . 

**  Hamilton  im  Federalist,  Nr.  9 :  „A  distinction,  more 
subtile  than  accurate,  has  been  raised  between  a  confe- 
deracy  and  a  consolidation  of  the  states.  The  essen- 
tial  characteristic  of  the  first,  is  said  to  be  the  restriction 
of  its  authority  to  the  members  in  their  collective  capa- 
cities,  without  reaching  to  the  individuals  of  whom  they 
are.  composed.  It  is  contended  that  the  national  Council 
ought  to  have  no  concem  with   any  object  of  internal  ad- 
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führungen  mag  ich  hervorheben,  dass  die  Frage  des 
gleichen  Rechts  der  Staaten  nicht  allein  bei  Begründung 
der  Unionsverfassung,  sondern  auch  in  sonstigen  Bun- 
desverhältjiissen,  so  in  der  Schweiz  bei  den  Streitig- 
keiten, welche  durch  das  Stanzer  Verkommniss  1481 
geschlichtet  wurden,  eine  Rolle  gespielt  hat,  dass  aber 
die  Praxis  und  das  Recht  der  meisten  modernen  Staaten- 
bünde nicht  an  dem  Prinzip  der  absoluten  Qleich- 
rechtigkeit  festgehalten  hat.  In  der  alten  Eidgenossen- 
schaft, der  Schweiz  unter  der  Vermittelungsacte  von 
1803  und  dem  Bundesvertrage  von  1815  war  dasselbe 
namentlich  durch  die  Stellung  des  eidgenössischen  Vor- 
ortes, in  dem  frühern  Deutschen  Reiche  durch  das  ver- 
schiedene Recht  der  Kurfürsten,  Fürsten  und  Freien 
Städte  in  Reichsangelegenheiten,  in  der  Republik  der 
Vereinigten  Niederlande  durch  Vorzüge  der  grosseren 
Provinzen  (z.  B.  doppeltes  Stimmrecht  von  Holland  in 
den  Commissionen  der  Qeneralstaaten,  verschiedene 
Mitgliederzahl  der  Provinzen  in  dem  Staatsrath^*),  in 
dem  frühern  Deutschen  Bunde  durch  verschiedenes 
Stimmrecht  der  einzelnen  Staaten  in  der  Bundesver- 
sammlung und  durch  das  österreichische  Präsidium 
durchbrochen.  Der  Unterschied  von  Staatenbund  und 
Bundesstaat  darf  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  in 
dieses  Merkmal  gesetzt  werden. 

ministration.  An  exact  equality  of  suffrage  between  the 
members,  has  also  been  insisted  upon  as  a  leading  feature 
of  a  confederate  govemment.  The  positions  are,  in  the 
main,  arbitrary;  they  are  supported  neither  by  principle 
nor  precedent." 

2*  Westerkamp,  Bundesrecht,   S.  27,  28,  31. 
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Sehlassbemerkangen.    Tergleieh  der  Unions-  and 
der  eanadischen  Bandesrerfassung. 

James  Madison  aus  Virginia,  neben  George  Washing- 
ton das  wol  hervorragendste  Mitglied  der  Philadelphia- 
Convention,  hochverdient  um  Annahme  der  ünions- 
verfassung  durch  die  einzelnen  Staaten,  Präsident  der 
Vereinigten  Staaten  von  März  1809  bis  März  1817, 
welchen  G.  Bancroft  (II,  337)  mit  Recht  den  Haupt- 
urheber der  Verfassung  („chief  author  of  the  Constitu- 
tion") nennt,  hat  im  Federalist,  Hr.  39,  vom  18.  Januar 
1788  „den  ehrenwerthen  Entschluss"  bekundet,  „welcher 
jeden  Bekenner  der  Freiheit  erfüllt,  alle  unsere  politi- 
schen Unternehmungen  auf  die  Fähigkeit  der  Menschen 
zur  Selbstregierung  zu  gründen".*  Und  Abraham  Lincoln 
aus  Illinois^,  der  einfache,  hochherzige,  gottesfurchtige 
Präsident  der  Vereinigten  Staaten  während  des  Seces- 
sionskrieges,  worin  es  sich  um  die  Frage  handelte,  ob 
ein  grosser  und  wichtiger  Theil  des  nordamerikanischen 
Continents  der  Freiheit  oder  der  Negersklaverei  ge- 
hören sollte,  hat  bei  Eröffnung  des  Nationalbegräbniss- 
platzes  zu  Ehren  der  in  der  blutigen  Schlacht  von 
Gettysburg  gefallenen  Unionskrieger  am  19.  November 
1863  die  Hoffnung  ausgesprochen,  „dass  die  Regierung 


*  „The  first  question  that  ofFers  itself  is,  whether  the 
general  form  and  aspect  of  the  government  be  strictly  re- 
publican?  It  is  evident  that  no  other  form  would  be 
reconcilable  with  the  genius  of  the  people  of  America ;  with 
the  fundamental  principles  of  the  revolution;  or  with  that 
honourable  determination  which  animates  every  votary  of 
freedom,  to  rest  all  our  political  experiments  on  the  capacity 
of  mankind  for  self-government." 

2  Geburtsstaat  Kentucky,  Illinois  Staat  des  Wohnsitzes 
vor  der  Wahl. 
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des  Volkes,  durch  das  Volk  und  für  das  Volk  nicht 
vom  Erdboden  verschwinden  moge."^ 

Bekundet  die  Entwickelung  und  die  Verfaasungs- 
geschichte  der  Vereinigten  Staaten  die  Fähigkeit  ihres 
Volkes  zur  Selbstregierung?  Ist  die  HfiFnung  auf 
Fortdauer  der  Regierung  des  Volkes,  durch  das  Volk 
und  für  das  Volk  berechtigt? 

Die  Entwickelung  der  Vereinigten  Staaten  ist  bei- 
spiellos.* Das  ursprüngliche  Gebiet,  wie  es  im  Frie- 
densvertrag mit  England  (1783)  festgesetzt  war,  wurde 
im  Osten  durch  das  Atlantische  Meer,  im  Süden  durch 
den  31.  Breitengrad,  im  Westen  durch  den  Mississippi, 
im  Norden  durch  eine  unregelmässige  Linie,  meist 
zwischen  dem  42.  und  45.  Breitengrade,  begrenzt;  es 
war  nicht  sehr  viel  grosser  als  das  Gebiet  des  frühern 


^  ,,Fourscore  and  seven  years  ago,  our  fathers  brought 
forth  upon  this  continent  a  new  nation,  conceived  in  liberty, 
and  dedicated  to  the  proposition  that  all  men  are  created 
equal.  Npw  we  are  engaged  in  a  great  civil  war,  testing 
whether  that  nation,  or  any  nation  so  conceived  and  so 
dedicated  can  long  endure.     We  are  met  on  a  great  battle- 

field  of  that  war It  is  for  us  (the  living)  to  be  here 

dedicated  to  the  great  task  remaining  before  ns,  that  from 
these  honored  dead  we  take  increased  devotion  for  that 
cause  for  which  they  gave  the  last  füll  measnre  of  devotion; 
that  we  here  highly  resolve  that  these  dead  shall  not  have 
died  in  vain ;  that  this  nation,  ander  God,  shall  have  a  new 
birth  of  freedom;  and  that  government  of  the  people,  h^ 
the  people,  and  for  the  people,  shall  not  perish  jßrom  the 
earth."    Die  Rede  ist  abgedruckt  in  Horace  Greeley,  II,  657. 

*  „The  development  which  the  republic  has  effected 
has  been  unexampled  in  its  rapidity  and  force.  While 
other  countries  have  doubled,  or  at  most  trebled,  their 
Population,  she  has  risen,  during  one  single  Century  oi 
freedom  (1778 — 1878),  in  round  numbers  from  two  millions 
to  forty -five."  W.  E.  Gladstone  in  der  North  American 
Review  (1878),  S.  180—181. 
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Deutschen  Beicfaes  oder  des  Königreiches  Polen  vor 
der  Theilung.  ^  Im  Laufe  eines  Jahrhunderts  haben 
die  Vereinigten  Staaten  Louisiana,  Florida,  Texas,  die 
weiten  Gebietsstrecken  am  Stillen  Meere  und  Alaska 
gewonnen;  das  jetzige  Unionsgebiet  hat  beinahe  gleiche 
Grosse  wie  ganz  Europa.  Aus  den  ursprünglichen 
13  Staaten  sind  44  geworden,  theilweise  durch  Zer- 
theilung  von  Staaten,  grösstentheils  durch  Gründung 
neuer  Staaten  auf  bislang  unbesiedeltem  und  auf  neu- 
gewonnenem Gebiete,  dazu  der  District  of  Columbia 
mit  der  Bundeshauptstadt  Washington  und  eine  Reihe 
von  Territorien,  die  demnächst  als  Staaten  zugelassen 
werden  mögen.  Der  erste  Census  im  Jahre  1790  hat 
eine  Bevölkerung  von  noch  nicht  4  Millionen,  der 
letzte  ein  Jahrhundert  später  von  über  62  Millionen 
ergeben.  An  Stelle  der  armen  Colonien  von  vor  120 
Jahren  ist  das  bereits  jetzt  reichste  Land  der  Welt 
getreten.  Und  diese  Entwickelung  ist  noch  lange  nicht 
abgeschlossen^;  es  ist  noch  Raum,  Land  und  Nahrung 


*  Vgl.  Madisou  im  Federalist,  Nr.  14. 

^  Der  grosse  Staatsmann  'eines  durch  Wahrhaftigkeit 
und  Scharfblick  ausgezeichneten  Volkes  schildert  die  vor- 
aussichtliche künftige  Entwickelung  der  Vereinigten  Staaten 
neidlos  mit  folgenden  Worten,  die  auch  für  andere  Nationen 
beherzigenswerth  sind:  „On  this  subjeet  (the  menace  which, 
in  the  prospective  development  of  her  resources,  America 
offers  to  the  commercial  preeminence  of  England)  1  will  only 
say  that  it  is  she  alone  who,  at  a  coming  time,  can,  and 
probably  will,  wrest  from  us  th<it  commercial  primacy.  We 
have  no  title,  I  have  no  inclina !;ion ,  to  murmur  at  the 
prospect.  If  she  acquires  it,  she  will  make  the  acquisition 
by  the  right  of  the  strengest;  but,  in  this  instance,  the 
strengest  means  the  best.  She  will  probably  become  what 
we  are  now,  the  head  servant  in  the  gi*eat  household  of 
the  World,  the  employer  of  all  employed,  because  her  Service 
will  be  the  most  and  ablest.  We  have  no  more  title  against 
her  than  Venice,  or  Genoa,  or  Holland,  has  had  against  us. 
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für  ungezählte  Millionen  von  Menschen  vorhanden; 
Arbeitsgelegenheit  und  Arbeitsverdienst  sind  ungleich 
reichlicher,  die  wirthschaftlichen  und  socialen  Verhält- 
nisse ungleich  besser  als  in  irgendeinem  europäischen 
Lande;  die  bange  peinliche  Frage,  welche  hinter  allen 
wirthschaftlichen  und  socialen  Schwierigkeiten  und  Ge- 
fahren in  Deutschland  steckt:  wie  lange  wird  es  mög- 
lich sein,  für  eine  Bevölkerung,  die  jährlich  um  rund 
eine  halbe  Million  wächst,  ausreichenden  Nahrungs- 
spielraum zu  beschaffen?  wird  in  den  nächsten  beiden 
Generationen  die  Sorge  der  amerikanischen  Staats- 
männer noch  nicht  in  Anspruch  nehmen.  Und  während 
dieser  Ungeheuern  Entwickelung  ist  die  Verfassung, 
abgesehen  von  der  Abschaffung  der  Negersklaverei,  im 
wesentlichen  unverändert  geblieben ;  dieselbe  Ver- 
fassung, welche  vor  hundert  Jahren  für  13  Staaten 
mit  einer  Bevölkerung  von  4  Millionen  gut  war,  ist 
jetzt  gut  für  44  Staaten  mit  etwa  65  Millionen,  und 
mag  noch  ausreichen  ein  Jahrhundert  später  für  eine 
viel  grössere  Zahl  von  Staaten  und  für  Hunderte 
Millionen  von  Menschen.    Das  jüngste  der  grossen  be- 


One  great  duty  is  entailed  upon  us,  which  we,  unfortunately, 
neglect  —  the  duty  of  preparing,  by  a  resolute  and  sturdy 
efifort,  to  reduce  cur  public  burdens,  in  preparation  for  a 
day  when  we  shall  probably  have  less  capacity  than  we 
have  now  to  bear  them/'  W.  E.  Gladstone,  a.  a.  0.,  S.  180. 
—  Vgl.  auch  die  sehr  beachtenswerthen  Ausführungen  von 
James  Bryce,  III,  648  —  686,  namentlich  die  Schlusssutze 
S.  686 :  „America  has  still  a  long  vista  of  years  stretching 
before  her  in  which  she  will  enjoy  conditioDS  far  more 
auspicious  than  England  can  count  upon.  Äfid  thai  America 
marks  the  highest  level,  not  onhß  of  tnaterial  toell-beinp,  btU 
of  intelligence  and  happiness,  tvhich  the  race  has  yet  attained, 
will  he  the  judgmcnt  of  those  who  look  not  at  the  favoared 
few  for  tchose  benefit  the  tcorld  seems  hitherto  to  haveframed 
its  institufions,  lut  at  the  whole  hody  of  the  people/^ 
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reits  einigerraaassen  erschlossenen  Culturländer  erfreut 
sieh  der  ältesten  Verfassung.^ 

Sicherlich  wäre  diese  Entwickelung  ohne  die  un- 
ermesslichen  Naturkräfte  des  grossen  nordamerikani- 
schen  Continents  nicht  möglich  gewesen.  Die  Ver- 
einigten Staaten  waren  seit  Erkämpfung  ihrer  Un- 
abhängigkeit der  zweifellos  wichtigste  und  wurden  nach 
und  nach  der  leitende  Staat  in  einem  Erdtheil,  der  an 
Gebiet  und  natürlichen  Hülfsmitteln  dem  alten  Europa 
weit  überlegen  ist.  Aber  die  Naturkräfte  mussten 
doch  aufgesucht,  angeeignet  und  dienstbar  gemacht 
werden,  und  das  war  ohne  harte,  ausdauernde  Arbeit 
und  ohne  ganz  hervorragende  Eigenschaften  derer, 
welche  diese  Arbeit  leiteten  und  thaten,  nicht  möglich. 
Die  Amerikaner  hatten  vor  anderen  Nationen  nothig: 
Fleiss,  Einsicht,  Ausdauer,  Kühnheit,  Selbstvertrauen, 
Organisationskraft  und  Organisationstalent,  Respect  vor 


'  Die  Aendeningen  der  englischen  Verfassung  treten 
äasserlich  weniger  hervor,  weil  England  keine  geschriebene 
Verfassungsurkunde  hat.  Das  Maass  der  Verfassungsände- 
rungen ist  in  England  im  Laufe  des  gegenwärtigen  Jahr- 
hunderts ungleich  grösser  gewesen  als  in  den  Vereinigten 
Staaten.  —  Während  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
in  der  Hauptsache  dieselbe  geblieben  ist,  haben  in  Deutsch- 
land nacheinander  bestanden:  die  Verfassung  des  frühera 
Reiches,  des  Rheinbundes,  des  Deutschen  Bundes,  des  Nord- 
deutschen Bundes  und  des  neuen  Deutschen  Reiches.  —  Die 
ersten  zwölf  Zusatzartikel  zur  Unionsverfassung  sind  bis  1804, 
der  13.,  14.  und  15.  Zusatzartikel  1865 — 70  ergangen;  in 
den  Jahren  1804 — 65  und  seit  1870  ist  die  Verfassung 
nicht  geändert,  abgesehen  von  den  unmerklichen  Aende- 
rungen,  welche  die  Zeit  in  allen  menschlichen  Dingen  her- 
vorbringt. Stetigkeit  der  Verfassung  ist  ein  grosses  natio- 
nales Gut,  für  dessen  Bedeutung  auf  dem  europäisclien 
Continent,  namentlich  auch  in  der  Schweiz,  nur  geringes 
Verständniss  vorhanden  ist. 
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dem  Gesetz®,  dem  Eigenthum  und  der  ünverletzlich- 
keit  der  Contracte.^  Bei  einer  Verfassung,  wie  sie  in 
dem  frühern  Deutschen  Reiche  oder  Bunde,  in  dem 
vormaligen  Königreich  Polen  bestanden  hat  oder  wie 
sie  gegenwärtig  in  Russland  besteht,  wäre  die  vorhin 
skizzirte  Entwickelung  nicht  möglich  gewesen.  Es  ist 
der  unvergängliche  Ruhm  der  Staatsmänner  der  Phila- 
delphia-Convention, eine  Verfassung  ersonnen  zu  haben  ^^ 


^  Mit  Recht  sagte  ein  hervorragendes  Mitglied  des 
höchsten  Gerichtshofes  der  Vereinigten  Staaten,  Justice 
Miller,  in  seiner  Rede  zu  Philadelphia  am  17.  September 
1887  zur  Feier  des  hundertsten  Jahrestages  der  Verfassung: 
„I  but  repeat  the  language  of  the  Supreme  Court  of  the 
United  States  when  I  say  that  in  this  country  the  law  is 
supreme.  No  man  is  so  high  as  to  be  above  the  law.  Ko 
officer  of  the  Government  may  disregard  it  with  impunity. 
To  this  inbom  and  native  regard  for  law,  as  a  governing 
power,  we  are  indebted  largely  for  the  wonderful  success 
and    prosperity    of    our    people,    for    the    security   of  our 

rights Let   me  urge  upon  my  fellow-countrymen  and 

especially  upon  the  rising  generation  of  them,  to  examine 
with  careful  scrutiny  all  theories  of  govemment  and  social 
life,  and  if  they  do  not  rest  upon  a  foundation  of  venera- 
tion  and  respect  for  law  as  the  bond  of  social  existence, 
let  them  be  distrusted  as  inimical  to  human  happiness.** 

^  G.  Bancrofb,  I,  299 :  »The  necessity  of  providing  more 
efifectually  for  the  security  of  private  rights  and  the  steady 
dispensation  of  justice,  more,  perhaps,  than  anything  eise, 
brought  about  the  new  Constitution." 

^^^  In  Bezug  auf  die  Originalität  der  Arbeit  der  Phila- 
delphia-Convention besteht  eine  Meinungsverschiedenheit 
zwischen  zwei  hervorragenden  Engländern,  W.  E.  Gladstone 
und  James  Bryce.  Ersterer  (a.  a.  0.,  S.  185)  nennt  die 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  „the  most  wonderful 
work  ever  Struck  oif  at  a  given  time  by  the  brain  and 
purpose  of  man",  letzterer  meint  (I,  35):  „There  is  little 
in  that  Constitution  that  is  absolutely  new.  There  is  mach 
that    is    as    old    as    Magna    Charta."      Sicherlich    hat   die 
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welche  einmal  den  amerikanischen  Verhältnissen  un- 
gemein geschickt  angepasst  und  dann  ganz  besonders 
geeignet  war,  die  vorgenannten  Eigenschaften  in  den 
Amerikanern  zu  entwickeln. 

Die  höchste,  aber  selbstverständlich  nur  eine  be- 
grenzte durch  Verfassung  und  Gesetz  regulirte  und 
beschränkte  Gewalt  (§  6),  ist  in  den  Vereinigten  Staaten 


Union s Verfassung  manche  Bestimmung  aus  den  Confödera- 
tionsartikeln,  den  Verfassungen  der  Einzelstaaten  und  dem 
englischen  Recht  entnommen,  und  es  sind  grosse  und  wich- 
tige Institute  des  englischen  Rechts,  so  das  Königthum, 
die  Aristokratie,  die  Staatskirche,  die  englische  Ordnung 
des  Grundeigenthums  (entail,  primogenihire)  schon  vor  ihr 
im  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  beseitigt;  aber  trotz- 
dem enthält  sie  manche  höchst  wichtige  absolute  Neue- 
rungen und  Besserungen  auf  dem  Gebiete  des  Bundes-  und 
Staatsrechts ,  namentlich : 

1.  die  genaue  Abgrenzung  der  Befugnisse  des  Bundes 
einerseits  und  der  Staaten  und  des  Volkes  andererseits, 
und  zwar  ersterer  in  der  Ausdehnung,  dass  der  Bund  für 
die  nationalen  Angelegenheiten  selbstgenugsam  ist,  während 
alles  andere  den  Staaten  und  dem  Volke  verblieben  ist; 

2.  den  regelmässig  gleichen  Umfang  der  gesetzgebenden, 
vollziehenden  und  richterlichen  Gewalt  des  Bundes; 

3.  die  Einrichtung  des  Senates  der  Vereinigten  Staaten; 

4.  die  Ueberweisung  der  Auslegung  der  Verfassung  und 
damit  der  Entscheidung  über  die  Verfassungsmässigkeit  der 
Bundes-  und  der  Staatsacte  an  die  Gerichtshöfe  in  einer 
solchen  Weise,  dass  die  endgültige  Entscheidung  an  den 
höchsten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  gebracht  wer- 
den kann.  —  Der  vorhin  angezogene  Ausspruch  von  James 
Bryce  wird  durch  die  Thatsachen,  namentlich  auch  durch 
die  Ausführungen,  1,545 — 548,  nicht  begründet ;  er  schmälert 
das  grosse  und  dauernde  Verdienst  der  Philadelphia -Con- 
vention. Mag  auch  der  grosse  englische  Staatsmann  in  ge- 
nauer Kenntniss  der  Verfassung  und  der  Geschichte  der 
Vereinigten  Staaten  hinter  seinem  Landsmann  zurückstehen, 
so  hat  ihn  doch  sein  politischer  Scharfblick  zu  dem  richtigen 
Urtheil  geführt. 
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bei  dem  Volke.  Obwol  die  Bondesverfassung  aus 
Willensacteu  der  einzelnen  Staaten  (Ratification  des 
Verfassungsentwurfs  der  Philadelphia-Convention  durch 
die  einzelnen  Staaten)  hervorgegangen  ist,  wird  sie 
durch  den  Eingang^*  auf  einen  Willensact  des  Ge- 
sammtvolkes  zurückgeführt;  unter  Anerkennung  der 
Zubehorigkeit  zu  einem  grössern  Ganzen  haben  die 
einzelnen  Staaten  sich  selbst  als  Mitgliedern  des  Bun- 
des die  Bundesverfassung  gegeben.*^  Die  Staatenver- 
fassungen, welche  der  Unionsverfassung  nachgebildet 
sind,  aber  in  ihrer  neuern  Entwickelung  erheblich 
hinter  derselben  zurückbleiben,  beruhen  auf  Willens- 
beschlüssen des  Volkes  der  einzelnen  Staaten.  Alle 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sind  vor  dem  Gesetze 
gleich;  es  gibt  keine  Vorrechte  der  Geburt  oder  des 
Standes;  nach  und  nach  ist  das  gleiche  und  allgemeine 
Wahlrecht  bei  den  meisten  Wahlen  durchgedrungen 
(James  Bryce,  I,  522,  523;  II,  57).  Keines  einzelnen 
Menschen  Wille  ist  Gesetz;  niemand  ist  so  hoch  ge- 
stellt, dass  das  Gesetz  nicht  an  ihn  heranreichte.  Alle 
Aemter  sind  den  Befähigten  ohne  Unterschied  des 
Standes  gleichmässig  zugänglich ;  auch  wer  als  einfacher 
Arbeiter  seine  Lebenslauf  bahn  beginnt,  mag  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  w^erden  (so  James  A.  Garfield). 
Die  Bürger  werden  in  keinem  Lande  der  Neuzeit  häu- 
figer zur  Mitwirkung  bei  den  offeAtlichen  Angelegen- 
heiten herangezogen;  das  wichtigste  Erziehungsmittel 
des  Volkes,  verantwortliche  Theilnahme  der  Bürger 
an  den  öfientlichen  Angelegenheiten,  wird  nirgends  in 


11  „We,    the  people   of  the  United  States do 

ordain  and  establish  this  Constitution  for  the  United  States 
of  America." 

1^  Aehnlich  schon  bei  den  Conföderationsartikeln ;  nur 
dass  bei  diesen  die  Bezugnahme  auf  einen  Willensact  des 
Gesammtvolkes  gefehlt  hat. 
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grosserm  Umfange  gebandhabt.^'  Alle  Acte  der  offent- 
licben  Gewalt  stehen  unter  freiester  Kritik  und  Con- 
trole  der  offentlicben  Meinung,  namentlich  der  Presse. 
Aber  wol  in  keinem  Lande  ist  mit  gleicher  Sorgfalt 
und  Umsicht  für  Stetigkeit  der  Verfassungen  und  der 
anderen  wesentlichen  Grundlagen  des  staatlichen  und 
gesellschaftlichen  Lebens  gesorgt.  Es  entscheidet  schliess- 
lich der  Wille  des  Volkes,  aber  nur  der  beharrliche, 
endgültige,  wiederholt  und  an  verschiedenen  Stellen 
ausgesprochene  und  geprüfte  Wille  des  Volkes,  nach- 
dem der  Minderheit  ausreichende  Gelegenheit  zur  Be- 
leuchtung und  Bekämpfung  der  vorgeschlagenen 
Neuerungen  gegeben  ist.  Das  Gesammtvolk  der  Ver- 
einigten Staaten  ist  von  jeder  politischen  Handlung 
ausgeschlossen^^;  es  handelt  nur  das  in  Staaten  oder 
kleineren  Verbänden  gegliederte  Volk.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  besteht  weder  Volksinitiative  noch 
Referendum;  in  den  einzelnen  Staaten  pflegt  nur  bei 
Ver&ssungsänderungen  obligatorisches  Referendum  zu 
bestehen.^*  Sonst  handelt  das  Volk  durch  Vertreter, 
welche  in  sinnreicher  und  meist  zweckmässiger  Weise 
bestellt  werden.  Es  ist  dafür  gesorgt,  dass  die  ver- 
schiedenen Organe  des  Bundes,  welche  sich  gegenseitig 
controliren  sollen,  zu  verschiedenen  Zeiten  erneuert 
werden,  damit  nicht  die  augenblickliche  Leidenschaft 
oder  Verstimmung,  sondern  nur  der  ruhige,  geprüfte^ 
beharrliche  Volkswille  zur  Geltung  gelangt.  Ver- 
fassungsänderungen sind  mit  ganz  besonderen  Schranken 


A3  Vgl.  Freeman,  a.  a.  0.,  S.  37—40,  83—88. 

1*  Vgl.  Hamilton  im  Federalist,  Nr.  63:  „The  true 
distinetion  between  these  (the  ancient  republics)  and  the 
American  Govemments,  lies  in  the  total  exclusion  of  the 
people  in  tbeir  coUective  capacities  from  any  share  in  the 
latter." 

1*  Vgl.  von  Holst,  §  95;  James  Bryce,  II,  67—82. 
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umgeben;  in  der  rasch  sich  ändernden  beweglichen 
Neuen  Welt  ist  und  muss  die  Verfassung  das  stabile 
Element  sein.  Stetigkeit  der  Verfassungen  ist  wie  mir 
scheint  die  unentbehrliche  Voraussetzung  für  die  Wohl- 
fahrt der  Vereinigten  Staaten. 

Trotz  aller  Cautelen  für  den  ruhigen  gleichmässigen 
conservativen  Gang  der  Bundesregierung  sind  schwere 
Störungen  nicht  ausgeblieben.  Der  Menschengeist  hat 
bislang  noch  keine  Verfassung  ersonnen^  welche  den- 
selben wirksam  vorbeugen  könnte.  ^^  Ist  in  einem 
Lande  die  grosse  Ursache  der  meisten  Revolutionen: 
das  Volk  hat  sich  vorwärts  bewegt,  die  Verfassung  ist 
stehen  geblieben;  die  Harmonie  zwischen  dem  Volke 
und  seiner  Verfassung  hat  aufgehört  *%  eingetreten,  so 
werden,  die  Verfassung  mag  eingerichtet  sein,  wie  sie 
will,  Störungen,  Revolutionen,  unter  Umständen  Bürger- 
kriege nicht  ausbleiben.  Ueberdies  gehen  Gottes  Ge- 
setze über  der  Menschen  Gesetze;  keine  Verfassung 
vermag  die  Beachtung  der  ersteren  zu  sichern;  das  Wort 
der  Schrift:  „Gerechtigkeit  erhöhet  ein  Volk,  aber  die 
Sünde  ist  der  Leute  Verderben"  ^%  wird  immer  wahr 
bleiben.  In  den  Einrichtungen  der  Vereinigten  Staaten 
war  ein  sehr  dunkler  aus  der  colonialen  Zeit  stammen- 
der Fleck,  die  Negersklaverei,  welche  mit  dem  ersten 
Satze  ^^  der  Unabhängigkeitserklärung:  „alle  Menschen 
sind  gleich  geschaffen"  in  schneidendem  Widerspruch 
stand.     Zur  Zeit    der  Philadelphia -Convention*®  war 

1«  Vgl.  The  Föderalist,  Nr.  16  in  fioe. 

^^  Macaulay  im  englischen  Unterhause  bei  Berathang 
der  Retbrmbill  am  5.  Juli  1831:  „The  great  cause  of  re- 
volutions  is  this,  that  while  nations  move  onward  consti- 
tutions  stand  still."     Speeches,  I,  29. 

^8  Sprüche  14,  V.  34. 

^^  Abgesehen  von  dem  Eingang. 

*°  Der  Auftrag  der  Philadelphia -Convention  erstreckt« 
sich  nicht  auf  Regulirung  oder  Abschaflfung  der  Sklaverei: 
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sie  ein  noch  erträgliches  Uebel;  die  Zeit  zu  ihrer  Ab- 
schaflPiing  war  noch  nicht  erfüllt.  Das  Unrecht  und 
die  Sunde  der  Sklaverei  wuchs  mit  der  Entwickelung 
des  Landes  und  der  Steigerung  der  Gesittung;  der 
Gegensatz  der  freien  nördlichen  und  der  sklavenhalten- 
den südlichen  Staaten  wurde  immer  grösser  und  ge- 
fährlicher; es  kam  eine  Zeit,  wo  fernere  Compromisse 
nicht  mehr  möglich  waren,  wo  die  Vereinigten  Staaten 
vor  der  schweren  Alternative  standen:  entweder  Aus- 
'  breitung  der  Sklaverei  über  das  ganze  Unionsgebiet 
oder  Abschaffung  derselben^*;  es  folgte  ein  Bürger- 
krieg von  vier  Jahren,  der  am  meisten  blutige  und 
kostspielige  der  neueren  Kriege,  welcher  mit  dem  Siege 
der  Freiheit  und  der  Abschaffung  der  Sklaverei  ge- 
endet hat.  Nichts  beweist  klarer  und  schlagender  den 
Werth  und  die  Kraft  der  Bundesverfassung,  als  dass 
sie  diese  schwerste  Probe  einer  volksthümlichen  Ver- 


der  Versuch  einer  Regulirung  derselben,  beispielsweise  durch 
Festsetzung  ihres  Gebietes,  oder  gar  ihrer  Abschaffung  hätte 
voraussichtlich  das  Scheitern  des  Yerfassungswerkes  zur 
Folge  gehabt.  Den  Staatsmännern  der  Philadelphia- Con- 
vention ,  welche  die  Gefahren  der  Sklaverei  sehr  wohl  er- 
kannt haben  (vgl.  G.  Bancroft,  II,  63,  83 — 86),  darf  daraus 
ktin  Vorwurf  gemacht  werden,  dass  sie  zur  Zeit  unlösbare 
Fragen  bei  Seite  gelassen  haben.  Sie  haben  sich  darauf 
beschränkt,  diejenigen  Bestimmungen  in  die  Bundesverfassung 
aufzunehmen,  welche  nöthig  und  geeignet  waren,  solange 
die  Sklaverei  in  einem  grossen  Theile  des  Unionsgebietes 
bestand. 

^^  Vgl.  hierauf  bezügliche  Aeusserungen  von  Abraham 
Lincoln  (Rede  in  Springfield,  111.,  am  17.  Juni  1858:  „A 
house  divided  against  itself  cannot  stand.  I  believe  this 
Government  cannot  permanently  endure  half  slave  and  half 
free")  und  Govemor  Seward  (Rede  in  Rochester,  N.  Y.,  am 
25.  October  1858:  „the  United  States  must  and  will,  sooner 
or  later,  become  either  entirely  a  slave-holding  nation,  or 
entirely  a  free-labor  nation")  in  Horace  Greeley,  I,  301. 

32* 
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« 

fa88UDg  glänzend  bestanden  hat,  ohne  in  einem  erheb- 
lichen Punkte,  ausser  der  Abschaffung  der  Sklaverei, 
geändert  zu  sein. 

Vollkommenheit  ist  in  staatlichen  Dingen  nicht  zu 
erwarten,  weder  in  der  Alten  noch  in  der  Neuen  Welt.^^ 
In  dem  Zustande  der  Vereinigten  Staaten  findet  man 
neben  vielen  Lichtseiten  auch  tiefen  Schatten.  Die 
Mahnung  von  George  Washington  in  seiner  Abschieds- 
adresse an  das  Volk  vom  17.  September  1796:  „Ehr- 
lichkeit ist  die  beste  Politik"^*  wird  oft  misachtet. 
Der  Civildienst  (Besetzung  und  Verwaltung  der  unteren 
Executivämter  im  Bunde,  in  den  Staaten  und  den  Mu- 
nicipien)  ist  trotz  aller  Reformbestrebungen  noch  immer 
in  einer  ziemlich  kläglichen  Lage;  die  Executivämter 
gelten  als  Beute  der  bei  den  Wahlen  siegreichen  Partei 
und  werden  thatsächlich,  trotz  aller  Versicherungen  des 
Gegentheils,  zur  Belohnimg  von  Parteidiensten  ver- 
wendet. Das  demokratische  Prinzip  ist  in  den  einzel- 
nen Staaten  übertrieben,  namentlich  durch  zu  kurze 
Amtsdauer    der  Executivbeamten,    durch  Ausdehnung 


^^  Die  Bemerkung  von  Hamilton  in  der  letzten  Kammer 
des  Federalist;  „I  never  expect  to  see  a  perfect  work  from 
imperfect  man'*  wird  schwerlich  durch  die  Erfahrung  wider- 
logt werden. 

^'  „I  hold  the  maxim  no  less  applicable  to  public  than 
to  private  affairs,  that  honesty  is  the  best  policy."  Aehn- 
lich  schon  früher  in  seinem  Circular  vom  8.  Juni  1783: 
„honesty  will  be  found  on  every  experiment  to  be  the  best 
and  only  true  policy"  (G.  Bancroft,  I,  110).  Die  Deutschen 
sind  geneigt,  der  in  den  Vereinigten  Staaten  häufiger  vor- 
kommenden Gorruption  eine  ganz  übertriebene  Bedeutung 
beizulegen.  Vgl.  dagegen  die  richtige  Bemerkung  von  W. 
E.  Gladstone,  S.  187:  „It  would  be  out  of  place  to  dis- 
cuss  in  this  article  occasional  phenomena  of  local  cor- 
ruption  in  the  United  States,  by  which  the  nation  at  large 
can  hardly  be  touched"  und  James  Bryce,  11,  509 — 525. 
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der  Wahl  auf  die  Richterämter  und  durch  Beschränkung 
der  Richter  auf  bestimmte  Amtsjahre.  Die  Municipal- 
verwaltung,  namentlich  in  den  grosseren  Städten,  ist 
voll  von  Misbräuchen;  die  Bürger  haben  schwer  mit 
ihrem  Gelde  zu  zahlen,  weil  sie  die  ihnen  obliegende 
sorgfältige  Auswahl  und  Beaufsichtigung  der  Muni- 
cipalbeamten  vernachlässigen.  Die  Nationalfragen  (Skla- 
verei, Erhaltung  der  Union  im  Secessionskriege ,  Re- 
construction  der  in  Rebellion  gewesenen  Südstaaten, 
Art  der  Zahlung  der  immensen  übrigens  zum  grossten 
Theil  bereits  getilgten  Kriegsschuld,  die  Geldfrage 
[Papier-,  Metallgeld,  Gold-,  Silber  Währung]  und  die 
TarifTrage)  haben  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  sehr  im 
Vordergrund  des  öffentlichen  Interesses  gestanden  und 
zur  Vernachlässigung  der  doch  auch  hochwichtigen 
Fragen  der  Staats-  und  Municipalverwaltung  geführt; 
Staats-  und  Municipalangelegenheiten,  namentlich 
Staats-  und  Municipalwahlen,  sind  häufig  bis  auf  den 
gegenwärtigen  Tag  durch  ungeeignete  oder  gar  ver- 
kehrte Rücksichtnahme  auf  Fragen  der  nationalen  Po- 
litik und  den  Ausfall  von  National  wählen  beeinflusst. 
Indessen  wird  durch  alle  diese  Misstände  die  £nt- 
wickelung  und  das  Wachsthum  der  Vereinigten  Staaten 
in  keiner  merklichen  Weise  berührt;  die  Verhältnisse 
sind  so  gesund,  dass  sogar  die  Folgen  eines  vierjährigen 
Bürgerkrieges  mit  erstaunlicher  Leichtigkeit  über- 
wunden sind.  Aus  ihrer  bisherigen  Entwickelung  und 
ihrer  bisherigen  Verfassungsgeschichte  wird  man  kein 
irgend  zureichendes  Argument  entnehmen  können,  dass 
der  Entschluss  der  Staatsmänner  der  Philadelphia-Con- 
vention, „alle  ihre  politischen  Unternehmungen  auf  die 
Fähigkeit  der  Menschen  zur  Selbstregierung  zu  grün- 
den", ein  verkehrter  gewesen  oder  dass  die  Hoffnung 
von  Abraham  Lincoln  auf  die  Fortdauer  „der  Regie- 
rung des  Volkes,  durch  das  Volk  und  für  das  Volk" 
eine  eitle  sei. 
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Es  hat  lange  gedauert,  bis  die  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  im  Auslande  diejenige  Beachtung  und 
Anerkennung  gefunden  hat,  welche  sie  zweifellos  ver- 
dient." 

Die  Grundsätze,  welche  von  der  Philadelphia-Con- 
vention ersonnen  sind,  enthielten  die  Heilmittel  für 
den  gänzlich  verrotteten  Zustand  des  frühem  Deutschen 
Reiches  und  für  die  vielen  Schäden  der  alten  Schweiz 
und  der  Republik  der  Vereinigten  Niederlande;  keiner 
der  europäischen  Zeitgenossen  hat  sie,  soweit  ich  habe 
ünden  können,  ausreichend  berücksichtigt  und  gewür- 
digt. Manche  Mängel  und  Fehler  der  deutschen  und 
der  schweizerischen  Bundesverfassung  von  1815  hätten 
vermieden  werden  können  und  sollen,  wenn  ihre  Ur- 
heber die  Erfahrungen  der  Vereinigten  Staaten  unter 
ihren  Bundesverfassungen  der  Beachtung  gewürdigt 
hätten.  Abgesehen  von  einigen  Bundesrepubliken  in 
Central-  und  Südamerika  hat  sich  die  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  erst  seit  dem  Jahre  1848  als  die 
fruchtbare  Mutter  anderer  Bundesverfassungen  erwiesen. 
Die  mexikanische  und  die  argentinische  Bundesver- 
fassung und  die  anderen  Bundesverfassungen  in  Centntl- 
und  Südamerika  sind  ihr  nachgebildet  (§  6);  manche 


-^  Anders  bei  den  Grundsätzen  der  amerikanischen  Un- 
abhängigkeitserklärung vom  4.  Juli  1776,  die  gleich  einem 
Sturmwinde  (uhirlwind-like)  ihren  Rundgang  über  die  ciri- 
lisirte  Welt  gemacht  haben  (Thomas  Carlyle,  The  French 
Revolution,  I,  Kap.  2),  anders  auch  bei  den  Conföderations- 
artikeln,  welche  alsbald  in  Europa  Beachtung  wenn  auch 
nicht  Nachahmung  gefunden  haben.  Pieter  Paulus,  IHt 
'240  —  254.  Zu  der  langjährigen  Nichtachtung  der  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten  hat  der  Umstand  bei- 
getragen, dass  die  republikanische  Regierungsform  durch 
die  Erfahrungen  der  französischen  Revolution  in  Europa 
in  allgemeinen  Miscredit  gerathen  war.  Maine,  S.  8,  9, 
127—131. 
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Bestimmungen  der  schweizerischen  Bundesverfassung 
seit  1848  und  der  canadischen  Bundesverfassung  von 
1867  sind  ihr  entnommen  (§§  5,  9,  12,  16,  19,  23,  26, 
30,  33).  Anlangend  das  neue  Deutsche  Reich,  so  wird 
mit  Recht  von  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten 
in  seiner  Botschaft  an  den  Congress  vom  7.  Februar 
1871  gesagt,  dass  die  Einigung  der  deutschen  Staaten 
unter  einer  Regierungsform,  die  in  vielen  Punkten  der- 
jenigen der  amerikanischen  Union  gleiche,  ein  Ereigniss 
sei,  worin  das  amerikanische  Volk  den  Versuch  der 
Nachahmung  einiger  der  besten  Bestimmungen  seiner 
eigenen  Verfassung  zu  finden  habe,  vorbehaltlich  der 
Modificationen,  welche  die  Geschichte  und  der  sociale 
Zustand  Deutschlands  erforderlich  machten.^^ 

Es  liegt  nahe  und  ist  lehrreich,  die  Bundesver- 
fassungen der  beiden  grossen  benachbarten  angel- 
sächsischen Gemeinwesen,  der  Vereinigten  Staaten  und 
des  Canadischen  Bundes,  in  ihren  Grundzügen  mit 
einander  zu  vergleichen.  Wird  der  Ausspruch  von  Sir 
John  Macdonald,  einem  ganz  hervorragenden  Staats^ 
mann  und  langjährigem  Premierminister  des  Canadischen 
Bundes,  bei  der  Vorberathung  der  Bundesverfassung: 
„Wir  können  jetzt  von  der  Erfahrung  der  letzten 
78  Jahre,  während  welcher  die  Vereinigte -Staaten- 
Verfassung  in  Kraft  gewesen  ist,  Nutzen  ziehen,  und 
ich  bin  durchaus  (atrongly)  der  Meinung,  dass  wir  in 
dem  System,  welches  wir  dem  canadischen  Volke  zur 
Annahme  vorschlagen,  in  grossem  Umfange  die  Mängel 
vermieden  haben,  welche  Zeit  und  Ereignisse  in  der 
amerikanischen  Verfassung  gezeigt  haben"  ^^  durch 
einen  solchen  Vergleich  bestätigt? 

Nun  ist  es  richtig,  dass  der  grosse  gefährliche 
frühere   Gegensatz    zwischen  dem  Norden   und  Süden 


^^  Westerkamp,  Reichsverfassung,  S.  2,  3. 
2«  Munro,  S.  2. 
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der  Vereinigten  Stnaten,  nämlich  die  Negersklaverei, 
in  dem  Canadischen  Bunde  fehlt;  „südliche  Schwierig- 
keiten und  Gefahren  ^^  sind  in  ihm  nicht  vorhanden. 
Die  Frage  der  NuUification  und  Secession  wird  in  ihm 
voraussichtlich  nicht  dieselbe  verhängnissvolle  Bedeu- 
tung erhalten,  welche  sie  in  den  Vereinigten  Staaten 
gehabt  hat.  Aber  abgesehen  von  diesem  beträchtlichen 
thatsächlichen  Vorzuge  wird  man  in  der  umständlichen, 
weitläufigen,  sehr  verschiedenartige  Dinge  regelnden 
canadischen  Verfassung  keine  Verbesserung  der  kurzen, 
präcisen,  alles  Nothige  aber  auch  nur  das  Nothige  be- 
stimmenden Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  finden 
können. 

Anlangend  zunächst  die  materiellen  Befugnisse,  so 
haben  die  Urheber  der  Unionsverfassung  deni  Bunde 
alle  aber  auch  nur  diejenigen  Ilerrschaftsrechte  über- 
wiesen, welche  nothig  waren,  damit  er  den  Anforde- 
rungen an  eine  nationale  Regierung  genügen  könne, 
also  lebensfähig  sei;  die  Masse  der  staatlichen  Gewalt 
ist  bei  den  Staaten  und  ihrem  Volke  (§  8),  Ganz 
anders  in  dem  Canadischen  Bunde,  zu  dessen  Zuständig- 
keit alle  Angelegenheiten  gehören,  welche  „den  Frieden, 
die  Ordnung  und  die  gute  Regierung  von  Canada"  bc- 
trefien,  soweit  sie  nicht  ausschliesslich  den  Provinzen 
übertragen  sind  (§  12).  Diese  weite  Zuständigkeit  des 
Canadischen  Bundes  ist  weder  nöthig  noch  auch  nur 
nützlich,  da  sie  die  particulare  und  locale  Entwickeliing 
ungebührlich  beeinträchtigt;  überdies  ist,  wie  bereits 
nachgewiesen,  die  Competenzgrenze  zwischen  dem  Ca- 
nadischen Bunde  und  den  Provinzen  unsicherer  als  in 
den  Vereinigten  Staaten  (§  12).  Das  Uebermaass  der 
Herrschaftsrechte  des  Bundes  mag  in  Canada  zu  einer 
nicht  unbedenklichen  Opposition  der  Provinzen  führen, 
wovon  bereits  Anzeichen  hervorgetreten  sind.*^ 


27  Vgl.  Munro,  S.  12,  13,  172—179. 
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Anlangend  weiter  die  Organe  des  Bundes,  so  cor- 
respondiren  miteinander  die  beiderseitigen  Senate,  das 
Repräsentantenhaus  und  das  Unterhaus,  der  Präsident 
nebst  den  Bundesministem  und  Executivbeamten  einer- 
seits und  der  Generalgouverneur  als  Kepräsentant  der 
englischen  Krone,  das  Bundesministerium,  die  Bundes- 
minister und  die  darunter  stehenden  Executivbeamten 
andererseits  und  die  beiderseitigen  Bundesgerichte. 

Der  Senat  der  Vereinigten  Staaten  steht  zweifellos 
weit  über  dem  canadischen  Senate.  Er  ist  eine  der 
wichtigsten  politischen  Erfindungen  der  Neuzeit,  indem 
er  das  schwierige  Problem  einer  zweckmässigen  Ver- 
tretung der  Einzelstaaten  im  Bunde  glücklich  gelost 
hat.^^  Er  ist  gedacht  als  ein  Sammelplatz  für  eine 
kleine  auserlesene  Schar  durch  Weisheit  und  Erfahrung 
ausgezeichneter  Staatsmänner;  die  Senatoren  haben  sich 
auf  legislativem  und  executivem  Gebiete  gleichmässig 
bewährt.  Zur  Stabilität  der  Einrichtungen  der  Ver- 
einigten Staaten  hat  er  beträchtlich  beigetragen. 
W.  E.  Gladstone  nennt  ihn  die  merkwürdigste  aller 
Erfindungen  der  modernen  Politik*';  Maine,  S.  117, 
ertheilt  ihm  das  hohe  Lob,  dass  er  „seit  der  neuen 
demokratischen  Strömung  die  einzige  neue  Einrichtung 
ist,  die  sich  durchaus  bewährt  hat^^  Dagegen  leidet 
der  canadische  Senat  unter  dem  Ernennungsprinzip; 
seine  Mitglieder  vertreten  keine  Provinzen,  sondern 
nur  sich  selbst.  Die  dem  canadischen  Senate  zustehen- 
den Rechte  sind  weit  grösser,  als  die  natürliche  Be- 
deutung   seiner  Mitglieder    rechtfertigt.^®     Der    Senat 


*®  James  Bryce,  I,  148 — 164;  Westerkamp,  Bundes - 
recht,  S.  ^0;  Maine,  S.  146,  147. 

^'  nThe  most  remarkable  of  all  inventions  of  modern 
politics,  the  Senate  of  the  United  States."     S.  191. 

3®  Macaulay  im  englischen  Unterhause  bei  Berathung 
der  Reformbill  am  28.  Februar  1832:  „In  all  ages  a  chief 
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steht  vor  der  Alternative  steter  Nachgiebigkeit  gegen 
das  Unterhaus  oder  eines  Conflicts  mit  demselben,  für 
dessen  zweckmässigen  Ausgleich  keine  ausreichende 
Vorsorge  getroffen  ist  (§  19).'^ 

Bei  dem  canadischen  Unterhause,  welches  dem  Be- 
präsentantenhause  der  Vereinigten  Staaten  nachgebildet 
ist,  besteht  ein  geringer  Census  für  das  active  Wahl- 
recht und  eine  längere  Amtsdauer,  welche  jedoch  durch 
das  Auflosungsrecht  des  Generalgouverneurs  ermässigt 
wird.  Das  in  Canada  geltende  parlamentarische  System 
legt  die  Gefahr  nahe,  dass  das  Unterhaus  eine  über- 
mächtige, durch  keine  ausreichende  Controle  gebundene 
Körperschaft  wird,  wogegen  der  Senat  und  das  Re- 
präsentantenhaus der  Vereinigten  Staaten  einander 
wirksam  controliren. 

Der  Generalgouverneur  ist  nur  nominell  das  Haupt 
der  Legislative  und  Executive  des  Canadischen  Bundes. 
Die  wirkliche  Leitung  der  Geschäfte  ist  in  Canada  wie 
in  England  bei  dem  Ministerium,  welches  seinerseits 
vom  Unterhause  abhängig  ist.  Dagegen  hat  der  Präsi- 
dent der  Vereinigten  Staaten  eine  unabhängige  Stellung 
gegenüber  dem  Senate  und  Kepräsentantenhause ;  er 
ist  der  wirkliche  Leiter  der  Executive.    Der  canadische 


cause  of  the  intestina  disorders  of  states  has  been  that 
the  natural  distribution  of  power  and  the  legal  distribution 
of  power  have  not  corresponded  with  each  otber."  Speeches, 
I,  109. 

'^  Das  erstarkende  Provinzialgefühl  in  den  canadüschen 
Provinzen  würde  zu  einer  Umbildung  des  canadischen 
Senates  nach  dem  Vorbilde  des  Senates  der  Vereinigten 
Staaten  drängen,  wenn  nicht  das  parlamentarische  System 
in  der  Weise,  wie  es  in  Canada  gebandhabt  wird,  ein 
Hindemiss  wäre.  Rechtlich  und  tbatsächlich  gleichberech- 
tigte, einander  gegenseitig  M^rksam  controlirende  gesetz- 
gebende Körperschaften  haben  in  dem  parlamentarischen 
System,  wie  es  sich  neuerdings  entwickelt  hat,  keinen  Platz. 
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Civildienst  mag  dem  amerikanischen  etwas  überlegen 
sein. 

Die  Verfassung  der  Bundesgerichte  ist  in  den  Ver- 
einigten Staaten  vollständiger  ausgebildet  als  in  Canada. 
In  beiden  Bundesstaaten  bestehen  wirksame  Garantien 
für  einsichtige  und  unabhängige  Ausübung  der  richter- 
lichen Gewalt. 

Anlangend  die  Functionen  der  Bundesregierung,  so 
ist  den  Vereinigten  Staaten  und  dem  Canadischen  Bunde 
die  Trennung  der  gesetzgebenden,  vollziehenden  und 
richterlichen  Gewalt  gemeinsam. 

Der  Schwerpunkt  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist  in 
beiden  bei  den  gesetzgebenden  Körperschaften,  dem 
Senate  und  dem  Kepräsentantenhause  der  Vereinigten 
Staaten,  dem  Senate  und  dem  Unterhause  des  Canadi- 
schen Bundes.  Das  Einwendungsrecht  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  ist  nach  der  Erfahrung  eine 
viel  wirksamere  Controle  gegen  hastige,  unüberlegte 
Gesetze  als  das  nominell  unbeschränkte,  aber  in  der 
Anwendung  schwierige  und  unter  Umständen  gefähr- 
liche Veto  der  englischen  Krone  und  des  englischen 
Generalgouverneurs. 

Die  Beziehungen  zwischen  der  Legislative  und  der 
Executive  sind  in  beiden  Gemeinwesen,  wie  bereits 
früher  hervorgehoben  ist,  verschieden  gestaltet  (§  26, 
Anm.  2).  So  dankbar  man  auch  sein  mag  für  die 
Wohlthaten,  welche  das  parlamentarische  System  für 
die  Ent Wickelung  der  Menschheit  gehabt  hat,  so  be- 
reitwillig man  auch  anerkennen  mag,  dass  die  beispiel- 
lose Ausdehnung  und  Verbreitung  der  Angelsachsen 
vor  den  anderen  Völkern  der  Welt  (§6)  zum  guten 
Theil  der  Rückwirkung  beizumessen  ist,  welche  das 
parlamentarische  System  auf  die  Entwickelung  und 
den  Zustand  des  englischen  Volkes  geübt  hat,  so  kann 
man  doch  nicht  verkennen,  dass  die  Uebertragung  des 
ausschlaggebenden  Antheils  der  gesetzgebenden  Gewalt, 
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und  indirect,  durch  Abhängigkeit  der  Minister  vom 
Unterhause,  auch  der  vollziehenden  Gewalt,  an  eine 
einzige  Korperschaft  Gefahren  mit  sich  bringt,  welche 
um  so  grosser  werden,  je  mehr  die  Controlen  derselben 
dahinsinken.  Die  schon  früher  angezogenen  Bemer- 
kungen so  einsichtiger  Männer  wie  Sir  Henry  Sumner 
Maine  und  des  Duke  of  Devonshire  über  diese  wichtige 
Frage  verdienen  volle  Beachtung  (§  33,  Anm.  3). 

In  beiden  Gemeinwesen  entscheiden  die  Gerichts- 
höfe bei  der  ihnen  zustehenden  Rechtsprechung  über 
die  Verfassungsmässigkeit  von  Bundes-  und  Staats- 
(Provinzial-) Acten,  namentlich  über  die  Verfassungs- 
mässigkeit von  Bundes-  und  von  Staats- (Pro vinzial)- 
Gesetzen.  Sie  sind  das  Bollwerk  der  Verfassung  gegen 
legislative  Uebergriffe^*,  sie  sichern  und  schirmen  die 
Einhaltung  der  Competenzgrenze  zwischen  der  Bundes- 
und der  Staaten-(Provinzial-)Gewalt    Die  meisterhafte 


32  Hamilton  nennt  sie  im  Federalist,  Nr.  78,  mit  Recht 
„the  bulwarks  of  a  limited  Constitution  against  legislative 
euere achments".  Die  grossen  Hoffnungen,  welche  die  Ur- 
heber der  Union 8 Verfassung  auf  das  richterliche  Departe- 
ment gesetzt  haben,  sind  vollständig  in  Erfüllung  gegangen. 
Soweit  ich  sehen  kann,  besteht  Einmüthigkeit  im  Lobe  der 
Gerichtsverfassung  der  Vereinigten  Staaten  und  in  der  An- 
erkennung, dass  sie  auf  die  ruhige,  friedliche,  gesetzmässige 
Entwickelung  des  Landes  den  heilsamsten  Einfluss  geübt 
hat.  So  sagt  z.  B.  James  Bryce,  I,  307:  „Few  American 
institutions  are  better  worth  studying  than  this  intricate 
judicial  machinery;  few  deserve  more  admiration  for  the 
smoothness  of  their  working;  few  have  more  contributed 
to  the  peace  and  well-being  of  the  country."  —  Selbst- 
verständlich will  ich  nicht  jede  einzelne  Entscheidung  des 
höchsten  Gerichtshofes  der  Vereinigten  Staaten  loben  oder 
billigen  und  noch  weniger  sagen,  dass  seine  Mitglieder  von 
den  allgemeinen  menschlichen  Schwächen  und  UnvoUkommen- 
heiten  frei  sind.  Vgl.  Hampton  L.  Carson,  The  Suprenie 
Coui*t  of  the  United  States  of  America  (Philadelphia  1891). 
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Art,  wie  diese  schwierige  Aufgabe  bislang  namentlich 
in  den  Vereinigten  Staaten  gelost  ist,  muss  die  An- 
erkennung und  Bewunderung  jedes  Sachkundigen  finden. 

Es  ist  ein  Misstand  des  Canadischen  Bundes,  dass 
die  Gerichtshofe,  unter  Einschränkungen,  zur  Erstattung 
von  Gutachten  an  den  Generalgouverneur  und  an  jedes 
der  beiden  Häuser  des  canadischen  Parlaments  ver- 
pflichtet sind  (§  26). 

Einen  wesentlichen  Nachtheil  der  canadischen  Bundes- 
verfassung gegenüber  der  Unionsverfassung  darf  man 
darin  nicht  finden,  dass  in  ihr  die  Grundrechte  weniger 
ausgebildet  sind.  Die  Angelsachsen  wissen  schon  da- 
für zu  sorgen,  dass  sie  in  ihrer  gesetzlichen  Freiheit 
nicht  verkürzt  werden,  Ist  auch  nicht  der  mindeste 
Anlass  vorhanden,  die  ersten  zehn  Zusatzartikel  zur 
Unionsverfassung  zu  tadeln,  so  wird  doch  ebenso  wenig 
gesagt  werden  können,  dass  sie  zur  Wohlfahrt  der  Ver- 
einigten Staaten  nöthig  waren  oder  zu  deren  Forderung 
erheblich  beigetragen  haben. 

Dagegen  vermisst  man  in  der  canadischen  Bundes- 
verfassung die  höchst  werthvoUe  Sorgfalt  und  Umsicht 
der  Urheber  der  Unions  Verfassung  für  die  Stetigkeit 
der  Verfassung.  Die  Bestimmungen  über  die  Aenderung 
der  canadischen  Verfassung  stehen  weit  unter  den  Be- 
stimmungen über  die  Aenderung  der  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten. 

Hiernach  scheint  mir  die  grosse  Ueberlegenheit  der 
Unionsverfassung  gegenüber  der  canadischen  Verfassung, 
beides  nach  Form  und  nach  Inhalt,  unbestreitbar  und 
zweifellos. 

Das  wird  auch  in  der  neuern  englischen  staats- 
wissenschaftlichen Literatur,  soweit  ich  sie  habe  be- 
achten können,  direct  oder  indirect  unumwunden  an- 
erkannt. Von  der  canadischen  Bundesverfassung  ist 
darin  nur  selten  die  Rede,  um  so  mehr  aber  von  der 
Unionsverfassung,    welche   die  Engländer   seit  einiger 


510  ni.   §  37.  Schlussbemerkangen. 

Zeit  und  namentlich  neuerdings  mit  Anerkennung  und 
mit  Lob  überhäufen.  Edward  A.  Freeman,  welcher 
während  des  Secessionskrieges  schrieb,  nennt  sie  die 
beste  Verfassung,  welche  nach  Zeit  und  Umständen 
möglich  war^',  James  Bryce,  der  genaue  Kenner  ameri- 
kanischer Verhältnisse  und  Zustände,  stellt  sie  aus  ge- 
wichtigen zutreffenden  Gründen  über  jede  andere  ge- 
schriebene Verfassung'*,  W.  E.  Gladstone,  der  lang- 
jährige englische  Premierminister,  nennt  sie  gar  „das 
wunderbarste  Werk,  welches  je  in  einem  gegebenen 
Zeitpunkte  dem  Gehirn  und  der  Absicht  des  Menschen 
entsprungen  ist"'*,  und  Sir  Henry  Sumner  Maine,  den 


''  Die  Bemerkung  von  Freeman,  History  of  Federal 
Government,  S.  3:  „That  ideal  (of  a  Federal  Government), 
in  its  highest  and  most  elaborate  development,  is  the  most 
finished  and  the  most  artificial  production  of  political  in- 
genuity*'  ist  zweifellos  im  Hinblick  auf  die  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  geschrieben,  obwol  sie  nicht  ausdrück- 
lich genannt  wird.  Vgl.  auch  die  Ausführungen  S.  110 — 
122,  von  denen  ich  zwei  Sätze  hervorheben  mag;  S.  110 
wird  von  der  Unionsverfassung  gesagt:  „the  constitation 
wbich  was  the  best  possible  at  that  particular  time  and 
place",  und  S.  112:  „At  all  events,  the  American  Union 
has  actually  secured,  for  what  is  really  a  long  period  of 
life  (nearlj  three  generations),  a  greater  amount  of  combined 
peace  and  freedom  than  was  ever  before  enjoyed  by  so 
large  a  portion  of  the  earth's  surface." 

3*  „Yet,  after  all  deductions  (recognition  of  slavery. 
not  expressly  negativing  secession  etc.)  it  rauks  above  ever}' 
other  written  Constitution  for  the  intrinsic  excellence  of  its 
scheme,  its  adaptation  to  the  circumstances  of  the  people. 
the  simplicity,  brevity  and  precision  of  its  language,  its 
judicious  mixture  of  definiteness  in  principle  with  elasticity 
of  details"  (I,  34). 

^*  „The  most  wonderful  work  ever  Struck  off  at  a  given 
time  by  the  brain  and  purpose  of  man."  North  American 
Review,  1878,  S.  185. 
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das  rapide  Wachsthum  der  demokratischen  Ideen  in 
unserer  Zeit  mit  banger  Sorge  erfüllt,  meint,  dass 
diese  „Verfassung  von  den  politischen  Einrichtungen 
der  Neuzeit  bei  weitem  die  wichtigste"  sei  (S.  127), 
und  dass  ihr  Erfolg  in  Hinderung  politischer  Veränder- 
lichkeit und  Unordnung ,  sowie  der  Scharfsinn  der 
Amerikaner  bei  ihrer  Begründung  und  Handhabung 
die  Engländer  „mit  Bewunderung  und  Neid"  erfüllen 
könne  (S.  163,  164). 

Setzt  man  den  Maassstab  für  die  Beurtheilung  von 
Verfassungen  und  politischen  Einrichtungen  in  die  Rück- 
wirkung, welche  sie  auf  den  Zustand  und  die  Entwicke- 
lung  des  Volkes  üben ,  überlegt  man  die  Schwierig- 
keiten und  Gefahren,  welche  bei  Begründung  der 
Unionsverfassung  vorhanden  waren  und  später  ent- 
standen sind  und  welche  dieselbe  in  einem  Bestände 
von  nunmehr  über  hundert  Jahren  glücklich  überwun- 
den hat,  erwägt  man  die  beispiellose  Entwickelung  der 
Vereinigten  Staaten  während  dieser  Zeit,  so  wird  man 
den  Lobspruch  nicht  übertrieben  finden,  welchen  die 
Amerikaner  den  Staatsmännern  der  Philadelphia- Con- 
vention ertheilt  haben:  „the  goodliest  fellowship  of 
lawgivers,  whereof  this  world  hold  record"  (G.  Ban- 
croft,  II,  10).  Die  Hoffnung  auf  Unsterblichkeit,  welche 
die  Urheber  der  Unionsverfassung  (Madison  im  Fede- 
ralist,  Nr.  38)  im  Hinblick  auf  alle  Präcedenzfälle, 
welche  das  Unterliegen  „unbewaffneter  Propheten" 
zeigen,  in  voller  Kenntniss  der  Gründe,  welche  dieses 
Unterliegen  herbeiführen,  daher  „in  zitternder  Angst" 
um  das  Schicksal  ihres  Entwurfes  (Hamilton  im 
Federalist,  Nr.  85)  nur  bedingt  und  mit  banger  Zu- 
rückhaltung auszusprechen  wagten,  ist  in  einer  von 
ihnen  ungeahnten  Ausdehnung  in  Erfüllung  gegangen ; 
die  von  der  Philadelphia -Convention  für  ein  Gebiet, 
welches  nicht  viel  grosser  war  als  das  Gebiet  des 
frühern    Deutschen    Reiches    (Madison    im   Federalist, 
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Nr.  14),  ersonnenen  Verfassungsgrundsätze  gelten  schon 
jetzt,  mit  grösseren  oder  geringeren  Abweichungen,  in 
einem  Gebiete,  welches  etwa  dreimal  so  gross  ist  wie 
ganz  Europa,  und  haben  bislang,  in  mehr  als  hundert 
Jahren,  in  keinem  Lande  der  Welt  eine  bessere  Formu- 
lirung  erhalten  als  ihre  Urheber  ihnen  gegeben  haben. 


ANHANG. 


Die  Conföderationsartikel  und  die  Unions- 
verfassung  mit  den  Zusatzartikeln. 


ARTICLES  OF  CONFEDERATION  AND  PERPETÜAL 
UNION  BETWEEN  THE  STATES. 

TO  ALL  TO  WHOM  THESE  PRESENTS  SHALL 
C^OME,  WE  THE  UNDERSIGNED  DELEGATES  OF  THE 
STATES  AFFIXED  TO  OÜR  NAMES,  SEND  GREETING. 
— Whereas  the  Delegates  of  the  United  States  of  America 
in  Congress  assembled  did  on  the  15th  day  of  November 
in  the  Year  of  our  Lord  1777,  and  in  the  second  Year  of 
the  Independence  of  America  agree  to  certain  articles  of 
Confederation  and  perpetual  Union  between  the  States  of 
New  Hampshire,  Massachusetts-bay,  Rhode-island  and  Provi- 
dence  Plantations,  Connecticut,  New- York,  New-Jersey,  Penn- 
sylvania, Delaware,  Maryland,  Virginia,  North  -  Carolina, 
South -Carolina,  and  Georgia,  in  the  words  foUowing,  viz. 

"ARTICLES  OF  CONFEDERATION  AND  PERPETUAL 
UNION  BETWEEN  THE  STATES  OF  NEW -HAMP- 
SHIRE, MASSACHUSETTS-BAY,  RHODE-ISLAND  AND 
PROVIDENCE  PLANTATIONS,  CONNECTICUT,  NEW- 
YORK,  NEW-JERSEY,  PENNSYLVANIA,  DELAWARE, 
MARYLAND,  VIRGINIA,  NORTH-CAROLINA,  SOUTH- 
CAROLINA,  AND  GEORGIA. 

ARTICLE  I.    The  Stile  of  this  confederacy  shall  be  "The 
United  States  of  America." 

WSSTEBKAVP.  33 
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ARTICLE  IL  Each  state  retains  its  sovereignty,  free- 
dom  and  independence,  and  every  Power,  Jurisdiction  and 
right,  which  is  not  by  tbis  confederation  expressly  delegated 
to  the  united  states,  in  congress  assembled. 

ARTICLE  IIL  The  said  states  bereby  severally  ent^r 
into  a  firm  league  of  friendsbip  with  each  otber,  for  tbeir 
common  defence,  the  security  of  tbeir  Liberties,  and  tbeir 
mutual  and  general  welfare,  binding  tbemselves  to  assist 
eacb  otber,  against  all  force  offered  to,  or  attacks  made 
upon  tbem,  or  any  of  tbem,  on  account  of  religion,  sove- 
reignty, trade,  or  any  otber  pretence  wbatever. 

ARTICLE  lY.  1.  The  better  to  secure  and  perpetaate 
mutual  friendsbip  and  intercourse  among  tbe  people  of  tbe 
different  states  in  tbis  union,  tbe  free  inbabitants  of  eacb 
of  tbese  states,  paupers,  vagabonds,  and  fiigitives  from 
Justice  excepted,  sball  be  entitled  to  all  privileges  and 
immunities  of  free  Citizens  in  tbe  several  states;  and  tbe 
people  of  eacb  state  sball  bave  free  ingress  and  regress  to 
and  from  any  otber  state,  and  sball  enjoy  tberein  all  tbe 
Privileges  of  trade  and  commerce,  subject  to  tbe  same  duties, 
impositions  and  restrictions  as  tbe  inbabitants  tbereof  re- 
spectively,  provided  tbat  sucb  restriction  sball  not  extend 
so  far  as  to  prevent  tbe  removal  of  property  imported  into 
any  state,  to  any  otber  state  of  wbicb  tbe  Owner  is  an 
inbabitant ;  provided  also  tbat  no  imposition,  duties  or  re- 
striction sball  be  laid  by  any  state,  on  tbe  property  of 
tbe  united  states,  or  eitber  of  tbem. 

2.  If  any  person  guilty  of,  or  cbarged  witb  treason, 
felony,  or  otber  bigb  misdemeanor  in  any  state,  sball  fiee 
from  Justice,  and  be  found  in  any  of  tbe  united  states,  he 
sball  upon  demand  of  tbe  Govemor  or  executive  power,  of 
tbe  State  from  wbicb  be  fled,  be  delivered  up  and  removed 
to  tbe  State  baving  Jurisdiction  of  bis  offence. 

3.  Füll  faitb  and  credit  sball  be  given  in  eacb  of  these 
states  to  tbe  records,  acts  and  judicial  proceedings  of  ihe 
Courts  and  magistrates  of  every  otber  state. 

ARTICLE  V.  1.  For  tbe  more  convenient  management 
of  tbe  general  interest  of  tbe  united  states,  delegates  sball 
be  annually  appointed  in  sucb  manner  as  tbe  legislature 
of  eacb  state  sball  dircct,  to  meet  in  congress  on  tbe  first 
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Monday  in  November,  in  every  year,  witb  a  power  reserved 
to  each  state,  to  recal  its  delegates,  or  any  of  them,  at 
any  time  within  the  year,  and  to  send  others  in  their  stead, 
for  the  remainder  of  the  Year. 

2.  No  State  shall  be  represented  in  congress  by  less 
than  two,  nor  by  more  than  seven  members ;  and  no  person 
shall  be  capable  of  being  a  delegate  for  more  than  three 
years  in  any  term  of  six  years;  nor  shall  any  person,  being 
a  delegate,  be  capable  of  holding  any  office  ander  the 
united  states,  for  which  he  or  another  for  bis  benefit,  re- 
ceives  any  salary,  fees  or  emolument  of  any  kind. 

3.  Each  State  shall  maintain  its  own  delegates  in  any 
meeting  of  the  states,  and  while  they  act  as  members  of 
the  committee  of  the  states. 

4.  In  determining  questions  in  the  united  states,  in  con- 
gress assembled,  each  state  shall  have  one  vote. 

5.  Freedom  of  speech  and  debate  in  congress  shall  not 
be  impeached  or  questioned  in  any  Court,  or  place  out  of 
congress,  and  the  members  of  congress  shall  be  protected 
in  their  persona  from  arrests  and  imprisonments ,  during 
the  time  of  their  going  to  and  from,  and  attendance  on 
congress,  except  for  treason,  felony,  or  breach  of  the  peace. 

ARTICLE  VI.  1.  No  state  without  the  Consent  of  the 
united  states  in  congress  assembled,  shall  send  any  embassy 
to,  or  receive  any  embassy  from,  or  enter  into  any  Con- 
ference, agreement,  alliance  or  treaty  with  any  King  prince 
or  State;  nor  shall  any  person  holding  any  office  of  profit 
or  tnist  under  the  united  states,  or  any  of  them,  accept 
of  any  present,  emolument,  office  or  title  of  any  kind 
whatever  from  any  king,  prince  or  foreign  state;  nor  shall 
the  united  states  in  congress  assembled,  or  any  of  them, 
grant  any  title  of  nobility. 

2.  No  two  or  more  states  shall  enter  into  any  treaty, 
confederation  or  alliance  whatever  between  them,  without 
the  consent  of  the  united  states  in  congress  assembled, 
specifying  accurately  the  purposes  for  which  the  same  is 
to  be   entered  into,  and  how  long  it  shall  continue. 

3.  No  State  shall  lay  any  imposts  or  duties,  which  may 
interfere  with  any  stipulations  in  treaties,  entered  into  by 
the    united  states   in   congress   assembled,    with    any   king, 
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prince  or  State,  in  pursuance  of  any  treaties  already  pro- 
posed  by  congress,  to  tke  courts  of  France  and  Spain. 

4.  No  y esseis  of  war  shall  be  kept  up  in  time  of  peace 
by  any  state,  except  such  number  only,  as  shall  be  deemed 
necessary  by  the  united  states  in  congress  assembled,  for 
the  defence  of  such  state,  or  its  trade;  nor  shall  any  body 
of  forces  be  kept  up  by  any  state,  in  time  of  peace,  ex- 
cept such  number  only,  as  in  the  judgment  of  the  united 
states,  in  congress  assembled,  shall  be  deemed  requisite  to 
garrison  the  forts  necessary  for  the  defence  of  such  state; 
but  every  state  shall  always  keep  up  a  well  regulated  and 
disciplined  militia,  sufficiently  armed  and  accoutred,  and 
shall  provide  and  have  constantly  ready  for  use,  in  public 
Stores,  a  due  number  of  field  pieces  and  tents,  and  a  proper 
quantity  of  arms,  ammunition  and  camp  equipage. 

5.  No  State  shall  engage  in  any  war  without  the  con- 
sent of  the  united  states  in  congress  assembled,  unless  such 
State  be  actually  invaded  by  enemies,  or  shall  have  received 
certain  advice  of  a  resolution  being  formed  by  some  nation 
of  Indians  to  invade  such  state,  and  the  danger  is  so  im- 
minent  as  not  to  admit  of  a  delay,  tili  the  united  states 
in  congress  assembled  can  be  consulted:  nor  shall  any  state 
grant  commissi ons  to  any  ships  or  vessels  of  war,  nor  letters 
of  marque  or  reprisal,  except  it  be  after  a  declaration  of 
war  by  the  united  states  in  congress  assembled,  and  then 
only  against  the  kingdom  or  state  and  the  subjects  thereof, 
against  which  war  has  been  so  declared,  and  under  such 
regulations  as  shall  be  established  by  the  united  states  in 
congress  assembled,  unless  such  state  be  infested  by  pirates, 
in  which  case  vessels  of  war  may  be  fitted  out  for  tbat 
occasion,  and  kept  so  long  as  the  danger  shall  continue, 
or  until  the  united  states  in  congress  assembled  shall  de> 
termine  otherwise. 

ARTICLE  VII.  When  land- forces  are  raised  by  any 
State  for  the  common  defence,  all  officers  of  or  under  the 
rank  of  colonel,  shall  be  appointed  by  the  legislature  of 
each  State  respectively  by  whom  such  forces  shall  be  raised, 
or  in  such  mann  er  as  such  state  shall  direct,  and  all  va- 
cancies  shall  be  fiUed  up  by  the  state  which  first  made 
the  appointment. 
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ARTICLE  VIII.  All  charges  of  war,  and  all  other  ex- 
penses  that  ehall  be  incurred  for  the  common  defence  or 
general  welfare,  and  allowed  by  the  united  states  in  con- 
gress  assembled,  shall  be  defrayed  out  of  a  common  trea- 
sury,  which  shall  be  supplied  by  the  several  states,  in  pro- 
portion  to  the  value  of  all  land  within  each  state,  granted 
to  or  surveyed  for  any  Person,  as  such  land  and  the  build- 
ings  and  improvements  thereon  shall  be  estimated  according 
to  such  mode  as  the  united  states  in  congress  assembled, 
shall  from  time  to  time,  direct  and  appoint.  The  taxes  for 
paying  that  proportion  shall  be  laid  and  levied  by  the 
authority  and  direction  of  the  legislatures  of  the  several 
states  within  the  time  agreed  upon  by  the  united  states 
in  congress  assembled. 

ARTICLE  IX.  1.  The  united  states  in  congress  assembled, 
shall  have  the  sole  and  exclusive  right  and  power  of  deter- 
mining  on  peace  and  war,  except  in  the  cases  mentioned 
in  the  6th  article — of  sending  and  reeeiving  ambassadors — 
entering  into  treaties  and  alliances,  provided  that  no  treaty 
of  commerce  shall  be  made  whereby  the  legislative  power 
of  the  respective  states  shall  be  restrained  fron»  imposing 
such  imposts  and  duties  on  foreigners,  as  their  own  people 
are  subjected  to,  or  from  prohibiting  the  exportation  or 
importation  of  any  species  of  goods  or  commodities  what- 
soever — of  establishing  rules  for  deciding  in  all  cases,  what 
captures  on  land  or  wat  er  shall  be  legal,  and  in  what  mann  er 
prizes  taken  by  land  or  naval  forces  in  the  Service  of  the 
united  states  shall  be  divided  or  appropriated — of  granting 
letter^  of  marque  and  reprisal  in  times  of  peace — appoint- 
ing  courts  for  the  trial  of  piracies  and  felonies  committed 
on  the  high  seas  and  establishing  courts  for  reeeiving  and 
determining  finally  appeals  in  all  cases  of  captures,  provided 
that  no  member  of  congress  shall  be  appointed  a  judge  of 
any  of  the  said  courts. 

2.  The  united  states  in  congress  assembled  shall  also 
be  the  last  resort  on  appeal  in  all  disputes  and  differences 
now  subsisting  or  that  hereafter  may  arise  between  two  or 
more  states  conceming  boundary,  Jurisdiction  or  any  other 
cause  whatever;  which  authority  shall  always  be  exercised 
in  the  manner  foUowing.  Whenever  the  legislative  or 
executive  authority  or  lawful  agent  of  any  state  in  contro- 
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yersy  with  another  shall  present  a  petition  to  congress, 
Btating  the  matter  in  question  and  praying  for  a  hearing, 
notice  thereof  shall  be  given  by  order  of  congress  to  the 
legislative  or  executive  anthority  of  the  other  state  in  con- 
troversy,  and  a  day  assigned  for  the  appearance  of  the 
parties  by  their  lawful  agents,  who  shall  then  be  directed 
to  appoint  by  Joint  consent,  commissioners  or  judges  to 
constitute  a  coart  for  hearing  and  determining  the  matter 
in  question:  bat  if  they  cannot  agree,  congress  shall  name 
three  persons  out  of  each  of  the  united  states,  and  from 
the  list  of  such  persons  each  party  shall  altemately  strike 
out  one,  the  petitioners  beginning,  until  the  number  shall 
be  reduced  to  thirteen;  and  from  that  number  not  less  than 
seven,  nor  more  than  nine  names  as  congress  shall  direct, 
shall  in  the  presence  of  congress  be  drawn  out  by  lot,  and 
the  persons  whose  names  shall  be  so  drawn  or  any  five 
of  them,  shall  be  commissioners  or  judges,  to  hear  and 
finally  determine  the  controversy,  so  always  as  a  major 
part  of  the  judges  who  shall  hear  the  cause  shall  agree  in 
the  determination :  and  if  either  party  shall  neglect  to  attend 
at  the  day  appointed,  without  showing  reasons,  which  con- 
gress shall  judge  sufficient,  or  being  present  shall  refuse 
to  strike,  the  congress  shall  proceed  to  nominate  three  per- 
sons out  of  each  state,  and  the  secretary  of  congress  shall 
strike  in  behalf  of  such  party  absent  or  refusing;  and  the 
judgment  and  sentence  of  the  «ourt  to  be  appointed,  in 
the  manner  before  prescribed,  shall  be  final  and  conclnsive; 
and  if  any  of  the  parties  shall  refuse  to  submit  to  the 
authority  of  such  court,  or  to  appear  or  defend  their  claim 
or  cause,  the  court  shall  nevertheless  proceed  to  prononnce 
sentence,  or  judgment,  which  shall  in  like  manner  be  final 
and  decisive,  the  judgment,  or  sentence  and  other  proceed- 
ings  being  in  either  case  transmitted  to  congress,  and  lodged 
among  the  acts  of  congress  for  the  security  of  the  parties 
concemed:  provided  that  every  commissioner,  before  he 
sits  in  judgment,  shall  take  an  oath  to  be  administered 
by  one  of  the  judges  of  the  supreme  or  snperior  court 
of  the  State,  where  the  cause  shall  be  tried,  "well  and 
truly  to  hear  and  determine  the  matter  in  question,  ac- 
cording  to  the  best  of  his  judgment,  without  favoar, 
afi'ection  or  hope  of  reward;"    provided   also  that  no  state 
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shall  be  deprived  of  territory  for  the  benefit  of  the  united 
states. 

3.  All  controversies  concerning  the  private  right  of  soil 
claimed  under  different  grants  of  two  or  more  states,  whose 
jorisdictions  as  they  may  respect  such  lands,  and  the  states 
which  passed  such  grants  are  adjusted,  the  said  grants  or 
either  of  them  being  at  the  same  time  claimed  to  have 
originated  antecedent  to  such  settlement  of  Jurisdiction, 
shall,  on  the  petition  of  either  party  to  the  congress  of 
the  united  states,  be  finally  determined  as  near  as  may  be 
in  the  same  manner  as  is  before  prescribed  for  deciding 
disputes  respecting  territorial  Jurisdiction  between  different 
states. 

4.  The  united  states  in  congress  assembled  shall  also 
have  the  sole  and  exclusive  right  and  power  of  regulating 
the  alloy  and  value  of  coin  Struck  by  their  own  authority, 
or  by  that  of  the  respective  states — fixing  the  Standard  of 
weights  and  measures  throughout  the  United  States — re- 
gulating the  trade  and  managing  all  affairs  with  the  In- 
diana, not  members  of  any  of  the  states,  provided  that  the 
legislative  right  of  any  state  within  its  own  limits  be  not 
infringed  or  violated — establishing  or  regulating  post-offices 
from  one  state  to  another,  throughout  all  the  united  states, 
and  exacting  such  postage  on  the  papers  passing  thro'  the 
same  as  may  be  requisite  to  defray  the  expenses  of  the 
said  Office — appointing  all  officers  of  the  land  forces,  in 
the  Service  of  the  united  states,  excepting  regimental  officers 
— appointing  all  the  officers  of  the  naval  forces,  and  com- 
missioning  all  officers  whatever  in  the  service  of  the  united 
states — making  rules  for  the  government  and  regulation  of 
the  said  land  and  naval  forces,  and  directing  their  Ope- 
rations. 

5.  The  united  states  in  congress  assembled  shall  have 
authority  to  appoint  a  committee,  to  sit  in  the  recess  of 
congress,  to  be  denominated  ^^A  Committee  of  the  States," 
and  to  cousist  of  one  delegate  from  each  state;  and  to 
appoint  such  dther  committees  and  civil  officers  as  may  be 
necessary  for  managing  the  general  affairs  of  the  united 
states  under  their  direction — to  appoint  one  of  their  num- 
ber  to  preside,  provided  that  no  person  be  allowed  to  serve 
in  the  office  of  president  more  than  one  year  in  any  term 
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of  three  years;  to  ascertain  the  necessary  sums  of  Money 
to  be  raised  for  the  service  of  the  united  states,  and  to 
appropriate  and  apply  the  same  for  defraying  the  public 
expenses — to  borrow  money,  or  emit  bills  on  the  credit  of 
the  united  states,  transmitting  every  half  year  to  the  re- 
spective  states  an  account  of  the  sums  of  money  so  borrowed 
or  emitted, — to  build  and  equip  a  navy — to  agree  upon 
the  number  of  land  forces,  and  to  make  requisitions  from 
each  State  for  its  quota,  in  proportion  to  the  Aumber  of 
white  inhabitants  in  such  state;  which  reqnisition  shall  be 
binding,  and  thereupon  the  legislature  of  each  state  shall 
appoint  the  regimental  ofQcers,  raise  the  men  and  cloath, 
arm  and  equip  them  in  a  soldier  like  manner,  at  the  ex- 
pense  of  tbe  united  states;  and  the  officers  and  men  so 
cloathed,  armed  and  equipped  shall  march  to  the  place 
appointed,  and  within  the  time  agreed  on  by  the  united 
states  in  congress  assembled:  But  if  the  united  states  in 
congress  assembled  shall,  on  consideration  of  circumstances 
judge  proper  that  any  state  should  not  raise  men,  or  should 
raise  a  smaller  number  than  its  quota,  and  that  any  other 
State  should  raise  a  greater  number  of  men  than  the  quota 
thereof,  such  extra  number  shall  be  raised,  officered, 
cloathed,  armed  and  equipped  in  the  same  manner  as  the 
quota  of  such  state,  unless  the  legislature  of  such  state 
shall  judge  that  such  extra  number  cannot  be  safely  spared 
out  of  the  same,  in  which  case  they  shall  raise,  officer, 
cloath ,  arm  and  equip  as  many  of  such  extra  number  as 
they  judge  can  be  safely  spared.  And  the  officers  and  men 
so  cloathed,  armed  and  equipped,  shall  march  to  the  place 
appointed,  and  within  the  time  agreed  on  by  the  united 
states  in  congress  assembled. 

6.  The  united  states  in  congress  assembled  shall  never 
engage  in  a  war,  nor  grant  letters  of  marque  and  reprisal 
in  time  of  peace,  nor  enter  into  any  treaties  or  alliances, 
nor  coin  money,  nor  regulate  the  value  thereof,  nor  as- 
certain the  sums  and  expenses  necessary  for  the  defence 
and  welfare  of  the  united  states,  or  any  of  them,  nor  emit 
bills,  nor  borrow  money  on  the  credit  of  the  united  states, 
nor  appropriate  money,  nor  agree  upon  the  number  of 
vessels  of  war,  to  be  built  or  purchased,  or  the  number 
of  land   or    sea   forces  to  be   raised,   nor   appoint  a  com- 
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mander  in  chief  of  the  army  or  navy,  unless  nine  states 
assent  to  '  the  same :  nor  shall  a  question  on  any  other 
point,  except  for  adjourning  from  day  to  day,  be  deter- 
mined,  unless  by  the  votes  of  a  majority  of  the  united 
states  in  congress  assembled. 

7.  The  Congress  of  the  united  states  shall  have  power 
to  adjoum  to  any  time  within  the  year,  and  to  any  place 
within  the  united  states,  so  that  no  period  of  adjonrnment 
be  for  a  longer  duration  than  the  space  of  six  months, 
and  shall  publish  the  Journal  of  their  proceedings  monthly 
except  such  parts  thereof  relating  to  treaties,  alliances  or 
military  Operations,  as  in  their  juigment  require  secrecy; 
and  the  yeas  and  nays  of  the  delegates  of  each  state  on 
any  question  shall  be  entered  on  the  Journal,  when  it  is 
desired  by  any  delegate;  and  the  delegates  of  a  state,  or  any 
of  them,  at  his  or  their  request  shall  be  furnished  with  a 
transcript  of  the  said  Journal,  except  such  parts  as  are  above 
excepted,  to  lay  before  the  legislatures  of  the  several  states. 

ARTICLE  X.  The  committee  of  the  states,  or  any  nine 
of  them,  shall  be  authorized  to  execute,  in  the  recess  of 
congress,  such  of  the  powers  of  congress  as  the  united 
states  in  congress  assembled,  by  the  consent  of  nine  states, 
shall  from  time  to  time  think  expedient  to  vest  them  with; 
provided  that  no  power  be  delegated  to  the  said  committee, 
for  the  exercise  of  which,  by  the  articles  of  confederation, 
the  voice  of  nine  states  in  the  congress  of  the  united  states 
assembled  is  requisite. 

ARTICLE  XI.  Canada  acceding  to  this  confederation, 
and  joining  in  the  measures  of  the  united  states,  shall  be 
admitted  into,  and  entitled  to  all  the  advantages  of  this 
Union:  but  no  other  colony  shall  be  admitted  into  the 
same,  unless  such  admission  be  agreed  to  by  nine  states. 

ARTICLE  XII.  All  bills  of  credit  emitted,  monies  bor- 
rowed  and  debts  contracted,  by  or  under  the  authority  of 
congress,  before  the  assembling  of  the  united  states,  in 
pursuance  of  the  present  confederation,  shall  be  deemed 
and  considered  as  a  charge  against  the  United  States,  for 
payment  and  satisfaction  whereof  the  said  united  states, 
and  the  public  faith  are  hereby  solemnly  pledged. 

ARTICLE  XIII.  Every  state  shall  abide  by  the  deter- 
minations    of  the   united    states   in  congress  assembled,  on 
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all  questions  which  by  this  confederation  is  submitted  to 
them.  And  the  Articles  of  this  confederation  shall  be  in- 
violably  observed  by  every  state,  and  the  union  shall  be 
perpetual;  nor  shall  any  alteration  at  any  time  hereafter 
be  made  in  any  of  them;  unless  such  alteration  be  agreed 
to  in  a  congress  of  the  united  states,  and  be  afterwards 
confirmed  by  the  legislatures  of  every  state. 

And  Whereas  it  hath  pleased  the  Great  Govemor  of 
the  World  to  incline  the  hearts  of  the  legislatures  we  re- 
spectively  represent  in  congress,  to  approve  of,  and  to 
authorize  us  to  ratify  the  said  articles  of  confederation  and 
perpetual  union.  Know  Ye,  that  we  the  undersigned  dele- 
gates,  by  virtue  of  the  power  and  authority  to  us  given 
for  that  purpose,  do  by  these  presents,  in  the  name  and 
in  behalf  of  our  respective  constituents,  fully  and  entirely 
ratify  and  confirm  each  and  every  of  the  said  articles  of 
confederation  and  perpetual  union,  and  all  and  singular 
the  matters  and  things  therein  contained:  And  we  do 
further  solemnly  plight  and  engage  the  faith  of  our  re- 
spective constituents,  that  they  shall  abide  by  the  deter- 
minations  of  the  united  states  in  congress  assembled,  on 
all  questions,  which  by  the  said  confederation  are  submitted 
to  them.  And  that  the  articles  thereof  shall  be  inviolably 
observed  by  the  states  we  respectively  represent,  and  that 
the  Union  shall  be  perpetual.  In  witness  whereof  we  have 
hereunto  set  our  hands  in  Congress.  Done  at  Philadelphia 
in  the  state  of  Pennsylvania  the  9th  Day  of  July  in  the 
Year  of  our  Lord,  1778,  and  in  the  3d  year  of  the  Inde- 
pendence  of  America. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  New  Hampshire, 

Josiah  Bartlett, 

John  Wentworth,  jun., 

August  8th,  1778. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  Massachusetts-Bay, 

John  Hancock, 
Samuel  Adams, 
Elbridge  Gerry, 
Francis  Dana, 
James  Lovell, 
Samuel  Holten. 
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On  the  pari  and  behalf  of  the  state  of  Rhode- Island   and 
Providence  Plantations, 

William  Ellery, 
Henry  Marchant, 
John  CoUins. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  Connecticut, 

Roger  Sherman, 
Samuel  Huntington, 
Oliver  Wolcott, 
Titus  Hosmer, 
Andrew  Adam. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  New  York, 

Jas  Duane, 
Fräs  Lewis, 
William  Duer, 
Gouv'  Morris. 

On  the   part  and   behalf  of  the  state   of  New  Jersey,   No- 
vember 26th,  1778, 

Jn**  Witherspoon, 
Naty  Scudder. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  Pennsylvania, 

Rob*  Morris, 
Daniel  Roberdeau, 
Jon*  Bayard  Smith, 
William  Clingan, 
Joseph  Reed, 

22d  July,  1778. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  Delaware, 

Tho.  M'Kean, 

Feb.  12,  1779, 

John  Dickinson, 

May  5,  1779, 

Nicholas  Van  Dyke. 
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On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  Maryland, 

John  Hanson, 

March  Ist,  1781» 
Daniel  CarroU, 

March  Ist,  1781. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  Virginia, 

Richard  Henry  Lee, 
John  Banister, 
Thomas  Adams, 
Jn**  Harvie, 
Francis  Lightfoot  Lee. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  North-Carolina, 

John  Penn, 

July  21st,  1778, 
Coms  Hamett, 
3ti9  Williams. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  South-Carolina, 

Heniy  Laurens, 
William  Henry  Draytgn, 
Jn?  Matthews, 
Richd  Hutson, 
Thos.  Heyward,  jun. 

On  the  part  and  behalf  of  the  state  of  Georgia, 

Jn°  Walton, 

24th  July,  1778, 
Edw*  Telfair, 
Edw**  Langworthy. 


CONSTITUTION 

OF   THE 

UOTTED  STATES  OF  AMERICA. 


We  the  People  of  the  United  States,  in  order  to  form  a 
more  perfect  Union,  establish  Justice,  insure  domestic 
Tranquillity,  provide  for  the  common  defence,  promote 
the  general  Weifare,  and  secure  the  Blessings  of  Liberty 
to  ourselves  and  our  Posterity,  do  ordain  and  establish 
this  Constitution  for  the  United  States  of  America. 

ARTICLE  I. 

Section  1.  All  legislative  Powers  herein  granted  shall 
be  vested  in  a  Congress  of  the  United  States,  which  shall 
consist  of  a  Senate  and  House  of  Representatives. 

Section  2.  l.  The  House  of  Representatives  shall  be 
composed  of  Members  chosen  every  second  Year  by  the 
People  of  the  several  States,  and  the  Electors  in  each  State 
shall  have  the  Qualifications  requisite  for  Electors  of  the 
most  numerous  Brauch  of  the  State  Legislature. 

2.  No  Person  shall  be  a  Representative  who  shall  not 
have  attained  to  the  Age  of  twenty-five  years,  and  been 
seven  years  a  Citizen  of  the  United  States,  and  who  shall 
not,  when  elected,  be  an  Inhabitant  of  that  State  in  which 
he  shall  be  chosen. 

3.  Representatives  and  direct  Taxes  shall  be  apportioned 
among  the  several  States  which  may  be  included  within 
this  Union,  according  to  their  respective  Numbers,  which 
shall  be  determiued  by  adding  to  the  whole  Number  of 
free  Persons,  including  those  bound  to  Service  for  a  Term 
of  Years,  and  excluding  Indians  not  taxed,  three  fifths  of 
all  other  Persons.  The  actual  Enumeration  shall  be  made 
within  three  Years  after  the  first  Meeting  of  the  Congress 
of  the  United  States,   and   within  every   subsequent   Term 
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of  ten  Years,  in  such  Manner  as  they  shall  by  Law  direct. 
The  Number  of  Representatives  shall  not  exceed  one  for 
every  thirty  Thousand,  but  each  State  shall  have  at  Least 
one  Representative;  and  until  such  enomeration  shall  be 
made,  the  State  of  New  Hampshire  shall  be  entitled  to 
chuse  three,  Massachusetts  eight,  Rhode  Island  and  Pro- 
vidence  Plantations  one,  Connecticut  five,  New  York  six, 
New  Jersey  four,  Pennsylvania  eight,  Delaware  one,  Mary- 
land six,  Virginia  ten,  North  Carolina  five,  South  Carolina 
five,  and  Georgia  three. 

4.  When  vacancies  happen  in  the  Representation  from 
any  State,  the  Executive  Authority  thereof  shall  issue  Writs 
of  Election  to  fill  such  Vacancies. 

5.  The  House  of  Representatives  shall  chuse  their  Speaker 
and  other  Officers;  and  shall  have  the  sole  Power  of  Im- 
peachment. 

Section  3.  1.  The  Senate  of  the  United  States  shall 
be  composed  of  two  Senators  from  each  State,  chosen  by 
the  Legislature  thereof,  for  six  Years;  and  each  Senator 
shall  have  one  Vote. 

2.  Immediately  after  they  shall  be  assembled  in  Con* 
sequence  of  the  first  Election,  they  shall  be  divided  as 
equally  as  may  be  into  three  Classes.  The  Seats  of  the 
Senators  of  the  first  Class  shall  be  vacated  at  the  Ex- 
piration of  the  second  Year,  of  the  second  Class  at  the 
Expiration  of  the  fo^rth  Year,  and  of  the  third  Class  at 
the  Expiration  of  the  sixth  Year,  so  that  one-third  may  be 
chosen  every  second  Year ;  and  if  Vacancies  happen  by  Re- 
signation, or  otherwise,  during  the  Recess  of  the  Legislature 
of  any  State,  the  Executive  thereof  may  raake  temporary 
Appointments  until  the  next  Meeting  of  the  Legislature, 
which  shall  then  fill  such  Vacancies. 

3.  No  Person  shall  be  a  Senator  who  shall  not  have 
attained  to  the  Age  of  thirty  Years,  and  been  nine  Years 
a  Citizen  of  the  United  States,  and  who  shall  not,  when 
elected,  be  an  Inhabitant  of  that  State  for  which  he  shall 
be  chosen. 

4.  The  Vice-President  of  the  United  States  shall  be 
President  of  the  Senate,  but  shall  have  no  Vote,  unless 
they  be  equally  divided. 

5.  The  Senate  shall  chuse  their  other  Officers,  aud  also 
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a  President  pro  tempore,  in  the  Absence  of  the  Vice-Pre- 
sident,  or  when  he  shall  exercise  the  Office  of  President  of 
the  United  States. 

6.  The  Senate  shall  have  the  sole  Power  to  try  all  Im- 
peachments.  When  sitting  for  that  Purpose,  they  shall  be 
on  Oath  or  Affirmation.  When  the  President  of  the  United 
States  is  tried,  the  Chief  Justice  shall  preside:  And  no 
Person  shall  be  convicted  without  the  Concurrence  of  two- 
thirds  of  the  Members  present. 

7.  Judgment  in  Gases  of  Impeachment  shall  not  extend 
further  than  to  removal  from  Office,  and  Disqualifioation 
to  hold  and  enjoy  any  office  of  honour,  Trust  or  Profit 
ander  the  United  -States;  but  the  Party  convicted  shall 
nevertheless  be  liable  and  subject  to  Indictment,  Trial, 
Judgment  and  Punishment,  according  to  Law. 

Sbction  4.  1.  The  Times,  Places  and  Manner  of  holding 
Elections  for  Senators  and  Representatives,  shall  be  pre- 
scribed  in  each  State  by  the  Legislature  thereof;  but  the 
Congress  may  at  any  time  by  Law  make  or  alter  such 
Regplations,  except  as  to  the  places  of  chusing  Senators. 

2.  The  Congress  shall  assemble  at  least  once  in  every 
Year,  and  such  meeting  shall  be  on  the  first  Monday  in 
December,  unless  they  shall  by  Law  appoint  a  different 
Day. 

Section  5.  1.  Each  House  shall  be  the  Judge  of  the 
Elections,  Retums  and  Qualifications  of  its  own  Members, 
and  a  Majority  of  each  shall  constitute  a  Quorum  to  do 
Business;  but  a  smaller  Number  may  adjoum  from  day  to 
day,  and  may  be  authorized  to  compel  the  Attendance  of 
absent  Members,  in  such  Manner,  and  under  such  Penalties 
as  each  House  may  provide. 

2.  Each  House  may  determine  the  Rules  of  its  Pro- 
ceedings,  punish  its  Members  for  disorderly  Behaviour,  and, 
with  the  Concurrence  of  two-thirds,  expel  a  Member. 

3.  Each  House  shall  keep  a  Journal  of  its  Proceedings, 
and  from  time  to  time  publish  the  same,  excepting  such 
Parts  as  may  in  their  Judgment  require  Secrecy,  and  the 
Yeas  and  Nays  of  the  Members  of  either  House  on  any 
question  shall,  at  the  desire  of  one-fifth  of  those  Present, 
be  entered  on  the  Journal. 

4.  Neither  House,  during  the  session  of  Congress,  shall, 
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without  the  Consent  of  the  other,  adjourn  for  more  than 
three  days,  nor  to  any  other  Place  than  that  in  which  the 
two  Houses  shall  be  sitting. 

Section  6.  .1.  The  Senators  and  Representatives  shall 
receive  a  Compensation  for  their  Services,  to  be  ascertained 
by  Law,  and  paid  out  of  the  Treasury  of  the  United  States. 
They  shall  in  all  Gases,  except  Treason,  Felony  and  Breach 
of  the  Peace,  be  privileged  from  Arrest  during  their  At- 
tendance  at  the  Session  of  their  respective  Hoases,  and  in 
going  to  and  retuming  from  the  same;  and  for  any  Speech 
or  Debate  in  either  Hoase,  they  shall  not  be  questioned 
in  any  other  Place. 

2.  No  Senator  or  Representative  shall,  during  the  Time 
for  which  he  was  elected,  be  appointed  to  any  civil  Office 
under  the  Authority  of  the  United  States,  which  shall  have 
been  created,  or  the  Emoluments  whereof  shall  have  been 
encreased  during  such  time;  and  no  Person  holding  any 
Office  under  the  United  States  shall  be  a  Member  of  either 
House  during  his  Continuance  in  Office. 

Section  7.  l.  All  Bills  for  raising  Revenue  shall  originale 
in  the  House  of  Representatives;  but  the  Senate  may  pro- 
pose  or  concur  with  Amendments  as  on  other  Bills. 

2.  Every  Bill  which  shall  have  passed  the  House  of 
Representatives  and  the  Senate,  shall,  before  it  become  a 
Law,  be  presented  to  the  President  of  the  United  Status; 
If  he  approve  he  shall  sign  it,  but  if  not  he  shall  retum 
it,  with  his  Objections,  to  that  House  in  which  it  shall 
have  originated,  who  shall  enter  the  Objections  at  large 
on  their  Journal,  and  proceed  to  reconsider  it.  If  after 
such  Reconsideration  two-thirds  of  that  House  shall  agree 
to  pass  the  Bill,  it  shall  be  sent,  together  with  the  Ob- 
jections, to  the  other  House,  by  which  it  shall  likewise  be 
reconsidered,  and  if  approved  by  two-thirds  of  that  House, 
it  shall  become  a  Law.  But  in  all  such  Cases  the  Yotes 
of  both  Houses  shall  be  determined  by  Yeas  and  Nays,  and 
the  Names  of  the  Persons  voting  for  and  against  the  Bill 
shall  be  entered  on  the  Journal  of  each  House  respectively. 
If  any  Bill  shall  not  be  retumed  by  the  President  within 
ten  Days  (Sundays  excepted)  after  it  shall  have  been  pre- 
sented to  him,  the  Same  shall  be  a  law,  in  like  Manner 
as  if  he  had  signed  it,   unless  the  Cougress   by   their  Ad- 
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jounuuent  prevent  its  Retum,  in  which  Gase  it  shall  not 
be  a  Law. 

3.  Every  Order,  Resolution,  or  Vote  to  which  the  Con- 
carrence  of  the  Senate  and  House  of  Representatives  may 
be  necessary  (ezcept  on  a  question  of  Adjoumment)  shall 
be  presented  to  the  President  of  the  United  States;  and 
before  the  Same  shall  take  Effect,  shall  be  approved  by 
him,  or  being  disapproved  by  him,  shall  be  repassed  by 
two-thirds  of  the  Senate  and  House  of  Representatives,  ac- 
cording  to  the  Rules  and  Limitations  prescribed  in  the 
Gase  of  a  Bill. 

Segtion  8.    The  Congress  shall  have  Power 

1.  To  lay  and  collect  Taxes,  Duties,  Imposts  and  Ex- 
cises,  to  pay  the  Debts  and  provide  for  the  common  Defence 
and  general  Weifare  of  the  United  States;  but  all  Duties, 
Imposts  and  Excises  shall  be  uniform  throughout  the  United 
States; 

2.  To  borrow  Money  ou  the  credit  of  the  United  States ; 

3.  To  regulate  Commerce  with  foreign  Nations  and  among 
the  several  States,  and  with  the  Indian  tribes; 

4.  To  establish  an  uniform  Rule  of  Naturalization ,  and 
uniform  Laws  on  the  subject  of  Bankruptcies  throughout 
the  United  States; 

5.  To  coin  Money,  regulate  the  Value  thereof,  and  of 
foreign  Coin,  and  fix  the  Standard  of  Weights  and  Mea- 
sures ; 

ö.  To  provide  for  the  Panishment  of  counterfeiting  the 
Securities  and  current  Coin  of  the  United  States; 

7.  To  establish  Post  Offices  and  post  Roads; 

8.  To  promote  the  progress  of  Science  and  useful  Arts, 
by  securing  for  limited  Times  to  Authors  and  Inventors 
the  exclusive  Right  to  their  respective  Writings  and  Dis- 
coveries ; 

9.  To  constitute  Tribunals  inferior  to  the  supreme  Court ; 

10.  To  define  and  punish  Pii*acies  and  Felonies  com- 
mitted  on  the  high  Seas,  and  Offences  against  the  Law  of 
Nations ; 

11.  To  declare  War,  grant  Letters  of  Marque  and  Re- 
prisal,  and  make  Rules  conceming  Captures  on  Land  and 
Water ; 

12.  To  raise  and  support  Armies,  but  no  Appropriation 
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of  Money  to  that  Use  shall  be  for  a  longer  Term  than  two 
Years; 

13.  To  provide  and  maintain  a  Navy; 

14.  To  make  Rules  for  the  Grovemment  and  Regulation 
of  the  land  and  naval  Forces; 

15.  To  provide  for  calling  forth  the  Militia  to  ezecut« 
the  Laws  of  the  Union,  suppress  Insorrections  and  repel 
Invasions ; 

16.  To  provide  for  organizing,  arming,  and  disciplining 
the  !Militia,  and  for  governing  such  Part  of  them  as  may 
be  employed  in  the  Service  of  the  United  States,  reserving 
to  the  States  respectively,  the  Appointment  of  the  Officers, 
and  the  Authority  of  training  the  Militia  according  to  the 
Discipline  prescribed  by  Gongress; 

17.  To  exercise  ezclusive  Legislation  in  all  Gases  what- 
soever,  over  such  District  (not  exceeding  ten  Miles  Square) 
as  may,  by  Gession  of  particular  States,  and  the  Acceptance 
of  Gongress,  become  the  Seat  of  the  Government  of  the 
United  States,  and  to  exercise  like  Authority  over  all  Places 
purchased  by  the  consent  of  the  Legislature  of  the  State 
in  which  the  Same  shall  be,  for  the  Erection  of  Forts, 
Magazines,  Arsenals,  Dock- Yards,  and  other  needful  Build- 
ings;— And 

18.  To  make  all  Laws  which  shall  be  necessary  and 
proper  for  carrying  into  Execution  the  foregoing  Powers, 
and  all  other  Powers  vested  by  this  Gonstitution  in  the 
Government  of  the  United  States,  or  in  any  Department  or 
Officer  thereof. 

Section  9.  1.  The  Migration  or  Importation  of  such 
Persons  as  any  of  the  States  now  existing  shall  think  proper 
to  admit,  shall  not  be  prohibited  by  the  Gongress  prior  to 
the  Year  one  thousand  eight  hundred  and  eight,  but  a  Tax 
or  Duty  may  be  imposed  on  such  Importation,  not  exceeding 
ten  doUars  for  each  Person. 

2.  The  Privilege  of  the  Writ  of  Habeas  Gorpus  shall 
not  be  suspended,  unless  when  in  cases  of  Rebellion  or 
Invasion  the  public  Safety  may  require  it. 

3.  No  bin  of  Attainder  or  ex  post  facto  Law  shall  be  passed. 

4.  No  Gapitation,  or  other  direct,  Tax  shall  be  laid, 
unless  in  Proportion  to  the  Gensus  or  Enumeration  herem 
before  directed  to  be  taken. 
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5.  No  Tax  or  Duty  sball  be  laid  on  Articles  exported 
from  any  State. 

6.  No  Preference  sball  be  given  by  any  Regulation  of 
Commerce  or  Revenue  to  the  Ports  of  one  State  over  those 
of  any  another:  nor  sball  Yessels  bound  to,  or  from,  one 
State,  be  obliged  to  enter,  clear,  or  pay  Duties  in  another. 

7.  No  Money  sball  be  drawn  from  tbe  Treasury,  but  in 
Consequence  of  Appropriations  made  by  Law ;  and  a  regulär 
Statement  and  Account  of  tbe  Receipts  and  Expenditures 
of  all  public  Money  shall  be  publisbed  from  time  to  time. 

8.  No  Title  of  Nobility  shall  be  granted  by  the  United 
States:  And  no  Person  bolding  any  Ofßce  of  Profit  or  Trust 
under  tbem,  shall,  without  tbe  Consent  of  the  Congress, 
accept  of  any  present,  Emolument,  Office,  or  Title,  of  any 
kind  wbatever,  from  any  King,  Prince,  or  foreign  State. 

Section  10.  1.  No  State  sball  enter  into  any  Treaty, 
Alliance,  or  Confederation ;  grant  Letters  of  Marque  and 
Reprisal ;  coin  Money ;  emit  Bills  of  Credit ;  make  any  Thing 
but  gold  and  silver  Coin  a  Tender  in  Payment  of  Debts; 
pass  any  Bill  of  Attainder,  ex  post  facto  Law,  or  Law  im- 
pairing  the  Obligation  of  Contracts,  or  grant  any  Title  of 
Nobility. 

2.  No  State  shall,  without  the  consent  of  the  Congress, 
lay  any  Imposts  or  Duties  on  Imports  or  Exports,  except 
what  may  be  absolutely  necessary  for  executing  it's  in- 
spection  Laws:  and  the  net  Produce  of  all  Duties  and  Im- 
posts, laid  by  any  State  on  Imports  or  Exports,  shall  be 
for  the  Use  of  the  Treasury  of  the  United  States;  and 
all  such  Laws  sball  be  subject  to  the  Revision  and  Con- 
troul  of  the  Congress. 

3.  No  State  shall,  without  the  Consent  of  Congress,  lay 
any  Duty  of  Tonnage,  keep  Troops,  or  Ships  of  War  in 
time  of  Peace,  enter  into  any  Agreement  or  Compact  with 
another  State,  or  with  a  foreign  Power,  or  engage  in  War, 
unless  actually  invaded,  or  in  such  imminent  Danger  as  will 
not  admit  of  Delay. 

ARTICLE  II. 

Section  1.  1.  The  executive  Power  shall  be  vested  in 
a  President  of  the  United  States  of  America.  He  shall 
hold  bis  Office  during  the  Term  of  four  Years,  and,  together 
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with  the   Vice   President,   chosen  for  the  same   Term,  be 
elected,  as  foUows. 

2.  Each  State  shall  appoint,  in  such  Manner  as  the 
Legislature  thereof  may  direct,  a  Number  of  Electors,  equal 
to  the  whole  Number  of  Senators  and  Representatives  to 
which  the  State  may  be  entitled  in  the  Congress:  but  no 
Senator  or  Representative ,  or  Person  holding  an  Office  of 
Trust  or  Profit  under  the  United  States,  shall  be  appointed 
an  Elector. 

The  Electors  shall  meet  in  their  respective  States, 
and  vote  by  Ballot  for  two  Persons,  of  whom  one  at  least 
shall  not  be  an  Inhabitant  of  the  same  State  with  them- 
selves.  And  they  shall  make  a  List  of  all  the  Persons 
voted  for,  and  of  the  Number  of  Votes  for  each;  which 
list  they  shall  sign  and  certify,  and  transmit  sealed  to  the 
Seat  of  the  Government  of  the  United  States,  directed  to 
the  President  of  the  Senate.  The  President  of  the  Senate 
shall,  in  the  Presence  of  the  Senate  and  House  of  Repre- 
sentatives, open  all  the  Certificates,  and  the  Votes  shall 
then  be  counted.  The  Person  having  the  greatest  number 
of  Votes  shall  be  the  President,  if  such  Number  be  a 
Majority  of  the  whole  Number  of  Electors  appointed;  and 
if  there  be  more  than  one  who  have  such  Majority  and 
have  an  equal  Number  of  Votes,  then  the  House  of  Re- 
presentatives shall  immediately  chuse  by  Ballot  one  of  them 
for  President;  and  if  no  Person  have  a  Majority,  then  from 
the  five  highest  on  the  List  the  said  House  shall  in  like 
manner  chuse  the  President.  But  in  chusing  the  President, 
the  Votes  shall  be  taken  by  States,  the  Representation  from 
each  State  having  one  Vote;  A  Quorum  for  this  Purpose 
shall  consist  of  a  Member  or  Members  from  two-thirds  of 
the  States,  and  a  Majority  of  all  the  States  shall  be  neces- 
sary  to  a  Choice.  In  every  Gase,  after  the  Ghoice  of  the 
President,  the  Person  having  the  greatest  Number  of  Votes 
of  the  Electors  shall  be  the  Vice  President.  But  if  there 
should  remain  two  or  more  who  have  equal  Votes,  the  Senate 
shall  chuse  from  them  by  Ballot  the  Vice  President. 

3.  The  Congress  may  determine  the  Time  of  chusing 
the  Electors,  and  the  Day  on  which  they  shall  give  their 
Votes ;  which  Day  shall  be  the  same  throughout  the  United 
States. 
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4.  No  Person  except  a  natural  born  Citizen,  or  a  Citizen 
of  the  United  States,  at  the  time  of  the  Adoption  of  this 
Constitution,  shall  be  eligible  to  the  OfBce  of  President; 
neither  shall  any  Person  be  eligible  to  that  Office  who  shall 
not  have  attained  to  the  Age  of  thirty  five  Years,  and  been 
fourteen  Years  a  Resident  within  the  United  States. 

5.  In  Case  of  the  Removal  of  the  President  from  Office, 
or  of  bis  Death,  Resignation,  or  Inability  to  discharge  the 
Powers  and  Duties  of  the  said  Office,  the  same  shall  de- 
volve  on  the  Vice  President,  and  the  Congress  may  by  Law 
provide  for  the  Case  of  Removal,  Death,  Resignation,  or 
Inability,  both  of  the  President  and  Vice  President,  declar- 
ing  what  Officer  shall  then  act  as  President,  and  such 
Officer  shall  act  accordingly,  until  the  Disability  be  re- 
moved,  or  a  President  shall  be  elected. 

6.  The  President  shall,  at  stated  Times,  receive  for  his 
Services,  a  Compensation ,  which  shall  neither  be  increased 
nor  diminished  during  the  Period  for  which  he  shall  have 
been  elected,  and  he  shall  not  receive  within  that  Period 
any  other  Emolument  from  the  United  States,  or  any  of  them. 

7.  Before  he  enter  on  the  Execution  of  his  Office,  he 
shall  take  the  foUowing  Oath  or  Affirmation:  — 

"I  do  solemnly  swear  (or  affirm)  that  I  will  faithfully 
"execute  the  Office  of  President  of  the  United  States,  and 
"will  to  the  best  of  my  Ability,  preserve,  protect  and  de- 
"fend  the  Constitution  of  the  United  States." 

Section  2.  1.  The  President  shall  be  Commander  in 
Chief  of  the  Army  and  Navy  of  the  United  States,  and  of 
the  Militia  of  the  several  States,  when  called  into  the 
actnal  Service  of  the  United  States;  he  may  require  the 
Opinion,  in  writing,  of  the  principal  Officer  in  each  of  the 
executive  Departments,  upon  any  Subject  relating  to  the 
Duties  of  their  respective  Offices,  and  he  shall  have  Power 
to  grant  Reprieves  and  Pardons  for  Offences  against  the 
United  States,  except  in  Cases  of  Impeachment. 

2.  He  shall  have  Power,  by  and  with  the  Advice  and 
Consent  of  the  Senate,  to  make  Treaties,  provided  two 
thirds  of  the  Senators  present  concur;  and  he  shall  no- 
minate,  and  by  and  with  the  Advice  and  Consent  of  the 
Senate,  shall  appoint  Ambassadors,  other  public  Ministers 
and  Consuls,   Judges    of  the  supreme  Court,  and  all  other 
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Officers  of  the  United  States,  whose  Appointments  are  not 
herein  otherwise  provided  for,  and  which  shall  be  esta- 
blished  by  Law:  but  the  Congress  may  by  Law  vest  the 
Appointment  of  such  inferior  Officers,  as  they  think  proper, 
in  the  President  alone,  in  the  Courts  of  Law,  or  in  the 
Heads  of  Departments. 

3.  The  President  shall  have  Power  to  fiU  up  all  Va- 
cancies  that  may  happen  during  the  Recess  of  the  Senate, 
by  granting  Gommissions  which  shall  expire  at  the  End  of 
their  next  Session. 

Section  3.  He  shall  from  time  to  time  give  to  the 
Congress  Information  of  the  State  of  the  Union,  and  re- 
commend  to  their  Consideration  such  Measures  as  he  shall 
judge  necessary  and  expedient;  he  may,  ^on  extraordinary 
Occasions,  convene  both  Houses,  or  either  of  them,  and  in 
Gase  of  Disagreement  between  them,  with  respect  to  the 
Time  of  Adjoumment,  he  may  adjoum  them  to  such  Time 
as  he  shall  think  proper;  he  shall  receive  Ambassadors 
and  other  public  Ministers;  he  shall  take  Gare  that  the 
Laws  be  faithfuUy  executed,  and  shall  Commission  all  the 
Officers  of  the  United  States. 

Section  4.  The  President,  Vice  President  and  all  civil 
Officers  of  the  United  States,  shall  be  removed  from  Ofßce 
on  Impeachment  for,  and  Gonviction  of,  Treason,  Bribery, 
or  other  high  Grimes  and  Misdemeanors. 

ARTIGLE  III. 

Section  1.  The  judicial  Power  of  the  United  States^ 
shall  be  vested  in  one  supreme  Gourt,  and  in  such  inferior 
Gourts  as  the  Gongress  may  from  time  to  time  ordain  and 
establish.  The  Judges,  both  of  the  supreme  and  inferior 
Gourts,  shall  hold  their  Offices  during  good  Behavior,  and 
shall,  at  stated  Times,  receive  for  their  Services,  a  Com- 
pensation,  which  shall  not  be  diminished  during  their  Con- 
tinuance  in  Office. 

Section  2.  l.  The  judicial  Power  shall  extend  to  all 
Gases,  in  Law  and  Equity,  arising  under  this  Gonstitution, 
the  Laws  of  the  United  States,  and  Treaties  made,  or 
which  shall  be  made,  under  their  Authority; — to  all  Gases 
affecting  Ambassadors,  other  public  Ministers,  and  Gonsuls; 
— to    all  Gases   of  admiralty  and  maritime  Jurisdiction; — 
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to  Controversies  to  which  the  United  States  shall  be  a 
Party; — to  Controversies  between  two  or  more  States; — 
between  a  State  and  Citizens  of  another  State; — between 
Citizens  of  di£ferent  States; — between  Citizens  of  the  same 
State  claiming  Lands  under  Grants  of  different  States,  and 
between  a  State,  or  the  Citizens  thereof,  and  foreign 
States,  Citizens  or  Subjects. 

2.  In  all  Cases  affecting  Ambassadors,  other  public  Mi- 
nisters and  Consuls,  and  those  in  which  a  State  shall  be 
Party,  the  snpreme  Court  shall  have  original  Jurisdiction. 
In  all  the  other  Cases  before  mentioned,  the  supreme  Court 
shall  have  appellate  Jurisdiction,  both  as  to  Law  and  Fact, 
with  such  Exceptions,  and  under  such  Regulations  as  the 
Congress  shall  make. 

3.  The  Trial  of  all  Crimes,  except  in  Cases  of  Impeach- 
ment,  shall  be  by  Jury,  and  such  Trial  shall  be  held  in 
the  State  where  the  said  Crimes  shall  have  been  com- 
mitted;  but  when  not  committed  within  any  State,  the 
Trial  shall  be  at  such  Place  or  Places  as  the  Congress 
may  by  Law  have  directed. 

Section  3.  1.  Treason  against  the  United  States  shall 
consist  only  in  levying  War  against  them,  or  in  adhering 
to  their  Enemies,  giving  them  Aid  and  Comfort.  No  Per- 
son shall  be  convicted  of  Treason  unless  on  the  Testimony 
of  two  Witnesses  to  the  same  overt  Act,  or  on  Confession 
in  open  Court. 

2.  The  Congress  shall  have  Power  to  declare  the  Punish- 
ment  of  Treason,  but  no  Attainder  of  Treason  shall  work 
Corruption  of  Blood,  or  Forfeiture  except  during  the  Life 
of  the  Person  attainted. 

ARTICLE  IV. 

Section  1.  Füll  Faith  and  Credit  shall  be  given  in 
each  State  to  the  public  Acts,  Records,  and  judicial  Pro- 
ceedings  of  every  other  State.  And  the  Congress  may  by 
general  Laws  prescribe  the  Manner  in  which  such  Acts, 
Records  and  Proceedings  shall  be  proved,  and  the  Effect 
thereof. 

Section  2.  i.  The  Citizens  of  each  State  shall  be  en» 
titled  to  all  Privileges  and  Immunities  of  Citizens  in  the 
several  States. 
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2.  A  Person  charged  in  any  State  with  Treason,  Felony, 
or  other  Crime,  who  shall  flee  from  Justice,  and  be  found 
in  another  State,  shall  on  Demand  of  the  executive  Autho- 
rity  of  the  State  from  which  he  fled,  be  delivered  up,  to 
be  removed  to  the  State  having  Jurisdiction  of  the  Crime. 

3.  No  Person  held  to  Service  or  Labour  in  one  State, 
under  the  Laws  thereof,  escaping  into  another,  shall,  in 
Consequence  of  any  Law  or  Regulation  therein,  be  dis* 
charged  from  such  Service  or  Labour,  but  shall  be  de- 
livered up  on  Claim  of  the  Party  to  whom  such  Service 
or  Labour  may  be  dpe. 

Sectign  3.  1.  New  States  may  be  admitted  by  the 
Congress  into  this  Union ;  but  no  new  State  shall  be  formed 
or  erected  within  the  Jurisdiction  of  any  other  State;  nor 
any  State  be  formed  by  the  Junction  of  two  or  more 
States,  or  Parts  of  States,  without  the  Consent  of  the  Le- 
gislatures  of  the  States  concerned  as  well  as  of  the  Con- 
gress. 

2.  The  Congress  shall  have  Power  to  dispose  of  änd 
make  all  needful  Rules  and  Regulations  respecting  the 
Territory  or  other  Property  belonging  to  the  United  States ; 
and  nothing  in  this  Constitution  shall  be  so  construed  as 
to  Prejudice  any  Claims  of  the  United  States,  or  of  any 
particular  State. 

Sectign  4.  The  United  States  shall  guarantee  to  every 
State  in  this  Union  a  Republican  Form  of  Government, 
and  shall  protect  each  of  them  against  Invasion,  and  on 
Application  of  the  Legislature,  or  of  the  Executive  (when 
the  Legislature  cannot  be  convened)  against  domestic 
Violence. 

ARTICLE  V. 

The  Congress,  whenever  two  thirds  of  both  Houses  shall 
deem  it  necessary,  shall  propose  Amendments  to  this  Con- 
stitution, or,  on  the  Application  of  the  Legislatures  of  two 
thirds  of  the  several  States ,  shall  call  a  Convention  for 
proposing  Amendments,  which,  in  either  Case,  shall  be  valid 
to  all  Intents  and  Purposes,  as  Part  of  this  Constitution, 
when  ratified  by  the  Legislatures  of  three  fourths  of  the 
several  States,  or  by  Conventions  in  three  fourths  thereof, 
as  the  one  or  the  other  Mode  of  Ratification  may  be  pro- 
posed  by  the  Congress;  Provided  that  no  Amendment  wlüch 
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may  be  made  prior  to  the  Year  one  thousand  eight  hun- 
dred and  eight  shall  in  any  Manner  afiPect  the  first  and 
fourth  Clauses  in  the  Ninth  Section  of  the  first  Article, 
and  that  no  State,  without  its  Consent,  shall  be  deprived 
of  its  equal  Suffrage  in  the  Senate. 

ARTICLE  VI. 

1.  All  Debts  contracted  and  Engagements  entered  into, 
before  the  Adoption  of  this  Constitution,  shall  be  as  valid 
against  the  United  States  under  this  Constitution,  as  und  er 
the  Confederation. 

2.  This  Constitution,  and  the  Laws  of  the  United  States 
which  shall  be  made  in  Pursuance  thereof ;  and  all  Treaties 
made,  or  which  shall  be  made,  under  the  authority  of  the 
United  States,  shall  be  the  supreme  Law  of  the  Land;  and 
the  Judges  in  every  State  shall  be  bound  thereby,  any 
Thing  in  the  Constitution  or  Laws  of  any  State  to  the 
Contrary  notwithstanding. 

3.  llie  Senators  and  Representatives  before  mentioned, 
and  the  Members  of  the  several  State  Legislatures,  and  all 
executive  and  judicial  Officers,  both  of  the  United  States 
and  of  the  several  States,  shall  be  bound  by  Oath  or 
Affirmation,  to  support  this  Constitution;  but  no  religious 
Test  shall  ever  be  required  as  a  Qualification  to  any  Office 
or  public  Trust  under  the  United  States. 

ARTICLE  VII. 

The  Ratification  of  the  Conventions  of  nine  States,  shall 
be  sufficient  for  the  Establishment  of  this  Constitution  be- 
tween  the  States  so  ratifying  the  Same. 

DoNE  in  Convention  by  the  Unanimous  Consent  of  the 
States  present  the  Seventeenth  Day  of  September  in 
the  Year  of  our  Lord  one  thousand  seven  hundred 
and  Eighty  seven  and  of  the  Independence  of  the 
United  States  of  America  the  Twelfth.  In  WitneS.S 
whereof  We  have  hereunto  subscribed  our  names, 

GEO  WASHINGTON— 
Presidt  and  depniy  frmi  Virginia. 

NEW  HAMPSHIRE. 
John  Lanodon,  Nicholas  Gilmax. 
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MASSACHUSETTS. 
Nathaniel  Gobhah,  Rufus  Kino. 

CONNECTICUT. 
Wm.  SaML.  Johnson,  Rogeb  Shsbman. 

NEW  YORK. 

Alexandeb  Hamilton. 


WiL:    LiVINGSTON, 

Wm.  Patebson, 

B.  Fbanklin, 
robt.  mobbis, 
Tho:  Fitzsimons, 
James  Wilson, 

Geo:  Read, 
John  Dickinson, 
Jaco:  Bboom. 

James  M'Henby, 
Danl.  Caboll. 

John  Blaib, 

Wm.  Blount, 
Hü.  Williamson. 


NEW  JERSEY. 

David  Bbeabley, 
Jona.  Dayton. 

PENNSYLVANIA. 

Thomas  Mipflin, 
Geo:  Cltmeb, 
Jabed  Ingebsoll, 
gouv.  mobbis. 

DELAWARE. 

GüNNiNG  Bedfobd,  JunV, 

RiCHABD    BaSSETT, 

MARYLAND. 

Dan:  op  St.  Thos.  Jbnifer. 

VIRGINIA. 

James  Madison,  Jr. 

NORTH  CAROLINA. 

RlCH*D    DOBBS    SpAIGHT, 


SOUTH  CAROLINA. 

J.   RUTLEDGE,  ChABLES  CoTESWOBTH  PlNCKNKT 

Chables  Pinckney,  Piebcb  Butleb. 


William  Few, 
Attest : 


GEORGIA. 

Abb.  Baldwin. 

WILLIAM  JACKSON,  Secretary. 


ARTICLES 

IN    ADDITION    TO    AND   AMENDMENT    OF 

THE  CONSTITUTION 

OP    THE 

UNITED  STATES  OF  AMERICA. 

Proposed  hy  Congress,  and  ratified  hy  the  LegisUxtures  of  the 
several  States,  pursuant  to  the  fiflh  article  of  the  original 
Constittäion. 

(ARTICLE  I.) 

Congress  shall  make  no  law  respecting  an  establishment 
of  religion,  or  prohibiting  the  free  exercise  thereof ;  or  abridg- 
ing  the  freedom  of  speech,  or  of  the  press,  or  the  right 
of  the  people  peaceably  to  assemble,  and  to  petition  the 
Goyemment  for  a  redress  of  grievances. 

(ARTICLE  IL) 

A  well  regulated  Militia,  being  necessary  to  the  security 
of  a  free  State,  the  right  of  the  people  to  keep  and  bear 
Arms,  shall  not  be  infringed. 

(ARTICLE  IIL) 

No  Soldier  shall,  in  time  of  peace  be  quartered  in  any 
house,  without  the  consent  of  the  Owner,  nor  in  time  of 
war,  bat  in  a  manner  to  be  prescribed  by  law. 

(ARTICLE  IV.) 

The  right  of  the  people  to  be  secure  in  their  persons, 
honses,  papers,  and  effects,  against  unreasonable  searches 
and  seizures,  shall  not  be  violated,  and  no  Warrants  shall 
issue,  but  upon  probable  cause,  supported  by  Oath  or 
affirmation,  and  particularly  describing  the  place  to  be 
searched,  and  the  persons  or  things  to  be  seized. 
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(ARTICLE  V.) 

No  person  shall  be  held  to  answer  for  a  capital,  or 
otherwise  infamous  crime,  anlese  on  a  presentment  or  in- 
dictment  of  a  Grand  Jury,  except  in  cases  arising  in  tbe 
land  or  naval  forces,  or  in  the  Militia,  when  in  actnal 
Service  in  time  of  War  or  public  danger;  nor  shall  anj 
person  be  subject  for  the  same  offence  to  be  twice  put  in 
jeopardy  of  life  or  limb;  nor  shall  be  compelled  in  any 
Criminal  Gase  to  be  a  witness  against  himself,  nor  be  de- 
prived  of  life,  liberty,  or  property,  without  due  process  of 
law;  nor  shall  private  property  be  taken  for  public  use, 
without  just  compensation. 

(ARTICLE  VI.) 

In  all  criminal  prosecutions,  the  accused  shall  enjoy  the 
right  to  a  speedy  and  public  trial,  by  an  impartial  jaiy 
of  the  State  and  district  wherein  the  crime  shall  have  heen 
committed,  which  district  shall  have  been  previously  ascer- 
tained  by  law,  and  to  be  informed  of  the  nature  and  cause 
of  the  accusation;  to  be  confronted  w^ith  the  witnesses 
against  him;  to  have  Compulsory  process  for  obtaining 
witnesses  in  bis  favour,  and  to  have  the  Assistance  of 
Counsel  for  bis  defence. 

(ARTICLE  VIL) 

In  Suits  at  common  law,  where  the  value  in  controversy 
shall  exceed  twenty  doUars,  the  right  of  trial  by  jury  shall 
be  preserved,  and  no  fact  tried  by  a  jury  shall  be  other- 
wise re-examined  in  any  Court  of  the  United  States,  than 
according  to  the  rules  of  the  common  law. 

(ARTICLE  VIII.) 

Excessive  bail  shall  not  be  required,  nor  excessive  iines 
imposed,  nor  cruel  and  unusual  punishments  inflicted. 

(ARTICLE  IX.) 

The  enumeration  in  the  Constitution,  of  certain  rights^ 
shall  not  be  construed  to  deny  or  disparage  others  retained 
by  the  people. 
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(ARTICLE  X.) 

The  powers  not  delegated  to  the  United  States  by  the 
Constitution,  nor  prohibited  by  it  to  the  States,  are  re- 
served  to  the  States  respectively,  or  to  the  people. 

ARTICLE  XL 

The  Judicial  power  of  the  United  States  shall  not  be 
construed  to  extend  to  any  suit  in  law  or  equity,  com- 
menced  or  prosecuted  against  one  of  the  United  States  by 
Citizens  of  another  State,  or  by  Citizens  or  Subjects  of 
any  Foreign  State. 

ARTICLE  XIL 

The  Electors  shall  meet  in  their  respective  states,  and 
vote  by  ballot  for  President  and  Vice-President,  one  of 
whom,  at  least,  shall  not  be  an  inhabitant  of  the  same 
State  with  themselves;  they  shall  uame  in  their  ballots  the 
person  voted  for  as  President,  and  in  distinct  ballots  the 
person  voted  for  as  Vice-President,  and  they  shall  make 
distinct  lists  of  all  persons  voted  for  as  President,  and  of 
all  persons  voted  for  as  Vice-President,  and  of  the  number 
of  votes  for  each,  which  lists  they  shall  sign  and  certify, 
and  transmit  sealed  to  the  seat  of  the  government  of  the 
United  States,  directed  to  the  President  of  the  Senate; — 
The  President  of  the  Senate  shall,  in  presence  of  the  Senate 
and  House  of  Representatives,  open  all  the  certificates  and 
the  votes  shall  then  be  counted; — The  person  having  the 
greatest  number  of  votes  for  President,  shall  be  the  Pre- 
sident, if  such  number  be  a  majority  of  the  whole  number 
of  Electors  appointed;  and  if  no  person  have  such  majority, 
then  from  the  persons  having  the  highest  numbers  not  ex- 
ceeding  three  on  the  list  of  those  voted  for  as  President, 
the  House  of  Representatives  shall  choose  immediately,  by 
ballot,  the  President.  But  in  choosing  the  President,  the 
votes  shall  be  taken  by  states,  the  representation  from 
each  State  having  one  vote;  a  quorum  for  this  purpose 
shall  consist  of  a  member  or  members  from  two-thirds  of 
the  states,  and  a  majority  of  all  the  states  shall  be  ne- 
cessary  to  a  choice.  And  if  the  House  of  Representatives 
shall  not  choose  a  President  whenever  the  right  of  choice 
shall  devolve  upon  them,   before   the  fourth  day  of  March 


542  Anhang. 

next  following,  then  the  Yice-President  shall  act  as  Presi- 
dent, as  in  the  case  of  the  death  or  other  constitutional 
disability  of  the  President.  The  person  having  the  greatest 
number  of  votes  as  Vice-President ,  shall  be  the  Vice-Pre- 
sident,  if  such  number  be  a  majority  of  the  whole  number 
of  Electors  appointed,  and  if  no  person  have  a  majority, 
then  from  the  two  highest  numbers  on  the  list,  the  Senate 
shall  choose  the  Yice-President;  a  quorum  for  the  purpose 
shall  consist  of  two-thirds  of  the  whole  number  of  Sena- 
tors, and  a  majority  of  the  whole  number  shall  be  necessary 
to  a  choice.  But  no  person  constitutionally  ineligible  to 
the  Office  of  President  shall  be  eligible  to  that  of  Yice- 
President  of  the  United  States. 

ARTICLE  XIII. 

Sbction  1.  Neither  slavery  nor  involuntary  servitude, 
except  as  a  punishment  for  crime,  whereof  the  party  shall 
have  been  duly  convicted,  shall  exist  within  the  United 
States,  or  any  place  subject  to  their  Jurisdiction. 

Sectiok  2.  Congress  shall  have  power  to  enforce  this 
article  by  appropriate  legislation. 

ARTICLE  XIV. 

Section  1.  All  persons  born  or  naturalized  in  the 
United  States  and  subjec.t  to  the  Jurisdiction  thereof,  are 
Citizens  of  the  United  States,  and  of  the  State  wherein 
they  reside.  No  State  shall  make  or  enforce  any  law  which 
shall  abridge  the  privileges  or  immunities  of  Citizens  of 
the  United  States;  nor  shall  any  State  deprive  any  person 
of  life,  liberty  or  property  without  due  process  of  law, 
nor  deny  to  any  person  within  its  Jurisdiction  the  equal 
protection  of  the  laws. 

Section  2.  Kepresentatives  shall  be  apportioned  among 
the  several  States  according  to  their  respective  numbers, 
counting  the  whole  number  of  persons  in  each  State,  ex- 
cluding  Indians  not  taxed;  but  when  the  right  to  vote  at 
any  election  for  the  choice  of  electors  for  President  and 
Yice-President  of  the  United  States,  Kepresentatives  in 
Congress,  the  executive  and  judicial  officers  of  a  State  or 
the  members  of  the  Legislature  thereof,  is  denied  to  any 
of  the   male   inhabitants   of  such  State,   being  twenty-one 


Anhang.  543 

years  of  age  and  Citizens  of  the  United  States,  or  in  any 
way  abridged,  except  for  participation  in  rebellion  or  other 
crimes,  the  basis  of  representation  therein  shall  be  reduced 
in  the  proportion  which  the  number  of  such  male  Citizens 
shall  bear  to  the  whole  number  of  male  Citizens  twenty- 
one  years  of  age  in  such  State. 

Section  3.  No  person  shall  be  a  Senator  or  Represen- 
tative  in  Congress  or  elector  of  President  and  Vice-Presi- 
dent,  or  hold  any  ofQce  civil  or  military,  under  the  United 
States  or  under  any  State  who,  having  previously  taken 
an  oath  as  a  Member  of  Congress,  or  as  an  of&cer  of  the 
United  States,  or  as  a  member  of  any  State  Legislature, 
or  as  an  executive  or  judicial  officer  of  any  State,  to  Sup- 
port the  Constitution  of  the  United  States,  shall  have  en- 
gBged  in  insurrection  or  rebellion  against  the  same,  or 
given  aid  or  comfort  to  the  enemies  thereof.  But  Congress 
^^Yi  ^y  ft  ^ote  of  two-thirds  of  each  house,  remove  such 
disability. 

Section  4.  The  validity  of  the  public  debt  of  the 
United  States  authorized  by  law,  including  debts  incurred 
for  payment  of  pensions  and  bounties  for  Services  in  sup- 
pressing  insurrection  or  rebellion,  shall  not  be  questioned. 
But  neither  the  United  States  nor  any  State  shall  assume 
or  pay  any  debt  or  Obligation  incurred  in  the  aid  of  in- 
surrection or  rebellion  against  the  United  States,  or  any 
loss  or  emancipation  of  any  slave,  but  such  debts,  obliga- 
tions  and  claims  shall  be  held  illegal  and  void. 

Section  5.  The  Congress  shall  have  the  power  to  en- 
force,  by  appropriate  legislation,  the  provisions  of  this 
article. 

ARTICLE  XV. 

Section  1.  The  right  of  Citizens  of  the  United  States 
to  vote,  shall  not  be  denied  or  abridged  by  the  United 
States,  or  by  any  State,  on  account  of  race,  color  or  pre- 
vious  condition  of  servitude. 

Section  2.  Congress  shall  have  power  to  enforce  this 
article  by  appropriate  legislation. 
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Berichtigungen. 

S.  14,  Anm.  19,  statt:  im  Eingang  der  Yerfassungsnrknnde  für 
das  Deutsche  Reich,  Art.  4,  lies:  im  Eingang  dos  Art.  4  der 
Yerfassnngsurkande  für  das  Deatsche  Reich. 

n    6G,  Z.  27,  V.  o. :  am  Ende  fehlt  ein  Semikolon. 

»111,   »    6,  statt:  weitere,  lies:  weiter. 

»  228,  »  9,  statt:  beträgt  356,  lies:  betragt  nach  der  Nen- 
vertheilang  der  Mitglieder  auf  die  einzelnen  Staaten  durch 
den  gegenwärtigen  Gongress  356.  Die  Ziffer  in  Anm.  6, 
S.  227 :  1  Mitglied  auf  etwa  182000  Seelen  der  effectiven  Be- 
völkerung der  Staaten,  wird  erst  vom  4.  März  1803  ab  zu- 
treffen« 

»  381,  Anm,  10,  statt:  II,  585,  lies:  II,  584. 

»  410:  Das  Schlussanfübrungszeichen  muss  von  Z.  17  hinter 
geben"  auf  Z.  31  hinter  Form"  übertragen  werden. 


Druck  yon  F.  A.  Brockhans  in  "Leipzig. 


